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Wirtschafts- und Sozialpolitik

Veränderungen in der Erwerbslandschaft, der de-
mographische Wandel und die Globalisierung 
gelten neben anderen Einfl ussfaktoren wie der 
Erosion der Finanzierungsbasis der sozialen Si-
cherungssysteme und der Staatsverschuldung als 
wesentliche Gründe für eine Neuausrichtung des 
Sozialstaats. Diese Debatte um die Zukunft des 
Sozialstaats hat uns veranlasst, auf ausgewählte 
Aspekte dieses Themas intensiver einzugehen 
und sie mit Vertreterinnen und Vertretern aus 
Wis senschaft, Politik und Verbänden zu diskutie-
ren. Ihre Beiträge in Form von Impulsreferaten 
und Kommentaren sind in den vorliegenden Bro-
schüren abgedruckt. Damit wollen wir zu einer 
Konkretisierung des Begriffs „vorsorgender Sozial-
staat“ beitragen. 

Im Zentrum standen die Sozial-, Arbeits-
markt- und Beschäftigungs- sowie Bildungs- und 
Familienpolitik, ergänzt durch wirtschaftspoliti-
sche Beiträge. Wir veröffentlichen das umfang-
reiche Material in drei Berichten zu den drei ge-
nannten Themenfeldern, wobei der hier vorlie-
gende Text den Bereich Sozialpolitik abdeckt. Die 
Texte haben teilweise einen analytischen Cha-
rakter, teilweise bieten sie Interpretationen zur 
Sozialstaatskonzeption an. Mit ihnen wird ein 
erster Abschnitt unserer Arbeit zum Thema doku-
mentiert, die 2008 fortgesetzt wird. Trotzdem 
möchten wir in einer Zwischenbilanz einige Er-
gebnisse der bisherigen Arbeit festhalten:

Es bestand bei den Teilnehmern und Teil-
nehmerinnen der Workshops Konsens, dass die 
normativen Grundlagen des gegenwärtigen wie 
zukünftigen Sozialstaats durch Werte wie Gerech-
tigkeit, Solidarität, Teilhabe und Freiheit geprägt 
sind. Durch diesen Wertekanon fi ndet eine deut-
liche Abgrenzung gegenüber marktwirtschaft li-
chen, ausschließlich an privatwirtschaftlichen 
Interessen orientierten Konzepten statt. 

Vorbemerkung

Im Unterschied zum jetzigen soll sich der zu-
künftige Sozialstaat durch eine Neujustierung 
 seiner Struktur, seiner Funktionen und seiner 
insti tutionellen Ausgestaltung auszeichnen, die 
in erster Linie auf Vorsorge ausgerichtet sind. Da-
bei kommt Maßnahmen zur Aktivierung, Investi-
tion, Prävention und Innovation eine hohe Be-
deutung zu. Von der Wirksamkeit der Vorsorge 
wird es zukünftig abhängen, wie viel Nachsorge 
noch erforderlich sein wird. 

Selbst bei diesem gemeinsamen Grundver-
ständnis über das, was ein vorsorgender Sozial-
staat sein könnte, existiert eine große Bandbreite 
alternativer politischer Handlungsmöglichkeiten, 
die dieses Ziel erreichen könnten. Ein Beispiel aus 
unserer Diskussion war die kontroverse Debatte 
darüber, wo der Schwerpunkt künftiger Finan-
zierung der sozialen Sicherungssysteme liegen 
sollte: zunehmend über Steuern oder nach wie 
vor eher über Beiträge – ergänzt durch eine Teil-
kapitaldeckungsvariante. Damit werden nicht 
nur Finanzierungsfragen berührt, sondern auch 
Verteilungsfragen. Denn je nachdem, welcher 
Weg (z.B. Einbeziehung anderer Einkommens-
arten und Beschäftigtengruppen) gewählt wird, 
kann Ungleichheit abgebaut oder verstärkt wer-
den.

Außerdem gab es – ebenfalls auf der Basis 
eines gemeinsamen Grundverständnisses zum 
vor sorgenden Sozialstaat – divergierende Einschät-
zungen hinsichtlich arbeitsmarktpolitischer Er-
folge, insbesondere was den Abbau der Arbeits-
losigkeit betrifft. Der Beitrag der Arbeitsmarkt-
politik – darüber bestand Einvernehmen – wird 
allzu oft überschätzt. Arbeitsmarktpolitik hat 
zwar nicht versagt, aber fundamentale marktwirt-
schaftliche Faktoren wie Investitionskosten für 
neue Arbeitsplätze, Produktivität der Beschäf-
tigten oder Absatzchancen für Produkte beschrän-
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ken ihre Wirkung. In der Folge entstehen im 
Niedriglohnsektor weniger neue Arbeitsplätze als 
erhofft. Vorsorgende Sozialpolitik kann also auch 
an Grenzen stoßen, die im Eigeninteresse der Poli-
tik anerkannt werden sollten, da ansonsten nicht 
einlösbare Versprechen gegeben werden. 

Weitgehenden Konsens gab es im bildungs- 
und familienpolitischen Bereich. Allerdings eilen 
die hier vorgestellten Konzepte und Vorschläge 
der bestehenden Praxis erheblich voraus. Fami-
lien- und Bildungspolitik treten im Kontext eines 
vorsorgenden Sozialstaats aus ihrem Schattenda-
sein heraus und werden zu einem wesentlichen 
politischen Ansatzpunkt für die Steigerung des 
gesamtgesellschaftlichen Wohlstandes. 

Gerade wenn Politik tiefer in die Lebenswelt 
eingreift, sind den Bürgern größere Freiheits- und 
Beteiligungsrechte einzuräumen. Sie sind durch 
Sicherheiten beim Zugang zum Arbeitsmarkt und 
im Falle der Erwerbslosigkeit zu ergänzen. Frei-
heits- und Beteiligungsrechte sind aber nicht nur 
gegenüber dem Staat sicherzustellen, sondern sie 
müssen sich auch auf Unternehmensebene nie-
derschlagen, sei es in Form qualifi zierter Mitbe-
stimmung oder Unternehmensbeteiligungen.

Die Vorträge und Diskussionen in den Work-
shops haben dazu beigetragen, die gängige Ana-
lyse und Bewertung von Situationen und Hand-
lungsstrategien wie Lohnnebenkosten, Beitrags-
stabilität, Schaffung von Arbeitsplätzen im Nied-
riglohnsektor und soziale Sicherung in Frage zu 
stellen. Viele der herkömmlichen Deutungsmus-
ter der Ursachen greifen aus unserer Sicht zu kurz 
und vernachlässigen wichtige Faktoren. Dies trifft 

u.a. auf die Debatte um die Rolle der Lohnneben-
kosten und der Globalisierung zu, die immer wie-
der als Bedrohungspotenzial dargestellt werden, 
um den Umbau des Sozialstaats in eine bestimm-
te Richtung zu drängen, in der einzelwirtschaft-
liche statt volkswirtschaftlicher Sichtweisen und 
Interessen dominieren.

Demgegenüber andere Perspektiven und Kon-
zepte zu entwickeln und zu präsentieren, sehen wir 
als eine unserer zukünftigen Aufgaben bei der 
Fortführung der Sozialstaatsdebatte. Dabei wer-
den zukünftig u.a. Themen wie die Vermeidung 
von Armut, Generationengerechtigkeit, (bedin-
gungsloses) Grundeinkommen und die Absiche-
rung bei Übergängen im Erwerbsverlauf im Mit-
telpunkt stehen.

Allen Beteiligten an den hier dokumentierten 
Workshops gilt unser Dank. Besonders sind wir 
der stellvertretenden Vorsitzenden der SPD-Bun-
destagsfraktion, Elke Ferner, MdB, und Birgit Fi-
scher, Mitglied des Präsidiums des SPD-Partei-
vorstandes, zu Dank verpfl ichtet, die mit ihren 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern über fast ein 
Jahr hinweg diesen Diskurs zwischen Politik und 
Wissenschaft mitgetragen haben.

Ruth Brandherm
Leiterin des Gesprächskreises 
Arbeit und Qualifi zierung 
der Friedrich-Ebert-Stiftung 

Peter König
Leiter des Gesprächskreises Sozialpolitik
der Friedrich-Ebert-Stiftung



WISO
DiskursWirtschafts- und Sozialpolitik

Thesen zur Diskussion

(1) Der Sozial- oder Wohlfahrtsstaat ist keine rein 
sozialdemokratische Idee, und er ist auch 
nicht bloß eine Ansammlung von Einrich-
tungen zur Produktion und Verteilung von 
Sozial leistungen. Der Wohlfahrtsstaat ist die 
spezifi sche Form der Vergesellschaftung west-
licher Industrienationen nach dem Zweiten 
Weltkrieg – und in diesem Sinne von maßgeb-
licher Bedeutung für die alltägliche Lebensfüh-
rung der Bürger und Bürgerinnen dieser Gesell-
schaften. Der Wohlfahrtsstaat ist ein Mecha-
nismus der Strukturierung sozialer Ungleich-
heit, der Gestaltung individueller und kol lek-
tiver Lebenschancen, der Anerkennung und 
Abwehr sozialer Inklusionsansprüche, der Re-
gulierung wechselseitiger Unterstützungsbe-
ziehungen. Der Wohlfahrtsstaat gestaltet „Ge-
sellschaft“ – und ist in seinen Programmen 
und Praktiken daher immer auch Ausdruck 
normativer Vorstellungen und Ansprüche der 
Ordnung und Steuerung gesellschaftlicher 
Verhältnisse.

(2) Die Bandbreite historisch und international 
realisierter normativer Ansätze sozialstaat li-
cher Politik ist (dementsprechend) groß. Das 
Wertespektrum der modernen Sozialpolitik ist 
bemerkenswert breit: von der Bedarfs- bis zur 
Leistungsorientierung und von der Armutsbe-
kämpfung bis zur Statussicherung, von „Frei-
heit“ bis „Sicherheit“ und von „Teilhabe“ bis 
„Teilnahme“, von der Mindestsicherung bis zur 
Vollversorgung reichen die Maximen sozial-
politischer Intervention. Dahinter stehen ganz 
unterschiedliche politische Über zeugungen 
davon, was in einer fortgeschrittenen demo-
kratisch-kapitalistischen Gesellschaft sozial 
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gerecht ist und welche Rolle dem Staat als Ak-
teur bei der Herstellung von (so verstandener) 
sozialer Gerechtigkeit zukommen soll.

(3) Seit einiger Zeit erleben wir in allen entwickel-
ten Wohlfahrtsstaaten einen Prozess der Re-
orientierung und Umsteuerung sozialpoliti-
schen Handelns im Sinne eines (stärker) „akti-
vierenden“,  „präventiven“  und  „investiven“ 
So zialstaats. Statt einer klassischen Sozial-
politik der Bearbeitung und Kompensation 
von Risiken und Nebenwirkungen der Lohn-
arbeit, die sich wesentlich auf Wertbegrün-
dungen des „sozialen Ausgleichs“ und des „so-
zialen Friedens“ stützte, zielt sozialpolitische 
Intervention zunehmend (und zuneh mend 
explizit) auf die Mobilisierung von individu-
eller „Eigenverantwortung“, auf die Maximie-
rung des gesamtgesellschaftlichen Nutzens 
sozialpolitischer Maßnahmen (unter der For-
mel des „Gemeinwohls“) sowie auf die Reali-
sierung der „Nachhaltigkeit“ des sozial poli ti-
schen Mitteleinsatzes. Im Kontext dieser Neu-
ausrichtung steht der in jüngster Zeit sich voll-
ziehende (politische und/oder mediale) Be deu-
tungs zuwachs von – jedenfalls in Deutschland 
lange Zeit eher ein Schattendasein füh renden 
– Politikfeldern wie der Bildungs- und der Fa-
milienpolitik.

(4) Die „produktivistische“ Neuausrichtung der 
Sozialpolitik – und zumal der beiden zuletzt 
genannten Teilbereiche – hat das Potenzial zu 
einer weitreichenden Umgestaltung sozialer 
Beziehungen und gesellschaftlicher Struktu-
ren. Sie beinhaltet eine tendenzielle Um keh-
rung der sozialen Berechtigungs-, Verpfl ich-
tungs- und „Schuld“verhältnisse zwischen 
dem Staat und seinen Bürgerinnen und Bür-

Normative Ansätze der Sozialpolitik

Impuls: Stefan Lessenich
IMPULS
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gern; eine Abkehr von Politiken der Bedarfs-
deckung und eine verstärkte Ausrichtung so-
zialpolitischer Maßnahmen und Mittel zu wei-
sungen an den (politisch kon struierten) Inter-
essen und Nutzenkalkülen der „All gemeinheit“ 
(vom Wirtschafts- über das Humankapital- bis 
zum Bevölkerungswachstum); schließlich den 
hemmungsloseren Einsatz von Mechanismen 
der negativen Sanktionie rung und des (mehr 
oder weniger sanften) Zwangs zur Verhaltens-
steuerung der Bürger innen und Bürger im 
Sinne des neuen sozialpolitischen Wertekata-
logs.

(5) Ein politischer Gegenentwurf zum Werte-
kanon  des  „aktivierenden“  Sozialstaats  hat 
min  destens den folgenden drei Gütekriterien 
sozialpolitischer Intervention gerecht zu wer-
den: Er muss die sozialen und materiellen Vor-
aussetzungen einer effektiven Einlösung der 
formal verbürgten Freiheits- und Beteiligungs-
rechte aller seiner Bürgerinnen und Bürger ga-
rantieren (statt deren Realisierung denjenigen 

mit den besten Ressourcenausstattungen vor-
zubehalten); er muss größtmögliche Offen heit 
und Neutralität gegenüber den indivi du ellen 
und gemeinschaftlichen Lebensentwürfen sei-
ner Bürgerinnen und Bürger üben (anstatt auf 
neue Standardisierungen und Normierungen 
sozialer Lebensweisen zu zielen); er muss den 
brüchiger werdenden Chancen auf individu-
elle (und haushaltliche) Existenz sicherung 
durch geschützte Erwerbsarbeit ebenso ge-
recht werden wie der (zunehmend unabweis-
lichen) Realität der radikalen Veränderung der 
„deutschen“ Staatsbürger gesell schaft durch 
anhaltende Zuwanderung. In diesem Sinne ist 
jede einfache Polemik gegen sozial staatliche 
Verteilungspolitik bzw. den umverteilenden 
Sozialstaat in die Schranken zu weisen: Wie 
grundsätzlich und unvermeidbar jeder Sozial-
staat wird auch der deutsche Sozialstaat der 
Zukunft ein umverteilender sein – oder aber er 
wird nicht sein.
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Sozialpolitik hatte rückblickend betrachtet im-
mer widersprüchliche Ziele und Leitmotive. Eine 
neutrale Beschreibung dessen, was normativ So-
zialpolitik leisten soll, kann es folglich nicht ge-
ben. Von den einen vor allem als Mittel zur Stabi-
lisierung des kapitalistischen Systems eingesetzt, 
war sie für andere Mittel zur Überwindung der 
Abhängigkeit vom Markt (Dekommodifi zierung, 
Esping-Andersen 1990). Der Ausbau eines umfas-
senden Sozialstaats nach dem Zweiten Weltkrieg 
galt daher als „Klassenkompromiss“. Aufgelöst 
waren die Widersprüche dabei nicht.

„Der Sozialstaat konserviert die Kontrolle 
des Kapitals über die Produktion und da-
mit die Grundstruktur des industriellen 
Klassenkonfl ikts zwischen Kapital und Ar-
beit; in keiner Weise begründet er Institu-
tionen, die einer ‚Arbeiterselbstverwaltung’ 
ähneln. Zur gleichen Zeit stärkt er aber das 
Potential der Lohnarbeiter, sich der Kon-
trolle durch das Kapital zu widersetzen.“1 

Welche Vorstellung sich in der jeweiligen institu-
tionellen Ausgestaltung der Wohlfahrtstaaten ma-
nifestiert, ist folglich abhängig von den konkreten 
gesellschaftlichen Kräfteverhältnissen. Die norma-
tiven Vorstellungen zur Sozialpolitik sind nicht 
unabhängig von gesellschaftlicher Hegemonie zu 
denken. 

In den vergangenen 10 – 15 Jahren haben sich 
die gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse deut lich 
verschoben. Anhaltende Arbeitslosigkeit und feh-
lendes Wirtschaftswachstum waren in Deutsch-
land Wasser auf den Mühlen derer, die den So-

zialstaat selbst als Ursache der Probleme sahen. 
Statt effi zientes Wirtschaften zu ermöglichen, 
wür de er zum einen über die Systeme Sozialer Si-
cherung Arbeitsmarktrigiditäten verstärken, da es 
an Anreizen zur Arbeitsaufnahme mangele und 
die Abhängigkeit von Sozialleistungen ge- bzw. 
verstärkt würde. Zum anderen führe der Sozial-
staat zu einer Überlastung seiner eigenen Kapazi-
täten, da die Finanzierung zunehmend schwie-
riger würde, denn die Ausgaben für Soziale Siche-
rung stiegen schneller als das Realeinkommen. Die 
fortdau ernden medialen Debatten über „Sozial-
schma rot zer“, ein Überborden sozialstaatlicher 
Leis tun gen und die Notwendigkeit, den Druck 
zur Ar beits aufnahme auf die Arbeitssuchenden 
zu erhöhen, veranschaulichen den Wandel in 
den politischen Verhältnissen. 

Ergänzend haben sich die materiellen Grund-
lagen sozialstaatlichen Handelns ebenfalls verän-
dert. Die Internationalisierung der Finanzmärkte, 
die nachhaltig gestützt wird durch eine politisch 
gewollte Liberalisierung, wirkt sich massiv auf die 
Arbeits- und Produktionsprozesse aus. In der Fol-
ge haben sich in Deutschland die sozialen Wider-
sprüche verschärft. Die Einbindung des rheini-
schen  Kapitalismus  in  die  shareholder  value-
 getriebene Globalisierung hat (sozial)staatliche 
Spiel räume verringert. Statt Teilhabe, Ausbau von 
So zialleistungen und Demokratisierung der Wirt-
schaft ist die neue Zielgröße Wettbewerbsfähig-
keit. Der alte Klassenkompromiss scheint aufge-
löst. Aufgrund ihrer Erwerbsarbeitszentrierung 
sind zudem die Sozialversicherungssysteme im-
mer weniger in der Lage, ausreichenden Schutz 
gegen die Marktrisiken zu bieten. Außerdem hat 
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Claudia Bogedan

Kommentar zu Stephan Lessenich

KOMMENTAR

1 Offe, Claus (1984): Zu einigen Widersprüchen des modernen Sozialstaates, in: ders., „Arbeitsgesellschaft“. Strukturprobleme und 
Zukunfts perspektiven, Frankfurt a. M./New York, S. 328.
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gung Mittel, um die Werte Freiheit, Gerechtigkeit 
und Solidarität durch- und umzusetzen.

„Als Sozialstaat hat er für seine Bürger 
 Daseinsvorsorge zu treffen, um jedem die 
eigenverantwortliche Selbstbestimmung zu 
ermöglichen und die Entwicklung einer 
freiheitlichen Gesellschaft zu fördern. Ziel 
sozialdemokratischer Wirtschaftspolitik ist 
stetig wachsender Wohlstand und eine 
 gerechte Beteiligung aller am Ertrag der 
Volkswirtschaft, ein Leben in Freiheit ohne 
unwürdige Abhängigkeit und ohne Aus-
beutung.“2 (Hervorh. CB)

Welche Transformation hat dieses Sozialstaats-
verständnis in der Sozialdemokratie durchlaufen? 
Was sind heute Ziele sozialdemokratischer So-
zialstaatspolitik? 

Mit der Debatte um den „Dritten Weg“ ist in 
den 1990er Jahren versucht worden, ein neues 
Leitbild zu etablieren. Es ist jedoch nicht gelun-
gen, daraus ein mehrheitsfähiges und mit posi-
tiven Gestaltungsoptionen verbundenes gemein-
sames Projekt zu entwickeln. Im Gegenteil, die 
Verwerfungen innerhalb der Sozialdemokratie in 
der Folge der Auseinandersetzung zur AGENDA 
2010 und der Regierungspolitik der vergangenen 
Legislaturperioden haben zu einer personellen 
und programmatischen Schwächung der SPD ge-
führt. 

Der „vorsorgende Sozialstaat“ soll nun das 
neue Leitbild sein. Mit den drei Eckpunkten Akti-
vierung, Prävention und Investition sind indes 
noch keine eindeutigen Ziele vorgegeben. Einer-
seits können diese Schwerpunkte als Fortsetzung 
der „produktivistischen Neuausrichtung der Sozi-
alpolitik“ (Lessenich in diesem Band) verstanden 
werden. Andererseits ermöglichen sie die Refor-
mulierung alter Ziele mit neuen, den Verhältnis-
sen der Zeit gerecht werdenden Instrumenten. 
Diese Zielformulierungen sind wiederum abhän-
gig von den politischen Kräfteverhältnissen – sei 
es im Parlament als auch innerparteilich. 

die Agenda 2010 mit ihrer Sachzwang- und Stand-
ortrhetorik keine positiven Umbauoptionen ge-
boten. Stattdessen haben Repression und Angst 
vor sozialem Abstieg mittlerweile sogar Teile der 
Mittelschicht erreicht. 

Faktische Probleme der Sozialen Sicherung 
und die fehlende Orientierung machen die Ent-
wicklung eines kohärenten Leitbilds dringend er-
forderlich. Dabei sollte die zwischenzeitlich ver-
stummte Kritik am „konservativen“ Sozialstaat 
wieder aufgegriffen und seine Schwächen über-
wunden werden. 

Normen und Leitsätze 
sozialdemokratischer Sozialstaatspolitik

Galt die Sozialdemokratie immer als Verfechter 
umfassender sozialstaatlicher Leistungen, so blieb 
die SPD von den neuen hegemonialen Deutungs-
mustern nicht unberührt. Aktivierung und mehr 
Eigenverantwortung gehören zum neuen sozial-
politischen Vokabular. 

Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität stehen 
jedoch unverändert als Grundwerte der Sozialde-
mokratie. Es geht daher um ihre Umsetzung in 
Leitziele eines sozialen Staates. Die Auslegung die-
ser grundlegenden Werte macht es erst möglich, 
zwischen unterschiedlichen politischen Überzeu-
gungen zu differenzieren. Beispielsweise ist für 
die Liberalen Gleichheit vor dem Gesetz bereits 
das Erreichen von Gerechtigkeit. Linke beziehen 
die darüber hinaus bestehenden Ungleichheiten 
und die soziale Spaltung unserer Gesellschaft in 
ihre Defi nition mit ein. Gerechtigkeit und Gleich-
heit rücken dadurch enger aneinander.

Von dieser Interpretation von Wert- und 
Zielvorstellungen bis zur konkreten Politik ist es 
dann immer noch ein weiter Weg. In der Sozial-
demokratie haben seit den frühen Anfängen 
Grundsatzprogramme eine wichtige Rolle ge spielt 
als Transformationsriemen zwischen den Zielen 
einer „fortschrittlichen“, verändernden Politik 
und konkreten politischen Aktivitäten. Der So-
zialstaat war in der sozialdemokratischen Bewe-

2 Aus dem Godesberger Grundsatzprogramm der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands von 1959.
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Das Beispiel der Familien- und Bildungspoli-
tik zeigt, dass bestimmte sich eigentlich wider-
sprechende Ziele dabei durchaus nebeneinander 
stehen können. Allerdings muss stärker als bisher 
die Kohärenz unterschiedlicher Politiken in den 
Mittelpunkt gestellt werden. 

„Eigenverantwortung“ und „Beschäftigungs-
fähigkeit“ haben der Bildungspolitik zu einem 
neuen Stellenwert verholfen. Frühkindliche Bil-
dung als Antwort auf die gestiegenen Bildungs-
anforderungen in der post-fordistischen Gesell-
schaft ist gleichzeitig – so zeigen es die Erfah-
rungen in den skandinavischen Ländern – wirk-
sames Instrument zur Überwindung von sozialer 
Ungleichheit, indem der familiäre Hintergrund 
weniger entscheidend für den Bildungserfolg 
wird. Die Herstellung von Gleichheit ist aller-
dings kein Automatismus. Aufgabe sozialdemo-
kratischer Politik muss daher die Stärkung des 
emanzipativen Charakters von Bildung sein, die 
nicht allein dem Ziel der Herstellung von Markt-
fähigkeit folgt. Mehr noch: Der Bildungserfolg 
darf nicht länger vom Geldbeutel der Eltern ab-
hängen. Deshalb darf Bildung nicht dem Markt 
überantwortet werden. Es braucht einen starken, 
gestaltenden Staat, der die Verantwortung für die 
Herstellung öffentlicher Güter trägt. Steigt dabei 
als (intendierter) Nebeneffekt mit dem Bildungs-
niveau auch die „Beschäftigungsfähigkeit“, ist 
dies durchaus begrüßenswert. Denn statt des 
Facharbeiters mit kontinuierlicher Erwerbsbio-
graphie muss die Schablone der Systeme sozialer 
Sicherung fl exibler werden, damit das bereits im 
Godesberger Programm der SPD von 1959 formu-
lierte Ziel weiterhin zu erfüllen ist – „stetig wach-
sender Wohlstand und eine gerechte Beteiligung 
aller am Ertrag der Volkswirtschaft, ein Leben in 
Freiheit ohne unwürdige Abhängigkeit und ohne 
Ausbeutung“. 

Ein Leben in Freiheit muss immer ein Leben 
in Freiheit von und in Freiheit zu sein. Zentral da-
bei ist die Freiheit von materieller Not, d.h. ohne 
Armutslöhne und residuale soziale Sicherung. 
Gleichzeitig braucht es einen funktionstüchtigen 
und demokratischen Sozialstaat, der die Vorbe-
dingungen dafür schafft, dass der Einzelne sich in 
freier Selbstverantwortung und gesellschaftlicher 

Verpfl ichtung entfalten kann. Die „angebotspoli-
tische“ Wende in der Arbeitsmarktpolitik hat da-
gegen allein das Individuum verantwortlich ge-
macht für sein Schicksal im Arbeitsmarkt. Der 
Staat hat damit seine vorsorgende Verpfl ichtung 
zur Gestaltung der gesellschaftlichen Verhältnisse 
aufgegeben.

Das skizzierte Konzept des demokratischen 
Sozialstaats (Lessenich in diesem Band) ist hilf-
reich, um den drei Schwerpunkten des vorsor-
genden Sozialstaats – Aktivierung, Prävention und 
Investition – Gütekriterien gegenüberzustellen, 
die eine Beliebigkeit und daraus folgende Inko-
härenzen und Zielabweichungen verhindern.

Fazit

Der demokratische Sozialstaat stellt nicht den 
marktfunktionalen, sondern die legitimierende 
und orientierende Funktion des Sozialstaats in den 
Mittelpunkt. Drei Gütekriterien sozialpolitischer 
Intervention sind dafür nach Lessenich ausschlag-
gebend: 

Der demokratische Sozialstaat schafft die so-
zialen und materiellen Voraussetzungen zur Ein-
lösung der formal verbürgten Freiheits- und Bür-
gerrechte („social citizenship“).

Der demokratische Sozialstaat verhält sich 
offen und neutral gegenüber individuellen und 
ge meinschaftlichen Lebensentwürfen.

Der demokratische Sozialstaat gewährt Exis-
tenzsicherung durch gute Arbeit als Antwort auf 
die Veränderungen in der Erwerbsarbeit und 
durch Zuwanderung.

Der demokratische Sozialstaat ist daher stär-
ker entkoppelt vom System der Erwerbsarbeit. 
Der Zugang zu sozialer Sicherheit ist für alle Men-
schen, die sich dauerhaft im Staatsgebiet aufhal-
ten. Die bestehenden Gerechtigkeitsprobleme des 
Sozialversicherungsstaates werden aufgelöst. Die 
Kluft zwischen Arbeitsmarkt„insider“ und „out-
sider“ wird gemindert. Inter- wie auch intrage-
nerationelle Austauschbeziehungen werden ge-
stärkt. Der „Sozialismus in einer Klasse“, wie die 
beschränkten Umverteilungs- und Solidaritäts-
beziehungen in der Sozialversicherung zynisch 
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umschrieben wurden, wird erweitert und auf alle 
Einwohnerinnen und Einwohner ausgedehnt. 
Damit einher geht eine Ausweitung des Leis-
tungskatalogs. Der Sozialstaat als Baustein demo-
kratischer Gesellschaften bietet voraussetzungs-
freien, wenngleich nicht unbedingt bedingungs-
losen Schutz für alle. Er ist Voraussetzung für de-
mokratische Teilhabe und Partizipation und 
deren dauerhaften Gewährung. 

Damit ist Sozialpolitik auch Gesellschaftspo-
litik3 mit dem Ziel einer Gesellschaftsordnung, 
die ohne Ausbeutung und Leid auskommt, die 

Wohlstand und Frieden für alle sichert – kurzum 
auf dem Weg zum „Demokratischen Sozialis-
mus“.

Fraglich ist jedoch, wie angesichts aktueller 
politischer Kräfteverhältnisse eine solche Per-
spektive gestärkt werden kann? Wie viel „fort-
schrittliches“ Potenzial ist durch- und umsetzbar 
im Leitbild des vorsorgenden und demokrati-
schen Sozialstaats? Wie kann dieses gegen die 
hege monialen Deutungsmuster entfaltet werden? 
Denn: Leitbilder müssen auch mehrheits- und 
mobilisierungsfähig sein.

3 Achinger, Hans (1958): Sozialpolitik als Gesellschaftspolitik. Von der Arbeiterfrage zum Wohlfahrtsstaat, Hamburg: Rowohlt.
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Strukturmuster des Ab- und Umbaus des 
Sozialstaats

Seit Mitte der 1990er Jahre steht die Sozialpolitik 
in Deutschland unter einem massiven Anpas-
sungs- und Veränderungsdruck. Die Grundsatz-
kritik am deutschen Sozialstaatsmodell hat seit-
dem in der Öffentlichkeit, in den Parteien, in den 
Medien und nicht zuletzt in der Wissenschaft 
eine bislang nicht bekannte Breitenwirkung ent-
faltet. Eine kaum noch überschaubare Vielzahl 
von Eingriffen in Sozialleistungsgesetze, Gesetzes-
novellen und auch grundsätzlich neuen Regelun-
gen hat diese Phase begleitet: Altersvermögens ge-
setz und Altersvermögensergänzungsgesetz, Ren-
tenversicherungsnachhaltigkeitsgesetz, GKV-Mo-
der nisie rungsgesetz, GKV-Wettbewerbsstärkungs-
gesetz, erstes, zweites, drittes und viertes Gesetz 
für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt, 
Grundsicherung für Arbeitsuchende, Elterngeld-
gesetz – dies sind nur einige Stichworte. Die Frage 
ist, ob all diese in wenigen Jahren in der Sozial-
politik vollzogenen Veränderungen eine gemein-
same Linie erkennen lassen. 

Es ist zwar nicht möglich, ein dominantes 
oder gar einziges Strukturmuster aufzuzeigen, da-
für handelt es sich bei der Sozialpolitik um ein zu 
vielschichtiges Politikfeld mit je unterschiedli chen 
Zielsetzungen, Adressaten, Instrumenten, Funk-
tionen, Wirkungen und Institutionen. Gleich wohl 
lassen sich einige zentrale Trends identifi zieren, 
die an den Ab- und Umbauforderungen, die die 
neoliberale Sozialstaatskritik formuliert, anknüp-
fen und mehr sind als ziellose, rein fi skalisch mo-
tivierte Sparprogramme und Leistungsverschlech-
terungen. Unübersehbar ist, dass sich die Grund-
prinzipien des deutschen Sozialstaatsmodells 

verschoben bzw. verändert haben, von alten Pfa-
den also abgewichen wird und sich neue Struk-
turen herausbilden. Die nachfolgende Aufl istung 
dieser Trends ist dabei nicht im Sinne einer Rang-
ordnung zu verstehen. Auch handelt es sich um 
Entwicklungen, die sich überlappen, widersprüch-
lich sind und – um sie besser erkennen zu können 
– an dieser Stelle zugespitzt werden. 

Vermarktlichung der Sozialpolitik: 
Abbau der öffentlichen und Ausbau der 
privaten Sicherung: 

Im System der sozialen Sicherung, insbesondere 
im Bereich der Rentenversicherung, kommt es zu 
einer deutlichen Reduktion des Leistungsniveaus. 
Das lange Jahre vorherrschende Leistungsziel der 
Lebensstandardsicherung gilt nur noch sehr ein-
geschränkt, das Ziel einer Minimal- oder Mindest-
sicherung gewinnt an Bedeutung. Eine ergänzen-
de private, kapitalgedeckte Vorsorge durch Pro-
dukte des Versicherungs- und Finanzmarktes wird 
notwendig, um im Risikofall einen tiefen Absturz 
im Einkommen zu vermeiden. Die soziale Siche-
rung wird damit zunehmend privatisiert und ver-
marktlicht. Die Interessen der transnationalen 
Anbieter von Finanzdienstleistungen (Banken, 
Versicherungen, (Pensions)Fonds, Immobilien-
fonds usw.) wirken mehr und mehr auf die soz-
iale Sicherung ein. Der Staat reguliert die expan-
dierenden Wohlfahrtsmärkte, um ein Mindest-
maß an Sicherheit zu gewährleisten, und fördert 
zugleich die freiwillige private Vorsorge über Zu-
wendungen und Steuererleichterungen. Im Ergeb-
nis verlieren Solidarprinzip und Einkommens-
umverteilung an Gewicht, da die private Vorsorge 
sozial stark selektiv und ausgrenzend wirkt.

Entwicklung der sozialen Sicherungssysteme 

Sozialstaat zwischen Abbau und Reform

Impuls: Gerhard Bäcker
IMPULS
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Vermischung der Prinzipien von 
gesetzlicher und privater Versicherung 

Unverändert bleibt die Sozialversicherung ein ka-
tegoriales, auf die abhängig Beschäftigten kon-
zentriertes System. Der Übergang zu einer univer-
sellen Versicherung, die sich allein am Bürgersta-
tus orientiert, ist nicht in Sicht. Aber durch die 
zunehmende staatliche Regulierung der privaten 
Sicherung, so in der privaten Krankenversiche-
rung durch Basistarife und Einführung einer Ver-
sicherungspfl icht, fi nden sich klassische Prinzi-
pien der Sozialversicherung zunehmend auch im 
privaten System. Auf der anderen Seite prägen ty-
pische Elemente der Privatversicherung, so Wahl-
tarife, Selbstbehalte, Kostenerstattung, die Sozial-
versicherung, während Elemente des Solidaraus-
gleichs zurückgenommen werden mit der Folge 
einer zunehmenden Belastung und Benachteili-
gung der Versicherten mit sog. „schlechten Ri-
siken“. 

Verschärfung des Wettbewerbs zwischen den 
Leistungsanbietern

Staat (Kommunen) und Sozialversicherungsträger 
ziehen sich mehr und mehr aus der direkten Er-
bringung sozialer Dienstleistungen zurück und 
übertragen die Aufgaben privaten Anbietern. 
Durch neue Vergabe- und Finanzierungsverfah-
ren entwickelt sich zwischen den Anbietern ein 
scharfer Preiswettbewerb, der vor allem die Wohl-
fahrtsverbände und andere gemeinnützige Träger 
unter Druck setzt. Offen bleibt, ob es zu der er-
hofften Steigerung von Effektivität und Effi zienz 
der Leistungen kommt oder ob sich der Wettbe-
werb zu Lasten der Qualität auswirkt. Und in der 
Gesetzlichen Krankenversicherung selber ver-
schärft sich der Wettbewerb zwischen den einzel-
nen gesetzlichen Krankenkassen. 

Schrittweiser Rückzug der Arbeitgeber aus der 
Finanzierung der sozialen Sicherung

Durch die Gewichtsverschiebung zwischen öffent-
licher und privater Sicherung, erhöhte Eigenbe-
teiligungen (Zuzahlungen), die Finanzierung ein-

zelner Leistungszweige der Krankenversicherung 
allein durch die Versicherten (Krankengeld, Zahn-
ersatz) und die Zusatzbeiträge im Gesundheits-
fonds kommt es zu einer fi nanziellen Entlastung 
der Arbeitgeber. Der reguläre Beitragssatz wird 
festgeschrieben und das paritätische Finanzie-
rungsprinzip ausgehöhlt. Ausgabenzuwächse wer-
den im Sinne einer einnahmeorientierten Ausga-
benpolitik durch Leistungskürzungen oder aber 
durch Belastungen von Versicherten sowie priva-
ten Haushalten aufgefangen. 

Weiterer Bedeutungsverlust der 
Selbstverwaltung

Die Rechte der Organe der Selbstverwaltung in 
der Sozialversicherung werden durch Eingriffe 
des Gesetzgebers, so hinsichtlich der Beitragsfest-
setzung, der Leistungen und der Vertragsverein-
barungen mit den Leistungsanbietern, weiter ein-
geengt. Das Modell der korporatistischen Sozial-
politik verliert an Bedeutung. Verstärkt wird die-
ser Prozess durch den Ausbau der privaten, 
marktförmigen Vorsorge sowie durch die Verlage-
rung der bislang durch die Selbstverwaltung ge-
steuerten Arbeitslosenhilfe auf die neue Grund-
sicherung für Arbeitsuchende.

Aktivierung und Förderung der 
Beschäftigungsfähigkeit 

Das Ziel von Sozialpolitik, soziale Sicherheit vor 
den Risiken des Marktes zu gewährleisten, Ein-
kommensungleichheiten zu begrenzen und 
Schutz zu bieten vor Ausgrenzung und Armut, 
wird zurückgedrängt. In den Vordergrund schiebt 
sich das Ziel, allen Arbeitsfähigen eine Beteili-
gung am Arbeitsmarkt und Erzielung von Er-
werbseinkommen – und dies auch zu schlechten 
Konditionen – zu ermöglichen. Aktivierung, För-
derung der Beschäftigungsfähigkeit und Markt-
eingliederung lauten die Schlagworte. In der Ar-
beitsmarktpolitik soll dies durch Fördermaßnah-
men und Lohnsubventionen, durch die Verkür-
zung und Absenkung von Transferleistungen an 
Arbeitslose sowie durch eine Verschärfung von 
Sanktionen und die Verschlechterung der Rechts-
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position der Betroffenen erreicht werden. Es 
kommt zu einer Re-Kommodifi zierung der Ar-
beitskraft.

Ausbau der fürsorgerechtlichen Leistungen, 
Arbeitslosigkeit als Bedrohung

Durch die Zusammenführung von Arbeitslosen-
hilfe und Sozialhilfe und die gleichzeitige Er-
schwerung und Verkürzung des Anspruchs auf 
die Versicherungs- und Lohnersatzleistung Ar-
beitslosengeld wird die Existenzsicherung des 
größten Teils der Arbeitslosen auf die neue für-
sorgerechtlich konstruierte und steuerfi nanzierte 
Leistung Grundsicherung für Arbeitsuchende/Ar-
beitslosengeld II verlagert. Der Leistungsbezug 
wird an die strenge Kondition geknüpft, eine Er-
werbstätigkeit oder Arbeitsgelegenheiten unter 
allen Bedingungen aufzunehmen. Da das Leis-
tungsniveau lediglich das sozial-kulturelle Exis-
tenzminimum sichert und Anspruch nur bei Be-
dürftigkeit besteht, erleiden Arbeitslose, die nicht 
binnen eines Jahres eine neue Beschäftigung fi n-
den, einen tiefen Absturz in ihrer Einkommens- 
und Sozialposition. Dies ist für die Betroffenen 
ein tatsächliches, für alle (noch) Beschäftigten 
ein potenzielles Risiko. Die soziale Unsicherheit 
bei Arbeitslosigkeit wächst, Arbeitslosigkeit wird 
auch für die Mittelschichten zur existenziellen 
Bedrohung.

Ausweitung des Niedriglohnsektors und 
prekärer Beschäftigungsverhältnisse

Der Sektor der Niedriglohnbeschäftigung weitet 
sich aus. Dies ist zum einen Folge der hohen Ar-
beitslosigkeit, der Schwäche der Gewerkschaften 
und des ungebrochenen Trends der Dienstleis-
tungsbeschäftigung. Zum anderen wirkt die Aus-
formung der Sozial- und Beschäftigungspolitik 
auch gezielt in diese Richtung: Infolge des nied-
rigen Niveaus der Grundsicherung und ihres feh-
lenden Bezugs zum vormaligen Einkommen, der 
strengen Bedürftigkeitsprüfungen und Sanktions-
mechanismen sowie der Regelung, dass Arbeitslo-
se auch Arbeitsverhältnisse mit einer Entlohnung 
unterhalb des tarifl ichen oder ortsüblichen Min-
destniveaus annehmen müssen, werden Arbeits-

lose in unterwertige Beschäftigung gedrängt. Zu-
gleich werden Anreize gesetzt, nicht sozialversi-
cherungspfl ichtige Beschäftigungsverhältnisse aus-
zuweiten, das betrifft vor allem die Mini-Jobs und 
neue Formen selbstständiger Arbeit. 

Langsamer Wandel des Modells der Versorgerehe

Das für den deutschen Sozialstaat typische Set an 
institutionellen Regelungen und Maßnahmen 
(u.a abgeleitete soziale Sicherung, Steuersplitting, 
geringfügige Beschäftigungsverhältnisse), das die 
traditionellen Geschlechterrollen materiell und 
sozial stützt und für Frauen, und hier insbesonde-
re für Mütter, Erwerbsunterbrechungen und al-
lenfalls Teilzeitarbeit vorsieht, wird zwar nicht 
abgeschafft. Dennoch fi ndet in der Rentenversi-
cherung eine langsame Umsteuerung von der 
Honorierung der Ehe hin zur Berücksichtigung 
der Erziehung von Kindern statt. Und das Eltern-
zeit- und Elterngeldgesetz fördert die parallele 
Verknüpfung von Erwerbstätigkeit und Kinderer-
ziehung. Hinzu kommen der Ausbau der Kinder-
betreuungsangebote und die besondere Berück-
sichtigung von allein Erziehenden in der Grund-
sicherung für Arbeitsuchende. Dahinter stehen 
wiederum der Gedanke der Nutzung von Bil-
dungsinvestitionen in Frauen und der Sicherung 
ihrer Beschäftigungsfähigkeit sowie das bevölke-
rungspolitische Motiv, gerade qualifi zierten Frau-
en die Entscheidung für ein Leben mit Kindern 
zu erleichtern. 

Förderung von Bildung und Erziehung: 
Investive Sozialpolitik

Die traditionelle Blindstelle in der deutschen So-
zialpolitik, nämlich die soziale Absicherung und 
Förderung von Bildung und Erziehung, wird im 
Zuge einer verstärkt auf Aktivierung und Vorsor-
ge setzenden Strategie langsam überwunden. Ins-
besondere die Betreuung und Erziehung von 
(Klein)Kindern wird ausgebaut, um das zentrale 
soziale und Arbeitsmarktrisiko einer unzureichen-
den schulischen und berufl ichen Qualifi kation zu 
verringern. Aber es geht auch um die bessere Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie.
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Weiterentwicklung des Sozialstaates 
durch Reformpolitik

Ebenso wie die praktische Sozialpolitik in ihren 
Ausprägungen und Prinzipien sowie deren Verän-
derungen nachhaltig von mehrheitlich vertre-
tenen und politisch durchgesetzten Leitvorstel-
lungen geprägt ist, also ohne ihre normativen 
Hintergründe nicht zu verstehen ist, beruht eine 
wissenschaftliche Analyse und Bewertung der So-
zialpolitik und ihrer Entwicklungstrends immer 
auch auf Wertvorstellungen und normativ ge-
prägten Einschätzungen. Das gilt gleichermaßen 
für die Diskussion über Reformperspektiven und 
-alternativen. 

Reformen sind notwendig, um den neuen 
Herausforderungen gerecht zu werden und den 
Sozialstaat an die sich verändernden ökonomi-
schen, sozialen und demographischen Verhält-
nisse anzupassen. Insgesamt geht es darum, So-
zialstaat und Sozialstaatsprinzip zugleich zu be-
wahren und weiterzuentwickeln und Alternativen 
zu formulieren gegenüber dem Mainstream in 
der öffentlichen bzw. veröffentlichten Meinung 
und in der Politik. Denn der eingeschlagene Weg 
des Ab- und Umbaus des Sozialstaats in Richtung 
von Basissicherung, Privatisierung, Marktorientie-
rung, Ökonomisierung und Eigenverantwortung 
wider spricht den Zielen einer Gesellschaft, die 
durch soziale Sicherheit und sozialen Ausgleich 
charakterisiert ist, eine blinde Unterordnung der 
Menschen unter die Zwänge des Marktes nicht 
zulässt und in der der Staat dementsprechend 
eine aktive und gestaltende Rolle spielt. Erst auf 
dieser Basis bieten sich für alle BürgerInnen die 
Möglichkeiten einer freien Entfaltung und gleich-
berechtigten Teilhabe. 

Verbindung von sozialer Sicherheit und 
ökonomischer Effi zienz

Allerdings gilt auch, dass soziale Leistungen, Ein-
richtungen und Dienste über Abzüge vom Markt-
einkommen fi nanziert werden müssen und nur 
das verteilt werden kann, was auf dem Markt 
auch produziert und erwirtschaftet worden ist. 
Ein hohes Einkommens- und Wohlfahrtsniveau 
setzt eine hohe Effi zienz im Wirtschaftsprozess 
voraus. Die Voraussetzungen dafür sind schwie-
riger geworden. Die Weltmarktkonkurrenz hat 

sich deutlich verschärft, ganze Volkswirtschaften 
mit ihren Sozialstandards befi nden sich in Kon-
kurrenzbeziehungen. Vor allem die Internationa-
lisierung der Geld- und Kapitalmärkte lässt sich 
als eine neue Qualität der Globalisierung beschre i-
ben, die die Optionen der Unternehmen erwei-
tert und den Handlungsspielraum nationaler 
 Politik begrenzt. Eine stärkere Abstimmung der 
Finanz- und Sozialpolitik zumindest auf europä-
ischer Ebene wird notwendig, wenn ein Unter-
bietungswettlauf im Sinne eines Sozial-Dumpings 
verhindert werden soll.

Gleichwohl sind bislang noch keine Anzei-
chen dahingehend zu erkennen, dass Länder mit 
ausgebauten sozialstaatlichen Systemen in die-
sem verschärften Konkurrenzkampf zu unterlie-
gen drohen. International vergleichende Analy-
sen zeigen, dass es zwischen den Variablen Sozial-
leistungsniveaus einerseits, Wachstumsrate, Be-
schäftigungs- und Arbeitslosigkeitsniveau ande-
rerseits keine eindeutigen Zusammenhänge gibt. 
Die These, ein möglichst niedriges Niveau an so-
zialen Leistungen und Standards mit einer ent-
sprechend geringen Steuer- und Abgabenbelas-
tung sowie ein fl exibler und deregulierter Arbeits-
markt verbunden mit einer großen Ungleichver-
teilung von Einkommen und Vermögen seien die 
besten Voraussetzungen für eine günstige Positi-
on auf dem Weltmarkt und für ein hohes Wachs-
tums- und Beschäftigungsniveau, hält einer em-
pirischen und theoretischen Überprüfung nicht 
stand. Vielmehr spricht viel für die These, dass 
soziale Unsicherheit in einer (welt)wirtschaftli-
chen Situation, die die Betriebe und die Beschäf-
tigten unter einen radikalen Modernisierungs-
druck stellt, den wirtschaftlichen Strukturwandel 
behindert und sich als Leistungs- und Motiva-
tionsbremse auswirkt. Der Sozialstaat ist kein un-
produktiver „Kostgänger“ einer Volkswirtschaft, 
sondern wirkt als produktiver Faktor positiv auf 
die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit zurück: 
Eine breit angelegte Ausbildung der Erwerbsbe-
völkerung und eine hohe Arbeitsproduktivität 
sind bei Angst vor sozialem Abstieg, Ausgrenzung 
und Armut nicht gewährleistet. 

Diese Hinweise auf die „Produktivkraft So-
zialstaat“ sollen nicht verdecken, dass viele So-
zialleistungen und Angebote der sozialen Infra-
struktur aus einer engen ökonomischen Perspek-
tive durchaus als entbehrenswert angesehen wer-
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den könnten, beispielsweise Rehabilitations- und 
Qualifi zierungsmaßnahmen für all jene Men-
schen, die nicht (mehr) im Produktionsprozess 
eingesetzt werden können. Insofern hat der So-
zialstaat immer auch eigenständige Ziele auch 
jenseits der Maßstäbe der engen ökonomischen 
Funktionalität. Der Umgang mit sozial Schwa-
chen, mit Älteren, Behinderten, Familien und 
Kin dern, das qualitative Niveau der gesundheit-
lichen Versorgung, die Schaffung von gleichbe-
rechtigten Lebenschancen für die gesamte Bevöl-
kerung – all diese Elemente haben einen eigenen 
Wert, der nicht durch den Hinweis auf ökono-
mische Effi zienzverluste, verminderte Rentabili-
tät oder entgangene Wachstumsraten außer Kraft 
gesetzt wird. 

Verlässliche und gerechte Finanzierung

Ein ausgebauter Sozialstaat kann nicht zugleich 
ein „billiger“ Staat sein. Wenn die notwendigen 
fi nanziellen Mittel fehlen bzw. verweigert wer-
den, sind sozialpolitische Leistungskürzungen 
und eine Austrocknung von öffentlicher Daseins-
vorsorge und Infrastruktursicherung kaum zu 
vermeiden. Anhaltende Steuerentlastungen mö-
gen populär sein, sie haben aber immer auch die 
Zielsetzung eines „schlanken“ und sozialpolitisch 
handlungsunfähigen Staates. Die Frage nach ei-
ner verlässlichen Finanzierung der Systeme der 
so zialen Sicherung ist deshalb von entscheiden-
der Bedeutung für die Stabilität und Entwick -
lungs fähigkeit des Sozialstaats. Verlässlichkeit in 
der Finanzierung bezieht sich dabei nicht nur auf 
das Niveau des Aufkommens von Steuern und 
Beiträgen, gleichermaßen wichtig ist es, bei der 
Lastenverteilung Gerechtigkeitsmaßstäbe zu be-
rücksic h tigen,  weil  nur  so  die  Akzeptanz  des 
 Systems gesichert werden kann.

Die immer wieder aufbrechenden Defi zite in 
den öffentlichen Haushalten sind in erster Linie 
eine Folge der Arbeitsmarktlage, da Arbeitslosig-
keit gleichzeitig die Ausgaben erhöht und die 
Einnahmen mindert. Auch die in mittelfristiger 
Perspektive wirksam werdenden demographisch 
bedingten Belastungen wiegen sehr viel schwerer, 
wenn es nicht gelingt, das Beschäftigungsniveau 
zu erhöhen. Selbst unter günstigen makroökono-
mischen Bedingungen wird ein Beschäftigungs-
aufbau nur langsam in Gang kommen. Die fi s-

kalische Notwendigkeit, hinsichtlich der ganzen 
Spannweite öffentlicher Aufgaben und Ausgaben 
Prioritäten zu setzen, wird deshalb anhalten. Das 
gilt auch für die schwierige Frage nach dem Vor-
rang und Nachrang von Aufgaben und Ausgaben 
innerhalb der Sozialetats. Zu prüfen ist, welches 
Leistungsspektrum und -niveau notwendig ist 
und was öffentlich und was privat fi nanziert wer-
den soll. Die Grenzziehung zwischen öffentlichen 
und privaten Aufgaben und zwischen staatlicher 
und privater Vorsorge vor den Wechselfällen des 
Lebens ist dabei nicht festgeschrieben, sondern 
sollte an die veränderten Lebensformen und Le-
bensrisiken angepasst werden. Zugleich wächst 
die Notwendigkeit, in den sozialen Systemen Ra-
tionalisierungs- und Wirtschaftlichkeitsreserven 
(Überversorgungen, Doppelleistungen, Fehlsteu-
erungen) aufzuspüren. Wenn es gelingt, die knap-
pen Ressourcen zielgenauer und effi zienter einzu-
setzen, lassen sich Qualitätsverbesserung und 
Kostensenkung durchaus sinnvoll miteinander 
verbinden.

Soziale Sicherung: Weiterentwicklung der 
Sozialversicherung statt Mindestsicherung und 
privater Vorsorge

Im internationalen Vergleich weist das deutsche 
System der sozialen Sicherung eine durchaus 
hohe Leistungsfähigkeit auf. Dies gilt auch und 
gerade für die Sozialversicherung, die sich mit ih-
ren Elementen Lohn- und Beitragsorientierung, 
Lohnersatz und Leistungsdynamik, sozialer Aus-
gleich sowie paritätische Mittelaufbringung und 
Selbstverwaltung als gut geeignet erwiesen hat, 
die großen Lebensrisiken wie Invalidität, Alter, 
Krankheit, Pfl egebedürftigkeit, Arbeitslosigkeit, 
Unfall abzusichern. Konstitutiver Bestandteil der 
Sozialversicherung, der sie sowohl von der Privat-
versicherung als auch von Fürsorgesystemen un-
terscheidet, ist vor allem die Verknüpfung von 
Versicherungsprinzip und Solidarprinzip. Hier er-
gänzen sich Eigenverantwortung und sozialer 
Ausgleich, Leistungsorientierung und Lebensstan-
dardsicherung. 

Gleichwohl sind die Schwächen und Defi zite 
der Sozialversicherung nicht zu übersehen: Ihre 
Begrenzung auf die abhängig Beschäftigten und 
reguläre Beschäftigungsverhältnisse führt zu Si-
cherungslücken und bei der Finanzierung zu Ver-
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teilungsungerechtigkeiten. Reform und Weiter-
entwicklung der sozialen Sicherung bedeutet 
 deshalb, den sozial-strukturellen Wandel in der 
Gesellschaft zu berücksichtigen und die individu-
ellen Handlungsoptionen der Menschen sozial-
politisch zu fl ankieren. Die Voraussetzungen da-
für sind zu verbessern, dass die vom klassischen 
männlichen Bild der Normalbiographie und des 
Normalarbeitsverhältnisses abweichenden Le-
bens formen und -entwürfe abgesichert werden. 
Damit ist die Aufgabe angesprochen, im System 
der Sozialen Sicherung und der Familienpolitik 
die  Orientierung am hergebrachten Familien- 
und Frauenbild zu überwinden, die eigenständige 
soziale Absicherung von Frauen zu verbessern 
und die parallele Vereinbarkeit von Beruf und Fa-
milie möglich zu machen. Und die Umbrüche in 
der Arbeitswelt erfordern die Ausweitung der So-
zialversicherung und ihrer Finanzierung auf alle 
Erwerbstätigen bzw. auf die gesamte Bevölkerung 
im Sinne einer Bürger- oder Volksversicherung. 

Die Analyse der Lebens- und Arbeitsverhält-
nisse zeigt, dass in einer modernen Wissens- und 
Dienstleistungsgesellschaft der überwiegende Teil 
der Bevölkerung auf kollektive Sicherungsein-
richtungen angewiesen sein und bleiben wird. 
Gerade weil sich traditionelle Lebensweisen und 
soziale Bindungen aufl ösen, Erwerbsverläufe in-
stabiler werden und sich die Risiken auf dem Ar-
beitsmarkt verschärfen, hat das Bedürfnis nach 
sozialer Sicherheit und verlässlichen, allgemein 
zugängli chen Leistungsangeboten im Sozial- und 
Gesundheitswesen eine hohe Bedeutung. Sicher-
lich sind Erwerbstätige in einer höheren Einkom-
mens- und Statusposition nicht zwingend auf 
den Solidarausgleich angewiesen, sondern kön-
nen sich wegen ihrer „guten Risiken“ günstiger in 
einer Privatversicherung absichern. Ein soziales 
Sicherungssystem jedoch, das sich tendenziell 
nur noch aus denjenigen zusammensetzt, die der 
Solidarität bedürfen, und von den Leistungs- und 
Finanzierungsfähigen verlassen wird, die sich pri-
vat absichern, kann sich schnell zu einer diskri-
minierten Versorgung „zweiter Klasse“ entwi-
ckeln. Auch deshalb ist die Aufhebung von privi-
legierenden Sondersystemen und -rechten für 
einzelne Gruppen von Erwerbstätigen (Selbst-

ständige, Beamte, Freiberufl er, besser verdienen-
de Arbeitnehmer) geboten.

Für die Gewährleistung von sozialer Sicher-
heit haben die Prinzipien von Lohnersatz und 
Lebensstandardsicherung eine unverändert große 
Bedeutung. Denn eine gesicherte Lebensführung 
und -planung ist in einem System, das lediglich 
eine Mindest- oder Basissicherung bietet, nicht 
gewährleistet. Freiwillige private Vorsorge kann 
hier zwar einen Ausgleich bieten, aber die Absi-
cherung über Versicherungs- und Finanzmärkte 
kennt keinen Solidarausgleich und benachteiligt 
all jene, die aufgrund ihrer ungünstigen Arbeits-
markt-, Lebens- und Einkommenslage weder be-
reit noch fähig sind, zu sparen oder Versiche-
rungsprämien zu zahlen. Systeme einer Mindest-
sicherung, zumal wenn sie über Steuern fi nanziert 
werden, laufen zudem Gefahr, mit Einkommens-
anrechnungen und Bedürftigkeitsprüfungen ver-
bunden zu werden. Bedürftigkeitsgeprüfte Syste-
me, in denen die Mittelschicht nicht mehr einge-
bunden ist, verlieren aber schnell an Akzeptanz. 
Sozialpolitik als Fürsorgepolitik geht an den In-
teressen jener vorbei, die glauben, dass der Sozial-
staat in erster Linie den Menschen etwas gibt, die 
die Leistungen nicht verdient haben, aber von 
den Leistungsträgern der Gesellschaft fi nanziert 
werden muss. 

Abbau von Arbeitslosigkeit und armutsfeste 
Absicherung von Arbeitslosen

Die anhaltende Arbeitslosigkeit ist nicht nur die 
zentrale Ursache für die Finanzierungsprobleme 
des Sozialstaats; Arbeitslosigkeit und hier insbe-
sondere die Langzeitarbeitslosigkeit führt zu gra-
vierenden gesellschaftlichen und sozialen Folge-
problemen: Der Ausschluss aus der Erwerbsarbeit 
ist eng mit dem Risiko von Armut und sozialer 
Ausgrenzung verbunden, gefährdet die gesell-
schaftliche, kulturelle und politische Teilhabe und 
kann zur Desintegration ganzer Bevölkerungsgrup-
pen führen. Insofern zählen der Abbau von Ar-
beitslosigkeit und die Erhöhung des Beschäfti-
gungsniveaus zu einer vorrangigen Aufgabe. In 
erster Linie sind die Wirtschafts- und Finanzpoli-
tik gefordert, um durch Wachstumsdynamik 
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durchzuführen. Auch ist es geboten, Phasen von 
Arbeitslosigkeit zu vermeiden, so durch ausrei-
chende schulische und berufl iche Bildung und 
durch ergänzende Qualifi zierungs- und Einglie-
derungsmaßnahmen, statt Arbeitslose zu fi nan-
zieren. Und wenn Armut vermieden werden soll, 
dann muss an den Ursachen angesetzt werden, 
dass sich die Integration in die Gesellschaft nicht 
auf die Zahlung von Transfers reduzieren lässt.

Dennoch kann sich Sozialpolitik nicht in der 
Vorsorge erschöpfen. Immer wird es auch not-
wendig sein, die Betroffenen bei eingetretenen 
Problemen zu unterstützen, ihnen ein ausreichen-
des Einkommen zu zahlen und gesellschaftliche 
Teilhabe zu ermöglichen. Denn durch die Siche-
rung von Chancen- oder Startgerechtigkeit und 
die Förderung von Beschäftigungsfähigkeit allein 
können die sozialen Probleme und Folgewirkun-
gen, die mit dem Wirken der Marktkräfte verbun-
den sind, nicht gelöst werden. Auch wenn es 
richtig ist, die Verantwortung der Menschen für 
ihr Leben zu betonen, so wäre es falsch, soziale 
Probleme als Fehlverhalten zu interpretieren und 
die Betroffenen durch soziale Ausgrenzung gleich-
sam zu bestrafen. Vorsorge und sozialer Ausgleich 
verbinden und ergänzen sich deshalb, sind aber 
keine Alternativen. Dies gilt nicht zuletzt für die 
Alterssicherung, denn die Rentenversicherung ist 
ein Vorsorgesystem, das die Menschen verpfl ich-
tet, durch Beitragszahlungen für ihre Einkom-
menssicherung im Alter Sorge zu tragen.

Auch die pauschale Gegenüberstellung von 
investiver versus konsumtiver Sozialpolitik ist 
wenig hilfreich. Solange Menschen nicht, nicht 
mehr oder noch nicht am Arbeitsmarkt teilneh-
men und ein Erwerbseinkommen erzielen kön-
nen, sind sie auf sozialpolitische Einkommens-
übertragungen angewiesen, die – wie Löhne – 
konsumtiven Charakter haben, aber nachfrage-
steigernd  in  den  Wirtschaftskreislauf  zurück- 
wirken. Diese traditionelle Funktion von Sozial-
politik ist auch für die Zukunft unverzichtbar. 
Erst neueren Datums ist in Deutschland die Ein-
sicht, dass Sozialpolitik auch investieren muss, in 
die Kinderbetreuungsinfrastruktur, in Erziehung, 
Bildung und Weiterbildung sowie in soziale Ein-
richtungen und Dienste. Insofern gehören Infra-
struktur- und Bildungspolitik zur Sozialpolitik. 
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mehr Arbeitsplätze zu schaffen. Arbeitsmarktpoli-
tik kann und muss hier mit den Instrumenten der 
aktiven Arbeitsmarktpolitik, vor allem der Weit-
bildung und Qualifi zierung, ergänzend und so zial 
ausgleichend hinzutreten. Der in der Politik ein-
geschlagene Weg, Arbeitslose durch die Absenkung 
von Transferleistungen, administrative Zwän ge 
und Sanktionen zur Aufnahme von Arbeit zu drän-
gen, ist hingegen beschäftigungspolitisch wenig 
Erfolg versprechend und sozialpolitisch bedenk-
lich. Denn Arbeitslosigkeit ist Folge fehlender Ar-
beitsplätze, nicht aber Folge von unzureichenden 
Beschäftigungsanreizen des sozialen Sicherungs-
systems oder gar fehlender Bereitschaft der Be-
troffenen, sich in den Arbeitsmarkt zu integrie-
ren. Die Position, (fast) jede Arbeit ist besser als 
keine, lässt die in der Sozialpolitik zentrale Frage 
nach der Qualität von Arbeit völlig unberücksich-
tigt und orientiert sich auf die Ausweitung von 
prekä rer und Niedriglohnbeschäftigung; ein hoch 
entwickeltes Land wie Deutschland kann jedoch 
nur mit hochwertigen, qualifi zierten Arbeitsplät-
zen sein Einkommens- und Wohlfahrtsniveau 
 halten. 

Die soziale Absicherung bei Arbeitslosigkeit 
muss vor Einkommenseinbrüchen und Armut 
schützen und die Rechtsposition des Arbeitslosen 
stärken statt die Unterstützungsleistung immer 
stärker zu begrenzen und zu konditionieren. Eine 
(Mindest)Teilhabe am gesellschaftlichen Wohl-
stand steht auch Arbeitslosen zu. Dies ist kein 
Plädoyer für ein bedingungsloses Grundeinkom-
men außerhalb des Arbeitsmarktes, sondern für 
eine Verbindung von sozialer Sicherheit und der 
Integration in das Erwerbssystem. 

Verbindung von Vorsorge und sozialem Ausgleich 
sowie von konsumtiven und investiven Leistungen 

Die Vermeidung von sozialen Risiken und Proble-
men im Sinne einer vorsorgenden, präventiven 
Politik hat Vorrang vor der reinen Nachsorge und 
Kuration. Dieser Grundsatz gilt für die Kranken-
versicherung und das Gesundheitssystem wie für 
die Absicherung bei Arbeitslosigkeit und die Ar-
beitsmarktpolitik und kann nicht strittig sein. Es 
ist immer besser, das Entstehen von Krankheiten 
zu vermeiden, statt eine aufwändige Behandlung 
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Vertrauen und Akzeptanz stärken

Die andauernden Finanzierungsprobleme der So-
zialversicherungsträger und die Erfahrungen von 
Beitragssatzsteigerungen bei gleichzeitigem Ab-
bau von Leistungen haben das Vertrauen in die 
Systeme der Sozialen Sicherung erschüttert. Die 
Zweifel an der Verlässlichkeit der Sozialpolitik 
sind gewachsen. Die von den Kritikern des Sozial-
staats vehement vertretene und in den Medien 
aufgegriffene These, umlagefi nanzierte Solidar-
systeme seien auf Dauer nicht tragfähig und fi -
nanzierbar, fi ndet vermehrt Zustimmung. Die Be-
fürchtung greift um sich, in der Rentenversiche-
rung keinen entsprechenden Gegenwert für die 
eingezahlten Beiträge mehr zu erhalten. Gerade 
bei der jungen Generation wächst die Stimmung, 
dass angesichts des demographischen Umbruchs 
ein Ausstieg aus der Sozialversicherung die einzig 
rationale Antwort sei, um die soziale Absicherung 
durch individuelle Vorsorge in die eigene Hand 
nehmen zu können. Individuelle Vorsorge statt 
Solidarausgleich, Privatversicherung statt Sozial-
versicherung heißt die Schlussfolgerung, die 
nicht zuletzt den Interessen des privaten Banken- 
und Versicherungswesens entspricht. Die Ökono-
misierung des Lebens greift um sich: Wenn im-
mer mehr Bereiche der Gesellschaft vermarktet 
und im individuellen Leben das Denken und 

Handeln in Kategorien wie Aufwand und Ertrag 
oder Kosten und Rendite an Gewicht gewinnt, so 
strahlt dies auch auf die Soziale Sicherung aus, 
die auf den Grundwert der Solidarität angewiesen 
ist. 

Quantität und Qualität von sozialer Siche-
rung und Sozialpolitik hängen nicht nur davon 
ab, was sich eine Volkswirtschaft ökonomisch 
leisten kann; viel entscheidender ist, welches Ni-
veau und welche Ausformung an sozialer Siche-
rung sich die Menschen leisten wollen und wel-
chen Beitrag an Solidarität sie bereit sind zu ge-
ben. Es bedarf immer der Bereitschaft der Bevöl-
kerung, die hohen Lasten, die ein ausgebautes 
Sozialsystem unweigerlich verursacht, mit den 
entsprechenden Einbußen im verfügbaren Ein-
kommen auch zu tragen. Nicht nur die Schwä-
cheren, sondern auch die Stärkeren müssen das 
System stützen. 

Nun lässt sich solidarisches Verhalten nicht 
anordnen oder wie ein Rohstoff einfach abfor-
dern.  Solidarität  ist  keine  anthropologische 
Konstante, sondern – ökonomisch formuliert – 
ein knappes Gut und muss immer wieder neu er-
zeugt werden. Für Solidarität und einen aktiven 
Sozialstaat muss überzeugt und geworben wer-
den. Die Frage nach der Zukunftsfähigkeit eines 
So zialstaats ist damit in erster Linie eine Frage 
nach seiner politischen Akzeptanz.
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Wie „befürchtet“ stimme ich mit der Analyse von 
Gerhard Bäcker in vielen Punkten überein. Daher 
möchte ich – eher ergänzend als konträr – einige 
Bemerkungen anschließen 
1. zum Grad des Wandels und der vermeintli chen 

Reformunfähigkeit des so genannten Bis marck’-
schen Sozialversicherungsmodells Deutsch-
land,

2. zu verschiedenen Entwicklungsphasen der so-
zialen  Sicherungssysteme  in  Deutschland 
nach 1945,

3. zu den Zukunftsperspektiven des deutschen 
Sozialsystems.

Trotz aller Übereinstimmung würde ich generell 
den Grad der zu beobachtenden Veränderungen 
im deutschen Wohlfahrtsstaatsmodell weit rei-
chender einstufen als Gerhard Bäcker. 

Zu (1): Nimmt man als Ausgangspunkt von 
Überlegungen zur Entwicklung des deutschen So-
zialstaats den Idealtypus der Bismarck’schen So-
zialversicherung, wird man sowohl in der wissen-
schaftlichen als auch in der politischen Diskus sion 
in der Regel mit zwei Annahmen konfrontiert: 
Zum einen sei dieses Modell im inter nationalen 
Vergleich am wenigsten geeignet, Herausforde-
rungen wie der Internationalisierung der Ökono-
mie, dem demographischen Wandel, struktureller 
Massenarbeitslosigkeit oder neuen Lebens- und 
Arbeitsformen zu begegnen. Zum anderen wird 
diesem Modell ein besonders hohes Maß an Re-
formunfähigkeit zugeschrieben. Es sei somit kon-
frontiert mit den größten Herausforderungen 
und habe gleichzeitig die geringste Problemlö-
sungskapazität. Stichworte wie „Reformstau“ 
oder „Reformblockade“ sind aus dem politischen 
Diskurs wohl bekannt. In der wissenschaftlichen 
Diskussion geht man davon aus, dass die politi-
schen Strukturen in Deutschland zu viele Veto-Op-
tionen bieten (Stichwort Verhandlungsdemokra-

tie), sodass weit reichende Reformvorhaben leich-
ter zum Scheitern gebracht werden können. Zu-
dem trage die institutionelle Struktur des Wohl-
fahrtsstaats selbst dazu bei, dass sich das System 
schwerer reformieren lasse als in anderen Wohl-
fahrtsstaatssystemen. Denn die wohlfahrtsstaat-
lichen Institutionen bilden die Rahmenbedin-
gungen dafür, wie gut oder schlecht bestimmte 
Interessen und Ressourcen sich für oder gegen 
 Reformen mobilisieren lassen. So genieße bei-
spielsweise die Beitragsfi nanzierung der Sozial-
versicherung ein besonders hohes Maß an Legi ti-
mität in der Bevölkerung, weshalb diese sich we-
niger leicht verändern lasse als steuerfi nan zierte 
Leistungen. Auch geht man davon aus, dass die 
 Gewerkschaften die beitragsfi nanzierte Sozial ver-
siche rung, in deren Steuerung sie über die Soziale 
Selbstverwaltung eingebunden sind, besonders 
stark verteidigen. Hinzu kommt, dass die Zielgrup-
pen der Sozialversicherung bis weit in die mittle -
ren Gesellschaftsschichten reichen und Reformen 
damit einen weit größeren Teil der Bevölkerung 
betreffen als bei reinen Fürsorgeleistungen. 

Trotz dieser plausiblen Annahmen lautet 
meine These, dass der Grad des in jüngerer Zeit 
zu beobachtenden Wandels des deutschen Sozial-
systems in der Wissenschaft und der öffentlichen 
Debatte häufi g unterschätzt wird. 

Ähnlich wie von Gerhard Bäcker bereits be-
schrieben, sehe ich zunächst folgende allgemeine 
Entwicklungstrends im deutschen Sozialmodell 
des 21. Jahrhunderts: die Privatisierung von Kos-
ten und Risken, Vermarktlichung und Re-Kommo-
difi zierung, eine stärkere Bindung von Sozialleis-
tungen an Gegenleistungen (Konditionierung von 
Sozialleistungen), einen Bedeutungsverlust der 
sozialen Selbstverwaltung und Erosion korpora-
tistischer Steuerung sowie eine neue Rolle für den 
Staat. 

Simone Leiber

Kommentar zu Gerhard Bäcker 

KOMMENTAR
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Der letzte Punkt verweist darauf, dass – bei-
spielsweise im Rahmen der Altersvorsorge – staat-
liche Versorgungssysteme durch die privaten, 
nach Marktprinzipien organisierten nicht einfach 
nur abgelöst werden. Dieser Prozess ist ebenfalls 
gekennzeichnet durch Veränderungen in Rich-
tung „mehr Staat“ bzw. einer neuen Rolle für den 
Staat. Diese kommt beispielsweise zum Ausdruck, 
indem der Staat die Rahmenregulierung für die 
neu entstehenden Wohlfahrtsmärkte setzt (z.B. 
durch Zertifi zierungsvorgaben). Des Weiteren 
übernimmt der Staat heute eine Reihe von Aufga-
ben, die in der Vergangenheit durch die Soziale 
Selbstverwaltung getragen wurden (z.B. Festle-
gung des Beitragssatzes für die Gesetzlichen Kran-
kenkassen). Während die Soziale Selbstverwal-
tung an Bedeutung verliert, entstehen allerdings 
auch neue Gestaltungsspielräume für die Sozial-
partner. Ein Beispiel dafür ist der Tarifvorbehalt 
in der betrieblichen Altersvorsorge, der mit der 
Riester-Reform eingeführt wurde, u.a. um die Ge-
werkschaften mit der Reform zu versöhnen. Der 
Tarifvorbehalt besagt, dass tarifl ich vereinbarte 
Lohnbestandteile nur für eine Entgeltumwand-
lung in der betrieblichen Altersvorsorge genutzt 
werden können, wenn dies durch den Tarifver-
trag vorgesehen oder zugelassen ist. Generell al-
lerdings ist die Sozialpolitik durch Tarifvertrag in 
Deutschland  noch nicht so weit entwickelt wie 
dies in anderen Ländern, etwa den Niederlanden, 
der Fall ist. 

Zusammengenommen haben diese Tenden-
zen zwar nicht zum Bruch mit dem Sozialversi-
cherungsmodell in Deutschland geführt. Den-
noch lassen sich in verschiedenen Feldern durch-
aus fundamentale Veränderungen erkennen, die 
von nicht wenigen WissenschaftlerInnen als „Pa-
radigmenwechsel“ eingestuft werden:

In der Rentenpolitik seit der Riester-Reform 
gab es einen Paradigmenwechsel von der Lebens-
standardsicherung zur Basissicherung, die durch 
private Vorsorge ergänzt werden muss. Generell 
lässt sich über die europäischen Alterssicherungs-
systeme hinweg ein gemeinsamer Trend erken-
nen, der als „Siegeszug des Drei-Säulen-Paradig-
mas“ bezeichnet wurde. Auch in der Arbeitsmarkt-
politik kam es durch die Hartz-Reformen zu einer 
Abkehr vom Prinzip der Lebensstandardsiche-

rung. Jüngere Untersuchungen beschreiben zu-
dem einen Paradigmenwechsel weg von der 
 aktiven hin zu einer „autoritär-aktivierenden“ 
 Arbeitsmarktpolitik, in der die Förderung des 
Niedriglohnsektors im Zentrum steht. In der Ge-
sundheitspolitik gab es zwar noch keinen System-
wechsel hin zu einer Bürgerversicherung oder 
Gesundheitsprämie. Dennoch wurde, nicht zu-
letzt rund um den Gesundheitsfonds, ein beacht-
liches neues Instrumentarium geschaffen, das 
den alten Pfad der korporatistischen Steuerung 
durch die Verbände verlässt und den Weg hin zu 
einem staatlich kontrollierten Wettbewerbsmo-
dell fortschreibt. In der Familienpolitik schließ-
lich weisen die Reformen auf eine Abkehr vom 
klassischen männlichen Ernährermodell, das zu-
mindest Westdeutschland über viele Jahrzehnte 
prägte, hin zu einer stärkeren Förderung der Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf für beide Ge-
schlechter. 

Zu (2): Ergänzend zum bereits Gesagten, lässt 
sich die Entwicklung der sozialen Sicherungssys-
teme aus einem Blickwinkel beschreiben, der 
stärker die Politikziele ins Zentrum stellt. Die Ge-
schichte des deutschen Sozialstaats nach 1945 
kann in vier Phasen unterteilt werden, in denen 
jeweils unterschiedliche Schwerpunkte auf ver-
schiedene Ziele gelegt wurden. Ähnlich wie in der 
Volkswirtschaft lässt sich auch für die Sozialpoli-
tik ein „magisches Viereck“ beschreiben, dessen 
Ziele nur schwer vereinbar sind:
• Finanzierbarkeit
• Qualität der Versorgung
• Solidarität
• Wachstum und Beschäftigung. 
In der ersten Phase der Sozialstaatsentwicklung 
standen vor allem die Ziele Wachstum und So-
lidarität im Zentrum. Sie war gekennzeichnet 
durch die Inklusion neuer Berufsgruppen in die 
Sozialversicherung sowie die Ausweitung von 
Leis tungen. Die zweite Phase bis etwa Mitte der 
1990er Jahre lässt sich als Phase der „traditionel-
len Kostendämpfung“ (z.B. „einnahmeorientierte 
Ausgabenpolitik“ in der Gesundheitspolitik) be-
schreiben. Dennoch blieb auch in dieser Zeit-
spanne auf Grund eines sozialstaatlichen Grund-
konsenses der beiden Volksparteien, SPD und 
CDU/CSU, relative Systemkontinuität gewahrt. 
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Un ter Rot-Grün in der dritten Phase standen 
dann verstärkt die Vermarktlichung und Privati-
sierung von Leistungen und Risken im Vorder-
grund (z.B. Drei-Säulen-System in der Altersvor-
sorge; verstärkte Leistungsausgliederung und pri-
vate Kostenbeteiligung in der Krankenversiche-
rung). Die Ziele Finanzierbarkeit und Wachstum 
wurden vor das Ziel der Solidarität gestellt. Die 
vierte Phase der rot-schwarzen Regierung ist noch 
nicht abgeschlossen. Erkennbar sind jedoch eini-
ge, eher zaghafte Wendungen „zurück zur Solida-
rität“ (z.B. Basistarife in der Privaten Krankenver-
sicherung, Mindestlohn in manchen Branchen) 
sowie zur Verbesserung der Versorgungsqualität 
(z.B. weitere Stärkung der integrierten Versorgung 
in der Gesundheitspolitik). Allerdings wurden – 
insbesondere bei der Gesundheitsreform – die 
Ziele der Finanzierbarkeit und des Wachstums 
darüber vernachlässigt. 

Zu (3): Insgesamt gab es in Deutschland seit 
Ende der 1990er Jahre also nicht zu wenige Re-
formen, das Bild des „Reformstaus“ trägt nicht 
mehr. Dies könnte zum Anlass genommen wer-
den, den Reformdiskurs der vergangenen Jahre 
kritisch zu prüfen, der die Frage nach der Reform-
fähigkeit Deutschlands losgelöst von den Reform-
inhalten diskutierte. Reformen erschienen aus 
dieser Perspektive als Wert an sich und sollten die 
Handlungsfähigkeit von Regierungen dokumen-
tieren. Eine erweiterte Perspektive auf die Sozial-
staatsreformen der letzten Jahre müsste jedoch 

ebenfalls in den Blick nehmen, wie problem(un)-
angemessen und (in)kohärent diese Reformen 
angesichts der Konsensfi ndungszwänge in der 
deutschen Verhandlungsdemokratie waren.

Eine zukünftige Herausforderung wird darin 
liegen, die Ziele der Solidarität und Versorgungs-
qualität wieder stärker ins Zentrum zu stellen, 
ohne Wachstum und Finanzierbarkeit aus den 
Augen zu verlieren. Wird diese Herausforderung 
weiter aufgeschoben, besteht die Gefahr, dass 
sich das Spannungsverhältnis der vier Ziele noch 
weiter zu Lasten der Solidarität verschiebt. Noch 
immer gibt es Umfragen zufolge derzeit in der Be-
völkerung ein hohes Maß an Zustimmung für 
eine solidarische Organisation der sozialen Siche-
rung. In Zeiten enger werdender Verteilungs-
spielräume gewinnt jedoch die Tatsache an Be-
deutung, dass Umverteilung transparenten, kon-
sistenten und gerechten Regeln folgt. Ist dies 
nicht der Fall, könnte dies mittelfristig mit einer 
Aushöhlung der Akzeptanz des Solidarprinzips 
verbunden sein. Bruchstellen des Solidarprinzips 
im deutschen Sozialsystem, wie etwa auch Karl 
Lauterbach sie in seinem Buch „Der Zweiklassen-
staat“ beschreibt, sollten daher dringend ange-
gangen werden. Über eine substanzielle Umfi nan-
zierung von Beiträgen auf Steuer mittel wäre zu-
dem ein Weg gefunden, der eine nachhaltigere 
Finanzierung erlauben würde, ohne dem Wachs-
tumsziel zwangsläufi g entgegenzustehen. 
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I. Einleitung

Die Frage nach der Akzeptanz des Sozialstaats in 
Deutschland wird in diesem Beitrag mithilfe von 
repräsentativen Bevölkerungsumfragen unter-
sucht. Die Fragestellungen beziehen sich auf Ein-
stellungen der Bevölkerung zu sozialstaatlichen 
Einrichtungen und zur Qualität der sozialstaat-
lich geprägten Gesellschaft in Deutschland. Eini-
ge Vorbemerkungen sind angebracht.

I.1.  Die Forderung nach Sozialstaatlichkeit ergibt 
sich vor allem aus dem Grundgesetz, demzu-
folge es sich bei der Bundesrepublik Deutsch-
land um einen „demokratischen und sozia-
len Bundesstaat“ (Art. 20 Grundgesetz) han-
delt. An jede Verfassung wird in der Regel die 
Erwartung geknüpft, dass sie von den Bür-
gern des Landes akzeptiert wird. Die Zustim-
mung der Bevölkerung in Deutschland zu 
sozialstaatlichen Grundsätzen und Einrich-
tungen wird in repräsentativen Umfragen 
wie beispielsweise dem Sozialstaatssurvey er-
hoben. Die Einstellungen der „Bürger“ ge-
genüber dem Sozialstaat, wie sie in Umfragen 
gemessen werden,  haben denselben demo-
kratischen Akzent wie Wahlen: Jede Stimme 
zählt genau einmal, unabhängig von der 
sonstigen Bedeutung der Person.  

I.2. Die Einstellungen der Bevölkerung zum So-
zialstaat sind ein wichtiger Bezugspunkt im 
„Meinungskampf“ der Gesellschaft bzw. dem 
Kampf um die Defi nitionsmacht bei der Be-
wertung und Gestaltung von Politik und Ge-
sellschaft. Sie können sicherlich nicht popu-

listisch als einziger Maßstab für die Gesell-
schafts- und Sozialpolitik betrachtet werden, 
aber auch nicht patriarchalisch als bloßes 
Anhängsel politischer Prozesse beiseite ge-
schoben werden. Die Diagnose der Einstellun-
gen der Bevölkerung und die sich daraus er-
gebenden Diskussionspunkte sind ein wich-
tiger Bestandteil des politischen Prozesses in 
demokratischen Gesellschaften. 

I.3.  Die Bürger haben ihre eigene Sichtweise, die 
Probleme der Gesellschaft wahrzunehmen, 
und sie defi nieren sie in anderer Weise als 
beispielsweise Politiker, Manager, Verbands-
vertreter und Wissenschaftler. Das stößt 
manchmal auf Unverständnis; die wissen-
schaftlich defi nierte „Realität“ und die wahr-
genommene „Realität“ der breiten Bevölke-
rung stimmen oft nicht überein. Die sozial-
statistisch vermessene Welt kann von der so-
genannten „gefühlten Realität“ abweichen, 
die ihre eigenen Strukturen, ihre eigene Dy-
namik und ihre eigenen Auswirkungen hat.

I.4.  In Deutschland ist der Sozialstaat länger als 
in jedem anderen Land etabliert, und somit 
stellt Deutschland einen herausgehobenen 
Testfall für das Erfolgsmodell „Sozialstaat“ 
dar. Deutschland ist – international gesehen 
– das Pionierland sozialstaatlicher Einrich-
tungen. Keine Bevölkerung der Welt hat über 
so viele Generationen hinweg positive Erfah-
rungen mit der Leistungsfähigkeit sozial-
staatlicher Einrichtungen gemacht wie die 
(west)deutsche Bevölkerung. Dies gilt nicht 
nur für die langen Friedensphasen im letzten 
Jahrhundert, die von einem Wachstum des 
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Sozialstaats begleitet waren, sondern auch 
für die Kriegskatastrophen des letzten Jahr-
hunderts, nach denen sich der Sozialstaat 
immer wieder erfolgreich rekonstituiert hat.

I.5. In Europa besteht heute eine Vielfalt wohl-
fahrtsstaatlicher Typen, die gesellschaftspoli-
tisch im Spannungsfeld konservativ-so-
zialdemokratisch-liberal verankert werden. 
Deutschland wird öfter als „konservativer 
Wohlfahrtsstaat“ bezeichnet. Bedeutende so-
zialstaatliche Einrichtungen sind in der deut-
schen Geschichte unter der Regierungsverant-
wortung konservativer Parteien geschaffen 
worden, aber die sozialstaatliche Entwick-
lungsrichtung wäre ohne den Einfl uss so-
zialdemokratischer Parteien und Bewegun-
gen nicht denkbar. Es war mit einiger Sicher-
heit eine Erfolgsbedingung für den Sozial-
staat in Deutschland, dass er über eine Ver-
ankerung sowohl im sozialdemokratischen 
als auch im christdemokratischen Gedan-
kengut verfügte. Nach der Wiedervereini-
gung Deutschlands ergaben sich Differenzie-
rungen der sozialstaatlichen Einstellungen 
innerhalb der deutschen Bevölkerung auf-
grund der unterschiedlichen Lebenserfah-
rungen in den beiden gesellschaftlichen Sys-
temen: Der sozialistische „Versorgungsstaat“ 
hat die ostdeutsche Bevölkerung mehrere 
Jahrzehnte anders geprägt als es unter dem 
Einfl uss der „sozialen Marktwirtschaft“ in 
Westdeutschland geschah.

I.6.  Es sind vor allem fünf nur schwer zu beein-
fl ussende Entwicklungen, die dazu führen, 
dass der Sozialstaat in Deutschland unter 
neue Anforderungen bzw. politischen Druck 
gerät: die demographische Alterung, die 
strukturelle Arbeitslosigkeit, die steigende 
Staatsverschuldung, die Belastungen, die aus 
der Wiedervereinigung resultieren, und die 
zunehmende Globalisierung. Daraus wird in 
der gesellschaftspolitischen Diskussion die 
Notwendigkeit mehr oder weniger weitrei-
chender sozialpolitischer Maßnahmen bis 
hin zu umfassenden Reformen der sozialen 
Sicherungssysteme abgeleitet.

I.7.  Ein Sozialstaat ist ein Konglomerat vielfäl-
tiger Aspekte, die aus einer theoretischen 

Perspektive defi niert werden müssen. Aus 
 einer Durchsicht der sozialstaatlichen Litera-
tur lässt sich ableiten, was konstitutiv für den 
Sozialstaat ist. Es werden fünf sozialstaatli-
che Komponenten unterschieden, die für 
eine umfassende Beurteilung des Sozialstaats 
herangezogen werden müssen:

    • Akteure im Sozialstaat (Staat, Unterneh-
men, private Haushalte, intermediäre Asso-
ziatio nen), 

    • sozialstaatliche Ziele (im Grundgesetz, so-
zialpolitische Gesetzgebung, Regierungs-
programme),

    • sozialpolitische Instrumente (Rentenversi-
cherung, Krankenversicherung, Unfallver-
sicherung usw.,

    • Belastung durch Kosten (Sozialabgaben 
und Steuern),

    • Endprodukte der sozialstaatlichen Wirk-
samkeit (die Zufriedenheit mit der sozialen 
Sicherheit und der Gesundheit). 

 Der Sozialstaat ist Teil des gesellschaftlichen 
Gesamtzusammenhangs und die Frage ist, 
ob sich eine sozialstaatlich geprägte Gesell-
schaft herausgebildet hat. Kriterien sind da-
bei die Einstellungen der Bürger im Hinblick 
auf ih re Lebenszufriedenheit, Gerechtig keits-
emp fi ndungen, Wohlstandsurteile und Kon-
fl iktwahrnehmungen. In den folgenden Ka-
piteln werden beispielhaft für die genannten 
Dimensionen einige Ergebnisse aus der Sozi-
alstaatsuntersuchung vorgestellt.

II. Einstellungen zu sozialstaatlichen   
 Einrichtungen in Deutschland

Sozialstaat und Sozialpolitik bestehen aus einem 
Konglomerat verschiedener Komponenten, die 
sozialpolitische Entscheidungs- und Handlungs-
prozesse gestalten bzw. mitgestalten. Unterscheid-
bar sind fünf Komponenten, denen je nach Be-
reich unterschiedliche Relevanz zukommt: Ak-
teure, Ziele, Instrumente, Kosten und Ergebnisse 
bzw. Endprodukte (Krömmelbein et al. 2007):
• Akteure sind diejenigen, die sozialpolitische 

Aufgaben in der Gesellschaft übernehmen 
und erfüllen, also der Staat, Unternehmen, in-
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II.1. Akteure der sozialen Sicherung

Die Bevölkerung in Deutschland schätzt in ihrer 
großen Mehrheit den Sozialstaat und schreibt 
ihm die überwiegende Verantwortung  für die so-
ziale Sicherung zu.

Von der Bevölkerung in Deutschland wird 
dem Staat mehrheitlich eine sehr starke Verant-
wortung für die soziale Sicherung zugeschrieben, 
in Ostdeutschland noch mehr als in Westdeutsch-
land. Eine weitere große Gruppe denkt, dass er 
mitverantwortlich ist und nur ganz wenige ent-
lasten ihn von dieser Verantwortung. Insbeson-
dere die privaten Haushalte und die Unternehmer 
werden als mitverantwortlich betrachtet. Das von 
der Bevölkerung gewünschte System der sozialen 
Sicherung lässt sich als geteilte Verantwortlich-
keit bezeichnen, aber mit einem grundlegenden 
Anteil des Staates.

Eine der hervorgehobenen  Reformideen ist 
die Stärkung der Eigenverantwortlichkeit  der be-
troffenen Individuen. Dieses könnte eine gewisse 
Einschränkung der staatlichen Verantwortlich-
keit bedeuten. In der Befragung zeigt sich eine 
breite Befürwortung der Idee, die Eigenverant-
wortung vor allem im Hinblick auf den Lebens-
standard und die Pfl ege im Alter zu stärken.
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termediäre Organisationen und private Haus-
halte bzw. Individuen.

• Ziele werden zur Orientierung sozialpoliti-
schen Handelns benötigt: Sozialpolitische Zie-
le sind im Grundgesetz und weiteren Gesetzen 
festgelegt, sie werden darüber hinaus im Rah-
men einer breiten, gesellschaftspolitischen 
Zieldiskussion thematisiert.

• Unter Instrumenten sind einzelne sozialpoli-
tische Sicherungssysteme und ihre Regelungs-
mechanismen sowie spezifi sche sozialpoliti-
sche Maßnahmen zu verstehen.

• Kosten beinhalten fi nanzielle Aufwendungen 
für das System der sozialen Sicherung (Rente, 
Pfl ege, Unfall, Krankheit usw.) und deren Fi-
nanzierung, die aus einer unterschiedlichen 
Kombination von Steuern und Sozialabgaben 
bestehen kann.

• Mit Ergebnissen sind die Endprodukte bzw. 
Leistungen angesprochen, die bei den Bürgern 
ankommen; sie werden aus Sicht der Sozialpo-
litik als Lebenslage bzw. Lebensqualität be-
zeichnet. Dabei ist es wichtig zu unterschei-
den, was objektive Messungen durch Experten 
ergeben und was die Bürger subjektiv wahr-
nehmen.

Abbildung 1

Andere Einrichtungen

0% 100%

Arbeitgeber

Private Haushalte

Staat (Ost)

Staat (West)

Staat (alle Befragten)

* Es wir ja zur Zeit viel darüber diskutiert, wie stark der Staat, die privaten Haushalte, die Arbeitgeber oder andere Einrichtungen wie z.B. Kirchen oder 

 Wohlfahrtsverbände für die soziale Sicherung verantwortlich sein sollten. Bitte sagen Sie mir für jede dieser Institutionen, ob diese für die soziale 

 Sicherung sehr stark verantwortlich, mit verantwortlich, weniger verantwortlich oder auf keinen Fall verantwortlich ist.

Quelle: Sozialstaatssurvey 2005
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Mehr als die Hälfte der Bevölkerung wünscht die 
Übernahme von mehr Eigenverantwortung, un-
terschiedlich stark je nach Bereich der sozialen 
Sicherung. Aber diejenigen, die dem Staat eine 
sehr starke Verantwortung zuschreiben, sind kaum 
mehr für Eigenverantwortung als diejenigen, die 
den privaten Haushalten eine sehr starken Eigen-
verantwortung zuschreiben. Somit wird von den 
allermeisten die Verantwortung des Staates als 
Grundlage der sozialen Sicherung gewünscht.

 

II.2. Sozialstaatliche Ziele 

Das Spektrum von sozialstaatlichen Zielen ist 
ausgehend von allgemeinen Gerechtigkeitszielen 
bis hin zu detaillierten Zielen sozialpolitischer 
Programme sehr breit. Dementsprechend ist die 
Befragung nach Zielen unvermeidlich selektiv.  

Die Verfolgung sozialstaatlicher Ziele ist zu-
meist an Geldausgaben gebunden, und deshalb 
ist es naheliegend, nach Zielen zu fragen, für die 
der Staat mehr Geld ausgeben soll. Es gibt mehre-
re sozialpolitische Bereiche, für die von den Bür-
gern mehr Geld ausgegeben würde. Die Ergeb-

nisse erinnern an die öffentliche Diskussion, in 
der gegenwärtig stark für die Unterstützung von 
Familien und Kinder plädiert wird. Dieser Bereich 
wird auch hier am häufi gsten genannt. 

Auch die Absicherung bei Pfl egebedürftigkeit 
im Fall von Alter und Krankheit wird häufi g als 
Zielbereich für Mehrausgaben angegeben. Die Er-
haltung des Lebensstandards im Alter, bei Er-
werbsunfähigkeit oder bei Arbeitslosigkeit ist der 
Bevölkerung kein so vorrangiges Anliegen. Diese 
Spezialität des deutschen Sozialrechts, die Erhal-
tung des Lebensstandards über soziale Notlagen 
hinweg, gehört in der Bevölkerung zu den weni-
ger wichtigen Anliegen im Vergleich zur Förde-
rung von Kindern und Pfl egebedürftigkeit.

II.3. Instrumente der sozialen Sicherung

Auch die Instrumente bzw. Einrichtungen der  So-
zialpolitik können auf unterschiedliche Weise be-
urteilt werden. Eines der Konzepte, das große Un-
terschiede zum Ausdruck bringt, ist der Begriff 
des Vertrauens. 
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Abbildung 2

* Es wird ja auch diskutiert, dass die Menschen selbst in größerem Ausmaß private Verantwortung für die Absicherung von Risiken übernehmen 

 sollten. Inwieweit sollte der Einzelne für die folgenden Dinge mehr Verantwortung übernehmen, d.h. auch mehr Eigenfi nanzierung leisten?

Quelle: Sozialstaatssurvey 2005
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Abbildung 3

* Ein Sozialstaat kann ja mehrere Ziele verfolgen. Bitte geben Sie für jede der folgenden Zielsetzungen an, ob Sie dieses Ziel für sehr wichtig, eher 

 wichtig, weniger wichtig oder unwichtig halten.
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In die verschiedenen Bereiche der sozialen Siche-
rung hat die Bevölkerung unterschiedliches Ver-
trauen. Das Vertrauen ist am höchsten im Hin-
blick auf die Gesundheitsversorgung und dann 
im Hinblick auf die Unfallversicherung. Bezüg-
lich Pfl egeversicherung, Arbeitslosigkeit und 
Grundeinkommen befi ndet sich das Vertrauen 
auf etwas niedrigerem Niveau. Das geringste Ver-
trauen bringen die Bürger der Rentenversiche-
rung und der Grundsicherung für Arbeitslose ent-
gegen.

Wiederum scheint sich die öffentliche The-
matisierung in den Umfrage-Ergebnissen nieder-
zuschlagen. Die Grundsicherung für Arbeitslose 
ist erst kurzfristig eingeführt und hat noch kein 
Vertrauen aufgebaut, die Rentenversicherung be-
fi ndet sich in einer Verteidigungshaltung vor 
allem aufgrund demographischer Zwänge. Die 
Gesundheitsversorgung scheint zu diesem Zeit-
punkt von der Vertrauenserosion noch nicht er-
reicht. Vertrauen als Grundvoraussetzung für ver-

lässliche gesellschaftliche Prozesse ist in einem 
erheblichem Maß vorhanden, aber doch unter-
schiedlich nach Bereichen der sozialen  Siche-
rung.

II.4. Kosten der sozialen Sicherung

Das System der sozialen Sicherung wird durch 
Beiträge und Steuern fi nanziert und  diese werden 
in der öffentlichen Debatte in aller Regel kritisch 
betrachtet.

Die Bevölkerung in Deutschland bezeichnet 
ihr Steuern und Abgaben grob gesprochen zur 
Hälfte als zu hoch und zur Hälfte als angemessen. 
Die Angemessenheit gilt für soziale Abgaben et-
was mehr als für Steuern. Interessant sind die Un-
terschiede zwischen hohen und niedrigen Haus-
haltseinkommen. Die höchsten 10% der Einkom-
mensbezieher beurteilen ihre Steuer und Abga-
benbelastung etwas günstiger als die breite Mitte 
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Abbildung 4

* Und für welche Ziele sollte der Staat mehr oder weniger Geld ausgeben? Bitte geben Sie für die folgenden Bereiche an, ob die Regierung sehr viel 

 mehr ausgeben, etwas mehr ausgeben, die Ausgaben auf dem jetzigen Stand halten, etwas weniger oder viel weniger ausgeben sollte. Bedenken 

 Sie dabei, dass höhere Ausgaben auch höhere Steuern und Abgaben erfordern können.

Quelle: Sozialstaatssurvey 2005
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und die untersten 10 % der Einkommensbezie-
her, die sich am stärksten belastet fühlen. Trotz 
einer progressiven Einkommenssteuer klagt die 
höhere Einkommensschicht weniger über die 
Steuerlast als die niedrigste Einkommensschicht.

II.5. Endprodukte der sozialen Sicherung

Die Zufriedenheit mit der sozialen Sicherung bzw. 
mit der Gesundheit sind Beispiele für die Mes-
sung von Sachverhalten, die sich bei der Bevölke-
rung im Bewusstsein niedergeschlagen haben 
und als Endprodukte betrachtet werden. Die End-
produkte sind die eigentlich wichtigen Sachver-
halte. Es ist viel wichtiger, ob man mit der eige-
nen Gesundheit zufrieden oder unzufrieden ist 
als beispielweise mit der Praxisgebühr (die ja nur 

ein Instrument ist), obwohl die Unzufriedenheit 
mit der Praxisgebühr weit mehr Aufmerksamkeit 
erhält. Der Blick auf die Endprodukte rückt die 
wichtigen Sachverhalte in das Blickfeld. Die ver-
schiedenen Lebensbereiche hängen ganz unter-
schiedlich von staatlichen Aktivitäten ab, aber 
indirekte Einfl üsse übt der Staat fast überall aus. 
Von der Zufriedenheit in einzelnen Lebensberei-
chen hat die Zufriedenheit mit der Familie im all-
gemeinen das höchste Niveau und markiert da-
mit einen oberen Vergleichwert. Zurückzuführen 
ist dies darauf, dass die Menschen hohe Ansprü-
che an Ehe und Familie haben und unzufriedene 
Ehen schnell getrennt werden. 

Bei der Gesundheit besteht eine mittlere Zu-
friedenheit und diese wird im Zeitablauf von 
1978 bis 2005 aufrecht erhalten. Soziale Siche-
rung und öffentliche Sicherheit weisen demge-
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Abbildung 5
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* Ich nenne Ihnen jetzt eine Reihe von Einrichtungen der sozialen Sicherung, und Sie sagen mir bitte bei jeder Einrichtung, wie groß das Vertrauen ist,

 das Sie ihr entgegenbringen.

Quelle: Sozialstaatssurvey 2005
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genüber eine relativ niedrige Zufriedenheit auf, 
sie stehen als Zufriedenheitsquellen hinter den 
privaten Lebensbereichen deutlich zurück. Au-
ßerdem fi ndet ein Positionswechsel statt. Die Zu-
friedenheit mit der sozialen Sicherung lag 1980 
höher als die Zufriedenheit mit der öffentlichen 
Sicherheit. Im Jahr 2005 weist nicht mehr die Zu-
friedenheit mit der öffentlichen Sicherheit den 
niedrigeren Zufriedenheitswert auf, sondern die 
Zufriedenheit mit der sozialen Sicherung liegt auf 
ähnlichem Niveau. Auch in Ostdeutschland 
nimmt die soziale Sicherung im Vergleich zur öf-
fentlichen Sicherheit ein ähnlich niedriges Zu-
friedenheitsniveau ein. Somit ist insbesondere 
die Zufriedenheit mit der sozialen Sicherung von 
Zufriedenheitsverlusten bedroht. 

Die Gesundheitszufriedenheit variiert in 
Deutschland nur wenig mit dem Wohlstands-
niveau, während erwartungsgemäß die Zufrie-
denheit mit dem Lebensstandard stark vom Ein-
kommensniveau abhängig ist. Die untersten 10% 
der Haushaltseinkommen haben im Durchschnitt 
2,44 Punkte weniger Zufriedenheit mit dem 
 Lebensstandard als die obersten 10%. Bei der 
 Gesundheitszufriedenheit beträgt die Differenz 
0,58.  Somit ist die Gesundheitszufriedenheit weit 
gleichmäßiger verteilt als die Zufriedenheit mit 
dem Lebensstandard, aber dennoch nicht gleich-
mäßig, wie es anspruchsvollen Gerechtigkeitser-
wartungen entsprechen würde. 
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Abbildung 6

* Unser Sozialstaat erzielt die notwendigen Einnahmen aus Steuern und Sozialabgaben. Zunächst zu den Steuern: Empfi nden Sie die Steuern, die 

 Sie zahlen, als viel zu hoch, eher zu hoch, angemessen, eher zu niedrig oder viel zu niedrig?

** Wie ist es mit den Sozialabgaben, also z.B. den Beiträgen zur Kranken- und Rentenversicherung. Sind die Abgaben, die Sie zahlen, viel zu hoch,

 eher zu hoch, angemessen, eher zu niedrig oder viel zu niedrig?

Quelle: Sozialstaatssurvey 2005
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III. Die wahrgenommene Qualität der   
 Gesellschaft

Es gibt breit geteilte, nahezu selbstverständliche 
Annahmen im Hinblick auf die Bedeutung der 
Sozialpolitik für das Wohlbefi nden der Bürger. 
Mit großer Übereinstimmung wird in der gesell-
schaftspolitischen – nicht zuletzt in der interna-
tionalen – Diskussion die Erwartung vertreten, 
dass Sozialpolitik zur Zufriedenheit der Bürger 
beiträgt, dass sie die Gerechtigkeit in der Gesell-
schaft fördert, dass sie den Wohlstand und seine 
gerechte Verteilung sichert und vor inakzeptabler 
Ungleichheit bewahrt und dass das Gefühl der 
Bedrohung durch Konfl ikte in engen Grenzen ge-
halten wird. Bei allen solchen Zielen geht es um 
die historisch herausgebildete subjektiv wahrge-
nommene Qualität der Gesellschaft.

Grunddimensionen der subjektiven Qualität 
der Gesellschaft sind demnach:
• Die Zufriedenheit der Bürger mit ihrem Leben 

insgesamt und mit einzelnen Lebensberei-
chen,

• die Einstellungen der Bürger zur Gerechtigkeit 
der Lebensverhältnisse,

• die Beurteilung der Bürger im Hinblick auf 
ihre wirtschaftliche Lage,

• die Einschätzung der Intensität sozialer Kon-
fl ikte in der Gesellschaft.

Dieser Ansatz erfasst nicht die gesamte Gesell-
schaft zureichend, weil es durchaus weitere As-
pekte gibt, die auf Dauer oder vorübergehend 
hohe Wichtigkeit erreichen können. Es handelt 
sich aber um Kerndimensionen, die bei einer 
Messung der Qualität der Gesellschaft keinesfalls 
fehlen dürfen. Diese Kerndimensionen werden 
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Abbildung 7

* Ich benenne Ihnen jetzt verschiedene Lebensbereiche. Bitte sagen Sie mir, wie zufrieden oder unzufrieden Sie alles in allem damit sind. Hierfür gibt

 es Werte von 0 bis 10. Wenn Sie ganz und gar zufrieden sind, dann geben Sie bitte 10 an und wenn Sie ganz und gar unzufrieden sind 0. Mit den 

 Werten dazwischen können Sie Ihre Meinung abstufen.

Quellen: Wohlfahrtssurveys 1980 bis 1998; Sozialstaatssurvey 2005
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im Folgenden nicht nur für die Gesamtheit, son-
dern auch für ausgewählte Differenzierungen der 
Gesellschaft betrachtet. Hierbei wird auf zwei Dif-
ferenzierungslinien eingegangen, mit denen in 
unserer Gesellschaft grundlegende Unterschiede 
verbunden sind, nämlich die sozio-ökonomische 
Differenzierungslinie zwischen hohen und nied-
rigen Haushaltseinkommen und die räumliche 
Differenzierungslinie zwischen Ost- und West-
deutschland.

III.1. Die Zufriedenheit mit dem Leben in   
  verschiedenen Lebensbereichen

Die Zufriedenheit mit dem Leben ist ein weltweit 
anerkannter, individueller Wert, der eigentlich 
un eingeschränkte Anerkennung erfährt, auch 
wenn er in philosophischen Diskussionen manch-
mal problematisiert wird. In hunderten von Län-
dern wurden zahllose Untersuchungen zur Zu-
friedenheit mit dem Leben durchgeführt und die 
Brauchbarkeit des entsprechenden Indikators 
überprüft. Wenn man  die Lebenszufriedenheit in 
einem Land kennt, ist dies für sich genommen 
nicht hoch aussagekräftig, aber es ist ein guter 
Ausgangspunkt für historische und internatio-
nale Vergleiche5. 

5 Zwei Möglichkeiten der Erweiterung der Aussagekraft sind einerseits, nicht enthaltene Bevölkerungsgruppen aufzunehmen, z.B. Kinder 
und Jugendliche. Die andere Möglichkeit ist das negative Wohlbefi nden explizit zu berücksichtigen. Die Menschen in Deutschland sind 
mehrheitlich zufrieden und viele sogar hochzufrieden, doch diese relativ hohe Zufriedenheit der deutschen Bevölkerung bedeutet nicht, 
dass sie frei von psychischen Belastungen ist. Nach negativen Sachverhalten muss explizit gefragt werden, damit dies erkennbar wird. 
Zwei Fragen erscheinen geeignet, den Umfang solcher Belastungen anzuzeigen. 1. Fühlen Sie sich gewöhnlich unglücklich und nieder-
geschlagen? 2. Fühlen Sie sich öfters erschöpft und erschlagen? Diese Indikatoren werden in den Auswertungen für 2006 vorliegen.
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Abbildung 8

Quelle: Sozialstaatssurvey 2005
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Abbildung 9

Quellen: Wohlfahrtssurveys 1978 bis 1998; Sozialstaatssurvey 2005
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Abbildung 10

Quellen: Wohlfahrtssurvey 1978; Sozialstaatssurvey 2005
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Die Erhebung der allgemeinen Zufriedenheit mit 
dem Leben kommt zu einem üblichen Ergebnis: 
Wohlhabende Gesellschaften steigern ihre Zufrie-
denheit nicht mehr, sondern halten sie stabil. 
Überraschendes Ergebnis: Die Zufriedenheit mit 
dem Leben ist über die letzten drei Jahrzehnte 
hinweg in Westdeutschland außerordentlich sta-
bil bei Werten auf der Zufriedenheitsskala zwi-
schen 7,8 und 8,0. In Ostdeutschland kann ein 
Erfolg der Wiedervereinigung darin gesehen wer-
den, dass die ehemals recht niedrige Lebenszu-
friedenheit langsam angestiegen ist. Beim Blick 
zurück auf die fünfziger Jahre hatte sich in West-
deutschland ebenfalls ein markanter Anstieg der 
Lebenszufriedenheit feststellen lassen, der später 
in eine Stagnation überging. Überraschend ist 
auch die Exaktheit mit der sich die Ergebnisse 
von 1978 im Jahr 2005 wiederholen. 

Die Verteilung der Antworten von repräsen-
tativ ausgewählten Bundesbürgern auf der zehn-

stufi gen Zufriedenheitsskala ähnelt sich 1978 und 
2005, und auch dazwischen ist sie ähnlich. In der 
Zeit dazwischen hat sich die Zusammensetzung 
der Bevölkerung weitgehend geändert. Dennoch 
weisen die verschiedenen Bevölkerungen eine für 
Deutschland typische Zufriedenheitsverteilung. 

III.2. Die Einstellungen zur Gerechtigkeit   
  der Lebensverhältnisse

Das Konzept der sozialen Gerechtigkeit ist die 
zentrale Grundlage für Kritik an gesellschaft-
lichen Verhältnissen und kann dabei unterschied-
liche Maßstäbe und Wertvorstellungen beinhal-
ten (Becker/Hauser 2004; Druwe/Kunz 1999). In 
der Bevölkerung besteht eine Vielfalt an Gerech-
tigkeitsvorstellungen, und sie werden mit unter-
schiedlicher Vehemenz in die gesellschaftspoli-
tische Diskussion eingebracht. Keine andere Ins-



WISO
DiskursWirtschafts- und Sozialpolitik

tanz ist so stark für die Einhaltung und Durchset-
zung von Gerechtigkeitszielen zuständig wie der 
soziale Rechtsstaat, obwohl die Gerechtigkeits-
problematik alle gesellschaftlichen Ebenen durch-
zieht. Sozialpolitik ist von Gerechtigkeitskriterien 
besonders betroffen und muss ihre „Gerechtig-
keit“ meist stärker prüfen lassen als andere Poli-
tikbereiche.

Erhalt des gerechten Anteils im Leben 

Eine vorrangige Frage ist, wer sich im Leben be-
nachteiligt fühlt und nicht den gerechten Anteil 
erhält, der ihm zusteht. Seit 1992 liegt dieser In-
dikator vor. Er bleibt in den alten Bundesländern 
im letzten Jahrzehnt auf einem vergleichbaren 
Niveau von 29% bis 37% der Bürger, und hat 
leicht steigende Tendenz. Für Ostdeutschland 
kann man eine klare Tendenz zur Annäherung an 
das Westniveau erkennen, aber noch immer glaubt 

eine Mehrheit, den gerechten Anteil im Leben 
nicht erhalten zu haben. Allerdings sank bei den 
Ostdeutschen der Anteil derjenigen stark, die für 
sich keine Gerechtigkeit im Leben erkennen und 
näherte sich dem Wert von Westdeutschland an.

Im Vergleich zwischen den obersten 10% der 
Einkommensschichtung und den untersten 10% 
zeigt sich mit verblüffender Deutlichkeit, dass die 
Ärmeren ihre Lebenssituation eher als ungerecht 
defi nieren. Zwei Drittel in der  unteren Einkom-
mensschicht, aber nur ein Fünftel in der oberen 
Einkommensschicht geben an, nicht den ihnen 
zustehenden Anteil im Leben zu erhalten. Ein 
solch klarer Zusammenhang, wie er hier für die 
Bedeutung von Gerechtigkeit im eigenen Leben 
bei niedrigen und hohen Haushaltseinkommen 
gefunden wird, ist selten zu beobachten und stellt 
eine Herausforderung für demokratische Systeme 
dar.
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Abbildung 11

* Im Vergleich dazu, wie andere hier in Deutschland leben, glauben Sie, dass Sie Ihren gerechten Anteil erhalten, mehr als Ihren gerechten Anteil, 

 etwas weniger oder viel weniger?

Quellen: Allbus 1992 bis 2000; Sozialstaatssurvey 2005
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Abbildung 12

Quelle: Sozialstaatssurvey 2005
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Entwicklung der sozialen Gerechtigkeit 

Die Entwicklung der sozialen Gerechtigkeit insge-
samt kann mit einer direkten Frage aus der Sicht 
der Bevölkerung erhoben werden. Soziale Gerech-
tigkeit kann dementsprechend abnehmen, gleich 
bleiben oder zunehmen. Den Sozialstaatssurveys 
zufolge, gab es zu jedem Zeitpunkt unterschied-
liche Beurteilungen von Verschlechterungen und 
Verbesserungen der sozialen Gerechtigkeit in un-
serer Gesellschaft. Allerdings verstärkte sich in 
der unmittelbaren Vergangenheit die wahrgenom-
mene Abnahme der Gerechtigkeit. Aus soziolo-
gischer Sicht heraus müsste man die Schlussfolge-
rung ziehen, dass erst starke, abrupte Verän-
derungen der Gerechtigkeitsgefühle auf ein beste-
hendes gesellschaftliches Problem hinweisen, 
während ein gewisser Anteil von Verschlechte-
rungsdiagnosen, denen auch Verbesserungsdiag-
nosen gegenüberstehen, zur Normalität der Ge-
sellschaft gehören.

Soziale Gerechtigkeit ist ein schwieriger und 
herausgehobener Maßstab, dem die Realität oft 
nicht entspricht, weder in persönlicher noch in 
gesellschaftlicher Hinsicht. Eine Gesellschaft 
kann offensichtlich ein relativ hohes Maß an 
wahrgenommener Ungerechtigkeit verkraften, 
ohne dass es zu kollektiven Widersprüchen und 
Protesten kommt. Die Zunahme verletzter Ge-
rechtigkeitsgefühle bleibt weitgehend ein latentes 
Risiko.

III.3. Einschätzungen der wirtschaftlichen  
  Lage

Sozialpolitik ist zugleich Lebenslagenpolitik und 
will dazu beitragen, den Menschen ein angemes-
senes wirtschaftliches Auskommen zu sichern, 
das sie selbst als ausreichend beurteilen. Seit län-
gerem wird in Umfragen auf der einen Seite die 
Einschätzung der allgemeinen wirtschaftlichen 
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Lage erhoben, auf der anderen Seite die Selbst-
beurteilung der eigenen, persönlichen wirtschaft-
lichen Lage. Die persönliche wirtschaftliche Lage 
wird erstaunlicherweise von hohen Anteilen der 
Bevölkerung als gut bzw. sehr gut beurteilt. Um 
die 60 % bezeichnen ihre wirtschaftliche Lage als 
gut bzw. sehr gut. Dies erstaunt, weil die öffent-
liche Diskussion und viele Beurteilungen der ge-
samtwirtschaftlichen Lage in der Vergangenheit 
ein etwas anderes Bild zeichneten. Über die allge-
meine wirtschaftliche Lage werden oft ungünsti-
ge Beurteilungen verbreitet, aber die persönliche 
wirtschaftliche Lage blieb bisher von großen Ein-
brüchen verschont. Die Beurteilung der eigenen 
wirtschaftlichen Lage fällt erwartungsgemäß in 
Westdeutschland besser aus als in Ostdeutsch-

land. In Westdeutschland bezeichnen 60% ihre 
eigene wirtschaftliche Lage als gut bzw. sehr gut, 
während dies in Ostdeutschland 50% sind. In 
beiden Teil betrachtet ein wesentlicher Prozent-
satz die eigene wirtschaftliche Lage weder als gut 
noch als schlecht. In Ostdeutschland gibt es häu-
fi ger schlechte Beurteilungen der eigenen wirt-
schaftlichen Lage als in Westdeutschland. Etwa 
15% der Bevölkerung – in Ostdeutschland etwas 
mehr – bezeichnen ihre eigene wirtschaftliche 
Lage als schlecht bzw. sehr schlecht. Dieser Anteil 
liegt im Rahmen von üblichen Schätzungen des 
Niedrigeinkommens und der Armut in Deutsch-
land. 
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Abbildung 13

* Hat die soziale Gerechtigkeit bei uns in den letzten drei, vier Jahren zugenommen, abgenommen oder ist sie gleichgeblieben?

Quellen: Allensbach 1987 bis 2001; Sozialstaatssurvey 2005
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Die Einschätzung der eigenen wirtschaftlichen 
Lage hängt sehr stark von der Einkommenshöhe 
des Haushalts, dem man angehört,  ab, ist aber 
nicht völlig konsistent damit. Die Bundesbürger 
haben zwar eine „konsistente“ Beurteilung ihrer 
wirtschaftlichen Lage, aber es gibt auch wohlha-
bende, die unzufrieden sind und Niedrigeinkom-
mensbezieher, die ihre Lage als gut und sehr gut 
beurteilen. Bei den 10% des obersten Einkom-
mensniveaus bezeichnen 90% ihre eigene wirt-
schaftliche Lage als gut und sehr gut, bei den un-
tersten 10% sind es nur 31%, die ihre Lage als 
schlecht und sehr schlecht defi nieren. Auch bei 
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den Niedrigeinkommensbeziehern sagen 24%, 
ihre persönliche wirtschaftliche Situation sei gut 
bzw. sehr gut. Es gibt also durchaus inkonsistente 
Einschätzungen zwischen errechneter und wahr-
genommener Einkommenslage, und dies ist bei 
den niedrigen Einkommen häufi ger der Fall als 
bei den höheren. Die breite Mitte der Bevölke-
rung sieht die eigene wirtschaftliche Situation 
weit häufi ger positiv als negativ. Der Tendenz 
nach gilt eindeutig, wer über ein höheres Haus-
haltseinkommen verfügt, hat auch meist eine 
bessere Einschätzung seiner wirtschaftlichen Si-
tuation.

 
Abbildung 14
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* Es wird oft gesagt, dass es Interessenkonfl ikte zwischen verschiedenen Gruppen in Deutschland gibt, 

z.B. zwischen politischen Gruppen, zwischen Männern und Frauen usw. Die Konfl ikte sind aber nicht 

alle gleich stark. Ich will Ihnen nun einige solcher Gruppen nennen. Sagen Sie mir bitte, ob die Kon-

fl ikte zwischen diesen Gruppen Ihrer Meinung nach sehr stark, eher stark, eher schwach sind, oder ob 

es da gar keine Konfl ikte gibt.

Quellen: Wohlfahrtssurveys 1978 bis 1998; Sozialstaatssurvey 2005
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es sich mit der Wahrnehmung der Konfl ikte zwi-
schen Armen und Reichen und auch zwischen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern. Die Konfl ikt-
wahrnehmung zwischen Armen und Reichen lag 
in den früheren Jahren niedriger und sie stieg ins-
besondere in Ostdeutschland stark an. Der Struk-
tur nach ist die Konfl iktwahrnehmung in Ost-
deutschland ähnlich wie in Westdeutschland, 
aber auf höherem Niveau. Die Anstiege der Kon-
fl iktwahrnehmung sind nicht sehr hoch, können 
aber als Signal dafür gesehen werden, dass die 
Ungleichheitsspannungen zwischen Arm und 
Reich zunehmen. 

IV. Die wahrgenommene Qualität der   
 deutschen Gesellschaft

Es gibt unterschiedliche Sichtweisen auf eine Ge-
sellschaft, die unterschiedliche Akzente setzen, 
und die repräsentative Umfrage ist eine von meh-
reren Betrachtungsweisen. Sie zeichnet sich da-
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III.4 Die Wahrnehmung von Konfl ikten

Dass Sozialpolitik zum sozialen Frieden beitragen, 
also gesellschaftliche Konfl ikte reduzieren soll, ist 
eine weit verbreitete Zielvorstellung. Dies ändert 
nichts an der Einsicht, dass ein gewisses Maß an 
Konfl ikten zum kaum vermeidbaren Bestandteil 
von Gesellschaften gehört (Pappi 1992). Konfl ikt- 
und Spannungslinien sind dauerhaft in der So-
zialstruktur der Gesellschaft verankert. Hier geht 
es um die Wahrnehmung dieser Konfl ikte durch 
die Bevölkerung  und dabei vor allem um bedeut-
same Veränderungen, also Zu- bzw. Abnahmen 
der Konfl iktwahrnehmung, die Signalcharakter 
haben.

Für das Jahr 2005 muss man im Vergleich zu 
vorhergehenden Jahren ein ziemlich hohes Ni-
veau der Konfl iktwahrnehmung konstatieren. 
Die höchsten Konfl ikte werden wahrgenommen 
zwischen rechten und linken Parteien, und dieser 
Konfl ikt wird 2005 in Westdeutschland ähnlich 
stark wahrgenommen wie 1978. Anders verhält 

 
Abbildung 15

Quelle: Sozialstaatssurvey 2005
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durch aus, dass jeder Bürger dabei mit einer Stim-
me zählt und alle Bevölkerungsgruppen sind ent-
sprechend ihrer Größenordnung vertreten. 

Eine Grundlage dieser Untersuchung ist, den 
Sozialstaat als mehrdimensionales Konglomerat 
aufeinander bezogener Komponenten zu betrach-
ten: Akteure, Ziele, Instrumente, Kosten und End-
produkte. Eine weitere Grundlage ist, den Sozial-
staat im Kontext der deutschen Gesellschaft zu 
betrachten und dabei vier subjektive Dimensi-
onen – Lebenszufriedenheit, Gerechtigkeitsemp-
fi nden, Wohlstandsurteile und Konfl iktwahrneh-
mungen – zu beachten. Dies ist ein Minimalkon-
zept sozialstaatlicher und gesellschaftlicher Dauer-
beobachtung und zweifellos ist es anschluss- und 
erweiterungsfähig. 

In Hinblick auf die Einstellungen zum Sozial-
staat ergibt sich im Jahr 2005 eine klare Zuschrei-
bung der Verantwortung für die soziale Sicherung 
an den Akteur Staat, wobei ergänzende Eigenver-

antwortung ebenfalls breit akzeptiert wird. Die 
Ziele, die von der Bevölkerung unterstützt wer-
den, richten sich vor allem  auf die Förderung 
von Kindern. Die verschiedenen Zweige der sozia-
len Sicherung sind ungleichmäßigem Druck aus-
gesetzt und weisen zum Teil Erosionserscheinun-
gen auf. Während die Gesundheitsversicherung 
weitgehendes Vertrauen der Bürger genießt, be-
fi ndet sich das Vertrauen in die Rentenversiche-
rung auf einem niedrigeren Niveau. Die Bereit-
schaft, die Kosten der sozialen Sicherung in Form 
von Steuern und Sozialabgaben zu tragen, ist bei 
einem großen Teil der Bevölkerung vorhanden, 
aber ein ebenso großer Anteil der Bevölkerung 
lehnt die gegebenen Belastungen ab. Für die Be-
völkerung in Deutschland war die soziale Siche-
rung in den letzten Jahrzehnten nie von hoher 
Zufriedenheit begleitet, sie verliert allerdings im 
Lauf der letzten Jahre noch weiter an Zufrieden-
heit.
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Abbildung 16

* Es wird oft gesagt, dass es Interessenkonfl ikte zwischen verschiedenen Gruppen in Deutschland gibt, z.B. zwischen politischen Gruppen, zwischen 

 Männern und Frauen usw. Die Konfl ikte sind aber nicht alle gleich stark. Ich will Ihnen nun einige solcher Gruppen nennen. Sagen Sie mir bitte, ob 

 die Konfl ikte zwischen diesen Gruppen Ihrer Meinung nach sehr stark, eher stark, eher schwach sind, oder ob es da gar keine Konfl ikte gibt.

Quellen: Wohlfahrtssurveys 1978 bis 1998; Sozialstaatssurvey 2005
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Die wahrgenommene Lebensqualität der Be-
völkerung in Deutschland lässt sich bei Konzen-
tration auf ihre positiven Aspekte im Jahr 2005 
folgendermaßen zusammenfassend charakterisie-
ren:
• 90% der Einwohner sind mit ihrem Leben 

eher zufrieden (Skalenwerte 6–10),
• 89% schätzen ihre wirtschaftliche Lage teils/

teils, gut und besser ein,
• 60% glauben ihren gerechten Anteil am Leben 

zu erhalten,
• 21% sehen keine bzw. eher schwache Konfl ik-

te zwischen Arm und Reich.
Diesem deutlich positiv geprägten Bild stehen fol-
gende negative Aspekte gegenüber:
• 10% sind mit ihrem Leben eher unzufrieden 

(Skalenwerte 0–5),
• 11% schätzen ihre wirtschaftliche Lage als 

schlecht und sehr schlecht ein,
• 40% glauben weniger als den gerechten Anteil 

am Leben zu erhalten,
• 79% sehen starke und sehr starke Konfl ikte 

zwischen Arm und Reich.
Es besteht ein Nebeneinander von überwiegend 
positiven und zugleich bedeutsamen negativen 
Aspekten wahrgenommener Lebensqualität. Je 
nach dem Kriterium – Lebenszufriedenheit, Wohl-
standsbeurteilung, Gerechtigkeitsempfi nden, Kon-
 fl iktwahrnehmung – fallen die Ergebnisse unter-
schiedlich aus und ergeben insgesamt eine am-
bivalente Situation. Die Lebenszufriedenheit ist 
eher hoch, aber viele fühlen sich ungerecht be-
handelt. Die eigene wirtschaftliche Lage wird 
ziemlich positiv gesehen, aber Konfl ikte zwischen 
Arm und Reich werden von einem großen Teil 
der Bevölkerung sensibel registriert. 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass 
die subjektive Wahrnehmung der gesellschaft-
lichen Qualität in Deutschland im Zeitablauf mit 
höherer Kontinuität erfolgt, als es aufgrund der 
öffentlichen, oft aufgeregten Debatten erscheint.

Die Lebenszufriedenheit erscheint seit 1978 
im Durchschnitt ziemlich konstant, das Gerech-
tigkeitsempfi nden nimmt allerdings im Zeitab-
lauf ab, die Wohlstandsurteile verändern sich 
schwankend, befi nden sich aber heute auf dem 
gleichen Niveau wie 1978,  Ähnliches gilt für die  
Konfl iktwahrnehmung. Die gesellschaftlich mar-

kanteste Veränderung – betrachtet man die vor-
liegenden Materialien insgesamt – ist sicherlich 
die Öffnung einer Gerechtigkeitslücke.  

Kritikpotenziale und Konfl iktwahrnehmung 
liegen am Beginn des 21. Jahrhunderts überwie-
gend in einem Rahmen, der noch als Verlänge-
rung der Stabilitätsphase des vorhergehenden 
Jahrhunderts betrachtet werden kann. Aber eini-
ge Warnindikatoren, die als Hinweis auf zuneh-
mende Herausforderungen und Risiken verstan-
den werden können, sind nicht zu übersehen.

Anhang: Konzeption und Methode der 
Untersuchung

Dieser Bericht steht in der Tradition der Sozialbe-
richterstattung (Noll 2000, Flora/Noll 2000), die 
sich seit den siebziger Jahren herausgebildet hat, 
und dazu übergegangen ist, die subjektive Wahr-
nehmung der Lebensverhältnisse in den Mittel-
punkt zu stellen. Er beruht auf der Projektarbeit 
am Institut für Gesellschafts- und Politikanalyse 
an der Frankfurter J.W.Goethe-Universität und ist 
hervorgegangen aus einer Auftragsforschung, die 
sich die Untersuchung der Einstellungen zum So-
zialstaat zum Ziel gesetzt hat. Auftraggeber sind 
das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
(BMAS) und das Bundesministerium für Gesund-
heit (BMG). Das Projektteam arbeitet seit Septem-
ber 2004 und hat mehrere Veröffentlichungen 
vorgelegt (siehe Literaturverzeichnis). Als Mitar-
beiter und Mitarbeiterinnen sind Dr. Jens Becker, 
Dipl.-Soz. Roland Bieräugel, Dipl.-Soz. Geraldine 
Hallein-Benze, Dr. Silvia Krömmelbein und Oliver 
Nüchter, M.A., beteiligt. Als Projektleiter fun-
gieren Prof. Dr. Wolfgang Glatzer und Prof. Dr. 
Alfons Schmid. Die umfangreiche Feldarbeit wur-
de von aproxima (Weimar) geleistet. Zum Projekt 
gehört ein Beraterstab, der aus Prof. Dr. Richard 
Hauser, Dr. Heinz-Herbert Noll und Prof. Dr. 
Wolfgang Zapf besteht, die auf eine jahrzehnte-
lange Erfahrung in der empirisch gestützten Ge-
sellschaftsanalyse zurückblicken können. 

Was den methodischen Ansatz der Studie be-
trifft, so erfolgt die Untersuchung der Einstellun-
gen der Bundesbürger zum Sozialstaat durch the-
oretisch angeleitete Analysen, die sowohl quanti-
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tative als auch qualitative Daten heranziehen. Im 
Mittelpunkt steht, die Einstellungen zum Sozial-
staat mithilfe von Indikatoren zu beschreiben, 
soweit wie möglich auch im Zeitablauf, sowie 
 unter Berücksichtigung von theoretischen Über-
legungen zu erklären. 

Primär quantitativ orientiert ist die Analyse 
der repräsentativen Datensätze, als überwiegend 
qualitativ ist die Auswertung von Gruppendis-
kussionen anzusehen. Beides beruht auf theore-
tischen Vorüberlegungen, die im Verlauf der Un-
tersuchung vertieft und differenziert werden. Die 
Kombination von quantitativer und qualitativer 
Vorgehensweise soll eine umfassende – d. h. ei-
nerseits breit streuende und repräsentative und 
andererseits bürgernahe und anschauliche Analy-
se der Einstellungen der Bundesbürger ermögli-
chen.

Die Zielsetzung des Projekts besteht darin, 
„Kenntnisse über die Einstellungen der Bürger 
und Bürgerinnen zum Gesundheitswesen und zu 
den sozialen Sicherungssystemen im Allgemei-
nen sowie zu den einzelnen Elementen und 
Strukturmerkmalen im Besonderen und über Ur-
sachen und Entstehungskontexte dieser Einstel-
lungen“ (Ausschreibung BMGS) zu gewinnen. 

Das Umfrageprojekt, das sich auf den Zeit-
raum von 2005 bis 2008 erstreckt, beinhaltet vier 
repräsentative Bevölkerungsumfragen. Grundge-
samtheit ist die deutsche Wohnbevölkerung ab 
dem 18. Lebensjahr, wobei in Rechnung zu stel-
len ist, dass aufgrund von Sprachbarrieren die Be-
völkerung unzureichend einbezogen wird, die 
nicht über ausreichende Deutschkenntnisse ver-
fügt. Die Fragebögen bestehen aus einem festste-
henden und einem variablen Teil. Es können Ver-
teilungen und Veränderungen sozialstaatlicher 
Einstellungen der deutschen Bevölkerung gemes-
sen werden, allerdings nur Veränderungen im Ag-
gregat, nicht auf der Ebene von Individuen, wie 
es ein Paneldesign erlauben würde. 

Einstellungswandel können wir im Zeitab-
lauf erfassen, weil es vier Erhebungswellen geben 
wird. Es wurde auch darauf geachtet, Fragen aus 
zurückliegenden Umfragen wie beispielsweise dem 
Wohlfahrtssurvey6 zu wiederholen, sodass teil-
weise längere Zeitreihen für Stabilität und Wan-
del in der Vergangenheit fortgeschrieben werden. 
Bei der Betrachtung von Zeitreihen besteht das 
Problem der Vergleichbarkeit, wenn die Indika-
toren aus verschiedenen Erhebungen stammen. 
Die in den Jahren 2005, 2006, 2007 und 2008 
selbst durchgeführten Erhebungen erfolgten nach 
einheitlichen Kriterien einer Zufallsstichprobe vom 
gleichen Umfrageinstitut und damit dürfte die 
Vergleichbarkeit weitgehend gegeben sein. Aber 
auch die übrigen herangezogenen älteren Umfra-
gen sind nach ähnlichen Kriterien vorgenommen 
worden und dürften keine befragungstechnisch 
bedingten Abweichungen beinhalten. Nachprüf-
bar ist in jedem Fall, dass die verschiedenen Um-
fragen in wesentlichen Variablen übereinstim-
men und bei anderen markante Unterschiede 
aufzeigen und dass dafür theoretische Gründe be-
nannt werden können. Es gilt immer das Prinzip, 
dass gefundene Übereinstimmungen und Unter-
schiede theoretisch plausibel sein müssen, bevor 
sie als gültig anerkannt werden können.

Die erste, hier ausgewertete Repräsentativ-
Befragung von 5025 Personen wurde mit 2494 
Befragten in West- und 2531 in Ostdeutschland 
von März bis Mai 2005 durchgeführt. Die Befra-
gung erfolgte in Form telefonischer Interviews 
mithilfe von CATI, dem Computer Assisted Tele-
phone Interviewing. Vor der ersten Erhebung 
wurde ein Pretest unter Feldbedingungen bei 227 
Personen durchgeführt. Der Befragte im Haushalt 
wurde jeweils nach der Last-Birthday-Methode 
festgelegt. Die Auswahl der Telefonnummern aus 
dem Telefonbuch CD-ROM „klickTel Januar 
2004“ wurde gemäß dem Gabler-Hädler-Verfah-
ren modifi ziert und die Anzahl zehnfach über-
steuert. Die Datensätze liegen mit spezifi schen 
Gewichtungsfaktoren für Gesamtdeutschland so-
wie für West- und Ostdeutschland vor. 
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Vorbemerkung:

1.  Die eben vorgetragenen wissenschaftlichen 
Erhebungen und Analysen können kurzge-
fasst und wenig hinterfragt – so interpretiert 
werden: Die Akzeptanz unseres Sozialstaates 
ist weitgehend gegeben; sowohl bzgl. der Ein-
stellung der Bevölkerung zu sozialstaatlichen 
Einrichtungen als auch bzgl. der wahrgenom-
men Qualität der sozialstaatlichen Leistungen. 
Also: Wir haben stabile Verhältnisse.

 Dennoch – die Wissenschaft nimmt Warnindi-
katoren wahr – also Hinweise auf Veränderun-
gen, Risiken, Akzeptanzmängel und Akzeptanz-
verluste.

 Vielleicht verbergen sich dahinter Herausfor-
derungen für das politische Handeln.

2.  Auf diese wissenschaftliche Analyse folgt nun 
eine eher politisch-empirische Kommentierung 
bzw. Ergänzung.

 Es ist wichtig und notwendig, den festgestell-
ten Vertrauensschwund zu hinterfragen, eben-
so die wahrgenommenen Gerechtigkeitslü-
cken.

 Ich sehe die Warnsignale als Aufforderungen 
zur Überprüfung der politischen Programma-
tik, ggf. auch als Aufforderung zur Korrektur 
im politischen Handeln. Wir müssen auch der 
Frage nachgehen und kritisch analysieren, 
woher kommt der zunehmende Vertrauens-
schwund, was bewirkt er?

 Auszuloten ist auch, ob der erhobene Wissens- 
und Bewusstseinsstand der Bevölkerung 
Grundlage für neue Impulse zur Sozialstaats-
entwicklung sein kann.

 Dies gilt insbesondere für
  • die festgestellte Bereitschaft zur Übernahme 

von mehr Eigenverantwortung bei klarer staat-
licher Zentralverantwortung in der sozialen 
Sicherung und

  • für die Bereitschaft höherer Einkommensbe-
zieher zu mehr Beiträgen zur sozialen Sicher-
heit.

 Notwendig sind aber auch weitere Differen-
zierungen:

  • Was heißt „mehr Eigenverantwortung“ kon-
kret – beispielsweise im Bereich der pfl ege-
rischen Versorgung, der Vorsorge für die Al-
tersicherung usw.

  • was steckt hinter der Bereitschaft, „mehr 
Selbstbehalte im Gesundheitswesen zu tra-
gen“; natürlich differenziert nach Einkom-
mens- und Altersgruppen. 

 Bevor ich auf die aufgeworfenen Fragen zu-
rückkomme, will ich die vorgetragene Erhe-
bung durch eine zusammengefasste Auswer-
tung relevanter Teilbereiche der „Gesundheits-
monitorings“ der Bertelsmannstiftung aus den 
Jahren 2004 und 2005 ergänzen.

I. Die Akzeptanz der Gesetzlichen 
 Krankenversicherung (GKV) – nach   
 unterschiedlichen Einkommensgruppen

1. Es gibt unstreitig einen Zusammenhang von 
 sozialer Lage und Gesundheitszustand: krank 
macht arm; arm macht krank. Das heißt, der 
sozioökonomische Status, und dies ist mehr 
als das Einkommen, bestimmt die gesundheit-
liche Basis des Einzelnen wesentlich mit. Ob-
wohl die Leistungen der gesetzlichen Kran-
kenversicherung unabhängig vom Einkom-
men gewährt werden, d.h. alle Versicherten 
gleiche Ansprüche haben, ist die Realisierbar-
keit auch gleicher Versorgung sehr unterschied-
lich. Sie differiert nach berufl ichem Status, 
Ausbildungsstand, Wohnquartier usw. Ge rade 
Menschen aus den unteren sozialen Schich ten 
verspüren Zugangshürden, Inanspruchnahme-
Hemmnisse und Wirkungsunterschiede, aus 
denen Zukunftsängste werden.
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 So empfi nden Menschen aus den unteren so-
zialen Schichten Zuzahlungen und Selbstbe-
halte als Zugangs- und Inanspruchnahmehür-
den. Der Einsatz eigener, die gesetzliche „Ga-
rantie-Versorgung“ ergänzende Ressourcen 
zum Erhalt oder zur Wiederherstellung der 
Gesundheit scheitert an der materiellen Basis, 
der vorhandenen Zeit und oft auch am fehlen-
den Antrieb. Fast 80% der Befragten empfan-
den die Krankenversicherungsbeiträge als zu 
hoch und die zu erbringenden Zuzahlungen 
u.a. bei Medikamenten als besondere Belas-
tung.

 Auch die mittelschicht-/oberschichtorientier-
te Sprache und Kommunikation des Arztes ist 
Zugangshemmnis. Patienten und Ärzte verste-
hen sich nicht; es bestehen Hemmungen beim 
Rückfragen, es entsteht ein massives Profi -/ 
Lai engefälle. Daran scheitert auch immer wie-
der die Realisierung durchaus berechtigter An-
sprüche der Versicherten. Das Vertrauen zwi-
schen Arzt und Patient leidet unter der Kom-
munikations- und Lebensalltagskluft.

 Der mittelschicht-/oberschichtorientierte Arzt 
integriert in seine ärztliche Diagnostik und 
Therapie selten die vielfachen Belastungen der 
Menschen aus den unteren sozialen Schich-
ten, ihre dauernden Existenzängste, ihre Per-
spektivlosigkeit und daraus resultierend ihre 
Gleichgültigkeit und persönliche Geringschät-
zung. Gleiches gilt für die permanenten Ängs-
te dieser Menschen vor Erwerbsminderung 
und der Unfi nanzierbarkeit von Arznei- und 
Hilfsmitteln, nicht realisierbarer Wohnraum-
anpassung bei evtl. Behinderungen, schwie-
riger berufl icher Wiedereingliederung bei ent-
sprechenden Erkrankungen.

2. Auch der Informationsstand der Menschen 
bzgl. des Leistungsangebotes der GKV wurde 
am Beispiel positiver Reformergebnisse der 
letz ten Jahre ermittelt. Er ist sehr einkommens-
abhängig. Menschen aus den unteren sozialen 
Schichten wissen nichts oder ganz wenig über 
Disease-Management-Programme, Integrierte 
Ver sorgung, Bonussysteme, Beitragsrückerstat-
tungsmöglichkeiten usw. Es gibt große Infor-
mationsunterschiede bzgl. Qualität und Quan-
tität der medizinischen Versorgung sowie der 

Differenziertheit des medizinischen Versor-
gungssystems. Daraus wird deutlich, auch der 
gesetzlich geregelte soziale Fortschritt erreicht 
gerade die besonders bedürftigen Adressaten 
nicht bzw. nur sehr unzureichend.

3.  Besonders gravierend sind die Befürchtungen in 
den unteren sozialen Schichten bzgl. ihrer ge-
sundheitlichen Versorgung im Alter. Es be-
steht die Angst, dann ohne ausreichende Ver-
sorgung zu sein. Diese Ängste gibt es zwar in 
allen sozialen Schichten, aber besonders be-
drohlich empfi ndet dies die untere soziale 
Schicht (65 %/ 83 %).

4.  Dementsprechend skeptisch sehen deshalb 
die Menschen in den unteren sozialen Schich-
ten die Senkung der Krankenversicherungs-
beiträge und ihr möglicher Ersatz durch höhere 
Selbstbeteiligungen. Hierzu besteht insgesamt 
eine sehr geringe Bereitschaft; die Akzeptanz 
nimmt aber mit steigendem Einkommen zu. 
Fast ein Drittel der Befragten sagen, dass sie be-
reit wären, bei Bedarf auch mehr medizini sche 
Leistung aus der eigenen Tasche zu zahlen.

5.  Erhoben wurde auch: Welche Form der sozia len 
Absicherung die Bevölkerung favorisiert.

 Eine umfassende soziale Absicherung wünschen 
44% der Befragten, eine weitgehende soziale 
Absicherung mit teilweise ergänzenden Zu-
satzversicherungen wünschen 41%.

 Dies bedeutet: 85% der Befragten wollen eine 
solidarische Absicherung des allgemeinen Le-
bensrisikos Krankheit.

 Nur 15% der Befragten wollen eine individuelle 
Absicherung, die jeder nach seinen Möglich-
keiten gestalten soll. Eindeutig tendieren die 
unteren sozialen Schichten mehr zu umfas-
senden Absicherungen, die fi nanzstärkeren 
Schichten mehr zu individueller Sicherheit.

6.  Interessant ist auch, für wen die Menschen im 
Gesundheitswesen mehr Geld investieren wür-
den. Ca. 46% der Befragten wünschen mehr 
Investitionen für die Familiengesundheit und 
25 % wollen mehr freie Mittel für die eigene 
Versorgung eingesetzt sehen. Bei letzteren do-
minieren die oberen Einkommensgruppen, 
während die Solidaritätsbereitschaft mehr in 
den unteren Einkommensgruppen vorhanden 
ist.
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 Insgesamt gilt, dass bei diesen Erhebungen die 
Unterschiede nach Alter und Geschlecht eher 
gering sind.

7.  Verständlich ist, dass Privatversicherte, die in 
der Regel eher zu den höheren Einkommens-
gruppen gehören, eher bereit sind, höhere Zu-
zahlungen und Eigenbeteiligungen zu akzep-
tieren. In der Mehrheit sind sie mit dem ge-
sundheitlichen Versorgungssystem zufrieden. 
Im Vergleich dazu sind nur 13% der unteren 
sozialen Schichten mit der gesundheitlichen 
Versorgung zufrieden. 

Zusammenfassend bleibt wichtig:
Ca. 80% der Befragten empfi nden die Kern-

elemente des Solidaritätsprinzips: Gesunde für Kran-
ke, Reiche für Ärmere, Jüngere für Ältere, als ge-
recht und erwarten ihre Weiterführung. Interessant 
ist, dass es eine große Solidaritätsbereitschaft gibt,  
trotz erkennbarer Individualisierungs-, Privatisie-
rungs- und Entsolidarisierungstendenzen.

Die Befragten haben die vermittelten zukünf-
tigen Befürchtungen bereits internalisiert; nur noch 
44% erwarten zukünftig eine umfassende Absi-
cherung für alle. Dies gilt auch für die unteren 
Einkommensgruppen (48 %). Die Menschen stel-
len sich auf eine Neubewertung der Solidarität 
ein. Es bestehen Zweifel an der Stabilität des soli-
darisch fi nanzierten sozialen Sicherungssystems, 
die Basis bröckelt, das Vertrauen in die Zukunfts-
festigkeit sinkt. 

Trotz allem besteht wenig Zweifel an der gu-
ten Qualität der Versorgung, auch wenn Ängste 
bzgl. der zukünftigen Versorgungsstandards für 
alle im Steigen sind.

Hier gehen die Früchte der Desorientierung 
und der Desinformationskampagnen der „Verei-
nigung der  Verunsicherer“ bereits auf.

II. Positionen zu den Zukunftskonzepten:   
 Bürgerversicherung versus Kopfpauschale

Auch die Erhebung der „Bertelsmänner“ 2003, 
2004 und 2005 zu den Reformakzeptanzen bzgl. 
der großen Kontroversen Bürgerversicherung versus 
Kopfpauschale will ich kurz zusammenfassen:

Generell besteht bzgl. beider Systeme, insbe-
sondere aber bzgl. des Kopfpauschalensystems, 

Distanz und Zurückhaltung. Sucht man nach Prä-
ferenzen für einzelne Gestaltungsmerkmale der 
Systeme, wird die Tendenz der Bevölke rung rela-
tiv eindeutig:
1.  Zwei Drittel der Befragten halten es für ge-

recht, dass der Kreis der Pfl ichtversicherten in 
der GKV verbreitert wird, das heißt möglichst 
alle dort ihren Versicherungsschutz genießen 
sollen. Interessant ist, dass zu diesem Ergebnis 
alle  Be fragten kommen, unabhängig von der 
Schichtzugehörigkeit, dass Ältere mehr zur 
solida ri schen Absicherung tendieren als Jün-
gere und dass immerhin 67% der CDU-Wäh-
ler und 72 % der SPD-Wähler die Verbreite-
rung der Solidaritätsbasis befürworten. Diese 
Erhebungen sind seit 2003 stabil.

2.  Eine interessante Entwicklung gibt es bzgl. der 
Befragungen zur gewünschten Beitragsgestal-
tung. Eindeutig dominiert die Bereitschaft zu 
einkommensabhängigen Beiträgen. Die Be-
reitschaft zur Unterstützung der Einbeziehung 
aller Einkommen ist zwischen 2003 und  2005 
stark abgesunken. Im Unterschied dazu hat 
die Kopfpauschale an Akzeptanz gewonnen. 
Sie liegt zwischenzeitlich bei 22 bzw. 28% der 
Befragten (im Unterschied zu 14% 2003). Die 
CDU-Wähler befürworten zu 62% eine Kopf-
pauschale; immerhin sympathisieren sogar   
36% der SPD-Wähler mit einer solchen Lö-
sung.

3. Bzgl. des Umfangs des verpfl ichtenden Leis-
tungskataloges der gesetzlichen Krankenversi-
cherung sind die Menschen sich weitgehend 
einig. Über 80 % wollen ein solidarisches Sys-
tem mit kompletter bzw. weitgehender Leis-
tungspfl icht. Dennoch gibt es eine gewisse 
Bereitschaft zur Zuzahlung bzw. Übernahme 
von Selbstbehalten. Dies gilt insbesondere 
bzgl. der Ausgrenzung von Leistungen für die 
Abdeckung spezifi scher Risiken (bestimmte 
Sportarten usw.).

4.  Eine sinkende Tendenz wurde bzgl. der kosten-
freien Mitversicherung von Ehepartnern (61% 
Befürwortung) festgestellt. Unstrittig war die 
beitragsfreie Mitversicherung von Kindern.

5.  Insgesamt dominiert die Bereitschaft zur soli-
darischen Absicherung bei allen Befragten, 
auch bei den Menschen mit höheren Einkom-
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men. Die Schwächung des Solidarprinzips hat 
keine mehrheitliche Zustimmung in der Be-
völkerung. Es gibt die Einsicht in die gesell-
schaftliche Notwendigkeit der Einkommens-
umverteilung innerhalb der sozialen Siche-
rungssysteme.

III. Von der Akzeptanz des Sozialstaats   
 zur Akzeptanz unseres staatlichen und   
 gesellschaftlichen Systems

Der Sozialstaat und die sozialstaatlichen Elemente 
sind für die meisten Menschen in Deutschland 
die dominanten Säulen unserer staatlichen Ord-
nung. Hier gründet die Identifi kation mit der de-
mokratischen Ordnung, mit der politischen und 
staatlichen Struktur. Deshalb müssen m.E. die Ak-
zeptanzfragen zum Sozialstaat weiter gefasst und 
auch in größeren Zusammenhängen analysiert 
werden. 
Auf einige Aspekte will ich hinweisen:
1.  Es muss zu denken geben, wie sich Wahlbetei-

ligung und Wahlverhalten in der Gesamtbevöl-
kerung, insbesondere aber in den unteren so-
zialen Schichten entwickelt haben. Es ist heu-
te nicht selten, dass sich ganze Stadtteile, Stra-
ßen, Bezirke, Wohnquartiere von politischen 
Wahlen nicht angesprochen fühlen. Es ist 
egal, wer regiert, für sie ändert sich doch nichts 
im belastenden Lebensalltag, in der Lebens-
perspektive. Ein „Volk wendet sich ab“; es 
fl üchtet resigniert ins Private. 

2. Auch der Akzeptanzverlust gesellschaftlicher In-
teressenvertretungen ist auffällig und möglicher-
weise ebenfalls Indikator für die sinkende Ak-
zeptanz des Sozialstaates. Dies gilt insbeson-
dere für die Gewerkschaften bzgl. ihrer Mit-
gliederentwicklung, für die Mitgliederverluste 
bei der SPD und auch bei der CDU, für die 
 Resignation bzw. Verzweifl ung immer größer 
werdender gesellschaftlicher Gruppen.

 Die Aggressivität ausgegrenzter und abgehäng-
ter junger Menschen in den französischen 
Vorstädten vor einigen Monaten ist mögli-
cherweise nur ein Vorgeschmack auf das, was 
auch andernorts geschehen kann.

3.  Während die großen Volksparteien Mitglieder 
verlieren, gewinnen die Sozialverbände. VdK, 
Reichsbund und andere Sozialverbände haben 
erhebliche Mitgliederzuwächse. Gleiches gilt 
auch für Selbsthilfeinitiativen und andere ge-
sellschaftliche Bewegungen. Daraus wird Un-
zufriedenheit und Akzeptanzverlust mit bzw. 
bei der politischen Verantwortungsebene ei-
nerseits, aber auch Hoffnung auf Veränderung 
und Verbesserung durch adäquate Interessen-
vertretung deutlich. Es stellt sich die Frage: 
Wie lange reicht dieses Beruhigungspotenzial? 
Wie lange wirkt die befriedende, hoffnungs-
stillende Funktion sozialer Großorganisati-
onen? Aber auch: Welche gefährlichen Folgen 
ergeben sich aus der „Zerschlagung“ bzw. „Ge-
ringschätzung“ gesellschaftlicher Großorgani-
sationen wie beispielsweise den ehemaligen 
Spitzenverbänden der sozialen Krankenversi-
cherung.

IV. Die Lage ist ernst – aber voller Chancen!

Was sind die möglichen Ursachen des drohenden 
bzw. schleichenden Akzeptanzverlustes der so-
zialstaatlichen Funktion und der sozialstaatlichen 
Institutionen? Sind es die Einschnitte ins soziale 
Netz, die Leistungskürzungen, die Teilhabemin-
derungen aus ökonomischen Gründen, sind es 
die immer mehr wahrgenommenen Zugangshür-
den und Inanspruchnahmehemmnisse, ist es die 
zunehmende gesellschaftliche Kälte? Wo liegen 
objektive Veränderungsbedarfe und welche wer-
den interessengeleitet suggeriert?

Auch diesen Fragen will ich mich noch zu-
wenden:
1. Aus der politischen Kommunikation wissen 

wir, die Menschen nehmen objektive Verände-
rungsbedarfe und Probleme in der Gesellschaft 
wahr. Dies gilt insbesondere auch für die Be-
wältigung des Strukturwandels in Wirtschaft 
und Gesellschaft (demographische Entwick-
lung, strukturelle Arbeitslosigkeit, Staatsver-
schuldung, Belastung durch die Wiederverei-
nigung, Globalisierung usw.). Dementspre-
chend akzeptieren die Menschen auch notwen-
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dige Veränderungen, Anpassungen, auch 
Ein schnitte und persönliche Einschränkun-
gen, wenn diese gerecht gestaltet und nach-
vollziehbar begründet werden. Für die Men-
schen ist die öffentliche Botschaft jedoch vol-
ler Widersprüche: Während die einen den Gür-
tel enger schnallen sollen, genehmigen sich 
die anderen grandiose Griffe in die Taschen, 
die von allen gefüllt wurden. Während die 
breiten Massen mehr belastet werden durch 
Steuern und Abgaben, erfährt eine privilegier-
te Minderheit Steuer- und Belastungssenkun-
gen usw. Hier werden Ungerechtigkeiten of-
fenkundig; Verwirrung und Ablehnung ent-
stehen ganz besonders durch die Widersprüch-
lichkeit der Alltagserfahrungen.

2.  Vielleicht ist es das Fehlen eines alternativen 
Systems, der „Siegesrausch“ des Kapitalismus, 
der den Sozialstaat und seine Systeme immer 
mehr in die Defensive, seine Gegner in die Of-
fensive bringt?

 Das sozialstaatliche System in Deutschland 
wird seit Jahren gezielt und systematisch in 
Zweifel gezogen. Bewusst werden Zweifel an 
Stabilität und Verlässlichkeit gesät, um den Bo-
den für Abbau und Veränderung vorzuberei-
ten. Der Akzeptanz- bzw. der Vertrauensverlust 
in die sozialstaatlichen Systeme ist dement-
sprechend nicht nur Ergebnis objektiver Ver-
änderungen, sondern ganz besonders interes-
sengeleiteter Desinformation.

Beispielhaft will ich nennen: Die Mythen, die um 
unser Gesundheitswesen gesponnen werden:
1.  Massenhafter Missbrauch von Leistungen; da-

bei werden mehr als 80% aller Leistungen der 
GKV von weniger als 20% der Versicherten in 
Anspruch genommen, und dies sind die wirk-
lich multimorbiden, chronisch kranken Men-
schen.

2.  Kostenexplosion als zentrale Bedrohung der 
Stabilität des Gesundheitswesens; auch dies 
hat mit der Wirklichkeit wenig zu tun, weil 
der Anteil, den wir von unserem Bruttosozial-
produkt für Gesundheit ausgeben, seit mehr 
als 25 Jahren weitgehend stabil ist.

3.  Der demographische Wandel wird als zentrale 
Bedrohung für die umlagefi nanzierte soziale 

Krankenversicherung herangezogen: Es ist 
zwar unstrittig, dass ältere Menschen mehr 
Leistungen in Anspruch nehmen als jüngere, 
ebenso unstrittig ist aber auch, dass die älter 
werdende Gesellschaft keinesfalls die Bedro-
hung für die Stabilität einer umlagenfi nanzier-
ten sozialen Krankenversicherung darstellt.

4. Auch der medizinische Fortschritt muss herhal-
ten, um die Unfi nanzierbarkeit einer solida-
rischen Krankenversicherung zu begründen. 
Auch hier gilt: Natürlich sind neue Untersu-
chungs- und Behandlungsmethoden häufi g 
kostenaufwändig. Aber sie bewirken in der Re-
gel schnellere Heilung, nachhaltigere Gesun-
dung, weniger Folgekosten usw.; d.h. im Zu-
sammenhang betrachtet ist der medizinische 
Fortschritt eher ein Beitrag zur Kostensen-
kung.

5.  Die gesundheitlich bedingten Lohnnebenkos-
ten werden als die zentralen Bremsklötze einer 
dynamischen ökonomischen Entwicklung 
und als die zentralen Ursachen von Massenar-
beitslosigkeit dargestellt. Fakt ist, der Anteil 
der gesundheitsbedingten Lohnnebenkosten 
an den Produktionskosten liegt zwischen 1,2 
und 1,5%.

6.  Interessengeleitet wird die PKV als Hort der Sta-
bilität und Wirtschaftlichkeit in der Kranken-
versorgung dargestellt. Fakt ist: Nirgendwo 
sind die Kosten, die Prämien, der Verwaltungs-
aufwand usw. mehr gestiegen als bei den Pri-
vaten und nirgendwo gibt es mehr Unfreiheit 
für den einzelnen Versicherten als gerade 
dort.

Trotz allem, der Fluch der bösen Saat geht auf. 
Falsche Diagnosen führen zu falschen Therapien. 
Die Menschen spüren dies, wenn sie ungerecht-
fertigt zu Opfern von Leistungsausgrenzungen, 
von Zuzahlungen, von Leistungsverweigerungen 
usw. werden.

Die permanente Desinformation führt zu zu-
nehmender Desorientierung und diese schluss-
endlich zur Deformation des gesellschaftlichen 
Bewusstseins.

Die schwindende Akzeptanz der sozialen Si-
cherungssysteme wird bewusst von interessierten 
Kreisen herbeigeredet und herbeimanipuliert. Da-
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für sorgen Initiativen wie die der „Neuen sozialen 
Marktwirtschaft“, fi nanziert von den Arbeitge-
berverbänden, oder die von der privaten Versi-
cherungswirtschaft fi nanzierten Institute des 
Herrn Prof. Raffelhüschen usw. Es fehlt die Ge-
genmacht, die Gegenöffentlichkeit.

V.  Was tun?
 Anmerkungen zur Akzeptanzförderung

1.  Wichtig ist, die Akzeptanz der sozialstaatlichen 
Einrichtungen, Leistungen und Systeme durch 
sachliche, verständliche, nachvollziehbare In-
formation und Aufklärung voranzutreiben. 
Dazu gehört auch die offensive Auseinander-
setzung mit der wirklichen Relevanz der Lohn-
nebenkosten, der tatsächlichen Einfl üsse des 
demographischen Wandels auf die Kosten-
struktur im Gesundheitswesen usw. Die „My-
then“ müssen entlarvt, die tatsächlichen Pro-
blemlagen mit nachhaltigen Lösungen kom-
muniziert werden.

2. Wichtig ist auch das mutige Bekenntnis zum 
Sozialstaat. Es ist notwendig für ihn Partei zu 
ergreifen, ihn offensiv zu vertreten und ihn 
nicht nur defensiv und missmutig zu verteidi-
gen.

 Die derzeitige sozialdemokratische Leitidee 
„Vorsorgender Sozialstaat“ ist ein gutes Vehi-
kel zur Akzeptanzförderung, wenn die Bot-
schaft konsequent vertreten wird.

3.  Deshalb müssen wir auf mögliche „Fallen“ 
und Glaubwürdigkeitsrisiken achten. Auch das 
Arbeitsförderungsgesetz Ende der 60er Jah-
ren, das Bundessozialhilfegesetz und das Ju-
gendhilferecht aus den frühen 60er Jahren 
waren auf Vorsorge angelegt. Sie setzten da-
mals bereits auf fordern und fördern, auf die 
Befähigung zur Selbsthilfe usw. Nicht die 
rechtlichen Grundlagen bzw. die darin postu-
lierten politischen Ziele waren falsch oder un-
zureichend, sondern die Bedingungen, unter 
denen mit diesem Recht später gearbeitet wer-
den musste. Durch die jahrzehntelange Um-
verteilung von unten nach oben, die Plünde-
rung der öffentlichen Kassen zugunsten der 

privaten, verarmte immer mehr die öffent-
liche Hand. An die Stelle von Vorsorge und 
Befähigung traten Alimentierung und Nothil-
fe. Dies diskreditierte zuerst die zuständigen 
Institutionen, dann das Recht, und danach 
wurden die Opfer dieser Entwicklung zu den 
Schuldigen ihrer Misere.

 Deshalb brauchen wir neben dem Bekenntnis 
zum vorsorgenden Sozialstaat auch ein Be-
kenntnis zum starken, zum handlungsfähigen 
Staat und ebenso zu starken, handlungsfähi-
gen, fi nanziell stabil fi nanzierten sozialen Si-
cherungssystemen.

 Notwendig ist auch, damit es keinen Akzep-
tanzzweifel für den wirklichen vorsorgenden 
Sozialstaat gibt, dass die angestrebten „Vorsor-
geleistungen“ nicht aus den laufenden „Sor-
geleistungen“ fi nanziert werden. Sozialabbau 
oder sonstige soziale Zumutungen konterka-
rieren die Idee vom sorgenden/vorsorgenden 
Sozialstaat. Es darf nicht sein, dass heute Kran-
ke, Arme, Behinderte, Pfl egebedürftige, Ar-
beitslose zusätzlich vernachlässigt werden, da-
mit für die weit vor uns liegende Zukunft Vor-
sorge betrieben werden kann. Hinzu kommt, 
dass wir bereits heute große Lücken und Risse 
im sozialen Netz haben. Nur der aktive gestal-
tende Sozialstaat heute gibt uns die Glaubwür-
digkeit für den vorsorgenden Sozialstaat mor-
gen.

4.  Wir brauchen auch ein offensives Bekenntnis 
bei der Darstellung von Wert und Funktion eines 
sozialstaatlichen Systems.

 Es muss wieder selbstverständliche Einsicht 
werden, dass eine verlässliche soziale Sicher-
heit nicht nur Voraussetzung für Mobilität, 
Flexibilität, Kreativität und Innovationsfreu-
digkeit von Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern ist, sondern auch mehr „Schmier-
mittel als Bremsklotz“ für die ökonomische 
Dynamik. Sozialkapital ist produktivitätsför-
dernd; soziale Sicherheit, eine gesundheitliche 
Versorgung auf hohem Niveau für alle brem-
sen nicht, sondern fördern das ökonomische 
Wachstum. Nach der langen sozialstaatsfeind-
lichen Desinformation brauchen wir eine Auf-
klärungsoffensive bei den gesellschaftlichen 
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Meinungsbildern, bei den Führungskräften in 
Wirtschaft und Verwaltung über den tatsäch-
lichen Wert, die produktivitätsfördernden so-
wie die friedens- und sicherheitsstiftende Wir-
kung stabiler und verlässlicher sozialer Netze.

V. Mehr „Software“ bei der Förderung   
 der Sozialstaatsakzeptanz

Der Sozialstaat ist mehr als die Garantie von mate-
rieller sozialer Sicherheit. Auch hier spüren die 
Menschen einen Mentalitätswandel. Es fehlt ih-
nen die vertrauensbildende Zuwendung, das 
„Kümmern“, die Partnerschaft, echte „Partizipati-
on, auch die Möglichkeit von ernstzunehmender 
Selbstverwaltung usw.
1.  Weil sich alles rechnen muss, fehlt die Zeit fürs 

„Kümmern“ in der Pfl ege, in der Krankenbe-
handlung, in Kindergärten und Schulen. Die 
wettbewerbliche Orientierung, auch die Pro-
fi tdominanz, die in diese Systeme Eingang 
fanden, begrenzen und schränken die persön-
liche Zuwendung usw. ein. Dieser Mangel wird 
als belastend und bedrohend empfunden. Er 
wird dem Wandel und der Instabilität des so-
zialstaatlichen Systems zugeschrieben.

 Hinzu kommt, dass die komplexe und oft un-
übersichtliche Organisation des „Sozialen“ 
den Menschen den Durchblick raubt, sie an 
vorhandene Dienste und Leistungen nicht 
herankommen lässt usw.

 Auch die Reformen, die im sozialen Bereich 
objektiv notwendig sind und auf den Weg ge-
bracht wurden, brauchen Akzeptanz. Diejeni-
gen, die diese im politisch-administrativen 
Alltag umsetzen, aus Gesetzen Leben formen 
müssen, bedürfen bei notwendigen Reformen 
der Mitnahme, der Überzeugung, aber auch 
des Ernstnehmens ihrer Einwände, ihrer Pro-
blemsicht. Ansonsten geschieht die Umset-
zung auch von gut gemeinten und positiv wir-
kenden Reformen mit gebremstem Schaum. 
Es wird dann mehr nach Möglichkeiten ge-
sucht, ein Scheitern des Neuen zu provozie-
ren. Weil die offensive Aufklärung, die echten 
Mitgestaltungsmöglichkeiten bei der Reform-
entwicklung, fehlten, werden eher Gegen- als 
Umsetzungsstrategien entwickelt. 

48

2.  Vielleicht brauchen wir auch eine frühe Förde-
rung der eigentlichen Akzeptanzbasis so-
zialstaatlicher Systeme: Der Sensibilität für den 
Nächsten, der Einsicht in solidarisches Han-
deln, in die Notwendigkeit sozialen Aus-
gleichs, die Bereitschaft zur Selbstverantwor-
tung und zur Selbsthilfe, aber auch zur Hilfe 
für andere. Vielleicht brauchen wir dringend 
mehr „Erziehung zum Mitleiden und Mithel-
fen“.

 Bei den offi ziellen Bildungs- und Erziehungs-
zielen dominiert derzeit nicht das soziale Ler-
nen. Die Erziehung zur sozialen Sensibilität, 
zur Mitleidensfähigkeit, zur Leidenschaft für 
den Nächsten, zur Solidarität und zum fairen 
Interessenausgleich könnte die Grundlage zur 
eigentlichen Akzeptanzbasis für sozialstaatli-
ches Denken und Handeln schaffen. Immer 
mehr erleben Menschen unterschiedliche 
Wirklichkeiten. Die sozialen Milieus sind weit 
voneinander entfernt, wichtige soziale Erfah-
rungen, soziale Betroffenheit, mitmenschliche 
Sensibilität gehen dadurch verloren. 

 Der im kapitalistischen System angelegte 
Zwang zum Egoismus begrenzt die Bereitschaft 
zum Teilen, zum Mitnehmen, zum Rücksicht-
nehmen. 

 Deshalb – wenn wir wieder mehr Solidarität 
und Chancengleichheit, aber auch mehr Ak-
zeptanz für sozialstaatliche Ziele und Anliegen 
wollen – brauchen wir auch mehr Erziehung 
gegen den Egoismus und zum sozialen Ausgleich. 

 Dabei ist dieses „soziale Lernen“ keineswegs 
nur eine Aufgabe für Kindergärten, Grund-
schulen usw. 

 Es besteht dringender Handlungsbedarf, ganz 
besonders in der Erwachsenengesellschaft, 
weil Sozialkapital der Kitt ist, der die Gesellschaft 
zusammenhält. Deshalb brauchen wir nicht nur 
„Sozialpraktika“ für Schülerinnen und Schü ler, 
sondern auch den „Seitenwechsel“ für Manager 
und Entscheider in Politik, Wirtschaft, Me dien 
und Gesellschaft, damit diese mit dem vielfäl-
tigen, auch soziale Nöte umfassenden, „rich-
tigen Leben“ und nicht nur mit ihrem eige-
nen, in der Regel privilegierten, konfrontiert 
werden. Auch dies bewirkt Betroffenheit, prägt 
das Bewusstsein und erhöht die Sozialstaats-
akzeptanz. 
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I.  Einstellung der Bevölkerung 
 zum Sozialstaat und politische 
 Handlungsoptionen

Das deutsche Sozialstaatsmodell ist aufgrund sei-
ner langen Tradition ein selbstverständlicher Be-
standteil des gesellschaftlichen Lebens, aus Sicht 
des durchschnittlichen Deutschen etwas gerade-
zu Naturwüchsiges. Entsprechend werden soziale 
Verbürgungen und Leistungen als Selbstverständ-
liches hingenommen. Die Wahrung des sozialen 
Status quo – auch unter den Bedingungen globa-
lisierter Märkte und einer höchst problematischen 
demographischen Entwicklung – wird der Politik 
nicht sonderlich honoriert, während Maßnah-
men, die nicht auf die Abschaffung des Sozial-
staats, sondern darauf abzielen, diesen unter ver-
änderten Rahmenbedingungen zukunftsfest fort-
zuentwickeln, Akzeptanzprobleme hervorrufen, 
die politische Mehrheiten verändern können.

Außer Frage sollte stehen: Der Sozialstaat in 
Deutschland ist ein Erfolgsmodell. Er ist ein Ga-
rant für sozialen Zusammenhalt. 

Er deckt ein weites Aufgabenfeld ab, um Le-
bensrisiken abzusichern und gesellschaftliche Teil-
habe zu ermöglichen. Er bietet Schutz vor dem Ver-
lust des Arbeitsplatzes (insb. durch Kündigungs-
schutz), er wahrt angemessene Arbeitsbedingun-
gen (Arbeitsschutz), sichert die Bürger bei Krank  -
heit, im Falle der Arbeitslosigkeit, im Alter, bei 
Pfl egebedürftigkeit und in Notsituationen. Er en-
gagiert sich in vielen anderen Gebieten, von der 
Ausbildungsförderung bis zum sozialen Woh-
nungsbau.

Hiermit korrespondiert ein Sicherheitsbedürf-
nis in der Bevölkerung, das auch und gerade im 
Bereich der sozialen Risiken sehr ausgeprägt ist 
und sich aufgrund der langen Sozialstaatstraditi-
on in Deutschland zu einer Anspruchsposition 
verfestigt hat.
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Der überwiegende Teil der Bevölkerung sieht 
die Gewährleistung von sozialer Sicherheit nach 
wie vor als eine Kernaufgabe des Staates an. Auf 
Grundlage dieses Grundkonsenses bestehen aller-
dings höchst unterschiedliche Vorstellungen, was 
der Sozialstaat im Einzelnen genau leisten soll. 
Ansprüche werden diesem gegenüber – allerdings 
nicht von allen – reduziert in dem Maße wie die 
Einsicht wächst, Eigenvorsorge zu treffen. Insge-
samt kann man immer noch von einem sozialen 
Konsens sprechen. Entsprechend hoch sind die 
Erwartungen an einen funktionierenden Sozial-
staat.

Der Sozialstaat ist auch und gerade vor dem 
Hintergrund gesellschaftlicher Entwicklungen al-
ternativlos.

Er ist die Antwort auf Lebensrisiken, die nicht 
vom Einzelnen oder der Zivilgesellschaft bewäl-
tigt werden können. Lebensrisiken aufzufangen 
ist kein Projekt der Zivilgesellschaft. Subsidiarität 
des Staates gegenüber der Eigenverantwortung 
des Einzelnen und der kleineren Gemeinschaft, 
wie insb. in der katholischen Soziallehre gefor-
dert, kann nur insoweit bestehen, als das von de-
nen, die dazu in der Lage sind, ein Eigenbeitrag 
zur Vorsorge und Einsatz vorhandenen Vermö-
gens bei Notlagen einzufordern ist. Soziale Siche-
rungssysteme lassen sich hingegen nicht insge-
samt privatisieren.  Es wird daher auch in Zukunft 
Aufgabe des Staates sein, Alterssicherung durch 
staatliche Rente, Krankheitsrisiken durch Kran-
kenversicherung, die Folgen von Arbeitslosigkeit 
zu mildern und sonstige Notlagen abzusichern. 

Die Abhängigkeit weiter Teile der Gesell-
schaft von einem soziale Risiken absichernden 
und soziale Teilhabe ermöglichenden Sozialstaat 
dürfte eher gewachsen sein. In den Sozialwissen-
schaften wird die Tendenz zu verstärkter Indivi-
dualisierung, zum Zerfall der klassischen Familie 
ausgemacht. Solidarität schwindet in der Gesell-
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schaft, auch im sozialen Nahbereich, selbst inner-
halb der Familien. Dort, wo Solidarität in Familie 
und sonstigem sozialem Nahbereich endet, ent-
stehen Zuständigkeiten des Sozialstaates.

Die Abhängigkeit weiter Teile der Bevölke-
rung von einem funktionierenden Sozialstaat hat 
auch ökonomische Ursachen: Das Einkommen 
aus Erwerbsarbeit lässt bei vielen wenig Spiel-
raum, für alle Lebensrisiken privat vorzusorgen.

Man kann die Bedeutung eines Sozialstaats, 
der diesen Namen verdient, nur richtig einschät-
zen, wenn man erkennt, welchen Zuspruch die-
ser für das Gemeinwesen insgesamt erzeugt. Mit 
den Erwartungen an den Sozialstaat und der Ak-
zeptanz der von ihm erbrachten Leistungen zur 
Bewältigung von Lebensrisiken und zur Existenz-
sicherung  korrespondiert die Akzeptanz der De-
mokratie. Erwartungen an den Sozialstaat stehen 
im engen Zusammenhang mit der Legitimation 
des Gemeinwesens. So gesehen leistet der Sozial-
staat einen wesentlichen Beitrag zum sozialen 
Frieden. Der Staat, der dem Bürger in der Not bei-
steht, glaubwürdig Lebensrisiken dort absichert, 
wo seine Kräfte enden, der Vorsorge fürs Alter 
und im Krankheitsfall trifft und für gesellschaft-
liche Teilhabe – etwa durch Partizipation an Bil-
dung – sorgt, erzeugt Akzeptanz und kann Loyali-
tät einfordern.

Sozialpolitik muss dabei immer im Blick ha-
ben, dass der Sozialstaat vom Grundkonsens der 
Bevölkerung getragen ist. Diese Einstellung kann 
durchaus ambivalent sein. Wer soziale Leistun-
gen erwartet, muss nicht unbedingt bereit sein, 
dafür einen Beitrag zu leisten. Der Sozialstaat 
kann aber nur funktionieren, wenn die Starken 
bereit sind, mehr zu geben, als sie erhalten. Es 
muss auch Solidarität zwischen den Generatio-
nen bestehen, um akzeptierte Lösungen zur Be-
wältigung des demographischen Wandels entwi-
ckeln zu können. Diesen Diskurs haben wir gera-
de auszuhalten mit Einführung der Rente mit 
67.

Der Sozialstaat fi ndet auch nur Akzeptanz, 
wenn er nicht überfordert und Missbrauch sozia-
ler Leistungen so gut es geht vermieden wird. Es 
muss die Balance zwischen Leistungsprinzip und 
Solidarität erhalten bleiben. Leistungsanreize müs-
sen bestehen. Die Lasten zur Ermöglichung des 

Wohlfahrtsstaates müssen akzeptiert werden. Der 
Sozialstaat darf zudem keine Anreize schaffen, 
auf eigene Anstrengungen zu verzichten und statt 
dessen ganz oder teilweise in Transferleistungen 
sein Auskommen zu suchen. Aufgaben des Sozial-
staats müssen präzise beschrieben und die einge-
setzten Mittel müssen erwarten lassen, dass dieser 
seine Ziele erreicht. Dadurch wird Überforderung  
vermieden und die Einsicht der großen Mehrheit 
der Bevölkerung erhalten, dass der Sozialstaat 
wichtige Aufgaben sachgerecht erfüllt und dass 
sie hierfür ihren Beitrag leisten.

Wenn ich eingangs festgestellt habe, dass der 
Sozialstaat bei der Mehrheit der Bevölkerung tief 
verwurzelt ist und im Grundsatz nicht in Frage 
gestellt wird, darf nicht übersehen werden, dass 
ein wachsender Teil der Bevölkerung hierzu über-
haupt keinen Bezug mehr hat, dieser das Soziale 
aus seiner Lebensperspektive völlig ausblendet. 
Mit Sorge stelle ich einen Einstellungswandel bei 
Teilen der Bevölkerung fest, der in prekären Ar-
beits- und Lebenssituationen seine Ursache fi n-
det. Als Folge von wachsender Unsicherheit, der 
Abhängigkeit von Lebenschancen von individu-
ell nicht beeinfl ussbaren Umständen wie Kon-
junktur, Arbeitsmarktlage, Investitionen und Fu-
sio nen haben z.B. Lessenich/Nullmeyer in einer 
kürzlich erschienenen Studie einen Einstellungs-
wandel ausgemacht, den sie wie folgt umschrei-
ben:

„Sie reagieren mit der Verkürzung des Zeit-
horizonts ihrer Handlungen, mit der Selbstreduk-
tion ihrer Ziele aufs Eigeninteresse, mit struktu-
reller Illoyalität gegenüber anderen als den eige-
nen Zwecken“. „Selbst-Inszenierer“, „Arbeitskraft-
unternehmer“ haben sich – so eine Erkenntnis 
dieser Studie – als gesellschaftliche Norm durch-
gesetzt. 

Auch wenn diese Einstellung noch nicht ge-
nerell gesellschaftliche Realität geworden ist, so 
sind hier unübersehbare Entwicklungen beschrie-
ben, die eine Herauslösung des Sozialen aus der 
Sphäre des Marktes, aus dem für die Menschen 
erlebbaren gesellschaftlichen Alltag bedeuten. 
Die Gesellschaft scheint so allmählich in Markt- 
und Sozialstaatslagen zu zerfallen, wobei Solidari-
tät in einer Konkurrenzgesellschaft unter die Rä-
der kommt. Entgrenzung sozialer Verantwortung 



WISO
DiskursWirtschafts- und Sozialpolitik

aus Teilbereichen der Gesellschaft, insb. der Wirt-
schaft und dem Arbeitsleben sind die Folgen. In-
ternationales Kapital orientiert sich nicht an der 
Tradition deutscher Führungskultur in Unterneh-
men, die maßgeblich auch von sozialer Verant-
wortung gegenüber den Beschäftigten geprägt 
war. Es gibt natürlich – insb. im Mittelstand – eine 
Unternehmenskultur, die heute mit den Begriffen 
wie corporate social responsibility beschrieben 
wird, die die soziale Verantwortung gegenüber 
den Beschäftigten im Blick hat. Dies folgt auch 
der Einsicht, dass sozialverantwortliches Unter-
nehmertum mittel- oder langfristig sich positiv 
auf das Unternehmensergebnis auswirkt. Es gibt 
aber auch die sich am Leitbild des am Profi t ori-
entierten shareholder value ausgerichtete Unter-
nehmenskultur. Der Sozialstaat bekommt hier die 
Rolle eines Reparaturbetriebes und Auffanglagers 
für die, die hierin keinen Platz mehr fi nden oder 
kein Auskommen haben. Der Sozialstaat sollte 
sich auf diese Rolle nicht reduzieren lassen, weil 
er sich so zum Verbündeten von sozialer Ausgren-
zung machte. Es ist eine wesentliche Zukunfts-
aufgabe der Politik, einen gesellschaftlichen Dia-
log zu initiieren, wie sich die Gesellschaft, insb. 
das Arbeitsleben und die Wirtschaft nach dem 
Leitbild der sozialen Gerechtigkeit neu gestaltet. 
Hier geht es um Themen wie mehr Teilhabe und 
Selbstverwirklichungschancen der Menschen, 
um mehr Bildungschancen und um mehr Chan-
cen auf dem Arbeitsmarkt. Minimalziel muss es 
bleiben, dass alle ihren Lebensunterhalt aus eige-
ner Kraft verdienen. Sie dürfen nicht in dem Sta-
tus der Daueralimentation belassen werden.

II.  Aktuelle Herausforderungen des 
 Sozialstaats

Eine der brennendsten sozialpolitischen Pro-
bleme ist die um sich greifende  Einkommensar-
mut, mit der der Ausschluss von sozialer Teilhabe 
einhergeht. Ängste vor sozialem Abstieg reichen 
bis in die Mittelschichten. In Deutschland ver-
schlechtern sich zudem die Aufstiegschancen. 
Die Aufstiegschancen in Deutschland liegen weit 
unter dem Durchschnitt vergleichbarer europä-
ischer Länder.

Eine wesentliche Ursache für wachsende so-
ziale Ungleichheit in Deutschland ist der Anstieg 
des Risikos, den Arbeitsplatz zu verlieren. Atypi-
sche Arbeitsverhältnisse mit geringerer Entloh-
nung und sozialer Absicherung lösen allmählich 
das Regelarbeitsverhältnis ab. Nicht nur unquali-
fi zierte Arbeitnehmer, sondern auch viele mit ab-
geschlossener Berufsausbildung fi nden nur noch 
Zugang zu einem wachsenden Niedriglohnsektor 
mit Lohnspreizung nach unten. Es entsteht eine 
Sondersituation auf dem Arbeitsmarkt, die als 
working poor bezeichnet wird. Selbst Vollzeitbe-
schäftigung schützt nicht vor Einkommensar-
mut. Mehr als 500.000 von ihnen müssen SGB II 
aufstockend in Anspruch nehmen, um existenzsi-
chernde Einkommen zu erzielen. Die Größe des 
Dunkelfelds derjenigen, die aus Unkenntnis oder 
aus Scham keine aufstockenden Leistungen bean-
spruchen, ist  nicht bekannt. Der Sozialstaat hat 
hier die Aufgabe, das sozioökonomische Existenz-
minimum nicht nur für bedürftige Menschen si-
cherzustellen, die außerhalb des Erwerbslebens 
stehen, sondern auch für Erwerbstätige des Nied-
riglohnsektors. 

Die Neuordnung des Niedriglohnsektors, der 
diesen Trend stoppen und umkehren sollte, ist 
nicht nur von arbeitsmarktpolitischer, sondern 
auch von sozialpolitischer Bedeutung. Die wich-
tigste und zeitlich vorrangige Antwort auf diese 
Problematik sind Mindestlöhne. Kombilöhne 
führen hingegen zu einer problematischen Ver-
zahnung von Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik, 
weil auch Vollzeiterwerbstätige hierdurch zu Kli-
enten des Sozialstaats werden können. 

Oft erklärt sich geringe Entlohnung nicht 
mit geringer Wertschöpfung, sondern mit Markt-
macht von Arbeitgebern, diese durchzusetzen. 
Lohnsubventionen unter solchen Umständen 
haben erhebliche Folgen für den allgemeinen Ar-
beitsmarkt. Eine solche Fehlentwicklung zu be-
fördern kann allerdings keine sinnvolle Aufgabe 
des Staates sein. Lohnsubventionen zur Siche-
rung der Existenz von Beschäftigten und ihrer 
Familien haben mit sozialer Marktwirtschaft 
nichts mehr zu tun, wenn es nur darum geht, den 
Verteilungskampf zugunsten der Arbeitgeber zu 
beeinfl ussen.

51



Friedrich-Ebert-Stiftung
WISO

Diskurs

Bislang war Lohnarbeit Garant für umfas-
sende Teilhabe an sozialer Sicherung. Die Traditi-
on des Sozialstaatsmodells Bismarckscher Prä-
gung gerät ins Wanken; atypische Beschäftigung 
ohne oder infolge zu geringer Entlohnung unzu-
reichenden Sozialversicherung höhlt dieses Mo-
dell aus. Der Rückgang sozialversicherungspfl ich-
tiger Beschäftigung konnte zwar gestoppt werden; 
zwischen 1991 und 2005 ist diese allerdings um 
13% zurückgegangen. Besondere Aufl ösungser-
scheinungen zeigen sich im Dienstleistungsbe-
reich. Dieser Erosionsprozess muss gestoppt wer-
den, damit das existenzsichernde sozialversiche-
rungspfl ichtige Arbeitsverhältnis wieder der Nor-
malfall ist.

III. Programmatische Überlegungen zur   
 Fortentwicklung des Sozialstaats

Es ist Aufgabe der Politik, die Aufgaben und Funk-
tionen des Sozialstaats in einer sich rasch verän-
dernden Welt zu verdeutlichen. Dazu muss eine 
öffentliche Debatte geführt werden. Diese hat die 
Aufgabe, die Öffentlichkeit stärker einzubeziehen 
in Problemlagen, die mit dem demographischen 
Wandel und der Öffnung der Märkte im Zuge der 
Globalisierung im engen Zusammenhang stehen.

Dazu haben wir in unserem Entwurf eines 
neuen Grundsatzprogramms eine Antwort gege-
ben. Ein Paradigmenwechsel im Sinne einer völ-
ligen Abkehr bisheriger Sozialpolitik ist nicht an-
gezeigt, wohl aber eine Erweiterung der Perspekti-
ve vom nacheilenden zum vorsorgenden Sozial-
staat. Es ist immer besser, durch präventive 
Ansätze soziale Probleme erst gar nicht entstehen 
zu lassen. Ziel muss es sein, Menschen zu befähi-
gen, ihr Leben selbstbestimmend zu meistern. 
Was in Bildung investiert wird, verringert später 
Umverteilungslasten. Die Funktion des Sozial-
staats wird verkannt, wenn er als Einrichtung zur 
Umverteilung reduziert wird. Leitthemen der So-

zialpolitik müssen Vermeidung von Diskriminie-
rung und sozialer Ausgrenzung, Teilhabe an sozi-
alen Gütern wie Bildung, gesellschaftlicher Auf-
stieg sein. Hervorzuheben ist die überragende 
Bedeutung von Bildung als wesentliches Element 
der Sozialpolitik.

Der Regelfall muss existenzsichernde Erwerbs-
arbeit sein. Mindestarbeitsbedingungen entlasten 
den Sozialstaat. Dies spricht dagegen, zur Lösung 
des Beschäftigungsproblems den Kombilohn in 
den Vordergrund zu stellen, da dieses Konzept 
tendenziell working poor, soziale, ökonomische 
Ungleichheit festigt statt zu überwinden hilft.

Auf Dauer lässt sich der Sozialstaat nur im 
Europäischen Kontext weiterentwickeln. Der Ei-
nigungsprozess darf sich nicht in der Vollendung 
eines gemeinsamen Binnenmarktes erschöpfen, 
sondern muss der Schaffung eines sozialen Euro-
pas gleiches Gewicht beimessen. 

Die Internationalisierung der Märkte macht 
den Menschen Angst. Sie verbinden damit die 
Sorge um den Arbeitsplatz, die Angst vor Billig-
konkurrenz. Da Deutschland mit dem Voran-
schreiten globaler Märkte sein Sozialstaatsmodell 
nicht völlig losgelöst von Entwicklungen inner-
halb der Europäischen Union aufrechterhalten 
kann, muss Europa insgesamt zu einem sozialen 
Projekt werden.  Die den Einigungsprozess in Eu-
ropa bislang tragenden ökonomischen Interessen 
müssen um eine soziale Dimension erweitert wer-
den. Die EU muss sich zu einer europäischen So-
zialunion weiterentwickeln. Dies muss auf eine 
solide Grundlage gestellt werden. Wichtig ist da-
her, dass in der künftigen Verfassung soziale 
Grundrechte verankert werden.

Mein Resümee: Wir müssen uns derzeit keine 
Sorgen machen um die Akzeptanz des Sozial staats 
in der Bevölkerung. Damit diese erhalten bleibt, 
müssen wir im Dialog mit den Menschen Ant-
worten geben, wie der Sozialstaat unter rasch sich 
ändernden ökonomischen Rahmenbedingungen 
fortentwickelt werden kann.
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1. Problemstellung

Für die Leistungs- und Finanzierungsfähigkeit des 
Sozialstaats sind die Folgewirkungen des demo-
graphischen Umbruchs von entscheidender Be-
deutung. Es ist bekannt, dass in allen entwickel-
ten Staaten aufgrund der Doppelwirkung einer 
anhaltend niedrigen Geburtenrate und einer wei-
ter ansteigenden Lebenserwartung in den nächs-
ten Jahrzehnten die Gesamtbevölkerung zurück-
gehen und sich zugleich die Altersstruktur der 
Bevölkerung grundlegend verschieben wird. Da 
insbesondere die ältere Generation zu den Leis-
tungsempfängern im Sozialstaat zählt, wirkt sich 
hier der demographische Umbruch im besonde-
ren Ma ße aus: Die Zahl der älteren Menschen 
wächst, während gleichzeitig die Zahl der Men-
schen im mittleren, aktiven Lebensalter sinkt, die 
erwerbsfähig sind und die die Finanzierungsmit-
tel für die sozialen Systeme bereitstellen müssen. 
Weniger Jüngere müssen die Lasten für immer 
mehr Ältere aufbringen.

Diese demographisch bedingten Finanzie-
rungs probleme betreffen – in unterschiedlichem 
Maße – vor allem die Alterssicherungssysteme, 
neben der Rentenversicherung auch die Beam-
tenversorgung, die betriebliche Altersversorgung 
sowie die private kapitalgedeckte Altersvorsorge. 
Die ältere Generation ist in Zukunft zahlenmäßig 
größer als früher und die Phase des Ruhestands 
dauert länger. Zu Mehrbelastungen kommt es 
darüber hinaus in der gesundheitlichen Versor-
gung, im Pfl egebereich und im weiten Bereich der 
sozialen Infrastruktur für ältere Menschen. Ältere 
Menschen weisen eine höhere Krankheitshäu-
fi gkeit als junge auf, insbesondere in Bezug auf 
chronische Erkrankungen, Multimorbidität und 
Behinderun gen, und verursachen daher im Ver-
gleich pro Kopf im Schnitt deutlich höhere Kos-

ten. Zunehmen werden insbesondere Zahl und 
Anteil der sehr alten, hochbetagten Menschen 
(über 80jährige), die ein besonders hohes Risiko 
der Pfl egebedürftigkeit aufweisen. Den steigenden 
Ansprüchen an die Versorgung mit medizinischen 
und sozialen Dienstleistungen im Krankheits- 
und Pfl egefall steht eine ebenfalls durch soziale 
und demographische Strukturverschiebungen be-
ein fl uss te Entwicklung gegenüber, die traditionel-
le familiäre Hilfsformen weniger tragfähig wer-
den lässt. Durch die Scherenbewegung von wach-
sendem Hilfebedarf und sinkenden/veränderten 
familiären Selbsthilfemöglichkeiten steigt die 
Nachfrage nach professionellen ambulanten, teil-
stationären und stationären sozialen Diensten. 

Die hier skizzierten Problemstellungen lie-
gen quer zu anderen Problemstellungen und Her-
ausforderungen, denen sich der Sozialstaat in 
kurz- wie mittelfristiger Sicht gegenübergestellt 
sieht. Die Fülle der Herausforderungen kann zu 
einer Verschärfung bzw. Kumulation der Pro-
bleme führen, es können aber auch entlastende 
Wirkungen eintreten. Zugleich wirken diese Fak-
toren auf das generative Verhalten zurück. Zu be-
rücksichtigen sind u.a.:
• der sozial-strukturelle Wandel hinsichtlich 

von Lebens- und Familienformen,
• der Geschlechterrollenwandel,
• die räumliche und berufl iche Mobilität (Bin-

nenwanderung),
• die wirtschaftliche Entwicklung unter den Be-

dingungen der Globalisierung und eines ra-
schen strukturellen und technologischen Wan-
dels,

• die Umbrüche der Erwerbsarbeit im Zeichen 
einer hohen ökonomischen Dynamik sowie 
gesteigerter Flexibilitäts- und Mobilitätsanfor-
derungen,
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• die Entwicklung von Arbeitsmarkt und Ar-
beitslosigkeit,

• die Perspektiven der gesamtwirtschaftlichen 
Wachstums-, Produktivitäts- und Einkommens-
zuwächse sowie der Lohn- und Gehaltsent-
wicklung,

• die Lage der öffentlichen und Sozialversiche-
rungshaushalte,

• die politisch-sozialkulturelle Einstellung ge-
genüber dem Sozialstaat und seinen normati-
ven Voraussetzungen.

Um die Dimensionen der zukünftigen Entwick-
lung zu ermitteln, müssen mittel- und längerfris-
tig orientierte Modellrechnungen vorgenommen 
werden. Derartige Bevölkerungsvorausberech-
nungen basieren auf Annahmen über die zu er-
wartenden demographischen Trends. Je nach An-
nahme weichen die Ergebnisse erheblich vonein-
ander ab, und zwar umso stärker, je weiter der 
Blick in die Zukunft reicht. Die Berechnungen 
sind also mit hohen Unsicherheiten behaftet, 
 haben Modellcharakter und dürfen nicht als 
 Prognosen verstanden werden. Wenn das Statisti-
sche Bundesamt in seinen Modellberechnungen 
unterschiedliche Varianten benennt, so geschieht 
dies genau aus dem Grunde der Unsicherheit. 
Alle Annahmen sind gleich wahrscheinlich oder 
unwahrscheinlich. Dies betrifft auch die sog. 
„mittlere Annahme“, die nur deshalb in der öf-
fentlichen Wahrnehmung eine so große Rolle 
spielt, weil sie suggeriert, dass eine „mittlere“ Posi-
tion eine höhere Wahrscheinlichkeit aufweist.

Trotz dieser Einwände gegenüber sehr lang-
fristigen Vorausberechnungen kann es keinen 
grundlegenden Zweifel an ihrer Erfordernis ge-
ben. Politik ist zwingend auf eine mittel- und län-
gerfristige Orientierung angewiesen, da Entschei-
dungen und Maßnahmen bzw. Nicht-Entschei-
dungen und Nicht-Maßnahmen (!) langfristige 
Folgewirkungen haben und nicht ohne weiteres 
revidierbar sind. Dies gilt in besonderem Maße 
für die Leistungen der sozialen Infrastruktur und 
der sozialen Sicherung, die die Lebenslage und 
die fi nanziellen Belastungen über Generationen 
hinweg prägen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass 
die Älteren von morgen heute schon leben und 
dass die Erwerbstätigengeneration von morgen 
sich aus den Kindern von heute zusammensetzt. 
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Wie hoch die Zahl der Leistungsempfänger und 
das Erwerbspersonenpotenzial in Zukunft sein 
werden, ist also keinesfalls völlig unklar.

Bei den demographischen Modellberechnun-
gen kommt es im Wesentlichen auf die Faktoren 
Geburtenrate, Lebenserwartung und Zuwande-
rung an. Längerfristige Bevölkerungsvorausberech-
nungen lassen Entwicklungskorridore sichtbar 
werden. Sie zeigen aber auch auf, wo es Interven-
tionsmöglichkeiten zur Gegensteuerung gibt. Die 
Faktoren Geburtenrate und Zuwanderung sind 
nicht unveränderbar; sie unterliegen Einfl üssen, 
die zu einem Teil (aber nicht insgesamt) auch 
 politisch gestaltbar sind.

2. Geburtenrate und Zuwanderung:   
 Einige Anmerkungen

Mit Blick auf die Zukunft spricht wenig dafür, 
dass ein insgesamt grundlegender und dauer-
hafter Umschwung im generativen Verhalten 
einsetzt und eine Geburtenrate (von etwa 2,1) er-
reicht wird, die die Konstanz der Bevölkerung si-
chern würde. Das würde voraussetzen, dass die 
derzeit hohe Quote der Frauen, die kinderlos blei-
ben, zurückgeht und dass zugleich die Kinderzahl 
je Frau ansteigt. Pro- und Kontra-Potenziale in 
Richtung eines solchen Trends sind gegeneinan-
der abzuwägen.

Für eine Anhebung der Geburtenrate könnten 
u.a. sprechen:
• Initiativen der Politik mit dem Ziel einer Ver-

besserung der Vereinbarkeit von Beruf und Fa-
milie,

• Ausbau der öffentlichen und sozialen Infra-
struktur für Kinder (Tageseinrichtungen für 
Kinder über alle Altersstufen hinweg in ausrei-
chender Qualität und Quantität),

• ganztägige Betreuung von Kindern und Ju-
gendlichen im Schulalter,

• ausgebaute Rechtsansprüche und erweiterte 
Flexibilitätsregelungen im Rahmen der Eltern-
zeit,

• Verkürzung der Berufsausbildungs- und Hoch-
schulzeiten, Vereinbarkeit von Ausbildung 
und Elternschaft,
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• kinder- und familiengerechte Anpassungen in 
der Arbeitswelt (Erweiterung der chronologi-
schen und chronometrischen Zeitfl exibilität; 
familiengerechte Arbeitsorganisation, neue Ar-
beitsformen, z.B. moderne Heimarbeit),

• Gestaltung eines familien- und kindergerech-
ten räumlich-lokalen Umfeldes (kinderfreund-
liche Kommunen),

• Veränderungen im Familien- und Kinderbe-
wusstsein (Stärkung des Kinderwunsches, För-
derung der Realisierung von Kinderwün-
schen),

• Verbesserung der sozialen und materiellen 
Lage von Familien (u.a. durch eine problem-
bezogene Reform des Familienleistungsaus-
gleichs, durch verbesserte Vereinbarkeit von 
Berufstätigkeit und Kindererziehung).

Gegen eine Erhöhung der Geburtenrate, ja eher 
für deren Konstanz oder gar weitere Abschwä-
chung sprechen u.a.:
• die hohen Flexibilitätsanforderungen der 

Wirtschaft, zunehmende Entgrenzung von Le-
bens- und Arbeitszeit, wachsende berufl iche 
und zugleich räumliche Mobilität,

• anhaltend hohe Arbeitslosigkeit, 
• Unsicherheiten auf dem Arbeitsmarkt („Flexi 

ohne security“),
• Anhalten der wirtschaftlichen Stagnation, 

Verfestigung von Zukunftsängsten, Perspek-
tivlosigkeit und Verunsicherung,

• fehlende (fi nanzielle) Möglichkeit und/oder 
(politische) Bereitschaft zu einer durchgreifen-
den familien- und kinderfreundlichen Politik.

Bilanziert man diese Argumente und Gegenargu-
mente, spricht viel für das Vorgehen des Statisti-
schen Bundesamtes, von einer weitgehenden 
Konstanz der derzeitigen Geburtenrate (und die 
Angleichung der ostdeutschen Geburtenhäufi g-
keit an das westdeutsche Niveau) auszugehen.

Der internationale Vergleich zeigt, dass 
Deutschland zu den Staaten mit der niedrigsten 
Geburtenhäufi gkeit zählt und dass in einer Reihe 
von europäischen Ländern höhere Geburtenzif-
fern (z. B. Frankreich mit 1,8 und Dänemark mit 
1,7 Kindern je Frau) realisiert werden. Neuere Un-
tersuchungen haben gezeigt, dass für die höheren 
Geburtenraten in jenen Ländern insbesondere 
die besseren Rahmenbedingungen für die Ent-
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scheidung, Kinder zu bekommen, maßgebend 
sind. Das gilt in erster Linie für die Vereinbarkeit 
von Berufstätigkeit und Kindererziehung in den 
ersten Lebensjahren des Kindes. 

Die zu erwartenden Veränderungen im Um-
fang und in der Altersstruktur der Bevölkerung 
hängen nicht allein von der Geburten- und Ster-
berate ab. Sie werden darüber hinaus auch stark 
von der Nettozuwanderung (Zuwanderung nach 
Deutschland abzüglich von Ab- bzw. Rückwande-
rungen) beeinfl usst. In der Vergangenheit haben 
die Zuwanderungen die jährlichen Geburtende-
fi zite (Saldo von Sterbefällen und Geburten) mehr 
als ausgeglichen. Die zukünftige Einschätzung 
der Nettozuwanderung erweist sich als besonders 
schwierig. Der Trend der Zuwanderung ist näm-
lich in einem hohen Maße durch politische Ent-
scheidungen und Regelungen bestimmt (z.B. Zu-
wanderungsgesetz, Ost-Erweiterung der EU, 
 Umgang mit Asylbewerbern und Bürgerkriegs-
fl üchtlingen). Er hängt aber auch von den wirt-
schaftlichen, arbeitsmarktlichen und sozialen 
Rahmenbedingungen in Deutschland ab. Die em-
pirischen Befunde zeigen, dass die Nettozuwan-
derung in Zeiten eines eklatanten Arbeitsmarkt-
ungleichgewichts mit hoher Arbeitslosigkeit und 
schwacher konjunktureller Entwicklung rückläu-
fi g ist, bei einem Beschäftigungszuwachs und ei-
ner (tatsächlichen oder unterstellten) Kräfte-
knappheit in bestimmten Sektoren, Berufen und 
Tätigkeitsprofi len wieder zunimmt. Nicht zuletzt 
hängt die Zuwanderung von der Situation in den 
gegenwärtigen und potenziellen Auswanderungs-
ländern ab. 

3. Bevölkerungsvorausberechnungen:   
 Niveau, Altersstruktur und Altersquotient

Das Statistische Bundesamt geht in seinen bis 
zum Jahr 2050 reichenden Modellberechnungen 
von einer Konstanz der Geburtenhäufi gkeit von 
1,4 Kindern je Frau aus. Hinsichtlich Lebenser-
wartung und Zuwanderung wird mit unterschied-
lichen Varianten operiert. Die jeweils mittlere 
Variante unterstellt im Jahr 2050 eine mittlere Le-
benserwartung von 81,1 Jahren (Jungen) bzw. 
86,6 Jahren (Mädchen) und eine Nettozuwande-
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rung von 200.000 Personen im Jahr. Danach geht 
die gesamte Wohnbevölkerung von 82,2 Millio-
nen im Jahr 2000 auf 81,2 Millionen im Jahr 2030 
und auf 75,1 Millionen im Jahr 2050 zurück. Un-
ter diesen Annahmen hält sich also der Rückgang 
der Gesamtbevölkerung in engen Grenzen. Von 
einer Dramatik („Deutschland ohne Deutsche“) 
kann keine Rede sein. Wenn in einem äußerst 
dicht besiedelten Land die Bevölkerungszahl im 
Jahr 2050 noch immer über dem Niveau von 
1960 liegt, sind jegliche Formen einer politischen 
Dramatisierung dieser Entwicklung unange-
bracht. 

Dass trotz der niedrigen Geburtenziffer der 
Bevölkerungsrückgang nur vergleichsweise 
schwach ausfällt, ist Folge sowohl der Zuwande-
rung also auch der steigenden Lebenserwartung. 
Die Zahl der älteren Menschen wird steigen, von 
19,4 Mio. im Jahr 2000 auf 27,6 Mio. im Jahr 
2050. Dies bedeutet, dass der Anteil der 60jäh-
rigen und älteren an der Gesamtbevölkerung sich 
dadurch deutlich, von 23,1 % (2000) auf 36,8 % 
(2050) erhöht. In besonderem Maße wird die Zahl 
der Hochbetagten (80 Jahre und älter) wachsen. 
Da die Menschen, die diese Altersgrenze errei-
chen und überschreiten, mit steigender Wahr-
scheinlichkeit krank und pfl egebedürftig werden, 
ist die Betrachtung der zahlenmäßigen Entwick-
lung dieser Bevölkerungsgruppe von besonderem 
sozialpolitischen Interesse. Hingegen werden sich 
Zahl und Anteil der Menschen sowohl im jünge-
ren als auch im mittleren Alter schrittweise ver-
ringern. Wenn von der demographischen „Alte-
rung“ der Gesellschaft gesprochen wird, ist diese 
gegenläufi ge Entwicklung gemeint. Das Durch-
schnittsalter in der Bevölkerung steigt. 

Allerdings beruhen die Anteilsrelationen, die 
in drei Altersabschnitte aufgeteilt sind (0–20 Jahre; 
20–60 Jahre, über 60 Jahre), auf Annahmen und 
Konventionen, die durchaus zu hinterfragen sind. 
Diese Altersabschnitte geben die klassische Glie-
derung der sog. sozialstaatlichen Generationen 
wieder: 0–20 Jahre: Kindheit, Jugend und Ausbil-
dung – 20–60 Jahre: Jahre der Erwerbsfähigkeit - 
ab 60 Jahren: Phase des Ruhestandes. Es wird 
schnell sichtbar, dass es sich hier um sehr grobe 
Verallgemeinerungen handelt. Derartige Pauscha-
lierungen von sozialstaatlichen Generationen ver-

kennen, dass die Phase der Ausbildung weit über 
die Vollendung des 20. Lebensjahres hinaus 
reicht, die Phase des erwerbsfähigen Alters infol-
ge verlängerter Ausbildungswege später beginnt 
und in Zukunft wohl auch später enden wird und 
dass die Phase des Alters bzw. Ruhestandes und 
Rentenbezugs in Zukunft nicht bereits mit Voll-
endung des 60. Lebensjahres beginnen wird und 
beginnen kann. Würden andere Altersgruppierun-
gen vorgenommen – beispielsweise 0–25; 25–65; 
über 65 – verändern sich die Anteilsrelationen. 
Der Anteil älterer Menschen (dann defi niert ab 
Vollendung des 65. Lebensjahres) wird sich an-
ders darstellen und entwickeln. Diese Hinweise 
sollen nicht missverstanden werden: Sie ändern 
nichts am Alterungsprozess der Bevölkerung und 
am Anstieg des Durchschnittsalters, können und 
sollten aber Anlass sein, nicht nur die räumlichen 
Bedingungen und Besonderheiten, sondern auch 
die einzelnen Altersgruppen differenzierter zu be-
trachten.

Die Entwicklung der absoluten Gesamtzahl 
der Bevölkerung und einzelner Altersgruppen im 
Besonderen ist für nahezu alle Politikbereiche 
von Bedeutung. Im Bereich der Sozialpolitik im 
engeren Sinne sind davon u.a. berührt
• die kommunale Sozialpolitik (Kinder- und Ju-

gendhilfe, Sozialwesen, soziale Einrichtungen 
und Dienste),

• die Sozialpolitik der freien Träger (Wohlfahrts-
verbände und private Anbieter),

• die Familienpolitik (Familienleistungsaus-
gleich, Vereinbarkeitsangebote und -regelun-
gen),

• die Gesundheitspolitik (medizinische und ge-
sundheitliche Versorgung der einzelnen Al-
tersgruppen auf den unterschiedlichen Ebe-
nen und Versorgungsformen des Gesundheits-
wesens) sowie die Krankenversicherung,

• die Pfl egepolitik (Angebote und Leistungen 
zur Versorgung sowie zur pfl egerischen Be-
treuung Pfl egebedürftiger auf den unterschied-
lichen Ebenen und Versorgungsformen),

• die Arbeits- und Arbeitsmarktpolitik (Anfor de-
rungen hinsichtlich der veränderten Altersstruk-
tur der Beschäftigten, geringere Zahl nachrücken-
der Jugendlicher, demographische Entlastung 
auf der Angebotsseite des Arbeitsmarktes),
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• die Altenpolitik (Konzepte einer integrierten 
Altenpolitik – vor dem Hintergrund eines neu-
en Selbstverständnisses und zunehmender 
 Potenziale der nachrückenden Älteren),

• die Alterssicherungspolitik (Zahlung von Ren-
ten, Pensionen usw. durch unterschiedliche 
Systeme und Träger). 

Setzt man die ältere Bevölkerung zu der Bevölke-
rung im erwerbsfähigen Alter (20 bis unter 60 
Jahre) in Relation, so errechnet sich der Alten-
quotient. Nach der Modellrechnung des Statisti-
schen Bundesamtes liegt er im Jahre 2050 bei 
77,8 % und wird sich damit gegenüber 1995 mehr 
als verdoppeln. 100 Menschen im erwerbsfähigen 
Alter stehen dann etwa 78 ältere Menschen ge-
genüber. In der wissenschaftlichen und politi-
schen Debatte ist es üblich geworden, die sozial- 
und gesellschaftspolitischen Folgewirkungen die-
ses  grundlegenden  demographischen  Umbruchs 
als „dramatisch“ zu charakterisieren. Derartige 
Schluss folgerungen sind jedoch vorschnell und 
verkürzt. Die Verhältnisse erweisen sich als kom-
plexer, da die zukünftigen fi nanziellen Belastun-
gen des Sozialstaats nicht allein aus der Gegen-
überstellung von „älterer“ Bevölkerung und Be-
völkerung „im erwerbsfähigen Alter“ abgeleitet 
werden können. Der Blickwinkel ist zu erweitern: 
Es geht um die Relation von „Aktiven“ zu „Inak-
tiven“ insgesamt, d. h. um das Problem, welcher 
Anteil der Wertschöpfung auf all jene Personen 
übertragen werden muss, die über kein Einkom-
men aus Erwerbstätigkeit verfügen. 

Die Einkommensübertragungen an ältere 
Menschen machen nur einen Teil der gesamten 
Einkommensübertragungen der Erwerbstätigen 
an die Nicht-, Noch-nicht- und Nicht-mehr-Er-
werbstätigen aus. Empfänger von Übertragungen 
sind zum einen Kinder und Jugendliche, die das 
Erwerbsalter noch nicht erreicht haben. Deren 
Zahl aber wird sinken. Auf der anderen Seite sind 
von der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter 
zwischen 20 und 60 Jahren längst nicht alle Men-
schen auch tatsächlich erwerbstätig. Nicht er-
werbstätig sind insbesondere Personen in Aus-
bildung, Hausfrauen und -männer, dauerhaft Er-
werbsgeminderte, frühausgegliederte Arbeitneh-

merinnen und Arbeitnehmer, Arbeitslose, Kranke. 
Allerdings geben nicht alle älteren Arbeitnehmer 
bereits mit 60 Jahren ihre Erwerbstätigkeit auf. 
Für die Zukunft ist vielmehr damit zu rechnen, 
dass die Erwerbstätigkeit jenseits des 60. Lebens-
jahres ansteigt. Wenn man aufgrund dieser Er-
wartung, die bei der Berechnung des Alters-, Ju-
gend- und Gesamtquotienten unterstellte Alters-
grenze von 60 auf 65 Jahre erhöht, die mittlere 
Altersgruppe also größer und die obere Alters-
gruppe kleiner wird, errechnet sich ein Altenquo-
tient „65 und älter“, der um etwa 20 Prozent-
punkte niedriger als der Altenquotient „60 und 
älter“ liegt. 

Bei der Interpretation von Gesamtquotienten 
ist einschränkend zu bedenken, dass sich zwar Al-
ters- und Jugendquotient gegenläufi g entwickeln, 
Umschichtungen zwischen abnehmenden Ju-
gend- und ansteigenden Alterslasten jedoch nicht 
automatisch erfolgen. Während nämlich der Un-
terhalt älterer Menschen nahezu vollständig von 
den steuer- und beitragsfi nanzierten Sicherungs-
institutionen getragen wird, muss der individu-
elle Unterhalt der Kinder und Jugendlichen zum 
großen Teil privat, d. h. von den Eltern bestritten 
werden. Eine umstandslose Umschichtung ist al-
lein deswegen nicht möglich, weil durch Steuer- 
bzw. Beitragsabzüge alle Erwerbstätigen betroffen 
sind und die Empfänger anonym sind, während 
die individuellen Ausgaben für Kinder von ihren 
Eltern fi nanziert werden. 

Außerdem ist zu berücksichtigen, dass die 
Belastungen durch die Zunahme der Älteren über 
der Entlastung liegen, die sich durch den Rück-
gang der Versorgungsaufwendungen für die Jun-
gen ergibt. So verursachen im Gesundheits- und 
Pfl egebereich die Senioren im Vergleich zu den 
Jüngeren deutlich höhere Kosten. Bei den öffent-
lichen Aufwendungen für Kinder und Jugendli-
che darf schließlich nicht vergessen werden, dass 
in vielen Bereichen von Geld- und Dienstleistun-
gen noch ein Nachholbedarf besteht, der – gerade 
aus der Überlegungen einer familien- und kinder-
freundlichen Politik, die die Rahmenbedingungen 
der Entscheidung für ein Kind verbessern sollen 
– nicht einfach vermindert werden kann.
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4. Bevölkerungsumbruch und 
 wirtschaftliche Rahmenbedingungen

Generatives Verhalten, Sterblichkeit und Zuwan-
derung sind wichtige, aber nicht allein ausschlag-
gebende Determinanten der langfristigen Ent-
wicklung des Sozialstaats. Hinsichtlich der Be-
setzungsstärke der „aktiven“ Generation kommt 
es nämlich nicht auf die Zahl der Erwerbsfähigen, 
sondern auf die Zahl der tatsächlich Erwerbstäti-
gen an. Insofern ist die zukünftige Entwicklung 
der Erwerbsbeteiligung und der Zahl der Erwerbs-
tätigen von entscheidender Bedeutung. Demo-
graphische Berechnungen müssen also mit Pro-
gnosen über die Entwicklung von Arbeitsmarkt, 
Arbeitslosigkeit und Erwerbstätigkeit kombiniert 
werden. Auf demographische Vorausberechnun-
gen reduzierte Aussagen geben notwendigerweise 
ein einseitiges und damit falsches Bild über die 
Zukunft. Eine entscheidende Zukunftsfrage ist 
also, wie sich das Erwerbspersonenpotenzial ent-
wickeln und zwischen Erwerbstätigen und Er-
werbslosen einschließlich Stiller Reserve aufteilen 
wird. 

Arbeitsangebot

Das Arbeitsangebot hängt dabei von der Anzahl, 
Altersstruktur und Geschlechterverteilung der 
Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter ab (wobei 
– wie skizziert – die Größe „erwerbsfähiges Alter“ 
als variabel interpretiert werden muss). Zu be-
rücksichtigen sind also gleichermaßen demogra-
phische Faktoren und Verhaltensfaktoren, die in 
der Erwerbsbereitschaft oder -neigung zum Aus-
druck kommen. Es ist bekannt, dass die Frauener-
werbstätigenquoten – und dies in erster Linie in 
den neuen Bundesländern – nach wie vor unter 
denen der Männer liegen. Vor allem nach der Ge-
burt von Kindern geht die Erwerbsbeteiligung der 
Mütter zurück und steigt, auch nachdem die Kin-
der älter geworden sind, nicht wieder auf das 
 Niveau der Männer an. Es spricht nun alles dafür, 
dass es bei der Müttererwerbsquote in Entspre-
chung des längerfristigen Trends zu einem wei-
teren Anstieg kommt – wenngleich sicherlich 
nicht im Sinne einer völligen Angleichung an das 
Niveau der Männer und zu hohen Anteilen auf 
der Basis von Teilzeitarbeit. Dies ist schon jetzt 

bei den nachrückenden Kohorten festzustellen. 
Die Frage, ob eine stärkere Erwerbsintegration 
von Frauen negativ auf die Geburtenziffer zurück-
wirkt, kann mit dem Verweis auf europäische 
Länder mit höheren Geburtenziffern beantwortet 
werden. Die Geburtenziffern sind in den Ländern 
Europas hoch, die wie Schweden oder Frankreich 
eine hohe Frauenerwerbsbeteiligung aufweisen. 
Durch verbesserte Vereinbarkeitsregelungen ist es 
hier möglich, den Kinder- und Erwerbswunsch 
gleichzeitig zu realisieren, statt – wie in Deutsch-
land immer noch Fakt – vor die Alternative „Be-
ruf oder Kinder“ gestellt zu werden. 

Alle Anzeichen deuten darauf hin, dass sich 
in den nächsten Jahren der Erwerbseinstieg jün-
gerer Menschen weiter nach hinten verschieben 
wird, in Bezug auf die Aufnahme einer regulären 
Berufstätigkeit, nicht in Bezug auf das Nebenein-
ander von Ausbildung und notwendiger Jobs zur 
Bestreitung des Lebensunterhalts. Auch eine Ver-
kürzung der Schulzeiten (Abitur nach 12 Jahren) 
und der Hochschulzeiten (BA-Abschluss nach 6 
Semestern) wird den gesellschaftspolitisch wie 
ökonomisch begrüßenswerten bzw. erforderli-
chen (!) Trend zu einer weiterführenden Bildungs-
beteiligung von immer mehr Jugendlichen und 
damit eines durchschnittlich längeren Verbleibs 
im Bildungssystem nicht kompensieren. 

Hingegen dürften die Erwerbsquoten am obe-
ren Ende der Altersgruppen steigen. Angesichts 
der rentenrechtlichen Veränderungen in den letz-
ten Jahren lässt sich schon jetzt erkennen, dass 
eine Umkehr der Praxis eines frühest möglichen 
Rentenbezugs eingesetzt hat. Zwar ist das Renten-
eintrittsalter nicht identisch mit dem Berufsaus-
trittsalter, da viele Ältere aus einer längeren Phase 
von Arbeitslosigkeit und Altersteilzeit heraus in 
die Rente wechseln oder – was in erster Linie auf 
Frauen zutrifft – als familiär gebundene Nicht-Er-
werbspersonen auf den Rentenbeginn warten. 
Aber zu erwarten ist dennoch, dass sich auch das 
Berufsaustrittsalter nach hinten verschiebt. Dies 
hängt sicherlich zentral von der Lage auf dem all-
gemeinen Arbeitsmarkt bzw. von der besonderen 
Beschäftigungslage einzelner Branchen und Be-
triebe sowie von dem demographisch bedingten, 
absehbar geringer werdenden Einstieg Jüngerer in 
das Berufsleben ab.
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Fasst man diese Entwicklungen unter Bezug-
nahme auf die Annahmen und Berechnungen der 
Rürup-Kommission zusammen, kann davon aus-
gegangen werden, dass 
• das Erwerbspersonenpotenzial (Erwerbstätige, 

Erwerbslose und Stille Reserve) bis zum Jahr 
2020 weitgehend konstant bleiben und bis 
2030 um etwa 3,2 Millionen Personen sinken 
wird (hier unabhängig von der Dauer der wö-
chentlichen und jährlichen Arbeitszeit je Er-
werbstätigen),

• die Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (hier 
abgegrenzt zwischen 15 und 65 Jahren) sich hin-
gegen um etwa 7 Millionen verringern wird. 

Wenn es also dazu kommt, dass sich die Frauen-
erwerbsquote erhöht und zugleich der Ausstieg 
aus dem Berufsleben erst später einsetzt, wird die 
Entwicklung des Erwerbspersonenpotenzials ei-
nen anderen Verlauf nehmen als die Entwicklung 
der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter. Im Er-
gebnis führt dies zu einer Entlastung des demo-
graphischen Umbruchs. 

Wie groß das Einnahmenpotenzial für die 
Rentenversicherung ist, das durch eine Auswei-
tung und Ausschöpfung des Erwerbspersonen-
potenzials rein theoretisch erschlossen werden 
kann, zeigt plastisch der Umstand, dass gegen-
wärtig nur rd. 60% der Personen im Alter von 20 
bis unter 65 Jahren tatsächlich Beiträge zur Ren-
tenversicherung zahlen. Die anderen 40% sind 
arbeitslos, in Ausbildung, frühverrentet, Haus-
frauen oder trotz Erwerbstätigkeit nicht sozialver-
sicherungspfl ichtig (z. B. Selbstständige, Beamte, 
geringfügig Beschäftigte). Allerdings: Ein Anstieg 
der Zahl der Beitragszahler führt längerfristig 
auch zu steigenden Rentenausgaben, da entspre-
chende Anwartschaften erworben werden.

Arbeitsnachfrage

Die voraussichtliche Entwicklung des Erwerbs-
personenpotenzials ist nicht gleichzusetzen mit 
der Entwicklung der tatsächlich auf dem Arbeits-
markt realisierten Erwerbstätigkeit. Wenn das zu-
nächst konstant bleibende, dann leicht absinken-
de Erwerbspersonenpotenzial in Zukunft tatsäch-
lich in Erwerbstätigkeit umgesetzt werden soll, 
müssen die (registrierte) Arbeitslosigkeit deutlich 

verringert und zugleich Personen aus der Stillen 
Reserve in Beschäftigung kommen. Dies bedeu-
tet, dass die Arbeitslosigkeit nur unwesentlich 
durch einen Rückgang des Arbeitsangebots abge-
baut werden kann. Trotz der demographischen 
Veränderungen bleibt daher der Arbeitsmarkt auf 
der Angebotsseite unter Druck, es bedarf – zumin-
dest bis zum Jahr 2020 – einer steigenden Arbeits-
nachfrage. Kommen mehr Menschen in Arbeit, 
verbessert sich nicht nur die Einnahmebasis des 
 Sozialstaats (hinsichtlich der Zahl der Steuer- und 
Beitragszahler), zugleich vermindern sich auch 
arbeitsmarktbedingte Ausgaben, insbesondere 
der Bundesagentur für Arbeit (Arbeitslosengeld, 
aktive Arbeitsmarktpolitik), des Bundes (Arbeits-
losengeld II) und der Rentenversicherung (spä-
terer Rentenbezug).

Ob und inwieweit es nun gelingt, das Er-
werbspersonenpotenzial auszuschöpfen und die 
unternehmensseitige Nachfrage nach Arbeit zu 
erhöhen, ist wesentlich abhängig von den zu er-
wartenden bzw. zu gestaltenden gesamtwirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen, insbesondere in 
 Bezug auf Wachstum und Produktivität. Für die 
Finanzierung der Sozialleistungen an eine wach-
sende Zahl älterer Menschen ist es nicht nur ent-
scheidend, wie groß die Zahl der im Erwerbsleben 
stehenden aktiven Bevölkerung ist und welchen 
Finanzierungsbeitrag sie über Steuern oder Beiträ-
ge leisten. Wichtig für die Zahlungsbereitschaft 
und Zahlungsfähigkeit im generativen Übertra-
gungsprozess ist gleichermaßen, welche Höhe die 
individuellen Einkommen haben, die in Zukunft 
erwirtschaftet werden. Die Einkommensentwick-
lung entscheidet, ob es gelingt, steigende Bei-
trags- und/oder Steuerbelastungen auch ohne Re-
aleinkommensverluste zu verkraften. Zu berück-
sichtigen sind also die gesamtwirtschaftlichen 
Trends, nämlich die Zuwachsraten von Beschäfti-
gung, Sozialprodukt, Produktivität und Arbeits-
einkommen. Der Verteilungskonfl ikt zwischen 
den Generationen lässt sich entschärfen, wenn es 
zu rückläufi ger Arbeitslosigkeit, steigen den Er-
werbsquoten und Produktions-, Produktivitäts- 
und Einkommenszuwächsen kommt. 

Nach den Projektionen im Gutachten der 
Rürup-Kommission werden im Zeitraum zwi-
schen 2002 und 2030 
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• die Zahl der Erwerbstätigen um etwa 0,9 Mio. 
und das Erwerbspersonenpotenzial um etwa 
3,2 Mio. zurückgehen,

• die Zahl der Arbeitslosen sich auf 1,7 Mio. 
bzw. die Arbeitslosenquote auf 4,7% verrin-
gern,

• das Bruttoinlandsprodukt je Kopf und die Pro-
duktivität einen Anstieg von 1,8% je Jahr auf-
weisen.

Im Ergebnis führen die dort unterstellten Zu-
wachsraten von Produktivität und BIP zu einem 
realen, d.h. infl ationsbereinigten Pro-Kopf-An-
stieg des BIP von 24.100 Euro im Jahr 2002 auf 
39.400 Euro im Jahr 2030. Der durchschnittliche 
Wohlstand je Bürger erhöht sich also um fast 
65%. Unter diesen Bedingungen, also aus einem 
steigenden Wohlstand heraus, müssen die demo-
graphischen Belastungen bewältigt werden. Bei 
den Nettolöhnen (in konstanten Preisen) wird ein 
jahresdurchschnittlicher Zuwachs von 1,6% je Ar-
beitnehmer angenommen. Trotz insgesamt stei-
gender Beitragssätze fallen bei den Erwerbstätigen 
also immer noch Nettorealeinkommenszuwächse 
an. Die demographischen Belastungen können 
aus den Zuwächsen der Bruttoeinkommen getra-
gen und ohne Konsumverzicht bewältigt werden. 
Trotz des demographischen Umbruchs wird sich 
nach diesen Vorausberechnungen in den nächs-
ten Jahrzehnten das verfügbare Einkommen der 
Erwerbstätigen mehr als verdoppeln.

Nun sollen diese Szenarien nicht den Ein-
druck erwecken, dass die Zukunft so und nicht 
anders aussehen wird. Die Unsicherheiten bei 
den wirtschaftlichen Prognosen – zumal über ei-
nen Zeitraum bis zum Jahr 2050 – sind noch ein-
mal größer als bei den demographischen Progno-
sen. Die Berechnungen legen jedoch dar, dass der 
demographische Prozess zwar zu großen Verschie-
bungen und Herausforderungen führt, aber im 
Rahmen einer wirtschaftlichen Entwicklung ge-
sehen werden muss, die durchaus das ökono-
mische Potenzial für die fi nanzielle Bewältigung 
wachsender Sozialausgaben an die ältere Genera-
tion bietet. Dabei kann jedoch nicht einfach ab-
gewartet und das Eintreffen günstiger ökonomi-
scher Konstellationen unterstellt werden. Kommt 
es nämlich nicht dazu und treffen steigende de-
mographische Belastung, anhaltend hohe Arbeits-

losigkeit und Einkommensstagnation aufeinan-
der, potenzieren sich die Finanzierungsprobleme. 
Es bedarf also eines aktiven wirtschafts- und be-
schäftigungspolitischen Handelns: Eine steigende 
Alterserwerbstätigkeit und die Integration von 
Frauen in den Arbeitsmarkt lassen sich nicht per 
„Knopfdruck“ verordnen. Durch Betriebs-, Ar-
beitszeit- und Familienpolitik müssen die Voraus-
setzungen für die Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie verbessert werden. Eine besondere Her-
ausforderung stellt die Aufgabe dar, die große 
Zahl von Zuwanderern nicht nur „aufzuneh-
men“, sondern auch tatsächlich zu inte grieren. 
Vorausschauende Maßnahmen in allen Teilberei-
chen der Sozial- und Gesellschaftspolitik sind ge-
fordert, wenn soziale Probleme vermieden wer-
den sollen.

Inwieweit Beitragssatzanhebungen als trag-
bar angesehen werden, hängt nicht nur von der 
Einschätzung ihrer ökonomischen Rückwirkun-
gen ab, sondern von der politisch-psycholo-
gischen Bewertung steigender Abgaben. Obgleich 
es sich um zukünftige, erst langfristig und schritt-
weise auftretende Entwicklungen handelt, wer-
den die hohen Beitragssätze in der politischen 
Diskussion auf die Gegenwart bezogen. Vernach-
lässigt wird dabei, dass höhere Beitragssätze in 
der Zukunft womöglich leichter zu verkraften sind 
als niedrigere Beitragssätze in der Gegenwart. 

5. Umlagefi nanzierung oder 
 Kapitaldeckung?

In der wissenschaftlichen und politischen Debat-
te über die angemessene Bewältigung der demo-
graphischen Herausforderungen spielt die Kon-
troverse über die Wahl des Finanzierungsverfah-
rens der sozialstaatlichen Leistungen eine zen -
trale Rolle. Bekanntlich werden beim Umlage-
verfahren die Leistungen jeder Periode aus dem 
laufenden Beitragsaufkommen der gleichen Pe-
riode fi nanziert. Dies gilt auch für jene Ein-
kommens übertragungen, die im Rahmen der So-
zialversicherung (wie die Alters- und Erwerbsmin-
derungsrenten oder Leistungen bei Pfl egebedürf-
tigkeit) durch einen großen zeitlichen Abstand 
zwischen individueller Beitragszahlung und spä-
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teren Leistungen charakterisiert sind. So werden 
in der Rentenversicherung die eingehenden Bei-
träge sofort wieder zur laufenden Rentenzahlung 
verwendet. Demgegenüber beruhen kapitalfun-
dierte Finanzierungsverfahren auf der Kombina-
tion von Ansparen und Entsparen. Die Höhe der 
aus dem Kapitalstock resultierenden Leistungen 
einer Lebensversicherung hängt dann von der 
Wertsteigerung und der Verzinsung des Kapitals 
bzw. von den Veräußerungserlösen der Kapital-
titel ab. Die Höhe der Renditen und damit die 
Höhe der späteren Leistungen sind also nicht wie 
im Umlageverfahren politisch vorgegeben, etwa 
im Rahmen einer gesetzlich festgelegten Renten-
berechnungs- und -anpassungsformel, son dern 
werden durch die Verhältnisse auf dem Kapital-
markt bestimmt. 

Verfolgt man die Debatte über die Vor- und 
Nachteile dieser Finanzierungsverfahren, so do-
miniert die Auffassung, dass die Umlagefi nanzie-
rung in Folge der Verschiebung der Relation zwi-
schen einer steigenden Zahl älterer Leistungs-
empfänger auf der einen Seite und einer sinken-
den Zahl von Erwerbstätigen und Beitragszahlern 
auf der anderen Seite in absehbarer Zeit zu einer 
nicht tragbaren Beitragsbelastung führen werde. 
Demgegenüber erscheinen Systeme, die sich in 
der Finanzierung auf das Kapitaldeckungsverfah-
ren stützen, weniger stark vom Umbruch der Al-
tersstruktur der Bevölkerung betroffen: Da hier 
jeder durch seine Kapitalrücklagen für sich selber 
sorge und im Alter dann von den Zinserträgen 
bzw. von der Vermögensaufl ösung lebe, bedarf es 
– so die Position – keines Rückgriffs auf die Zah-
lungen der Jüngeren, wie das beim Umlagever-
fahren der Fall ist. 

Die aus dieser Diagnose empfohlene Emp-
fehlung vom Umlage- auf das Kapitaldeckungs-
verfahren umzustellen, ließe sich innerhalb des 
Sozialversicherungssystems bewerkstelligen, in-
dem – gleichsam neben dem weiterhin praktizier-
ten Umlageverfahren – ein Kapitalstock für zu-
künftige Beanspruchungen aufgebaut wird. Alter-
nativ dazu kann darauf abgestellt werden, die 
Proportionen zwischen (weiterhin) ausschließ-
lich umlagefi nanzierter Sozialversicherung und 
kapitalfundierter privater Vorsorge zu Lasten der 
Sozialversicherung zu verändern. Dieser zweite 

Weg bestimmt, beginnend mit der „Riester-Re-
form“, die Sozialpolitik der letzten Jahre – in der 
Rentenversicherung, aber auch in der Kranken- 
und Pfl egeversicherung. 

Zu berücksichtigen ist dabei jedoch, dass mit 
einer – auch partiellen – Umstellung vom Umla-
ge- auf das Kapitaldeckungsverfahren in der Ein-
führungsphase zwingend Doppelbelastungen der 
jetzt jüngeren Generation verbunden sind. Die 
Mittel, die für den Aufbau des Kapitalstocks be-
nötigt werden, müssen zusätzlich zum Umlage-
beitrag aufgebracht werden. Denn die Ausgaben 
im bestehenden System bleiben von der Umstel-
lung unberührt; sie fallen – wenn sie nicht zu Las-
ten der Älteren gekürzt werden – unverändert an. 
Diese Doppelbelastung macht sich z.B. bei der 
zusätzlichen privaten Altersvorsorge im Rahmen 
der sog. Riester-Rente bemerkbar: Um die Belas-
tung der Arbeitnehmer umfassend zu berücksich-
tigen, müssen der Arbeitnehmerbeitrag zur Ren-
tenversicherung (derzeit 9,75%) und der private 
Vorsorgebeitrag (in der Endphase 4%) addiert wer-
den. 

Auch das Bild einer Demographieresistenz 
kapitalgedeckter Systeme lässt sich nicht halten. 
Denn auch durch eine Kapitaldeckung lässt sich 
der ökonomische Tatbestand nicht umgehen, 
dass die Sozialeinkommen nur aus dem laufenden 
Sozialprodukt fi nanziert werden können. Das für 
den Einzelnen nahe liegende Verhalten, durch 
Sparen bzw. durch den Abschluss von Lebensver-
sicherungen vorzusorgen, um im Alter oder in 
„schlechten Zeiten“ dann von den Erträgen sowie 
von der Abschmelzung des Vermögens zu leben, 
ist aus gesamtwirtschaftlicher Sicht, d. h. für alle 
Bürger, nicht möglich. Eine Gesellschaft und 
Volkswirtschaft insgesamt kann spätere Ausgaben 
nicht durch „Sparen“ vorfi nanzieren und damit 
die Belastungen zeitlich verschieben. Denn nur 
derjenige kann Geld anlegen und ein Vermögen 
bilden, der einen Schuldner bzw. Investor fi ndet. 
Da jedem Gläubiger ein Schuldner gegenüber-
steht, rechnen sich innerhalb einer Gesamtwirt-
schaft Schulden und Guthaben zu jedem Zeit-
punkt gegeneinander auf. Umgekehrt gilt, dass 
Vermögen nur aufgelöst und in Konsum umge-
wandelt werden kann, wenn sich ein Anleger fi n-
det, der bereit ist, zu sparen und auf Konsum zu 
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verzichten. Für die Finanzierung der Alterssiche-
rung folgt daraus, dass auch bei einem kapital-
gedeckten System die Zahlung von Renten nur 
möglich ist, wenn die Jüngeren zugunsten der Äl-
teren auf Konsum verzichten. Denn wenn das an-
gesparte und in Aktien, Immobilien, Wertpapie-
ren angelegte Kapital veräußert werden soll, müs-
sen sich Käufer für diese Anlagen fi nden. Im We-
sentlichen wird dies die Generation sein, die sich 
selbst gerade in der Erwerbsphase befi ndet und 
nun ihrerseits Geld für die eigene Alterssicherung 
anlegen möchte. Nicht nur das Umlageverfahren 
basiert also auf dem Miteinander der Genera-
tionen, sondern auch das Kapitaldeckungsverfah-
ren. Bei gleichem Sicherungsniveau kommt es auf 
jeden Fall, auch bei kapitalfundierten Systemen, 
zu einer erhöhten Anpassungslast der späteren 
Kohorten. Demographische Prozesse schlagen in-
sofern nicht nur auf umlagefi nanzierte Systeme 
durch, sondern auch auf kapitalfundierte: Bei ei-
ner Steigerung der Lebenserwartung sind bei den 
kapitalfundierten Systemen höhere Sparleistun-
gen bzw. Prämien erforderlich, um zu einem Aus-
gleich der längeren Bezugszeiten zu kommen. Bei 
umlagefi nanzierten Systemen sind – unter sonst 
gleichen Bedingungen – steigende Beitragssätze 
die Folge. 

Wenn der aus der niedrigen Geburtenrate 
folgende Rückgang der nachwachsenden Ge-
burtsjahrgänge zu einer Verschiebung der zahlen-
mäßigen Relation zwischen Jüngeren und Älteren 
führt, dann gibt es beim Umlageverfahren zwei 
Reaktionsmuster, die auch miteinander kombi-
niert werden können: Die Beitragssätze (oder 
Staatszuschüsse) müssen erhöht werden, oder das 
Leistungsniveau der Sozialversicherung muss sin-
ken. Beim Kapitaldeckungsverfahren müssen die 
Alten bzw. die kapitalfundierten Versicherungen 
ihr Vermögen liquidieren, da Geld für den lau-
fenden Lebensunterhalt benötigt wird. Wenn 
nun aber die Älteren entsparen, d. h. ihre Wert-
papiere veräußern und in Konsum umwandeln 
wollen, die nachfolgende Zahl der jüngeren Spa-
rer und Käufer von Wertpapieren aber demogra-
phisch bedingt sinkt, kann es zu unterschied-
lichen Anpassungsreaktionen auf den Märkten 
kommen: 
• Entweder sparen die Jüngeren zusätzlich, was 

zu einer Einschränkung ihres Konsums führt 

(diese Minderung des verfügbaren Einkom-
mens hat eine vergleichbare Wirkung für die 
Jüngeren wie Beitragserhöhungen),

• oder der Realwert der zum Verkauf angebote-
nen Wertpapiere sinkt infolge des Angebots-
überhangs und des begrenzten Absorptions-
vermögens des Kapitalmarktes (dieser Kursver-
fall entspricht in seinen Auswirkungen für die 
Alten einer Absenkung des Leistungsniveaus).

Diese Reaktionen können sich vermischen, sie 
werden auch nicht schlagartig auftreten, sondern 
allmählich einsetzen. Dadurch können die demo-
graphischen Belastungen gemildert, aber nicht 
übergangen werden. Immer geht es darum, dass 
die Konsumnachfrage der Älteren und der Kon-
sumverzicht der Jüngeren zur Deckung gebracht 
werden müssen. Auch beim Kapitaldeckungsver-
fahren kommt es im Prinzip zum gleichen Ergeb-
nis, das beim Umlageverfahren durch Beitragser-
höhung und/oder Leistungskürzungen erreicht 
wird. Dies geschieht allerdings nicht durch di-
rekte, politisch bestimmte Maßnahmen wie beim 
Umlageverfahren, sondern durch (unsichtbare) 
ökonomische Anpassungsprozesse auf den Kapi-
talmärkten. Die Belastung könnte bei kapitalfun-
dierten Systemen durch den Export und späteren 
Import von Kapital gemildert werden. Die Aufl ö-
sung von Auslandsvermögen erlaubt dann zu-
sätzliche Importe, aus denen der Konsumbedarf 
der Älteren bestritten werden kann. In diesem 
Fall kann eine wachsende Alterslast bewältigt 
werden, ohne dass die inländischen Erwerbstäti-
gen auf Konsum verzichten müssen. Diesen Vor-
teilen der Kapitalbildung im Ausland steht aber 
der Nachteil gegenüber, dass die Alterssicherung 
mit Wechselkursrisiken belastet wird. Die Risiken 
des Kapitaltransfers ließen sich bei einer Anlage 
in Hartwährungsländern verhindern, genau diese 
aber werden mit denselben demographischen 
Umbrüchen konfrontiert wie Deutschland und 
sind ihrerseits bestrebt, kapitalgedeckte Vorsor-
gesysteme auszubauen. 

Eine Problemmilderung könnte auch dann 
auftreten, wenn die Kapitalfundierung zu einer 
insgesamt höheren Sparquote sowie zu höheren 
Investitionen und in Folge zu einem steigenden 
Sozialprodukt führen würde. Aber die Annah-
men, die dieser Argumentation zu Grunde liegen, 
sind auf jeder Stufe der Kausalkette ungewiss; em-
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pirische Hinweise, dass Kapitaldeckung einen 
Wachstumspfad auf höherem Niveau begründet, 
fi nden sich nicht. So ist es bei einer stärkeren Ka-
pitaldeckung keinesfalls sicher, dass die gesamt-
wirtschaftliche Spartätigkeit tatsächlich steigt. Es 
ist auch möglich, dass die Kapitalbildung für die 
Alterssicherung durch eine verminderte Spartä-
tigkeit für andere Zwecke (z. B. Erwerb von Grund-
vermögen) substituiert wird. Schließlich hängen 
Investitionsrate und Wirtschaftswachstum kei-
nesfalls ausschließlich von der Ersparnis ab, son-
dern von einer Vielzahl von Faktoren (z. B. Nach-
frage, Löhne, Produktivität, Arbeitskräfteangebot, 
Infrastruktur usw.).

6. Folgen des demographischen 
 Umbruchs: Rentenversicherung

Der demographische Umbruch wirkt sich in ers-
ter Linie auf die Systeme der Alterssicherung aus. 
Ältere Menschen sind Leistungsempfänger; im 
Unterschied zur Kranken- und Pfl egeversicherung 
tragen sie zur Finanzierung der Leistungen nicht 
mehr oder nur noch begrenzt (über ihre Zahlung 
von Einkommens- und Verbrauchssteuern) bei. 
Die Finanzierung obliegt damit der mittleren Ge-
neration der Steuer- und Beitragszahler. Bleiben 
die Leistungsparameter unverändert, führt die 
demographisch bedingte, allerdings ökonomisch 
gerahmte Verschiebung des Verhältnisses zwi-
schen Zahlern und Leistungsempfängern unmit-
telbar zu einer fi nanziellen Mehrbelastung. Auch 
die kapitalfundierten individuellen Vorsorge-
formen (Absicherung über Lebensversicherungen, 
Bank sparpläne, Aktien, festverzinsliche Wertpa-
piere, Fonds usw.) oder die ebenfalls kapitalfun-
dierte betriebliche Altersversorgung bleiben von 
den Verschiebungen in der Altersstruktur der Be-
völkerung nicht unberührt. Zwar unterscheiden 
sich – wie oben analysiert – die durch die demo-
gra phi schen Veränderungen ausgelösten Wirkun-
gen und Anpassungsprozesse je nach Umlage- 
und Kapitaldeckungsverfahren. Es wäre aber 
falsch, von einer Demographieresistenz des Kapi-
tal- und Immobilienmarkts auszugehen. Dies gilt 
um so weniger, je stärker das Kapitaldeckungs-
verfahren ausgeweitet wird und je größer damit 

die angelegten und später wieder zu liquidieren-
den Summen ausfallen. Die Ausweitung des 
Kapitalde ckungsverfahrens ist im nationalen 
(Übertragung auf die Systeme der Alterssicherung 
sowie der Kranken- und Pfl egeversicherung) und 
interna tionalen Maßstab zu sehen. Angesichts 
eines Kapitalmarktes, der schon längst keine nati-
onalstaatlichen Grenzen mehr kennt, ist es fol-
genreich, wenn in immer mehr Ländern, die von 
vergleichbaren demographischen Prozessen be-
troffen sind, zu dieser Finanzierungsform überge-
gangen wird. Dann wird es Auswirkungen auf 
den Realwert der akkumulierten Vermögen ge-
ben, wenn zur gleichen Zeit staatenübergreifend 
eine sehr große Zahl von Älteren diese Vermögen 
zur Finanzierung ihres Lebensunterhalts und von 
Gesundheits- und Pfl egeausgaben benötigen, 
während die Besetzungsstärke der nachrücken-
den  Kohorten abnimmt. 

Für die Finanzlage der Rentenversicherung 
kommt es entscheidend auf die Entwicklung des 
(Eck)Rentnerquotienten (Verhältnis von Beitrags-
zahlern zu Rentnern) an. Der Anstieg des Eckrent-
nerquotienten kann durch eine Zunahme der 
Zahl der Rentner und/oder durch eine dieser Ent-
wicklung nicht folgenden Zahl der Beitragszahler 
verursacht sein:  Bei der Zunahme der Renten-
empfänger überlagern sich die demographischen 
Einfl ussfaktoren. So geht die längere Lebenser-
wartung mit einer Verlängerung der Rentenbe-
zugsdauer und einem Anstieg der Rentner einher. 
Es können aber auch Kohorteneffekte auftreten, 
wenn geburtenstarke Jahrgänge ins Rentenalter 
kommen. Neben den demographischen Faktoren 
sind aber auch arbeitsmarktbedingte Faktoren zu 
berücksichtigen. Infolge des Trends zur beruf-
lichen Frühausgliederung und der hohen Arbeits-
losigkeit gerade bei älteren Beschäftigten weichen 
die Betroffenen auf einen frühest möglichen Ren-
tenbeginn aus. Auch bei der Entwicklung der Bei-
tragszahler lässt sich zwischen demographischen 
und arbeitsmarktbedingten Effekten unterschei-
den: Von demographischen Effekten ist auszuge-
hen, wenn die Verringerung der Bevölkerung im 
erwerbsfähigen Alter auf die versicherungspfl ich-
tige Erwerbstätigkeit rückwirkt und sich das ab-
nehmende Erwerbspersonenpotenzial als Be-
schäftigungsbremse darstellt. Arbeitsmarktbeding-



Friedrich-Ebert-Stiftung
WISO

Diskurs

te Effekte liegen immer dann vor, wenn das Be-
schäftigungsniveau unzureichend ist oder gar 
sinkt, weil es auf dem Arbeitsmarkt an Nachfrage 
fehlt.  

Betrachtet man vor diesem Hintergrund die 
sich seit der Jahrtausendwende zuspitzenden 
 Finanzierungsprobleme der Rentenversicherung, 
so lässt sich festhalten, dass die immer wieder 
verbreitete These falsch ist, der demographische 
Umbruch sei für die gegenläufi ge Entwicklung 
von Ausgaben und Einnahmen ursächlich. Die 
gegenwärtigen Probleme sind Folge anderer Fak-
toren: Auf der Ausgabenseite führt die verlänger-
te Lebenserwartung zu längeren Laufdauern der 
Renten; allerdings ist in den letzten drei Jahren 
infolge der Heraufsetzung der Altersgrenzen und 
der Abschreckungswirkungen der Rentenabschlä-
ge bei vorzeitigem Rentenbezug das durchschnitt-
liche Rentenzugangsalter angestiegen. Auf der 
Einnahmenseite führen die hohen Arbeitslosen-
zahlen zu Aufkommenslücken, da die BA aus-
schließlich für ihre Leistungsempfänger Beiträge 
an die Rentenversicherungsträger zahlt und dies 
auch nur auf eingeschränktem  Niveau. Dies gilt 
für die Empfänger von Arbeits losengeld I und erst 
recht für die Empfänger der neuen Leistung Ar-
beitslosengeld II. Während nämlich bei der alten 
Arbeitslosenhilfe die Arbeitslosenhilfezahlung als 
Bemessungsgrundlage für die Beitragserhebung 
diente, wird beim Arbeitslosengeld II lediglich 
ein Mindestbetrag als Bemessungsgrundlage ge-
nommen. Keinen Beitragsausgleich gibt es für Ar-
beitslose ohne Leistungsbezug sowie für (nicht 
registrierte) Arbeitslose in der Stillen Reserve. In-
sofern wirkt sich der Rückgang der Zahl der versi-
cherungspfl ichtig Beschäftigten direkt einnah-
memindernd aus. Einnahmen gehen schließlich 
auch durch die Ausdehnung von Beschäftigungs-
verhältnissen ohne Versicherungs- und Beitrags-
pfl icht der Arbeitnehmer (Mini-Jobs) bzw. ohne 
volle Beitragspfl icht (Midi-Jobs) sowie durch die 
Entgeltumwandlung verloren.

Auch steuerfi nanzierte Systeme werden durch 
die anhaltende wirtschaftliche Schwäche und Krise 
des Arbeitsmarktes ausgehöhlt, denn der Rück-
gang der Erwerbstätigen sowie die weitgehende 
Stagnation der (Brutto)Arbeitsein kommen führen 
– verstärkt durch die Entlastungswirkungen der 

Steuerreform – zu Aufkommensrückgängen bei 
der Einkommenssteuer. Angesichts der unzurei-
chenden Binnennachfrage zeigen sich zudem 
Aufkommensprobleme bei den Verbrauchsteu-
ern. Die häufi g geäußerte Erwartung, durch eine 
Umstellung von der Beitrags- auf die Steuerfi nan-
zierung ließe sich die Finanzierung der Sozialaus-
gaben von der wirtschaftlichen und Arbeits-
marktentwicklung gleichermaßen abkoppeln, 
lässt sich ökonomisch nicht fundieren.  

Die Position, die Beitragsbelastungen für die 
Versicherten und die Arbeitgeber trotz der demo-
graphischen Veränderungen zu begrenzen, kann 
als grundlegendes Ziel der aktuellen Rentenversi-
cherungspolitik verstanden werden (Maßgabe: 
Beitragssatz bis zum Jahr 2020 unter 20% und bis 
2030 unter 22%). Um dies möglich zu machen, 
sind in den Rentenreformen der letzten Jahre (zu 
nennen sind insbesondere das Altersvermögens-
ergänzungsgesetz und das Rentenversicherungs-
Nachhaltigkeitsgesetz) Vorkehrungen für eine 
Dämpfung bei den Ausgabenzuwächsen getrof-
fen worden. Entscheidend sind hierbei die mehr-
fachen Modifi kationen der Rentenanpassungs-
formel: Die Rentenerhöhungen in den nächsten 
Jahren und Jahrzehnten können den Einkommen 
der Arbeitnehmer nur noch begrenzt folgen. Das 
Rentenniveau wird kontinuierlich sinken. Da 
sich infolge der schrittweisen Besteuerung der 
Renten und der schrittweisen Steuerfreiheit der 
Arbeitnehmerbeiträge für die Zukunft kein ein-
heitliches Netto-Rentenniveau mehr abbilden 
lässt, dienen als Maßgröße für die intergenera -
tive Verteilung das Brutto-Rentenniveau und das 
sog. Netto-Rentenniveau vor Steuern (also nach 
Abzug von So zialversicherungsbeiträgen und des 
Altersvorsorgebeitrags). In den mittelfristigen 
Vorausschätzungen wird davon ausgegangen, 
dass das gegenwärtige Netto-Rentenniveau vor 
Steuern von 53,6 % (2003) bis zum Jahr 2018 auf 
45,6% sinken wird. Der hier sichtbare „Fall nach 
unten“ soll jedoch durch ein Mindestniveau von 
46%, das bis zum Jahr 2020 nicht unterschritten 
werden soll, limitiert werden. Da zugleich an dem 
Ziel der Beitragssatzstabilität festgehalten wird, 
muss offen bleiben, wie dies zu erreichen ist. 
Kehrseite des sinkenden Rentenniveaus ist eine 
wachsende Versorgungslücke. Sie soll durch die 
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freiwillige kapitalfundierte Privatvorsorge in 
Form indivi dueller Vorsorge (Lebensversicherun-
gen, Investmentfonds, Banksparpläne) als auch 
in Form der unterschiedlichen Durchführungs-
wege der betrieblichen Altersversorgung ausge-
glichen werden. Durch steuerliche Entlastung 
(Sonderausgabenabzug) oder die Zahlung von Zu-
lagen sollen Bereitschaft und Fähigkeit zum Ab-
schluss einer solchen ergänzenden Alterssiche-
rung gefördert werden. Die Frage, ob dies gelingt, 
muss eher negativ beantwortet werden, denn der 
Austausch zwischen gesetzlicher Rente und den 
Ansprüchen aus privater Vorsorge vollzieht sich 
nicht im Verhältnis 1:1. Charakteristikum aller 
Formen einer nicht obligatorischen privaten Al-
tersvorsorge ist gerade, dass sie im Unterschied 
zur gesetzlichen Rente nicht fl ächendeckend und 
sozial ausgleichend gestaltet ist, sondern in mehr-
facher Hinsicht selektiv wirkt. Es ist nicht damit 
zu rechnen, dass alle anspruchsberechtigten Ar-
beitnehmer bereit und in der Lage sind, die erfor-
derlichen Eigenbeiträge für diesen Zweck einzu-
setzen. Bei Menschen im jüngeren Alter ist anzu-
nehmen, dass die freiwillige Vorsorgebereitschaft 
eher gering ausgeprägt ist; bei Beziehern niedriger 
Einkommen ist zu befürchten, dass der fi nanziel-
le Spielraum fehlt. Gerade die Absicherung jener 
Personen dürfte gefährdet sein, die infolge ihrer 
ungünstigen Erwerbsposition eine nur niedrige 
Rente erwarten können und von der Niveauab-
senkung der gesetzlichen Rente besonders betrof-
fen sind. 

Entlastungswirkungen durch alternative 
Leistungs- und Finanzierungssysteme?

Sind alternative Finanzierungs- und Leistungs-
systeme geeignet, die demographischen Belastun-
gen zu reduzieren? So komplex auch die Alterna-
tivmodelle sind, so einfach lässt sich doch eine 
Antwort fi nden: Veränderte Leistungs- wie Finan-
zierungssysteme in der Alterssicherung haben im 
Grundsatz keine entlastende Wirkung: Zwar kön-
nen Niveau und Struktur der Rentenleistungen 
modifi ziert werden, aber dadurch werden die Ver-
schiebungen zwischen den Altersgruppen der 
Rentner und der zahlenden Erwerbstätigen nicht 
außer Kraft gesetzt. Auch alternative Finanzie-

rungsgrundlagen und -verfahren können hieran 
nichts ändern. Diese pauschale Aussage lässt sich 
konkretisieren: Bei einem Übergang zu einer steu-
erfi nanzierten Grundrente, die der gesamten äl-
teren Bevölkerung ab Erreichen der Altersgrenze 
in einer bestimmten Höhe unabhängig von ihrer 
vormaligen Erwerbs- und Einkommensposition 
sowie ihrer Beitragsleistungen zusteht, bleibt das 
Problem, dass mehr Rentnern in Zukunft weniger 
Steuerzahler gegenüberstehen. Hinzu kommt, 
dass die Überführung der Systeme zu kaum lös-
baren Problemen führt. So ist es aus politischen 
und verfassungsrechtlichen Gründen ein zwin-
gendes Gebot, lange Übergangsfristen einzuhal-
ten. In einer bis zu 40–50 Jahre andauernden Um-
stellungsphase würde sich zwangsläufi g eine 
Doppelbelastung aufbauen: Zum einen sind die 
Mittel für die Grundrenten aufzubringen, zum 
anderen müssen jene Renten aus dem alten Sys-
tem befriedigt und fi nanziert werden, die über 
das Grundrentenniveau hinausreichen. Die in 
diesem Zeitraum Erwerbstätigen erwerben aber 
selbst keine höheren Ansprüche mehr und blei-
ben auf die Grundrente verwiesen. Sie müssen für 
ihre zusätzliche Alterssicherung in der zweiten 
und dritten Säule ergänzend privat vorsorgen. In 
einer Zeit, in der auch bei der Grundrente die de-
mographischen Belastungen wirksam werden, 
weil sich das Verhältnis zwischen der älteren 
Bevöl kerung und den Steuerzahlern verschiebt, 
fallen also noch Zusatzbelastungen an. 

Aus vielerlei Gründen kann daran gedacht 
werden, die Finanzierungsbasis der Rentenversi-
cherung zu verändern und zu erweitern, entwe-
der durch einen noch höheren steuerfi nanzierten 
Bundeszuschuss oder in Richtung einer Bürger-
versicherung durch die Beitragspfl icht aller Er-
werbstätigen und aller Einkommensbestandteile. 
Aber auch die Steuern müssen aufgebracht wer-
den. Und wenn alle Erwerbstätigen (also auch Be-
amte und Selbstständige) in die Rentenversiche-
rung einbezogen werden, so ist – neben einer 
 Fülle von hier nicht zu erwähnenden Übergangs-
problemen – zu berücksichtigen, dass die Bei-
tragszahlungen zwar zunächst zu steigenden Ein-
nahmen führen, aber dem infolge der erworbenen 
Anwartschaften später auch Rentenzahlungen 
folgen. Aus diesen Anmerkungen kann nicht ge-
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folgert werden, dass diese Modelle zu verwerfen 
wären. Aussage ist allein, dass sie die demogra-
phischen Belastungen nicht lösen, ja z.T. sogar zu 
umstellungsbedingten Mehraufwendungen füh-
ren. Eine andere Frage ist, ob nicht durch eine 
Erwerbstätigen- bzw. Bürgerversicherung die poli-
tische Tragfähigkeit der Rentenversicherung in 
der Zukunft besser gesichert werden kann, da die 
Belastungen gerechter fi nanziert sind und also 
auch die demographisch bedingten Belastungser-
höhungen eher akzeptiert werden. 

Verlängerung der Lebensarbeitszeit und 
Heraufsetzung der Altersgrenzen 

Ein längerer Verbleib im Erwerbsleben und ein 
späterer Renteneintritt sind zentrale Parameter, 
um die Rentenversicherung sowohl auf der Ein-
nahmenseite (mehr Beitragszahler) als auch auf 
der Ausgabenseite (Begrenzung der Rentenbe-
zugszeiten) zu entlasten. Die kontrovers disku-
tierte Frage ist jedoch, wie dieses Ziel erreicht 
werden kann. Bei rein rentenrechtlichen Rege-
lungen bleiben die konkreten Arbeits- und Be-
schäftigungsbedingungen älterer Arbeitnehmer 
außerhalb der Betrachtung. Durch die Anhebung 
von Altersgrenzen verbessern sich weder der Ge-
sundheitszustand noch die Qualifi kation älterer 
Arbeitnehmer, noch ihre Lage auf dem Arbeits-
markt und in den Betrieben. Ein späterer Renten-
beginn ist deshalb nicht mit einem längeren Ver-
bleib im Berufsleben gleichzusetzen, sondern 
kann auch bedeuten, dass mehr Ältere arbeitslos 
werden bzw. bleiben oder – um den Preis hoher 
Rentenabschläge – auf die Rente wegen Erwerbs-
minderung ausweichen müssen. 

Die Schwierigkeit einer langfristig angelegten 
Strategie zur Förderung der Beschäftigung Älterer 
liegt darin, dass der Arbeitsmarkt auch auf mittle-
re Frist noch durch ein massives Ungleichgewicht 
zwischen Angebot und Nachfrage geprägt sein 
wird: Vor dem Hintergrund dieser Verhältnisse 
erweist sich die Aufgabe einer Lebensarbeitszeit-
verlängerung in erster Linie als Aufgabe der Ar-
beits-, Arbeitsmarkt- und Arbeitszeitpolitik. So 
müssen zum einen die Voraussetzungen dafür 
verbessert werden, dass ältere Beschäftigte hin-
sichtlich ihrer gesundheitlichen Konstitution, ih-

res berufl ichen Leistungspotenzials und ihrer 
qualifi katorischen Fähigkeiten überhaupt in der 
Lage sind, länger zu arbeiten. Zum anderen muss 
sich die Arbeitsnachfrage der Unternehmen stär-
ker auf die Älteren ausrichten. Erforderlich ist 
eine Strategie zur Bekämpfung der Arbeitslosig-
keit, die zu den mittel- und längerfristigen demo-
graphischen Herausforderungen nicht in Wider-
spruch gerät. Eine Schlüsselrolle fällt dabei der 
Arbeitszeitpolitik zu. 

Wenn es gelingt, das tatsächliche Rentenzu-
gangsalter näher an die derzeitige Regelalters-
grenze von 65 heranzuführen, wäre schon viel 
gewonnen. Allerdings lassen sich damit noch kei-
ne nachhaltigen fi nanziellen Entlastungen in der 
Rentenversicherung erreichen: Denn wenn die der-
z eitigen versicherungstechnischen Rentenabschlä-
ge richtig berechnet sind, also die verlängerte 
Rentenlaufzeit ausgabenneutral halten, dann wird 
ein späterer Rentenbeginn und ein entsprechen-
der Verzicht auf Rentenabschläge zwar zunächst 
zu mehr Einnahmen, aber mittel- und längerfris-
tig auch zu höheren Rentenzahlungen führen.

7.  Folgen des demographischen Umbruchs:  
 Kranken- und Pfl egeversicherung

Die Kranken- wie die Pfl egeversicherung versi-
chern gegen die Risiken Krankheit und Pfl egebe-
dürftigkeit und nicht gegen biometrische Risiken. 
Auch zahlen alle Versicherten, unabhängig von 
ihrem Lebensalter, einkommensproportionale 
Beiträge. Diese beiden Faktoren machen die Kran-
ken- und Pfl egeversicherung nicht im gleichen 
Maße wie die Rentenversicherung von der demo-
graphischen Entwicklung abhängig. Auch wenn 
zwischen Alter und Krankheit sowie zwischen Al-
ter und Pfl egebedürftigkeit kein monokausaler 
Zusammenhang besteht, so erhöht sich mit fort-
geschrittenem Lebensalter doch das Risiko signi-
fi kant, zu erkranken bzw. an mehr als einer Krank-
heit gleichzeitig zu erkranken (Multimorbidität). 
Dieses altersabhängige statistische Risiko (in der 
Querschnittanalyse) gilt gleichermaßen für die 
Pfl egebedürftigkeit. 

Empirisch lässt sich auch feststellen, dass – 
wiederum aus der Sicht des statistischen Quer-
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schnitts – mit zunehmendem Lebensalter auch 
die Pro-Kopf-Ausgaben in der Kranken- wie in der 
Pfl egeversicherung steigen. Verwiesen wird dar-
auf, dass sich die Altersabhängigkeit der Ausga-
ben im Laufe der zurückliegenden Jahre verstärkt 
hat („Versteilerung der Ausgabenprofi le“) und bei 
der stationären Versorgung und beim Arzneimit-
telverbrauch besonders auffällig ist. Aus diesen 
Befunden lässt sich ableiten, dass eine andere 
 Alterszusammensetzung der Bevölkerung – die 
Zahl der Älteren, insbesondere der Hochaltrigen 
wächst, die der Menschen im jüngeren und mitt-
leren Lebensalter geht zurück – tendenziell zu ei-
ner steigenden Zahl von kranken Menschen und 
von Pfl egebedürftigen führt. Setzt man in diesem 
Szenario alle anderen Bedingungen einmal gleich 
(ceteris paribus), dann wird es aufgrund der Al-
tersstrukturverschiebung in beiden Versicherungs-
zweigen zu steigenden Pro-Kopf-Ausgaben kom-
men. 

Für die Pfl egeversicherung liegen Vorausbe-
rechnungen über die zukünftige Zahl der Pfl ege-
bedürftigen vor: Das Statistische Bundesamt 
kommt auf der Grundlage seiner Bevölkerungs-
vorausberechnung (mittlere Variante) zu dem Be-
fund, dass die Pfl egebedürftigen von gut 2 Mio. 
im Jahr 2001 auf 2,83 Mio. im Jahr 2020 zuneh-
men werden. Dies entspricht einem Anstieg von 
mehr als einem Drittel (39%). Würde man diese 
Berechnung bis zum Jahr 2030 oder 2040 verlän-
gern, ließen sich noch weit höhere Zuwachsraten 
errechnen. 

Nun beruhen derartige, allein aus der Alters-
zusammensetzung der Bevölkerung abgeleitete 
Berechnungen, die sich auch auf die Bestimmung 
der Zahl der Kranken ausweiten lassen, auf be-
stimmten und durchaus strittigen Voraussetzun-
gen: Die gegenwärtigen Pfl ege- und Erkrankungs-
wahrscheinlichkeiten (Prävalenzen) nach Alters-
gruppen werden konstant gesetzt und auf die zu-
künftigen Altersgruppen übertragen. Da die Be-
setzungsstärke vor allem in den höheren Alters-
gruppen steigt, erhöht sich auch entsprechend 
die Zahl der Kranken und Pfl egebedürftigen. Die-
se Konstantsetzung der Prävalenzraten von Pfl e-
gebedürftigkeit wie von Krankheit wird aber kri-
tisch hinterfragt. Es ist ja nicht zwingend vorge-
geben, dass mit der Verschiebung der Mortalität 

in höhere Altersgruppen auch eine entsprechende 
Verlängerung der Morbiditäts- und Pfl egephase 
verbunden ist. Auch das Gegenteil kann der Fall 
sein, dass sich nämlich bei steigender Lebenser-
wartung die Phase, in der mit erhöhten Präva-
lenzen zu rechnen ist, in höhere Altersgruppen 
verschiebt. 

Zusammenfassend lassen sich hinsichtlich 
der Pfl ege- und Morbiditätsentwicklung zwei 
Sichtweisen unterscheiden: Die Kompressionsthe-
se geht von der Annahme aus, dass sich als Er-
gebnis allgemein besserer Lebensbedingungen 
und des medizinisch-technischen Fortschritts der 
Gesundheitszustand der Bevölkerung insgesamt 
verbessert und eine Verlängerung der Lebenser-
wartung auch mit einem Herausschieben von 
(schweren) Krankheiten und von Pfl egebedürftig-
keit verbunden ist. Entscheidend sind nach die-
ser Sicht die letzten Lebensmonate vor dem Tod. 
Da jeder Mensch nur ein letztes Lebensjahr er-
lebt, werden sich Morbidität und Pfl egebedürftig-
keit nicht aufgrund einer längeren Lebenserwar-
tung erhöhen. Nach der Medikalisierungsthese 
wird hingegen erwartet, dass die Morbiditätsra-
ten allgemein, die altersspezifi schen Morbiditäts-
raten im Besonderen zunehmen werden. Lebens-
bedrohliche Krankheiten im jüngeren Alter lassen 
sich zwar verhindern oder heilen. Aber in der Fol-
ge erreichen damit immer mehr Menschen ein 
Alter, das durch ein Auftreten von langwierigen, 
chronischen Krankheiten mit schwerwiegenden 
Beeinträchtigungen und einem hohen Behand-
lungs- und Pfl egeaufwand charakterisiert ist. Die 
verlängerte Lebenserwartung verlängert auch die 
Zahl der Lebensjahre unter diesen schwierigen 
Bedingungen. 

An dieser Stelle können die unterschied-
lichen Thesen nicht im Einzelnen gewürdigt wer-
den. Der Hinweis soll genügen, dass nicht darü-
ber gestritten wird, dass sich die Zahl der Älteren 
erhöhen wird, sondern wie stark sich der Anstieg 
auf Morbidität, Pfl egebedürftigkeit und die ent-
sprechenden Pro-Kopf-Ausgaben auswirken wird, 
ob also die Erhöhung der Lebenserwartung mit 
einem Zugewinn an gesunden Lebensjahren ver-
bunden ist oder mit einer gestiegenen Häufi gkeit 
und längeren Dauer von Krankheit und Pfl egebe-
dürftigkeit einhergeht. Auch hier wäre es verfehlt, 
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einfach „abzuwarten“, welcher Trend sich durch-
setzen wird. Die Entwicklung von altersspezi-
fi scher Morbidität und Pfl egebedürftigkeit unter-
liegt durchaus der politischen Gestaltbarkeit. Ein 
Verlauf entsprechend der Kompressionsthese, 
nach dem der Anstieg moderat verläuft, kann 
durch Maßnahmen der Gesundheitsförderung 
und Prävention aktiv unterstützt werden. 

Für die Ausgabenseite der Krankenversiche-
rung sind nicht nur die demographischen Trends 
(Zunahme der Zahl der Älteren und womöglich 
steigende Pro-Kopf-Ausgaben durch die verlän-
gerte Lebenserwartung), sondern eine Fülle von 
weiteren und sicher maßgeblicheren Gründen 
verantwortlich: Zu nennen sind u.a. die anbie-
terinduzierten Mengenausweitungen und Preis-
erhöhungen bei den medizinischen Diensten und 
Gütern, die Anwendung neuer und teurer diagnos-
tischer und therapeutischer Verfahren („Hoch-
leistungsmedizin“) und das veränderte Krank-
heitspanorama. Die Einnahmenseite wird deter-
miniert durch die Zahl der Beitragszahler und – 
bei gegebenem Beitragssatz – durch die Höhe des 
der Beitragsbemessung zu Grunde liegenden Ein-
kommens. Entscheidenden Einfl uss auf beide Grö-
ßen hat nicht die demographische, sondern die 
ökonomische Entwicklung, vor allem in Hinsicht 
auf das Beschäftigungsniveau (sozialversiche-
rungspfl ichtige Beschäftigung) und die Entwick-
lung der Arbeitnehmereinkommen. Wie bereits 
erwähnt, wirkt der zu erwartende Rückgang der 
Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter auf lange 
Zeit nicht als Begrenzung. Hinzu kommt, dass 
auch die Älteren Beiträge zahlen. Allerdings: Die 
Beitragseinnahmen durch die Älteren fallen im 
Schnitt deutlich niedriger aus als die der Jünge-
ren, da im Wesentlichen die Rente die Bemes-
sungsgrundlage für die Beiträge darstellt (jedoch 
auch weitere Alterseinkommen wie Betriebsren-
ten usw.). Die Rentner bezahlen pro Kopf nur et-
was mehr als die Hälfte der Beiträge, die die er-
werbstätigen Versicherten aufbringen müssen. 
Da die Ausgaben für die Rentner gleichzeitig weit 
oberhalb der Durchschnittsausgaben je Versicher-
ten liegen, klafft zwischen Einnahmen und Aus-
gaben der Krankenversicherung der Rentner 
(KVdR) eine Lücke, die durch die allgemeine 

Krankenversicherung geschlossen werden muss, 
wobei sich die Differenz in den zurückliegenden 
Jahren kontinuierlich erhöht hat. Verschiebt sich 
nun die Altersstruktur der Versicherten und steigt 
der Anteil der in der KVdR Versicherten, ergibt 
sich ein relativer Einnahmerückgang bei gleich-
zeitigen Ausgabenzuwächsen. Der Beitragssatz 
gerät dauerhaft unter Druck, in mittel- und län-
gerfristiger Perspektive ist eine Erhöhung unver-
meidlich. Wie hoch dieser Anstieg sein wird bzw. 
sein könnte, ist angesichts der Fülle von Einfl uss-
faktoren, die auf das Ausgaben- und Einnahmen-
geschehen in der Krankenversicherung einwir-
ken, jedoch unklar. Alle Ergebnisse weisen jedoch 
darauf hin, dass es einen fi nanziell gebotenen 
Anlass zu tiefgreifenden Leistungseinschrän-
kungen bis hin zur Rationierung von gesundheit-
lichen Leistungen bei älteren Menschen nicht 
gibt. Auch unter den Bedingungen des demogra-
phischen Umbruchs verfügt die Gesundheits- 
und Krankenversicherungspolitik über ausrei-
chende Gestaltungsoptionen, um eine bedarfsge-
rechte gesundheitliche Versorgung der gesamten 
Bevölkerung – unabhängig vom Alter und von 
der indi viduellen Zahlungsfähigkeit – sicherzu-
stellen. Auch internationale Vergleiche weisen 
darauf hin, dass die Beziehungen zwischen der 
Altersstruktur der Bevölkerung und dem Niveau 
und der Entwicklung der Ausgaben im Gesund-
heitswesen keinesfalls zwingend sind: Nicht die 
Länder mit dem derzeit ungünstigsten Altenquo-
tienten (Schweden und Norwegen) weisen die 
höchsten Ausgabenquoten auf, sondern die USA, 
deren Altenquotient nur niedrig liegt.

Vorgeschlagen wird, ähnlich wie bei der Pri-
vaten Krankenversicherung auch bei der Gesetz-
lichen Krankenversicherung, Elemente des Kapi-
taldeckungsverfahrens einzuführen. Durch die 
Ansammlung von Rücklagen und deren spätere 
Aufl ösung – analog zu den Altersrückstellungen 
der PKV – können dann in der demographischen 
Phase, die durch eine wachsende Zahl Älterer Ver-
sicherte bestimmt ist, die Beitragssatzsteigerun-
gen gemindert werden. Wie schon bei der Ren-
tenversicherung stellt sich allerdings auch hier 
das Problem der Doppelbelastung der aktiven Ge-
neration in einer längeren Übergangsphase. Un-
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abhängig davon bleibt festzuhalten, dass Ände-
rungen auf der Finanzierungsseite nichts daran 
ändern, dass der Anstieg der realen Pro-Kopf-Aus-
gaben im Gesundheitssystem getragen und ver-
kraftet werden muss. Der Gesellschaft bzw. Volks-
wirtschaft als Ganzes ist es nicht möglich, Geld in 
Form von Altersrückstellungen zurückzulegen 
bzw. spätere Ausgaben vorab zu fi nanzieren. 

Pfl egeversicherung

Im Unterschied zur GKV sind in der Gesetzlichen 
Pfl egeversicherung die Leistungssätze – differen-
ziert nach Leistungsarten und Pfl egestufen – in 
ihrer Höhe nominal festgeschrieben. Eine Ausga-
bensteigerung durch Preis- und Mengeneffekte 
(je Fall) kann es hier deshalb nicht geben. Das 
heißt aber auch, dass in einer Situation steigender 
Preise für Pfl egeleistungen (allein schon auf 
Grund der Gehaltsentwicklung im personalinten-
siven Pfl egesektor) der Realwert der Leistungen 
sukzessive sinkt. Anpassungen sind deshalb un-
abwendbar, schon aktuell und erst recht auf mitt-
lere und längere Sicht. Bei fi xierten Leistungssät-
zen wird die Ausgabenentwicklung durch die 
Zahl der Pfl egebedürftigen, den Schweregrad ih-
rer Pfl egebedürftigkeit und die Art ihrer Versor-
gung bestimmt. Wie bereits skizziert, wird die 
Zahl der Pfl egebedürftigen in Zukunft steigen. 
Schwierig ist, den Entwicklungstrend der Art der 
Versorgung – ambulant, teilstationär oder statio-
när – die Inanspruchnahme der Leistungsvarian-
ten der Pfl egeversicherung (Pfl egegeld, Pfl ege-
sachleistung, Kombinationsleistung, Tages- und 
Nachtpfl ege, Kurzzeitpfl ege, vollstationäre Pfl ege) 
und die Verteilung auf die Pfl egestufen einzu-
schätzen. Hier lässt sich ein breites Band von Be-
stimmungsfaktoren identifi zieren, die vom öko-
nomischen, sozial-strukturellen und sozial-kultu-
rellen Wandel (siehe vorne) geprägt sind. Demo-
graphische Einfl ussfaktoren machen sich insofern 
bemerkbar, als sich durch die niedrige Geburten-
häufi gkeit das familiäre Pfl egepotenzial ausdün-
nen wird: Wenn immer mehr ältere Menschen 
keine oder nur wenige Kinder haben, fehlen im 
Umfeld der Abstammungsfamilie Personen, die 

eine häusliche Pfl ege übernehmen können. Die-
ser Prozess eines rückläufi gen familiären Pfl ege-
potenzials überlagert sich mit den Auswirkungen 
der steigenden Frauenerwerbstätigkeit, verän-
derter Lebens- und Familienformen (Tendenzen 
der „Individualisierung“ und „Pluralisierung“), 
wachsender berufl icher und räumlicher Mobili-
tät. Im Ergebnis weisen diese Faktoren darauf hin, 
dass nicht nur die Nachfrage nach professionellen 
Pfl egeleistungen zunehmen wird, sondern dass 
sich zugleich die bereits jetzt beobachtbare Ver-
schiebung von den ambulanten auf teilstationäre 
und  stationäre  Versorgungsformen  fortsetzen. 
Die Frage, in welchem Maße sich dieser Trend 
ausprägen wird, ist allerdings nicht losgelöst von 
den politisch gestaltbaren Maßnahmen zur Stär-
kung des familiären, nachbarschaftlichen und 
ehrenamtlichen Pfl egepotenzials zu sehen. Wenn 
es gelingt, familiäre Pfl ege und Berufstätigkeit 
besser als bislang zu vereinbaren und die Über-
nahme von Hilfs- und Pfl egeleistungen gleicher-
maßen für Frauen und Männer möglich zu ma-
chen, dann kann über diesen Weg der steigende 
Bedarf an professionellen Pfl egeleistungen zwar 
kaum gestoppt, aber doch begrenzt werden.

Die Bestimmungsfaktoren der Einnahmen-
entwicklung der Pfl egeversicherung ähneln de-
nen der Gesetzlichen Krankenversicherung. Maß-
geblich  sind  in  erster  Linie  die  ökonomischen 
Trends (Wachstum, Produktivität, Arbeitnehmer-
einkommen, Beschäftigung) und erst nachrangig 
die demographischen Begrenzungen. Auch hier 
kann durch eine Verbreiterung der Einnahme-
basis (Versicherungspfl icht für die gesamte Bevöl-
kerung sowie das gesamte Einkommen als Be-
messungsgrundlage für die Arbeitnehmerbeiträ-
ge) für Mehreinnahmen gesorgt werden. In Folge 
der Erweiterung des Versichertenkreises stehen 
den Mehreinnahmen allerdings auch Mehrausga-
ben gegenüber (wenn die bislang in der Privaten 
Pfl egeversicherung Pfl ichtversicherten in die Ge-
setzliche Pfl egeversicherung überwechseln). Zu 
spürbaren fi nanziellen Entlastungen führt hin-
gegen die Einbeziehung weiterer Einkommens-
arten, da den Mehreinnahmen keine Mehraus-
gaben folgen. 
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1. Die demographische Entwicklung verschärft den 
Blick für die Notwendigkeiten der Reform des So-
zialstaats, ist aber weder die alleinige Ursache, 
noch kann man sicher sein, dass es politische 
Maßnahmen gibt, die sehr schnell und signifi kant 
die demographischen Daten verändern werden.

 Die Zahl der Geburten in Deutschland sinkt 
bereits seit den siebziger Jahren. Politische 
Maßnahmen zu mehr Familien- und Kinder-
freundlichkeit sind zwar notwendig und über-
fällig. Wir sollten uns aber nicht der Illusion 
hingeben, dass dadurch quasi automatisch die 
Geburtenrate rasant ansteigen würde. Die Ent-
wicklung in den europäischen Nachbarlän-
dern zeigt uns allerdings, dass sich auch im 
21. Jahrhundert mehr Kinderfreundlichkeit, 
mehr Gleichstellung und mehr staatliche Ver-
antwortung für das Aufwachsen von Kindern 
positiv auf die Geburtenrate auswirken.

 Kinder rücken immer mehr in den Mittel-
punkt der Diskussionen in unserer Gesell-
schaft. Diese Aufmerksamkeit bekommen sie, 
weil es sie immer weniger gibt. Nur noch in 31 
Prozent aller Haushalte in Deutschland leben 
Eltern mit Kindern, das sind sieben Prozent 
weniger als noch 1991 (Mikrozensus 2005). 
Unsere Geburtenrate ist eine der niedrigsten 
der Welt. Viele Leute sehen zunächst unser 
Renten- und Sozialsystem in Gefahr. Das wie-
derum halte ich jedoch nicht für eine Folge 
der demographischen Entwicklung, denn um 
eine Reform unseres Sozialstaats kommen wir 
aus anderen Gründen nicht herum. Denn in 
unserer globalisierten Welt hat sich die Rea-
lität des Arbeitslebens insgesamt viel zu sehr 
verändert, als dass wir um eine grundlegende 
Umgestaltung unserer Sozialsysteme herum-
kommen.

2. Die demographische Entwicklung verstärkt die 
Forderung nach einer nachhaltigen und zukunfts-
fähigen Politik, die die kommenden Generationen 
im Auge hat und den Sozialstaat für die Zukunft 
umgestaltet.

 Ein Staat, der ca. 80 Milliarden Euro für den 
Steuerzuschuss zur Rente, ca. 40 Milliarden für 
das Bezahlen der Schuldzinsen und ca. 40 Mil-
liarden Euro für die Finanzierung der Arbeits-
losigkeit ausgibt und nur ca. 12 Milliarden 
Euro für Forschungs- und Bildungsinvestiti-
onen übrig hat, ist für die jüngere Generation 
nicht mehr akzeptabel. So weitet sich die Krise 
des Sozialstaats immer mehr zur Krise des ge-
samten politischen Systems aus. Der Sozial-
staat darf nicht nur heute, er muss auch mor-
gen und übermorgen noch in der Lage sein, 
existentielle Lebensrisiken seiner Bürger abzu-
sichern.

 Gleichzeitig müssen wir realisieren, dass eine 
älter werdende Gesellschaft keine Bedrohung 
ist, sondern wir müssen ihre Potenziale gezielt 
einsetzen. Die Erfahrungen älterer Menschen 
müssen sowohl in der Erwerbstätigkeit als 
auch dem ehrenamtlichen Engagement mehr 
anerkannt und wesentlich häufi ger nachge-
fragt werden. Der 5. Altenbericht hat gerade 
noch einmal deutlich betont, wie wichtig ein 
positiver Blick auf die Fähigkeiten, Erfah-
rungen und auch die ökonomischen Potenzi-
ale der älteren Generation ist.

3. Die Diskussion um die Reform des Sozialstaats ist 
negativ geprägt und mit Ängsten der Menschen 
 besetzt.

 Das bislang geltende „Aufstiegsversprechen“ à 
la „Leistung lohnt sich“ und „Unsere Kinder 
werden es einmal besser haben“ funktioniert 
nicht mehr. Unsere Gesellschaft ist – gerade 

Kerstin Griese

Kommentar zu Gerhard Bäcker
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im Vergleich zu den siebziger Jahren – wieder 
undurchlässiger geworden. Sozialer Aufstieg 
fi ndet seltener statt. Aus der Analyse einer 
„Dreiteilung der Gesellschaft“ mit einem mitt-
leren Drittel, das geprägt ist von Abstiegsängs-
ten und Unsicherheit, hat Kurt Beck seine 
Thesen unter dem Titel „Leistung muss sich 
wieder lohnen“ entwickelt. Denn genau dieses 
Aufstiegsversprechen, dass man durch Bildung 
und Fleiß weiterkommen kann, muss wieder 
gelten können.

 Gleichzeitig passen unsere Sozialsysteme, die 
die Reparatur und die Nachsorge betonen, 
nicht mehr so recht in unsere heutige Zeit. 
Längst stößt der auf Bismarck zurückgehende 
Sozialstaat an seine Grenzen, weil seine Syste-
me nachsorgend angelegt sind. Früher war es 
ausreichend, wenn der Sozialstaat die Funk-
tion eines „sozialen Netzes“ erfüllte. Heute da-
gegen, in einer komplett veränderten Welt, 
bräuchten wir weit mehr als ein soziales „Netz“ 
– nämlich ein „Trampolin“, das die Menschen 
in die Erwerbsarbeit federt. Wir benötigen ein 
Sozialsystem, das den Menschen immer wie-
der Chancen gibt und denen hilft, die – aus 
verschiedenen Gründen – nicht arbeiten kön-
nen.

 Es geht um Verteilungs- und Chancengerech-
tigkeit, um den konsequenten Abbau von Fak-
toren, die für die Ausgrenzung von Menschen 
aus Arbeit und Gesellschaft verantwortlich 
sind, um die konkrete Gleichstellung von 
Männern und Frauen, von Aus- und Inlän-
dern, um die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf sowie um gleiche Entwicklungs- und Bil-
dungschancen für alle Kinder. Das Sozial-
staatsgebot und der Kampf um die Menschen-
würde werden durch dieses Konzept nicht auf-
gegeben, sondern konsequent und nachhaltig 
verfolgt. Es geht um gerechte Teihabe aller.

 Der Blick auf die soziale Lage unseres Landes 
zeigt uns, dass unser real existierender Sozial-
staat – gemessen an seinen Kosten – zu wenig 
Lebenschancen und zu wenig Teilhabe und 
Gerechtigkeit hervorbringt. Viele Kinder wer-
den nicht ausreichend gefördert, um in dieser 
Welt zurechtzukommen. Die Berufstätigkeit 

von Frauen ist viel zu gering, viel mehr Frauen 
wollen erwerbstätig sein und ihre meist gute 
Ausbildung auch umsetzen. Ältere Arbeitneh-
mer haben skandalös schlechte Chancen auf 
dem Arbeitsmarkt und werden immer früher 
herausgedrängt.

 Wir brauchen deshalb nicht weniger Sozial-
staat, sondern einen anderen und intelligen-
teren. Unsere Sozialsysteme werden wir nicht 
mehr allein daran messen können, wie hoch 
die fi nanziellen Transfers sind, die er organi-
siert. Sondern es geht darum, wie aktivierende 
und investierende Hilfen für Menschen ganz 
konkret eingesetzt werden.

4. Wir brauchen einen vorsorgenden Sozialstaat. 
Dessen Kerngedanke lautet: Wo immer möglich, 
sollten die Fähigkeiten der Menschen gestärkt wer-
den, ihr Leben selbst zu gestalten. Daran müssen 
wir die Qualität des Sozialstaats messen.

 Vier Punkte sind es, die den vorsorgenden So-
zialstaat skizzieren:
• Der vorsorgende Sozialstaat setzt auf Chan-

cengleichheit vom frühen Kindesalter an. 
Wer heute nicht dafür sorgt, dass alle Kin-
der ihre Begabungen entfalten können, 
trägt Verantwortung für die soziale Un-
gleichheit von morgen.

• Der vorsorgende Sozialstaat stärkt die Fähig-
keiten und die Eigenverantwortung des 
und der Einzelnen. Die Lebensläufe der 
Menschen werden unstetiger und Anforde-
rungen der Wissensgesellschaft nehmen 
zu. Darum muss ein vorsorgender Sozial-
staat Hilfen entlang des Lebenslaufs anbie-
ten, damit Menschen Schritt halten kön-
nen mit dem Wandel.

• Der vorsorgende Sozialstaat ist eine Ant-
wort auf die demographische Entwicklung. 
Wir wollen mehr Kinder in unserem Land 
und müssen alles dafür tun, dass junge 
Paare ihre Kinderwünsche realisieren kön-
nen.

• Der vorsorgende Sozialstaat verbindet so-
ziale Gerechtigkeit mit wirtschaftlicher 
Dynamik – so wird er eine ökonomische 
Pro duktivkraft. Je besser die Menschen aus-
gebildet sind, desto besser sind ihre Chan-
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cen auf dem Arbeitsmarkt und desto höher 
ist der in der Gesellschaft zu verteilende 
Wohlstand.

 Wer nicht in der Lage ist, erwerbstätig zu sein, 
braucht und bekommt staatliche Unterstüt-
zung. Mit der Einführung der Grundsicherung 
haben wir dafür einen richtigen Schritt hin zu 
einem menschenwürdigen Umgang mit Äl-
teren oder behinderten Menschen gemacht, 
die dauerhaft nicht erwerbsfähig sein können. 
Und für uns ist auch klar: Wer Unterstützung 
und Hilfe zu einer neuen Chance braucht, 
muss diese bekommen, auch mehrmals im Le-
ben. 

5. Der Sozialstaat der Zukunft muss stärker steuer-
fi nanziert sein, statt den Faktor Arbeit weiter zu 
belasten.

 Insgesamt brauchen wir einen Umstieg von 
einem abgabenfi nanzierten auf einen steuerfi -
nanzierten Sozialstaat. Immer noch belohnen 
wir den Abbau von Arbeitsplätzen mit einer 
Art „Prämie“, nämlich die Entlastung von den 
Lohnnebenkosten, die ein Betrieb nach Ent-
lassungen einspart. Gerade im Vergleich mit 
unseren EU-Nachbarn sind bei uns die auf 
dem „Faktor Arbeit“ lastenden Abgaben zu 
hoch, während die Steuerlast – insbesondere 
im Bereich der indirekten Steuern – moderat 
ist.

 Wir brauchen deshalb die Neujustierung des 
„Drei-Säulen-Modells“ aus steuerfi nanzierter 
Grundsicherung, beitragsfi nanzierter antei-
liger Sicherung des erreichten Lebensstandards 
plus Leistungen aus der geförderten betrieb-
lichen und privaten Vorsorge. Die Aussicht 
auf Rentenzahlungen, die unterhalb eines So-
zialhilfeniveaus liegen, ist genauso beschäfti-
gungshemmend und ungerecht wie eine Steu-
erklasse V, die besonders Frauen ungeheuer 
hohe Steuerabzüge auferlegt.

 Es muss uns gelingen, mehr Jobs zu schaffen. 
Dies ist nicht durch gelegentliche, populis-
tisch anmutende Zwangsmaßnahmen gegen 
Arbeitslose zu bewerkstelligen. Sozialpolitik 
nicht als primär karitative Aufgabe, sondern 
als Bestandteil der Wirtschaftspolitik zu seh-
en, hat dagegen durchaus einen arbeitsplatz-

schaffenden Effekt. Zumal damit auch ein 
Wachstumsschub verbunden wäre, denn die 
vergleichsweise geringe Zahl von Arbeitsplät-
zen in Deutschland erweist sich im Vergleich 
zu unseren Nachbarn als Konjunkturhemm-
nis.

6. Für die Familienpolitik heißt vorsorgender Sozial-
staat:
• Lernen von den europäischen Nachbarn 

ernster nehmen,
• Gleichstellungspolitik stärken,
• Thema Migration integrieren,
• drei Säulen der Familienpolitik weiterent-

wickeln: Infrastruktur, Geld und Zeit.

Lernen von den europäischen Nachbarn 
ernster nehmen

Gerade in der Familienpolitik wird deutlich, wie 
wenig fi nanzielle Transferzahlungen – bei denen 
Deutschland weit oben steht – bewirken. Direkte 
Hilfen, ein Ausbau der Betreuungs- und Bildungs-
infrastruktur auf das Niveau unserer EU-Nach-
barn hätten allemal einen größeren Effekt für die 
Zukunft unserer Gesellschaft. Das würde dem 
sich wandelnden Rollenverständnis von Frauen 
und Männern sowie einer echten Chance auf 
gleichberechtigte Teilhabe an Familie, Arbeit, Kar-
riere, Freizeit und gesellschaftlichem Engagement 
gerecht werden.

Noch immer sind wir mitten in Europa ein 
Land mit viel zu geringem Angebot an guter und 
verlässlicher Kinderbetreuung. Der Rechtsan-
spruch auf einen Halbtagskindergartenplatz von 
drei bis sechs Jahren reicht meist nicht mal für 
die Betreuung während eines Halbtagsjobs. Junge 
Eltern und solche, die es werden wollen, bekla-
gen, dass es zu wenig, zu wenig zeitlich fl exible, 
zu wenig qualitativ gute Angebote gibt, die ihnen 
der Vereinbarkeit von Kind und Beruf möglich 
machen könnten. Und der europäische Vergleich 
zeigt: In Ländern mit deutlich höherer Geburten-
rate – wie Frankreich und die skandinavischen 
Länder – sind weitaus mehr Frauen erwerbstätig 
als bei uns. Ohne eine gute Kinderbetreuung ist 
das nicht möglich.

72



WISO
DiskursWirtschafts- und Sozialpolitik

Gleichstellungspolitik stärken

Gerade junge Frauen stellen sich die Frage, ob 
ihre Partner bereit sind zur gleichberechtigten 
Teilung von Familien- und Erwerbsarbeit. Und es 
sind eben nicht nur die Akademikerinnen, die 
weniger Kinder bekommen als ihre Altersgenos-
sinnen ohne Hochschulabschluss, sondern es 
sind noch mehr die Akademiker, die sich auf eine 
partnerschaftliche Teilung von Erziehung, Haus-
arbeit und Berufschancen nicht einlassen wol-
len. Die Rollen der Geschlechter haben sich ver-
ändert. Wir haben die am besten ausgebildete 
Generation junger Frauen, die es je in Deutsch-
land gab und die nicht auf ihre berufl ichen Chan-
cen verzichten wollen. Echte Wahlfreiheit be-
deutet eben nicht nur die Freiheit, wegen der 
Kinder zu Hause bleiben zu können, sondern die 
Möglichkeit, sich ebenfalls frei entscheiden zu 
können, Beruf und Familie zu vereinbaren.

Besonders auf den Frauen lastet noch immer 
der Erfolgsdruck: Erst muss die Karriere in gesi-
cherten Bahnen laufen, dann muss die Traum-
hochzeit die Basis einer lebenslangen Partner-
schaft garantieren, anschließend brauchen wir 
ein Eigenheim im Grünen und dann muss der 
 Familien-Van vor der Haustür stehen. Erst dann 
ist Zeit, an Kinder zu denken. Die Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftler des Siebten Familien-
berichtes, der gerade der Bundesregierung vor-
gelegt worden ist, sprechen von der „Rush-hour“ 
des Lebens, in der zwischen Ende 20 und Ende 30 
alles gleichzeitig erledigt und erlebt werden 
muss.

Thema Migration integrieren

Das Beherrschen der deutschen Sprache ist der 
Schlüssel für einen erfolgreichen Schulstart. In 
vielen Stadtteilen haben immer mehr Kinder – 
übrigens nicht nur welche mit Migrationshinter-
grund – erhebliche Sprachdefi zite. Deshalb muss 
der Vorschulbereich zu einem Teil unseres Bil-
dungssystems ausgebaut werden. Ich verstehe 
den Ausbau der Bildungs- und Betreuungsein-
richtungen für kleine Kinder in erster Linie als 
eine Maßnahme für mehr Chancengleichheit.

19 Prozent der Bevölkerung hat einen Mi-
grationshintergrund, bei den unter Sechsjährigen 
sind es bereits 25 Prozent. Langfristig wird dieser 
Anteil sogar auf bis zu 40 Prozent ansteigen. Dies 
zeigt die Dramatik der Notwendigkeit, weit mehr 
für eine Integration dieser Kinder zu tun.

Drei Säulen der Familienpolitik weiter- 
entwickeln: Infrastruktur, Geld und Zeit

Wir haben uns viel vorgenommen: Wir wollen, 
dass Deutschland eines der kinderfreundlichsten 
Länder Europas wird. Und dafür ist noch viel zu 
tun. Wir brauchen einen Dreiklang aus Geld, In-
frastruktur und Zeit für Familien.

Geld und zielgerichtete fi nanzielle Leistungen

100 Milliarden Euro jährlich, so eine aktuelle Bi-
lanz, investieren wir alljährlich in Familien, das 
sind 4,5 Prozent unseres Bruttoinlandsproduktes, 
verteilt auf 145 verschiedene Einzelmaßnahmen 
und Gesetze. Doch genügend erfolgreich sind wir 
damit nicht. Denn es fehlt an Zielgenauigkeit. 
Die Zielgenauigkeit unserer Familienförderung 
möchte die Große Koalition gerne einer generel-
len Revision unterziehen.

Unsere west- und nordeuropäischen Nach-
barn haben diese Tatsache schon vor Jahrzehnten 
erkannt, dass es nicht allein auf fi nanzielle Leis-
tungen ankommt. Während wir in Deutschland 
immer noch glaubten „Kinder kriegen die Men-
schen von allein“ (Adenauer), haben andere Län-
der gehandelt. Sie haben ihre Finanzmittel kon-
sequent dafür eingesetzt, dass Kind und Beruf 
miteinander vereinbar sind. Alle diese Länder ha-
ben eine deutlich höhere Geburtenrate als 
Deutschland.

Vielleicht hilft das Elterngeld auch dabei, 
dass es bei den Männern zu einem Nachdenken 
kommt, welche Verantwortung sie für die Gesell-
schaft und ihre Kinder haben – immerhin werden 
künftig die durchschnittlich besser verdienenden 
Väter von der 67-prozentigen Lohnersatzleistung 
des Elterngeldes besonders profi tieren. Auch wer-
den immer mehr Väter mindestens die zwei „Part-
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nermonate“ des Elterngeldes in Anspruch neh-
men – und so für einen Realitätsschock bei vielen 
Arbeitsgebern sorgen. Und ich bin mir sicher: Die 
Zahl der Eltern, die die Elterngeldzeit hälftig un-
tereinander aufteilen, wird stetig ansteigen.

Infrastruktur

Wir haben mit dem Vier-Milliarden-Euro-Pro-
gramm zum Ausbau von Ganztagsschulen begon-
nen und sehen erste Erfolge. Wir haben mit dem 
Tagesbetreuungsausbaugesetz die Grundlage ge-
schaffen, dass es in den Kommunen mehr Plätze 
für Unter-Dreijährige in Kitas und in der Tages-
pfl ege geben wird. Und wir haben im Koalitions-
vertrag sogar festgehalten, dass wir für den Fall, 
dass der Ausbau der Kinderbetreuung nicht zügig 
vorangeht, einen Rechtsanspruch auf einen 
 Betreuungsplatz ab dem 2. Lebensjahr einführen 
wollen. Langfristig sollten wir noch weitergehen: 
Wir brauchen den Rechtsanspruch auf einen Be-
treuungsplatz für jedes Kind von Anfang an. Neu-
ere Studien zeigen, dass man mit Plätzen für 20 
Prozent eines Jahrgangs nicht weit kommen wird, 
weil das Angebot die Nachfrage erhöht und weil 
sich der gesellschaftliche Wandel, dass immer 
mehr Frauen schneller wieder berufstätig sein 
wollen, fortsetzt. Warum haben wir also nicht 
den Mut und sagen: Wir wollen, dass Politik die 
qualitativ guten und quantitativ ausreichenden 
Grundlagen für die Menschen schafft, damit Be-
ruf und Familie vereinbar sind und damit alle 
Kinder die Chance auf gute Bildung, Betreuung 
und Erziehung mit staatlicher Unterstützung be-
kommen.

Oft geht es unter dem Stichpunkt „Verein-
barkeit von Familien und Beruf“ allein darum, 
Betreuungsangebote zu schaffen – und dies aus 
der Perspektive der Erwachsenen zu sehen. Doch 
mir ist es wichtiger, zunächst die Kinder in den 
Mittelpunkt zu stellen. 

Eine kinderfreundliche Gesellschaft zu schaf-
fen, in der die Kinder wieder in die Mitte der Ge-
sellschaft zurückgeholt werden, ist eine zentrale 
Aufgabe der Gesellschaft. Bereits heute besteht 
für Kinder und Jugendliche ganzer Stadtteile die 

Realität in Aussichtslosigkeit, Verfestigung im So-
zialhilfemilieu, Schulversagen, Werteverfall, teil-
weise auch bis hin zu Rechtsextremismus und 
Kriminalität – im Osten wie im Westen. Sie haben 
dort geringere Bildungschancen und einen 
schlech teren Gesundheitszustand als in anderen 
Wohngegenden.

Auf den Anfang kommt es an! Das ist die De-
vise einer zukunftsfähigen Familienpolitik. Wir 
brauchen einen neuen Aufbruch, eine zweite Bil-
dungsexpansion. In den siebziger Jahren weitete 
sich das Bildungssystem nach oben aus, der Bil-
dungsaufbruch setzte in der zweiten Hälfte der 
Schullaufbahn an. Gesamtschulen wurden ge-
schaffen und Gymnasien geöffnet. Heute brau-
chen wir eine wirklich grundlegende Bildungsex-
pansion, die auf den Anfang des Lebens setzt – 
nämlich auf den Elementarbereich, beim vor-
schulischen Lernen. 

Das Entscheidende und Wichtige ist jedoch 
der quantitative und qualitative Ausbau der Kin-
dertageseinrichtungen. Auch das Elterngeld wird 
nur dann funktionieren, wenn wir parallel die Be-
treuungsmöglichkeiten gut ausbauen. Zwar müs-
sen wir langfristig zu einer Gebührenfreiheit für 
Kitas kommen. Denn wenn wir die frühkindliche 
Phase als Teil des Bildungssystems sehen und wis-
sen, wie wichtig diese frühe Prägung ist, dann 
muss sie allen Kindern zuteil werden können. Ei-
nige Bundesländer wenden schon große fi nan-
zielle Kraftanstrengungen auf und zeigen, dass es 
geht, wenn man nur will. Rheinland-Pfalz, Berlin 
und das Saarland haben schon ein gebührenfreies 
letztes Kindergartenjahr und wollen das weiter 
ausbauen. Aber momentan halte ich weitere fi -
nanzielle Maßnahmen wie die Gebührenfreiheit 
für weniger wichtig als den Ausbau. Wenn man 
jetzt fl ächendeckend Gebührenfreiheit einführen 
würde, bewirkt das eine massive Umverteilung 
zugunsten der besser Verdienenden, denn auf-
grund der sozialen Staffelung zahlt der Teil der gar 
nicht und wenig verdienenden Eltern geringe oder 
gar keine Beiträge.
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Wir brauchen eine familienfreundlichere Arbeits-
welt, in der die Arbeitgeber erkennen, dass Fami-
lienfreundlichkeit auch ihnen Gewinn bringt. 
Wir brauchen noch mehr lokale Bündnisse für 
Familien, wo sich Menschen vor Ort in den Städ-
ten und Gemeinden engagieren, damit ihre Stadt 
oder ihr Stadtteil kinderfreundlicher wird.

Viele Unternehmen denken jetzt schon über 
Familienfreundlichkeit nach, andere werden spä-
testens dann gezwungen sein, Verantwortung für 

ihren Anteil an der Vereinbarkeit von Kind und 
Beruf zu übernehmen. Während es in Deutsch-
land bisher unter fünf Prozent der Männer sind, 
die Elternzeit nehmen, nehmen in Skandinavien 
bis zu 80 Prozent der Väter eine berufl iche Aus-
zeit.

„Alles ist veränderbar“ – dieses Motto gilt 
zwar nur teilweise für die Demographie, jedoch 
allemal für die Sozialpolitik, die in Zukunft um-
fassender zusammengeführt werden muss mit Fa-
milien-, Bildungs- und Wirtschaftspolitik.
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Defi zite und Weiterentwicklung sozialer Absicherung –
Herausforderungen des demographischen Wandels für die 
Gestaltung einer lebenslauforientierten Sozialpolitik7

Erwerbsarbeit zwischen Stabilität und Wandel

Impuls: Ute Klammer

IMPULS

Meteorologen wissen, dass die „gefühlte Tempe-
ratur“ nicht immer mit der objektiv gemessenen 
übereinstimmen muss – so kann der so genannte 
„chill factor“ dafür verantwortlich sein, dass uns 
das Wetter ungemütlicher erscheint, als es nach 
dem Thermometer nachvollziehbar ist. 

Ob unsere Lebens- und Erwerbsverläufe wirk-
lich – entsprechend der „gefühlten“ Veränderung 
– immer fl exibler, diskontinuierlicher und weni-
ger planbar werden, wird ebenfalls unterschied-
lich beurteilt. Deutet die seit mittlerweile zwei 
Dekaden unermüdlich diskutierte „Erosion des 
Normalarbeitsverhältnisses“ darauf hin, so schei-
nen andere Befunde, z.B. zur Stabilität der Be-
triebszugehörigkeit in Deutschland, eher zu bele-
gen, dass das Ausmaß der Flexibilisierung und 
Mobilität überschätzt wird bzw. die „gefühlte“ 
und die „tatsächliche“ Flexibilisierung und Pre-
karisierung auseinander klaffen. 

Aber auch, wenn ein Großteil der Beschäf-
tigten, die heute im Erwerbsalter sind, immer 
noch auf stabile Erwerbsverläufe verweisen kann: 
Fakt ist – wie von der Autorin selbst an anderer 
Stelle ausführlich empirisch untersucht –, dass 
die nachrückenden Kohorten auf dem Arbeits-
markt ein deutlich höheres Risiko tragen, mit be-
fristeten Beschäftigungsverhältnissen, Jobunsi-
cherheit und/oder Arbeitslosigkeit konfrontiert 
zu werden. Hierbei handelt es sich nicht mehr 
nur um Probleme an der Schwelle zwischen Aus-
bildung und Erwerbstätigkeit; stattdessen ziehen 
sich die durch Jobwechsel und Unterbrechungen 

geprägten Phasen zumindest bei einem Teil der Be-
troffenen (v.a. Niedrigqualifi zierten) länger durch 
das Erwerbsleben, als dies in den vorangegan-
genen Dekaden der Fall war. Schon in den 1990er 
Jahren erwies sich in einer OECD-Studie Deutsch-
land als eines derjenigen Länder, in dem die sub-
jektive Jobunsicherheit besonders stark gestiegen 
war. Heute wechseln junge Menschen ihren Job 
häufi ger unfreiwillig als ältere Jobwechsler, be-
fristet Beschäftigte haben ein überdurchschnitt-
liches Risiko, auch im nächsten Job wieder befris-
tet beschäftigt zu sein, und die Aufstiegsmobilität 
aus dem Niedriglohnbereich ist im Laufe der letz-
ten zwei Jahrzehnte, wie das IAB jüngst ermittelt 
hat, deutlich zurückgegangen – ungeachtet aller 
politischen Hoffnungen in den Türöffnereffekt 
von fl exiblen und schlecht bezahlten „Einstiegs-
jobs“.

Wechselt man – wie dies zu selten geschieht 
– von der Betrachtung des individuellen Erwerbs-
verlaufs auf die nur scheinbar „private“ Ebene des 
Haushalts bzw. der familiären Lebensbezüge, so 
wird das Bild vielschichtiger. So ist ein Teil der als 
„Prekarisierung“ wahrgenommenen Zunahme 
von kleinen, nicht existenzsichernden Arbeits-
verhältnissen und Erwerbsformen erst aus dem 
Familien- und Haushaltskontext respektive der 
jeweils zum Tragen kommenden steuer- und so-
zialrechtlichen Rahmenbedingungen erklärbar. 
Die breite wissenschaftliche und dennoch poli-
tisch erschreckend folgenlose Diskussion zu den 
negativen Arbeitsanreizen der an die Ehe gebun-

7 Beitrag im Rahmen der SPD-Grundsatzprogrammdebatte „Aktion 100 kluge Köpfe“ im Internet, Oktober 2006
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denen Steuervergünstigungen und abgeleiteten 
Sozialleistungen, die dazu führen, dass für zahl-
reiche Ehefrauen eine geringfügige Beschäftigung 
oder gar Nichterwerbstätigkeit kurzfristig gerade 
nicht als prekäre, sondern als rational sinnvolle 
Lösung erscheint, braucht an dieser Stelle nicht 
erneut dargelegt werden. Aufgegriffen seien diese 
Befunde nur im Zusammenhang mit der für die-
sen Beitrag zentralen These, dass die langfristigen 
individuellen, aber auch sozial(politisch)en Kos-
ten vieler Regelungen zu wenig refl ektiert werden. 

Andererseits lässt sich die über die letzten 
Jahrzehnte in (West-)Deutschland deutlich ge-
stiegene Erwerbsintegration von Frauen, sofern 
sie sich nicht nur auf Minijobs beschränkt, auf der 
Haushaltsebene auch als ein Teil der Lösung des 
Problems betrachten: Ruht der familiäre Einkom-
menserwerb auf mehreren Schultern, so können 
hierdurch die Gefahren eines temporären, z.B. 
durch Arbeitslosigkeit oder Trennung/Scheidung 
bedingten Einkommensausfalls im Haushalt bes-
ser abgefedert werden. Ebenso kann das Hinzu-
kommen eines zweiten Einkommens die Einbu-
ßen durch stagnierende oder gar sinkende Real-
löhne vorübergehend auffangen, so wie in den 
1990er Jahren in den Niederlanden das „Dutch 
Miracle“ durch den Übergang von der Ein- zur 
Anderthalbverdienerfamilie sozial fl ankiert wur-
de. 

Jedoch wirft der Anstieg von Zweiverdiener-
familien auch neue Koordinationsprobleme auf, 
die der erwünschten Flexibilität und Mobilität 
von Arbeitskräften im Wege stehen – vor allem 
dann, wenn zusätzlich Kinder, gebrechliche El-
tern o.Ä. zu berücksichtigen und zu versorgen 
sind. Die gestiegenen Erwartungen an die fl exible 
Einsatzfähigkeit von Beschäftigten können von 
einem Teil der Beschäftigten – vor allem jungen, 
gut ausgebildeten Menschen mit hohen Einkom-
menserwartungen und ohne familiäre Verpfl ich-
tungen – problemlos erfüllt werden, während sie 
für andere – z.B. Zweiverdienerfamilien, Personen 
mit Fürsorgeaufgaben – schwerer zu realisieren 
sind, als es früher in den klassischen Einverdie-
nerfamilien der Fall war.

Wenn heute oft politisch ein Konfl ikt zwi-
schen „Kinderlosen“ und „Kinderhabenden“ iden-
tifi ziert und beschworen wird, so wird dabei aller-

dings übersehen, dass sich bei jedem einzelnen 
Menschen über den Lebensverlauf und erst recht 
in jeder Familienbiografi e das Portfolio an Res-
sourcen, Bedürfnissen, Verpfl ichtungen, Belastun-
gen immer wieder verschiebt. Dies berührt auch 
die Wünsche an die Art und das Ausmaß der Ar-
beitsmarktpartizipation. Allerdings bedeutet dies 
keineswegs, dass sich über den Lebensverlauf ge-
sehen ein Ausgleich zwischen den Menschen her-
stellen würde. Bestimmte Zeitbedarfe, z.B. für 
Fürsorgearbeit, fallen nicht nur bei unterschied-
lichen Menschen zu unterschiedlicher Zeit an, 
sondern sie kumulieren bei den einen über den 
Lebensverlauf zu großen „Zeitmengen“, während 
sie in der Gesamtbiografi e anderer Menschen (bei-
derlei Geschlechts) nur ein sehr geringes Gewicht 
haben. 

Wer soll künftig arbeiten? – 
Zukunftsaufgaben sozialer Sicherung 
betrachtet aus der Perspektive des 
Lebensverlaufs

Die skizzierten Ergebnisse werfen ein neues Licht 
auf die Aufgabe der (Sozial-)Politik, die intertem-
porale und interpersonelle Verteilung von Zeit und 
Geld zu beeinfl ussen. In vielen europäischen und 
auch außereuropäischen Ländern zeichnet sich 
zurzeit aus solchen Überlegungen heraus ein ver-
stärktes politisches Interesse an der Lebensver-
laufsperspektive ab. Auf der EU-Ebene hat die Le-
bensverlaufsperspektive durch die Diskussion um 
„lebenslanges Lernen“ und durch das neue Inter-
esse an Bildungsfragen im Kontext einer „inves-
tiven Sozialpolitik“ an Bedeutung gewonnen. 
Gleichzeitig rücken die im Rahmen der europä-
ischen Beschäftigungsstrategie fi xierten Ziele, die 
Erwerbsquoten von Frauen und älteren Men-
schen sowie das faktische Rentenalter deutlich 
anzuheben, Fragen nach dem Verlauf von Er-
werbsbiografi en und nach den Einfl ussmöglich-
keiten der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik ins 
Blickfeld. Folgerichtig enthalten die Europäischen 
Richtlinien für die nationalen Beschäftigungspo-
litiken explizit die Aufforderung, umfassende na-
tionale Strategien auf der Basis eines Lebensver-
laufansatzes zu entwickeln. 
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Wie die internationale Wohlfahrtsstaatsfor-
schung seit einigen Jahren verdeutlicht, haben 
wir es in vielen europäischen Ländern mit einer 
Entwicklung zum „Adult worker model“ zu tun. 
Auf den Punkt gebracht bedeutet dies, dass die 
gesellschaftliche und auch sozialpolitische Erwar-
tung zunehmend darauf hinausläuft, dass sich 
Erwachsene selbst über Erwerbsarbeit fi nanzieren. 
Ohne Zweifel hat auch die europäische Beschäf-
tigungsstrategie mit ihrer Konzentration auf die 
Steigerung der Erwerbsquoten (Lissabon-Strate-
gie) hierzu beigetragen. Vor dem Hintergrund 
dieser generellen Erwerbserwartung stellt sich al-
lerdings die Frage neu (und dringlich), welche 
Umstände eine zeitweilige Einschränkung oder auch 
Unterbrechung der Erwerbsarbeit begründen und 
rechtfertigen. Denn das „Adult Worker Model“ ist 
ignorant gegenüber der Frage, wie, wann und 
durch wen zukünftig diejenigen Tätigkeiten ge-
leistet werden sollen, die nicht bzw. nur in Teilen 
marktlich organisiert sind: die Erziehung von 
Kindern, die Pfl ege älterer Angehöriger, das sozia-
le Engagement, ggf. aber auch Weiterbildung zur 
Aufrechterhaltung der eigenen Beschäftigungsfä-
higkeit, Rekreationsphasen in Zeiten begrenzter 
Belastbarkeit etc. Der sozialen Sicherung kommt 
daher zunehmend die Aufgabe zu, sicherzustel-
len, dass Erwerbsarbeit mit anderen, im Lebens-
verlauf wechselnden (zeitlichen) Bedürfnissen in 
Einklang zu bringen ist. Hier bekommen „garan-
tierte Optionalitäten“ – zeitwerte Rechte, die es 
Erwerbstätigen ermöglichen, das Ausmaß der Er-
werbstätigkeit den sich wandelnden individu-
ellen Bedürfnissen und Lebensverhältnissen an-
zupassen – eine neue, steigende Bedeutung. So ist 
z.B. zu klären: Welche implizite oder explizite 
 Erwartungshaltung besteht bezüglich des Ein-
stiegsalter in die Erwerbsarbeit (für verschiedene 
Gruppen/Qualifi kationsniveaus)? Für welche Le-
bensumstände (z.B. Kindererziehung, Krankheit, 
Weiterbildung, Erholungsphasen, Pfl ege, verschie-
dene Grade von Erwerbsunfähigkeit) werden Rech-
te hinsichtlich einer Unterbrechung oder zeitli-
chen Einschränkung der Erwerbstätigkeit benö-
tigt? Wer soll jeweils die Lasten des Einkommens-
ausfalls tragen (das Individuum, die Familie, der 
Arbeitgeber, die Sozialversicherungen, der Staat)? 
Welches Zeitfenster ist (unter welchen Kondi-

tionen) für den Übergang in den Ruhestand vor-
gesehen? 

In der Terminologie der europäischen Wohl-
fahrtsstaatsforschung geht es darum, neue For-
men von und Gleichgewichte zwischen Kommo-
difi kation und Dekommodifi kation zu fi nden. Dabei 
bezeichnet Kommodifi kation die Unterstützung 
zur (Re-)Integration in den Arbeitsmarkt, wäh-
rend unter Dekommodifi kation die (temporäre) 
Freistellung von der Verpfl ichtung, den eigenen 
Lebensunterhalt durch Erwerbsarbeit zu fi nanzie-
ren, zu verstehen ist. 

Wie sich bei einer Analyse der Sozialleistungs-
systeme der (alten) EU-Länder gezeigt hat, ist in 
keinem Land ein bedingungsloses Grundeinkom-
men für nicht erwerbstätige Menschen im Er-
werbsalter vorgesehen. Stattdessen haben sich die 
Erwartungen, dass für (Sozial-)Leistungen Gegen-
leistungen erwartet werden können, in den letz-
ten Jahren weiter verstärkt. Die Unterschiede 
bzgl. der als „Erwerbsbehinderung“ anerkannten 
Sachverhalte sind jedoch groß. Kollektiv fi nan-
zierte Geldleistungen sind vor allem dann vorge-
sehen, wenn eine Unterbrechung a) als „soziales 
Risiko“ identifi ziert wird, b) als „unfreiwillig“ oder 
aber als c) „sozial nützlich“ angesehen wird. 

Wandel der Arbeitskultur als 
gesellschaftliche Aufgabe

Einige wichtige Schritte in die skizzierte Richtung 
sind in Deutschland in den vergangenen Jahren 
bereits erfolgt. Zu denken ist hier z.B. an das „Ge-
setz zur sozialrechtlichen Absicherung fl exibler 
Arbeitszeitregelungen“ von 1998, das sichergestellt 
hat, dass der Sozialschutz auch dann aufrecht er-
halten wird, wenn aufgrund der vertraglich ver-
einbarten Verteilung der Arbeitszeit vorüberge-
hend keine Arbeit geleistet wird, aber auch an das 
Teilzeit- und Befristungsgesetz von 2001 oder die 
jüngste Neuregelung zu Elterngeld und Elternzeit. 
Auch wenn in Deutschland vielfältige Regelungen 
existieren, die Unterbrechungen oder Einschrän-
kungen der Erwerbstätigkeit arbeits- und sozial-
rechtlich absichern, fehlt jedoch – wie in den 
meisten anderen europäischen Ländern mit Aus-
nahme der Niederlande – ein systematischer An-
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satz zur Arbeitszeitanpassung über den Lebens-
verlauf. Und es gibt Regelungslücken, z.B. hin-
sichtlich der temporären Erwerbsunterbrechung 
oder Arbeitszeitreduzierung zur Pfl ege erwachse-
ner Angehöriger. Spezifi sche Freistellungsregelun-
gen in diesem Bereich werden angesichts des de-
mographischen Wandels und des steigenden Kos-
tendrucks in der Pfl egeversicherung immer wich-
tiger. Die gesetzlichen Regelungen zur Elternzeit 
werden zudem regelmäßig durch befristete Arbeits-
verträge unterlaufen, von denen gerade junge Ar-
beitnehmerinnen besonders häufi g betroffen 
sind. Auch andere Zeitoptionen – wie Sabbaticals 
– sind häufi g auf die unbefristet beschäftigten 
Kernbelegschaften beschränkt. 

Insgesamt zeigt sich bei den jüngsten Refor-
men ein unmissverständlicher Trend: Während 
für kurze Unterbrechungen die Rahmenbedingun-
gen stabil geblieben oder sogar verbessert wor den 
sind, werden lange Unterbrechungen deutlich 
weniger kollektiv unterstützt; nach einer ersten 
Phase ist somit gegebenenfalls mit einer abrupten 
Verschlechterung der Einkommenssituation zu 
rechnen. Zwei Beispiele für diese Entwicklung 
sind die jüngsten Veränderungen in der Absiche-
rung von Arbeitslosigkeit und Elternschaft. Der 
Trend, Anreize zu einer Verkürzung der Nichter-
werbsphasen und für einen baldigen Wiederein-
stieg in den Arbeitsmarkt zu geben, lässt sich auch 
in anderen Ländern (z.B. Dänemark) beobachten 
und steht im Einklang mit den Empfehlungen 
der OECD wie auch mit den Ergebnissen ökono-
metrischer Studien, die die oft von den Indivi-
duen unterschätzten Auswirkungen langer Er-
werbsunterbrechungen in Form erheblicher Ein-
kommenskapazitäts – und Humankapitalverluste 
verdeutlichen. Allerdings dürfte ein Teil der von 
der Verkürzung der Leistungsbezugsdauern er-
hofften Anreizwirkungen in Deutschland ange-
sichts eines momentan nur begrenzt aufnahme-
fähigen Arbeitsmarktes und anderer unzureichen-
der Rahmenbedingungen für die Erwerbsteilnah-
me (Stichwort: Kinderbetreuung) verpuf fen. Inso-
fern sind zunehmende Einkommensdiskrepanzen 
zwischen „kurzen und langen Unterbrechern“ 
vorgezeichnet. 

Neben dem Gesetzgeber kommt auch den 
Tarifpartnern und betrieblichen Akteuren bei der 

Regelung und Umsetzung fl exibler, lebenspha-
senbezogener Arbeitszeitoptionen und Unterstüt-
zungsangebote eine zunehmend wichtige Rolle 
zu. Ähnlich wie sich in der letzten Dekade im Fal-
le der Altersteilzeit ein Zusammenspiel von ge-
setzlichen, tarifvertraglichen und betrieblichen 
Regelungen entwickelt hat, könnte auch die Ge-
staltung anderer Phasen (wie kombinierter Er-
werbs- und Ausbildungs- oder Fürsorgephasen) 
gestaltet werden. Schon heute liegt Deutschland 
hinsichtlich der Verbreitung von Arbeitszeitkon-
ten und anderen fl exiblen Arbeitszeitmodellen, 
die der individuellen Anpassung der Arbeitszeit 
an lebensphasenbezogene Bedürfnisse dienen 
können, im europäischen Spitzenbereich. Aller-
dings sagt die reine Existenz eines Arbeitszeitmo-
dells wenig über die Zeitsouveränität der Beschäf-
tigten aus. So haben hoch qualifi zierte Angestell-
te deutlich häufi ger einen selbst bestimmten Zu-
griff auf ihre Arbeitszeitkonten bzw. die Vertei -
lung ihrer Arbeitszeit als gewerblich Beschäftigte. 
Mindestens ebenso wichtig wie die Einführung 
von Arbeitszeitoptionen und die Regelung von 
Zugriffsrechten scheint ein Wandel der Arbeits-
kultur zu sein. Die Chance, Stigmatisierungen von 
Erwerbstätigen mit Zeitbedarfen jenseits der Erwerbs-
arbeit zu beseitigen, besteht nur, wenn es gelingt, ein 
differenziertes Bild von Erwerbstätigen und ihren viel-
fältigen, sich wandelnden Interessen und Verpfl ich-
tungen gesellschaftlich zu etablieren. 

Individuelle oder kollektive Lösungen zur 
Absicherung von Diskontinuitäten?

Eine entscheidende Frage ist, wie die mit Erwerbs-
unterbrechungen oder -einschränkungen entste-
henden Einkommensausfälle zukünftig fi nanziell 
abgesichert werden sollten. Wie weit ist das Indi-
viduum (bzw. die Familie) selbst gefordert, Ein-
kommensschwankung auszugleichen, und wo 
kann eine Unterstützung durch kollektive Syste-
me (Versichertengemeinschaft, Steuerzahler, ggf. 
auch Arbeitgeber) erwartet werden? Zur Erörte-
rung dieser Frage soll zunächst ein Blick auf den 
niederländischen Ansatz geworfen werden, da die 
Niederlande mit der Aufnahme der Lebenszeit-
perspektive in die Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik 
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in Europa eine Vorreiterrolle einnehmen. Seit An-
fang 2006 ist in Holland – nach einigen Vorläu-
fergesetzen – die so genannte levensloopregeling in 
Kraft. Erstmals haben alle Arbeitnehmer/innen 
nun das gesetzliche Recht, bis zu 12% ihres Brut-
tolohnes oder auch Zeit (z.B. Überstunden, Ur-
laubstage) für eine spätere Freistellungsphase (z.B. 
ein Sabbatical, eine Familienzeit, Weiterbildungs-
phase,  Altersteilzeit  oder  auch  den  vorgezoge -
nen Rentenzugang) anzusparen. Die steuerliche 
Begünstigung fi ndet dadurch statt, dass in der 
Anlagephase auf die Sparbeträge keine Steuern 
und einkommensabhängige Sozialbeiträge ent-
fallen sondern die Besteuerung erst bei Nutzung 
des Guthabens in der Freistellungsphase stattfi n-
det. Bei Verwendung des Zeitkontingents als Er-
ziehungsurlaub sind weitere Steuervergünstigun-
gen in der Auszahlungsphase vorgesehen. Ange-
spart werden dürfen bis zu 210% des Bruttojah-
resgehalts; das Konto kann im Laufe des Lebens 
immer wieder neu aufgefüllt werden. Allerdings 
kann die Freistellungsphase (außer im Fall von 
Elternzeit oder Langzeitpfl ege) nur angetreten 
werden, wenn der Arbeitgeber seine Zustimmung 
gegeben hat. Damit Auszeiten auch in frühen Le-
bensphasen genutzt werden können, in denen 
meist noch keine großen Ersparnisse vorliegen, 
ist an eine Kreditfunktion, d.h. an die Möglich-
keit des Vorgriffs auf zukünftiges Erwerbsein-
kommen, betriebliche Rentenansprüche etc. ge-
dacht. Insgesamt zielt die niederländische Politik 
darauf ab, mehr maßgeschneiderte Lösungen für 
unterschiedliche Lebenssituationen und Präfe-
renzen zu ermöglichen.

Kann der holländische Weg, das individuelle 
Ansparen von Zeit und Geld, um den Lebensver-
lauf rechtlich abzusichern und organisatorisch zu 
gestalten, als zukunftsweisend angesehen wer-
den? Einerseits können entsprechende Ansätze 
ohne jeden Zweifel die Möglichkeiten des Einzel-
nen zur eigenverantwortlichen und an den per-
sönlichen Bedürfnissen orientierten Verteilung des 
Lebenseinkommens verbessern, und eine staat-
liche Rahmengesetzgebung kann hier die nötige 
Rechtssicherheit bieten. Insofern dürfte es loh-
nend sein, sich mit dem holländischen Modell zu 
beschäftigen. Andererseits müssen zwei kritische 
Einwände vorgebracht werden. Zum einen dürf-

ten jüngere Kohorten – im Unterschied zu einem 
Großteil der heutigen Rentner – ohnehin schon 
Probleme haben, Armut vermeidende Erwerbs-
einkommen zu erzielen und ebensolche Renten-
ansprüche aufzubauen. Ein vorgezogener Ver-
brauch von potenziellem Erwerbs- und Alters-
einkünften würde insofern den Druck auf das 
weitere Erwerbsleben erhöhen und das Risiko von 
Überschuldung und Altersarmut steigen lassen. 
Bedenklich erscheint aber vor allem, dass ent-
sprechende Modelle der weiteren Privatisierung 
von sozialen Risiken – wie der Fürsorge für Kin-
der und Pfl egebedürftige – Vorschub leisten kön-
nen. Wenn davon ausgegangen wird, dass jede/r 
entsprechende „Erwerbsrisiken“ durch eine Um-
schichtung des persönlichen Lebenserwerbsein-
kommens kompensieren kann, liegt es nahe, ei-
nen kollektiv fi nanzierten Ausgleich für soziale 
Risiken und gesellschaftlich wichtige Formen 
nicht entlohnter Arbeit für überfl üssig zu dekla-
rieren. De facto ist jedoch ein sozialer Ausgleich 
unverzichtbar, weil sich Erwerbsrisiken und Für-
sorge- bzw. sonstige gesellschaftlich wichtige Ar-
beit in der Lebensbilanz sehr ungleichmäßig auf 
die Bevölkerung verteilen. Auch die Geschlech-
terrelevanz ist offensichtlich: Einiges spricht für 
die Annahme, dass Männer ihr angespartes Gut-
haben vorwiegend für einen vorgezogenen Ren-
tenzugang, Frauen dagegen für Zeiten der Kin-
dererziehung, Pfl ege u.Ä. einsetzen würden. Es 
geht daher – auch wenn sich diese Überzeugung 
dem Paternalismus-Vorwurf aussetzt – kein Weg 
an der Diskussion vorbei, für welche Lebenspha-
sen und Tatbestände ein Risikoausgleich und eine 
interpersonelle Umverteilung über kollektive  Sys -
teme (Sozialversicherungen? Staat?) gesellschaft-
lich angebracht erscheint. Einiges spricht dafür, 
Zeitoptionen mit monetärer Unterstützung („inte-
grierte Optionen“) vor allem für Personen in der 
„Rush hour of life“ mit Zeitnot und Fürsorgever-
pfl ichtungen bereit zu stellen, statt z.B. für die 
Erleichterung eines vorgezogenen Rentenzugangs, 
wie dies heute geschieht und regelmäßig im Rah-
men der europäischen Beschäftigungsstrategie 
kritisiert wird. Ein Ansatz wäre ein kollektiv un-
terstütztes Modell der „Teilzeit für Personen mit 
Fürsorgeaufgaben“. Finanzielle Mittel hierfür 
könnten in Deutschland durch eine Einschrän-
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kung der wenig zielgenauen Familienförderung 
durch das Ehegattensplitting gewonnen werden.

Ein zukunftsweisender Weg würde insofern 
in einer systematischen und kohärenten Kombi-
nation individueller Ansparmöglichkeiten nach 
dem holländischen Modell mit einer kollektiven 
Unterstützung für bestimmte, gesellschaftlich 
auszuhandelnde Lebenssituationen liegen.

Warum eine kollektiv organisierte 
Mindestsicherung an Gewicht gewinnen 
wird

Zur Neuausrichtung der sozialen Absicherung ge-
hört weiterhin – neben einer besseren sozialpoli-
tischen Unterstützung von Übergangsphasen, auf 
die an dieser Stelle nicht eingegangen werden 
kann – auch ein breiterer individueller Zugang zu 
den sozialen Sicherungssystemen. Bestimmte fl e-
xible Erwerbsformen und Erwerbslücken gehen 
in Deutschland häufi ger als in Ländern, die stär-
ker auf eine bevölkerungsweite Grund- oder Bür-
gersicherung abstellen, mit Lücken in der Versi-
cherungsbiografi e und im sozialen Schutz einher, 
auch wenn ein Teil der Risiken nach wie vor 
durch abgeleitete, an die Ehe geknüpfte Rechte 
aufgefangen wird. Zum Ausbau eigenständiger 
Ansprüche wäre eine Erweiterung der Versiche-
rungspfl icht mit dem Ziel der bevölkerungswei-
ten Abdeckung für zu defi nierende Basisrisiken 
sinnvoll. Hierzu zählt in jedem Fall eine Basis-Ge-
sundheits- und Altersversorgung. Im Bereich der 
Alterssicherung ist im Rahmen der Rentenreform 
2001 zwar bereits eine bedarfsorientierte Min-
destsicherung im Alter eingeführt worden. Diese 
erfüllt den formulierten Anspruch jedoch gerade 
nicht. Sie stellt lediglich einen Reparaturmecha-
nismus für – gemessen an den Normvorstellun-
gen – „misslungene“ biografi sche Verläufe dar; 
die eigentlichen Ursachen eines unzureichenden 
Aufbaus von Anwartschaften, nämlich Erwerbs- 
und Versicherungslücken, werden weder identi-
fi ziert noch behoben. Auch nach ihrer konse-
quenterweise erfolgten Eingliederung in das SGB 
XII (Sozialhilfe) zum Januar 2005 untergräbt die-
se vorleistungsfreie, steuerfi nanzierte Leistung 
eher die Akzeptanz der GRV, anstatt deren Legiti-

mation zu stärken. Durch die in den letzten Jah-
ren beschlossenen Rentenreformgesetze (u.a. RV-
Nachhaltigkeitsgesetz und Alterseinkünftegesetz) 
wird sich das Nettostandardrentenniveau für den 
sog. „Eckrentner“ (mit voller Versicherungsbio-
grafi e) von rund 69% auf etwa 52% reduzieren. 
Hierbei ist die zumindest bei Männern durch-
schnittlich sinkende Anzahl versicherungspfl ich-
tiger Erwerbsjahre im Lebensverlauf noch nicht 
abgebildet. Angesichts dieser Entwicklung ist es 
verständlich, dass gerade für Personen mit ohne-
hin prekären Erwerbsverläufen der Anreiz, in die 
Gesetzliche Rentenversicherung einzuzahlen, ge-
gen Null geht und Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
ein gemeinsames Interesse haben, alle Möglich-
keiten zur Umgehung der Versicherungspfl icht 
oder zur Reduzierung der Versicherungsbeiträge 
zu nutzen - sind doch gegenwärtig durch niedrig 
bezahlte Jobs ohnehin kaum Ansprüche zu errei-
chen, die diejenigen der steuerfi nanzierten Grund-
sicherung überschreiten. So werden die Lasten 
sehenden Auges auf zukünftige Steuerzahler über-
wälzt.

Eine Antwort auf veränderte Erwerbs- und 
Lebensverläufe, die an den Ursachen unzureichen-
der Alterssicherungsansprüche ansetzt, müsste 
ausgehend von einer allgemeinen Versicherungs-
pfl icht über den Lebensverlauf festlegen, wer bei 
begründetem eigenem Unvermögen jeweils die 
fi nanziellen Lasten für die Aufrechterhaltung des 
Versicherungsstatus in einer bestimmten Erwerbs- 
und Lebenssituation trägt. Zur Orientierung für 
das Ausmaß der Versicherungspfl icht kann das 
Ziel dienen, dass jede/r über den Lebensverlauf 
zumindest eigenständige Alterssicherungsansprü-
che in Höhe des sozio-kulturellen Minimums 
( Sozialhilfe) aufbaut. Dies würde nicht nur hel-
fen, Altersarmut bei Personen mit diskontinuier-
lichen Erwerbsbiografi en zu vermeiden, sondern 
könnte auch Free-Rider-Verhalten erschweren so-
wie das allgemeine Bewusstsein bezüglich der 
langfristigen Risiken und Kosten bestimmter Er-
werbsverläufe und politischer Strategien verbes-
sern. Die Stärkung mindestsichernder Elemente 
erweist sich insofern als unerlässlich im Rahmen 
einer sozialpolitischen Absicherung diskontinu-
ierlicher Lebensverläufe. 
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Teilhabe statt Verteilung? 
Bildung statt Transferleistungen?

Besonders die Jahre 2003 und 2004 waren geprägt 
von Diskussionen um diverse Gerechtigkeitsbe-
griffe. Das hatte Irritationen zur Folge. Fast im-
mer standen dabei Begriffe der Teilhabe zu Guns-
ten von Verteilung im Vordergrund. Fast immer 
blieben die theoretischen Konstrukte für prakti-
zierende Sozialpolitikerinnen und Sozialpolitiker 
nebulös. Fast immer drängte sich der Eindruck 
auf, neoliberale Raubbaupolitik sollte verkleidet 
in die SPD-Programmatik einziehen. Fast immer 
erwies sich in der Praxis, dass Begriffsoperationen 
wie Teilhabe und Chancengerechtigkeit statt Ver-
teilung und Chancengleichheit in der täglichen 
Diskussion, z.B. um Regelsätze von Hartz IV oder 
Zuzahlungsregelungen im Gesundheitsbereich, 
wenig nützen, weil sie sich in der gesellschaftli-
chen Realität so nicht stellen, es sei denn um So-
zialabbau zu kaschieren. Kurzum: Wir haben so 
manche wirre Diskussion erlebt und daraus auch 
gelernt. Am verirrtesten war, dass manche „Neu-
entdeckung“ sich im Berliner Programm 1:1 wie-
derfi ndet. Man denke nur an die Begriffe der Teil-
habe oder dem investiven Charakter von Sozial-
staatlichkeit: „Sozialpolitik, die sich darauf be-
schränkt, eingetretene Schäden zu beheben, ist 
inhuman und überdies fi nanziell rasch überfor-
dert. Der wirksamste Schutz geschieht durch Vor-
beugung. Sozialpolitik will nicht nur reparieren 
und in Notfällen einspringen, sondern voraus-
schauend gestalten.“ (Berliner Programm S. 31). 
Der Verdacht, programmatisches Denken führe 
nicht zu neuen Ideen, sondern zu bloßen Aufwei-
chungen, auf welche Teile des Berliner Programms 
des Zeitgeists wegen verzichtet werden kann, lag 

auf der Hand. Konzepte für die wirklich drin-
genden Fragen blieben dabei oft unscharf. Das 
hat sich nun gewendet, die Diskussionen haben 
sich versachlicht. Aber manche Streitfragen sind 
geblieben – das wird die kommende Programm-
diskussion noch genauer zeigen.

Begriffe von Sozialstaatlichkeit

Die Linke in der SPD hat sich in der Debatte um 
das Sozialstaatsverständnis der SPD immer darum 
bemüht, Sozialstaat positiv zu beschreiben. Es 
ging darum zu zeigen, dass der Sozialstaat kein 
Schmuddelkind der 50er, 60er und 70er Jahre ist, 
das wir schnellstens in die Ecke stellen sollten, 
wie neben anderen so mancher Spiegel-Autor 
meint. Den Sozialstaat verstehen wir immer als 
gesellschaftlichen Produktivfaktor. Es geht darum 
zu zeigen, dass der Sozialstaat den Aufschwung 
und das Erfolgsmodell der Bundesrepublik erst 
möglich gemacht hat und dass das Land in der 
Wiedervereinigung ohne den Sozialstaat nie zu 
innerem Zusammenhalt – so fragil er auch sein 
mag – gefunden hätte. Durch den Sozialstaat sind 
erst die großen Transformationen von der Indus-
trie- hin auch zu einer Wissensgesellschaft mög-
lich geworden. Denn der Sozialstaat hat die Men-
schen in ihrem Bestreben abgesichert, Neues zu 
wagen und über die Grenzen ihrer Elterngenera-
tion hinauszugehen. Das gilt insbesondere für 
Frauen – deshalb ist die Sozialstaatsdiskussion ge-
rade für die Gleichstellungspolitik von herausge-
hobener Bedeutung. Nur ein guter, umfassender 
Sozialstaat kann traditionelle Geschlechterver-
hältnisse überwinden helfen. Gute Bildung und 
Qualifi kation für breitere Bevölkerungsteile wa-
ren dabei vor allem nach den 68ern ein zentrales 
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Leitmotiv, ebenso wie soziale Sicherheit. Heutzu-
tage erfüllt der Sozialstaat diese Funktionen nach 
wie vor. Und neue Aufgaben sind hinzugekom-
men: Wie helfen wir Menschen in immer unsi-
cherer werdenden Beschäftigungsverhältnissen? 
Wie gehen wir mit der zunehmenden Prekarisie-
rung von  Arbeit um? Wie reagieren wir auf die 
zunehmende Kinderarmut? Wie trägt der Sozial-
staat dazu bei, Integrationsprobleme von Migran-
tinnen und Migranten zu beheben? Das sind nur 
einige der neuen Herausforderungen. Die Aufga-
ben des modernen Sozialstaats hat die entspre-
chende Arbeits gruppe in der vorletzten Phase der 
Programm diskussion mit drei Begriffen beschrie-
ben: integrierend, aktivierend sowie investierend. 
Ich hal te diese Funktionen von Sozialstaatlich-
keit für zutreffend. Ein moderner Sozialstaat muss 
allen drei Funktionen gerecht werden.8 Ich will 
kurz auf die drei Begriffe eingehen – eine Beschrei-
bung kann in diesem Rahmen allerdings nur kur-
sorisch ausfallen. Mit integrierend sind im We-
sentlichen die sozialstaatlichen Funktionen um-
schrieben, die gemeinhin mit sozialer Sicherung 
umschrieben werden. Hier hinein zählen z.B. 
sozialstaat liche Transferleistungen, die Menschen 
die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben ermög-
lichen und Existenzbedrohung ausschließen. Das 
gilt z.B. für die Integration von Behinderten. Ak-
tivierend umschreibt die Leistungen des Sozial-
staats, die z.B. in der Arbeitsmarktpolitik Men-
schen befähigen sollen, nach Notlagen wieder 
selbst für sich zu sorgen und Chancen zu ergrei-
fen. Hierzu gehört auch das Prinzip des Förderns 
und Forderns, wobei wir die Frage nach dem Ver-
hältnis des Einzelnen zur Gesellschaft über Kern-
bereiche und -leistungen des Sozialstaats defi -
nieren müssen. Allerdings muss dabei auch be-
sonderes  Augenmerk darauf gelegt werden, dass 
wir den Sozialstaat vielmehr als bisher vom Bür-
gerstatus aus begreifen – das Schicksal des oder 
der Ein zelnen hat im Mittelpunkt zu stehen. Der 
Sozialstaat ist Dienstleister für die Bürgerinnen 
und Bürger und nicht umgekehrt. Die investive 
Funktion des Sozialstaats umreißt vielleicht die 

für viele ungewohnte, neue Dimension, obwohl 
ich meine, dass er diese schon lange ausgebildet 
hat. Gemeint sind hier Leistungen und Maßnah-
men, die den Menschen helfen, prekäre und exis-
tenzbedrohende Lebenslagen im Ansatz zu ver-
meiden. Im Zentrum steht hier natürlich die Bil-
dung und Qualifi zierung, aber auch Familienpoli-
tik und Gleichstellungspolitik. Besonders in 
dieser Funktion kann der „Vorsorgende Sozial-
staat als gesellschaftlicher und ökonomischer 
Produktivfaktor beschrieben werden. In Sinne 
dieser drei Dimensionen wollen wir den Sozial-
staat weiterentwickeln, dass er in die Potenziale 
der Menschen investiert, dass er die soziale Infra-
struktur schafft, die soziale Mobilität und soziale 
Sicherheit ermöglicht. Und letztlich, dass er Men-
schen, die arbeitslos oder in andere Notlagen ge-
raten sind, hilft, neue Perspektiven und Chancen 
zu bekommen, damit ihre Fähigkeiten für die Ge-
sellschaft nutzbar bleiben.

Der neue Begriff „Vorsorgender Sozialstaat“
 
Im Begriff des „Vorsorgenden Sozialstaats“ ist es 
vielleicht möglich, die drei Dimensionen abzubil-
den. Zunächst hatte es jedoch den Anschein, als 
sei der Begriff des Vorsorgens nur alternativ zum 
Begriff des Investierens verwendet worden. Zu 
sehr wurde in den Leitsätzen die so genannte 
nachsorgende Funktion des Sozialstaats der Kritik 
unterzogen und – wie zuvor in den Debatten von 
2003 – quasi gegen Bildung ausgespielt. Heute 
weiß jeder, dass gute Bildung wichtig ist – keine 
Frage. Aber alle wissen auch, dass sie nicht in je-
dem Fall vor Armut, prekären Arbeitsverhältnis-
sen oder Arbeitslosigkeit schützt. Das Schlagwort 
von der Generation Praktikum spricht Bände dar-
über. Die programmatische Diskussion hat diese 
semantische Auseinandersetzung als Missver-
ständnis aufgelöst. Kurt Beck hat in seiner Rede 
am 14. Mai 2007 betont, dass es nicht um einen 
Bruch mit dem hergebrachten Sozialstaatsver-
ständnis geht, sondern eher um eine Erweiterung. 
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Dies spiegelt sich auch in ersten Arbeiten zur 
Gliederung des Programms wider. Da der Begriff 
des „Vorsorgenden Sozialstaats“ nun erfolgreich 
eingeführt ist und bereits programmatische Ar-
beiten prägt, ist es sicher nicht ratsam, ihn leicht-
fertig über Bord zu werfen. Es hat Diskus sionen 
gegeben, ob man ihn durch den Begriff des 
„Nachhaltigen Sozialstaats“ ersetzen sollte. Auf-
grund der mittlerweile leider spürbaren Überdeh-
nung des Begriffs der Nachhaltigkeit würde ich 
eher davon abraten. Vielmehr schlage ich vor zu 
diskutieren, wie wir die drei oben genannten 
Funktionen in einem Konzept des „Vorsorgenden 
Sozialstaats“ vereinen werden können. Da die 
Nachhaltigkeit Leitprinzip des neuen Grundsatz-
programms werden wird, geht dieser Gedanke 
auch in der sozialstaatlichen Programmatik kei-
nesfalls verloren, sondern wird zum bestim-
menden Paradigma.

Ich will einen Vorschlag machen, wie man 
ein modernes umfassendes Sozialstaatsverständ-
nis unter dem Begriff des „Vorsorgenden Sozial-
staats“ vereinen kann: Der „Vorsorgende Sozial-
staat“ stellt ins Zentrum seines Handelns immer 
die individuellen Biographien. Er unterbreitet da-
nach in jeder bedürftigen Lebenssituation das 
bestmögliche individuelle Angebot, um eine Ver-
besserung der Lebenssituation zu erreichen. Um 
Bedürftigkeit zu defi nieren, müssen wir gerade 
langfristig konkrete Kerne sozialstaatlicher Leis-
tungen defi nieren – wie z.B. die Grundsicherung, 
Gesundheitsdienstleistungen, Niveaus der Alters-
versorgung oder Bildungsansprüche. 

Danach sorgt der Sozialstaat beispielsweise 
vor, indem er die Altersvorsorge organisiert und 
so Altersarmut verhindert, indem er freie Bildung 
vom Kindergarten bis zur Hochschule garantiert, 
indem er durch Transferleistungen im Falle von 
Arbeitslosigkeit Existenzbedrohung ausschließt, 
indem er durch Qualifi zierung dazu beiträgt, Ar-
beitslosigkeit zu verhindern, indem gesundheit-
liche Prävention im günstigsten Fall spätere 
Krankheiten ausschließt. Das Leitziel der Nach-
haltigkeit verlangt dabei, dass der Prävention eine 
besondere Rolle zukommt, ohne die anderen 
Ziele des „Vorsorgenden Sozialstaats“ zu vernach-
lässigen. Wichtig ist, dass der Staat aktiv als domi-
nierender Akteur seine Funktionen ausübt – er ist 
verantwortlich für die Bereitstellung der „Öffent-
lichen Güter“.

Zum Schluss vielleicht der wichtigste Punkt: 
Die Diskussion um ein Sozialstaatsbild kann nie 
abgelöst von der Diskussion um das unserer Ge-
sellschaft zu Grunde liegende makroökonomi-
sche Leitbild geführt werden. Dies ist einer der 
wichtigsten Klärungsprozesse im Grundsatzpro-
grammprozess. Auch hier hilft ein Blick ins Berli-
ner Programm: „Wirtschafts-, Finanz- und Sozial-
politik sind so aufeinander abzustimmen, dass 
die Gesamtpolitik am Sozialstaat orientiert ist.“

Wir werden diskutieren, ob ein solcher oder 
ähnlicher Ansatz für ein umfassendes Sozial-
staatsverständnis in unserem Sinne belastbar ist.  
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1. Fragen

Es besteht weitgehend Konsens, dass zentrale De-
fi zite der sozialen Sicherung durch Verände-
rungen des Arbeitsmarktes begründet sind. Dabei 
treffen ökonomische und soziale Entwicklungen 
zusammen, die neue soziale Risiken hervorbrin-
gen und neue Herausforderungen an die Politik 
stellen. Im Zentrum steht die Arbeitslosigkeit, die 
vor allem jungen Menschen als Berufseinsteiger 
und Geringqualifi zierte zusetzt. Auch Einwande-
rer sind überdurchschnittlich von Arbeitslosig-
keit und Armut betroffen. Die demographische 
La ge lässt aber gleichzeitig eine Verknappung an 
qualifi zierten Arbeitskräften erkennen. Frauen 
profi tieren daher von der demographischen Ent-
wicklung, da ihre Integration in den Arbeitsmarkt 
erwünscht ist. 

Aber diese Integration in den Arbeitsmarkt 
wirft die soziale Frage nach der Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie auf. Zudem werden die Chan-
cen einer Berufskarriere innerhalb der Gruppe der 
Frauen unterschiedlich verteilt und neue Risiken 
für Frauen verbunden mit Kindererziehung her-
vorgebracht. Die Zuspitzung einer Zeitdiagnose 
lautet, dass die individuellen Erwerbsverläufe 
dauerhaft unsicherer geworden sind, indem Zei-
ten von Arbeitslosigkeit, befristeter und nicht 
existenzsichernder Jobs, Auszeiten wegen Kinder-
erziehung und Pfl egetätigkeit und der Wechsel 
von Ort und Tätigkeit zugenommen haben. Die 
subjektive Unsicherheit steigt und damit verbun-
den werden Erwartungen an den Sozialstaat 
schnell enttäuscht. Tatsächlich hat die Gruppe 
derjenigen Menschen, die von dieser Unsicher-
heit betroffen sind, zugenommen. Sie steht aber 
einer großen Zahl traditioneller Beschäftigungs-
verhältnisse gegenüber (siehe Vortrag Ute Klam-
mer).

Die große Herausforderung an den Sozial-
staat besteht – so meine zentrale These – darin, 
dieser Vielfalt von sozialen Problemlagen und 
Entwicklungen gerecht zu werden, sich dabei 
nicht in dieser Vielfalt zu verlieren und gleich-
zeitig zukunftsfähig zu sein. Die historisch neue 
Funktion der Sozialpolitik bedeutet, zuerst dieser 
Vielfalt von Lebenslagen und sozialen Proble-
men, von Gruppen und Individuen zu folgen. 
Die Spaltung in traditionelle Erwerbsarbeit, mit 
den bekannten Risiken von Krankheit, Unfall, 
 Alter und Erwerbslosigkeit, die in bestehenden 
sozialen Sicherungssystemen abgedeckt sind, und 
in auf der anderen Seite ungesicherte und dis-
kontinuierliche Erwerbsbiografi en bricht die alte 
Logik sozialer Sicherung. Es zeigen sich Lücken 
und Defi zite der sozialen Sicherung, denn eine 
immer größer werdende Gruppe von Erwerbstä-
tigen, die zum großen Teil eine einfache Qualifi -
kation aufweisen, aber auch andere Biografi en 
erreichen mit ihrer Erwerbstätigkeit keine Exis-
tenzsicherung und müssen zusätzlich unterstützt 
werden.

Zweitens haben die Frauen in Folge von Fa-
milienarbeit traditionell einen prekären Status im 
Arbeitsmarkt und werden mit Kindern zum Ob-
jekt staatlicher Fürsorge. Das Thema Vereinbar-
keit von Beruf und Familie fordert einen längst 
überfälligen sozialen Fortschritt ein, indem einer-
seits die Erwerbsarbeit von Frauen gefördert wird, 
andererseits Kindererziehung einen eigenständi-
gen Leistungsanspruch begründet. 

Drittens zeigt sich durch Veränderungen am 
Arbeitsmarkt im Kontext einer neuen Weltwirt-
schaftsordnung und des europäischen Binnen-
marktes, dass es immer mehr Menschen gibt, die 
keinen kontinuierlichen Erwerbsverlauf mehr er-
reichen können und zunehmend mehr Flexibi-
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lität und Mobilität unterworfen werden. Dies er-
zeugt Probleme beim Einstieg in den Arbeits-
markt, befristete Beschäftigungsverhältnisse wer-
den normaler und das künftige Einkommen ist 
nicht mehr im Maßstab des erlernten Berufs kal-
kulierbar. 

Auch der Übergang in den Ruhestand hängt 
von externen Faktoren ab. Die Zeiten von Ar-
beitslosigkeit und geringerer Wertigkeit von Ver-
sicherungszeiten kumulieren sich im Risiko der 
Altersarmut. 

Viertens gilt es, die sozialen Lagen von Ein-
wanderern in der Perspektive sozialstaatlicher Er-
fordernisse zu diskutieren. Bildungsdefi zite, ein 
hohes Risiko, arbeitslos zu werden, Kinderarmut 
und letztendlich das bereits heute absehbare Risi-
ko der Altersarmut werden weitgehend aus der 
öffentlichen Diskussion ausgeblendet. Da in der 
Bundesrepublik die soziale Lage von Einwander-
ern überwiegend von ausländerrechtlichen Fra-
gen überlagert wird – Deutschland ist kein Ein-
wanderungsland, gibt es bisher keine sozialpoli-
tischen Konzepte für diese Gruppe. Mit Ausnah-
me der Altersforschung gibt es auch in der 
wis senschaftlichen Diskussion blinde Flecken. 

Vielfalt als Herausforderung an die Politik 
und den Sozialstaat lässt sich an Hand dieser vier 
charakteristischen Entwicklungen von Lebensla-
gen demonstrieren, die spezifi sche Bedarfe und 
Bedürfnisse in Bezug auf soziale Leistungen her-
vorbringen. Wesentlich ist, dass Vielfalt nicht nur 
individuellen Merkmalen und Unterschieden zu-
geordnet wird. Eine Diversifi kation von sozialen 
Risiken meint nicht einfach die Vervielfältigung 
von biografi schen, kulturellen und sozialen Merk-
malen einer modernen Gesellschaft. Das ist sie 
auch, aber nicht nur. Es geht vielmehr um die 
Überlagerung und Verschränkung alter und neu-
er Risiken, die in der politischen Debatte konkur-
rierend diskutiert werden: So zum Beispiel, wenn 
Teile der Gewerkschaften am Modell der traditio-
nellen Lohnarbeit und deren sozialen Kämpfen 
festhalten, andere Teile hingegen mit der Organi-
sation der Interessen der neuen Selbständigen 
ihre Macht ausbauen wollen. Soziale Vielfalt und 
Risiken sind in der Dimension individueller La-
gen auch sehr schnell entpolitisierbar. Die These 
der Individualisierung der Gesellschaft kann aus 

der Sicht der Sozialpolitik leicht Beliebigkeit her-
vorrufen. Der Wandel von Erwerbsarbeit geht 
einher mit der Ausdifferenzierung von Lebensla-
gen und Lebensformen, deren Gemeinsamkeiten 
von Interesse sind. Aus sozialstaatlicher Perspek-
tive interessieren daher die damit verbundenen 
strukturellen Risiken. 

2. Antworten

Die Lebenslaufperspektive verbucht Erfolge, wo 
sie neue unsichere individuelle Lagen identifi ziert 
und zu Gruppen aggregiert. Erst durch diese 
„Clusterung“ werden sozialpolitische Risiken be-
arbeitbar. Dies zeigen die bekannten Studien über 
Berufseintritt, vor allem von Migrantenkindern. 
Die Diagnose, dass Jugendliche beim Einstieg in 
den Arbeitsmarkt scheitern, beruht auf  gemein-
samen Merkmalen der sozialen Diskriminierung. 
Auch all diejenigen, die durch Arbeitslosigkeit 
oder andere Gründe der Unterbrechung der Er-
werbsarbeit, wie Kindererziehung und Pfl ege, be-
dürftig sind, werden von den Systemen sozialer 
Sicherung deswegen nur rudimentär versorgt, 
weil ihre Interessen nicht organisiert sind. 

Als Antwort auf diese Risiken sollte der So-
zialstaat, wie in Konzepten der Lebenslauffor-
schung argumentiert wird, fl exibel und befristet 
intervenieren. Ein solches Risikomanagement 
wird auch in einigen Ansätzen des Flexicurity-
Konzeptes gefordert. Der Vorschlag, sozialstaatli-
che Leistungen an individuellen Risiken im Le-
benslauf zu orientieren, löst sich auch von der 
Idee, dass jeder Mensch eine gelungene Erwerbs-
biografi e erreichen kann. Der Nachteil dieser Lö-
sung liegt darin, dass diese Risiken auch mit de-
nen, die voll erwerbstätig sind und sein werden, 
im Konsens verhandelt werden müssen. Dieser 
Konsens bricht sich an traditionellen Vorurteilen 
und dem für den deutschen Sozialstaat typischen 
Leistungsprinzip. Der „Selbstständige“, der seine 
Risiken in jungen Jahren verdrängt und im Alter 
zum Sozialamt gehen muss, beherrscht die Dis-
kussion. Ein anderes Urteil betrifft den „Schwarz-
arbeiter“, der seinen Beitrag zur sozialen Siche-
rung verweigert. Nur die Frau, die auf Grund von 
Kindererziehung auf Erwerbsarbeit verzichtet, 
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wird in dieser Rolle zumindest von Teilen der Ge-
sellschaft akzeptiert. Diese öffentliche Debatte 
zeigt, dass Arbeit als Existenzsicherung, domi-
nant als abhängige Beschäftigung, mit Sozial-
leistungen verknüpft ist. Sie zeigt aber auch, wie 
wenig erfolgreich eine am Lebenslauf orientierte 
Risikoabsicherung sein würde. Denn soziale Leis-
tungen müssen „verdient“ werden. 

Daher kann die neue Sozialpolitik mit ihrem 
Schlagwort „fördern und fordern“ auch als Ver-
such betrachtet werden, überschaubare Leistungs-
anforderungen an den Sozialstaat zu defi nieren, 
deren Abwehr angesichts der Vielfalt von Risiken 
gelingen muss und dem Individuum für die je-
weiligen risikobehafteten Lebenslagen zugemu -
tet wird. Auch die Defi nition, dass jeder für seine 
Risiken im Lebenslauf verantwortlich ist, wie im 
Falle der selbstverschuldeten Arbeitslosigkeit, 
kann als – wenn auch zynische – Reaktion auf die 
Vielfalt von sozialen Lagen und Risiken gesehen 
werden, die Bedarfe an den Sozialstaat artikulie-
ren. Zumal soziale Lagen, die sich nicht als Grup-
peninteressen artikulieren, bei den Parteien keine 
Angst vor Wahlverlusten hervorrufen. Daher 
würde der Sozialstaat nur als Ausfallbürge für Ri-
siken im Lebenslauf funktionieren, wenn gesell-
schaftspolitische und wirtschaftliche Interessen 
von Gruppen im Sinne allgemeiner Interessen öf-
fentlich wirksam werden. Ein Beispiel dafür ist 
die Konjunktur der Diskussion über die Verein-
barkeit von Beruf und Familie angesichts bevöl-
kerungspolitischer Interessen, sowie der Integra-
tion der Frauen in den Arbeitsmarkt. In Anbe-
tracht der Spaltung der Erwerbstätigen in solche 
mit und ohne Existenzsicherung, des Risikoaus-
gleiches sowie der Uneindeutigkeit und der Un-
gewissheit über die künftige soziale Platzierung 
erscheinen zwei Optionen nahe liegend: 

Zuerst könnte eine soziale Grundsicherung 
für alle Bürger diese Unsicherheit im Lebenslauf 
abfedern. Universalistische Konzepte der Grund-
sicherung haben vermutlich aus diesem Grund 
eine erneute Bedeutung bei den linken Parteien 
als auch bei den Wohlfahrtsverbänden gefunden. 
Eine Grundsicherung als Bürgerversicherung wird 
der Ungewissheit und den Brüchen im Lebens-
lauf dadurch gerecht, so die Verfechter, weil die 
künftigen sozialen Risiken, die für den Einzelnen 

nicht kalkulierbar sind, abgefedert sind und weil 
eine temporäre Freisetzung vom Arbeitsmarkt, 
wie im Falle von Kindererziehung und Pfl ege, ge-
sellschaftlich erwünscht ist. Gegen diese „Frei-
heit“ wird von den Gegnern der Grundsicherung 
argumentiert, dass sie die Menschen verführe, 
sich der Verantwortung für Existenzsicherung 
durch Erwerbsarbeit und sozialer Absicherung zu 
entziehen. In der deutschen Tradition der Sozial-
staatsidee, die auf Leistung und Äquivalenz be-
ruht, ist es eher unwahrscheinlich, dass eine uni-
versalistische Bürgerversicherung realisiert wird.

Ein zweiter Weg in die Zukunft des Sozial-
staats führt über die Stärkung der Eigenverant-
wortung der Menschen. Die Einführung der pri-
vaten Alterssicherung, die verstärkte Eigenbetei-
ligung in der Gesundheitsversorgung sowie die 
Absenkung der Leistung im Falle von Arbeitslo-
sigkeit sind Antworten auf veränderte soziale Be-
darfslagen, die den Sozialstaat überfordern, wie 
die Konservativen es deuten. Der Ausbau privater 
Sicherungsformen ist daher nicht nur als Reak-
tion auf fi skalische Probleme des Sozialstaats, des 
demographischen Wandels oder gar des Welt-
marktes zu verstehen. Private Vorsorge entlässt 
zumindest in Europa den Bürger nicht gänzlich 
aus der Obhut des Sozialstaats, denn dieser re-
guliert den Zugang und die Produkte des privaten 
Sicherungsmarktes. Gleichwohl werden in den 
meisten europäischen Ländern der Umfang und 
das Prinzip sozialstaatlicher Leistungen indivi-
dualisiert und zunehmend auf Bedürftigkeit redu-
ziert. Damit verbunden ist eine Neudefi nition 
von Gerechtigkeit als Teilhabegerechtigkeit. Eine 
politische Antwort auf soziale Vielfalt und Unge-
wissheit kann angesichts des breiten Parteien-
konsens über Konzepte der Privatisierung darin 
bestehen, den Zugang zu diesen Leistungen brei-
ter zu gestalten und zu kontrollieren sowie mit 
universalistischen Leistungen, die steuerfi nan-
ziert sind, zu verknüpfen. Diese steuerfi nanzier-
ten Leistungen könnten dann unabhängig von 
erworbenen Ansprüchen am Arbeitsmarkt ent-
lang gruppenspezifi scher Problemlagen, wie im 
Falle der Kindererziehung, verteilt werden. Vor-
ausgesetzt ist immer ein gesellschaftspolitischer 
Konsens über die gruppenspezifi schen Lagen, der 
immer erstritten werden muss. Dass Kinderer-
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ziehung die Frauen vom Zwang zur Erwerbsarbeit 
zeitweilig freigestellt hat, war für die Frauen mit 
dem Nachteil der Abhängigkeit vom Ehemann 
verbunden und beruht auf dem konservativen 
Bild, dass die Frau allein zuständig für Haus und 
Kind ist. Diese Tradition kann kein Vorbild für 
die Zukunft sein. Über ein neues Vorbild wird je-
doch noch gestritten. Wie wenig eine sozialpoli-

tische Idee über die Integration ausländischer Ju-
gendlicher in den Arbeitsmarkt existiert, zeigt die 
Praxis der schulischen und berufl ichen Diskrimi-
nierung. Es fehlt ein gesellschaftlicher und partei-
politischer Konsens, der Voraussetzung für ein 
sozialpolitisches Konzept der Teilhabe wäre und 
ein sozialpolitisches Konzept des vorsorgenden 
Sozialstaats stützen könnte. 
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Einleitung: Problemanalyse und Ziele einer 
Finanzierungsreform des Sozialstaats

Die letzten Jahre waren von zahlreichen Gesetzes-
reformen im Bereich der sozialen Sicherung ge-
prägt. In ihrer Zielrichtung waren diese Neue-
rungen vor allem auf die Beitragsstabilität der 
Sozialversicherungen zur Stabilisierung der Lohn-
nebenkosten sowie die Ausgabendämpfung über 
Leistungseinschränkungen und die Privatisierung 
von Risiken und Kosten ausgerichtet (ausführlich 
Leiber/Zwiener 2005). Ziele wie etwa die Armuts-
bekämpfung und ausreichende Existenzsicherung, 
die Absicherung auch fl exibler Erwerbsbiogra fi en 
oder die Geschlechter- und Verteilungsgerechtig-
keit spielten lediglich eine untergeordnete Rolle. 
Die diesen Reformen zu Grunde liegenden Pro-
blemanalysen konzentrierten sich v.a. auf Fragen 
des demographischen Wandels und der Glo ba li-
sierung. Folgende Problemzusammenhänge wur-
den dagegen häufi g vernachlässigt: 
• Ausgabeneinschränkungen in der Sozialversi-

cherung wirken in wirtschaftlichen Schwä-
chephasen Konjunktur destabilisierend und 
verschlechtern die Einnahmebasis zusätzlich. 

• Die Lasten des Solidarausgleichs werden heute 
hauptsächlich von den sozialversicherungs-
pfl ichtig Beschäftigten getragen, während an-
dere gesellschaftliche Gruppen davon befreit 
sind oder sich dem entziehen können. 

• Die Finanzierung der Kosten der deutschen 
Einheit ist zu einem nennenswerten Teil über 
das Sozialversicherungssystem erfolgt mit ent-
sprechend negativen Folgen für die Arbeits-
kosten, obwohl hier der Gesamtstaat mit sei-
nem Steuersystem gefordert war und noch 
immer ist. 

• Die Politik selbst hat mit der Zulassung von 
sozialversicherungsreduzierten Minijobs die 
Einnahmenseite der Sozialversicherung zu-
nehmend geschwächt. Die Einnahmeschwä-
che ist also zum Teil „hausgemacht“ und 
(noch) nicht substanziell auf „externe“ Ein-
fl ussfaktoren wie den demographischen Wan-
del zurückzuführen.

• Eine ernst zu nehmende Belastungsprobe steht 
der Sozialversicherung mit dem demogra-
phischen Wandel erst in einigen Jahren bevor, 
wenn die geburtenstarken Jahrgänge der 
Nachkriegsjahre zu „älteren Beschäftigten“ 
(mit hohem Risiko der Arbeitslosigkeit) und 
dann Rentnern werden. Die in diesem Kon-
text häufi g präsentierten Alternativkonzepte 
zur umlagefi nanzierten, solidarischen Sozial-
versicherung – insbesondere der Umstieg auf 
die kapitalgedeckte Privatvorsorge – erweisen 
sich bei näherem Hinsehen jedoch nicht als 
problemadäquat.

• Insbesondere bei jüngeren Erwerbspersonen 
müssen angesichts eines kontinuierlich sin-
kenden Sicherungsniveaus (v.a. in der Gesetz-
lichen Rentenversicherung) zunehmende Ak-
zeptanzprobleme der Sozialversicherung be-
fürchtet werden.

• Zudem haben viele jüngere Erwerbspersonen 
aufgrund der schlechten Arbeitsmarktsituation 
keine durchgehenden Erwerbsbiografi en mehr. 
Es lassen sich eine Zunahme von – seit den 
Hartz-Reformen verstärkt geförderter – (Solo-) 
Selbständigkeit sowie häufi ger werdende Wech-
sel zwischen abhängiger Beschäftigung, Ar-
beitslosigkeit und Selbständigkeit beobachten 
(z.B. Klammer/Tillmann 2002, Kap. II.3, II.4; 
SVR 2006, S. 265-266). Internationale Ver-
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gleichsstudien (z.B. Döring 2006) zeigen vor-
teilhafte Wirkungen von Sozialstaatsstrate-
gien, die unterschiedliche Erwerbsformen in 
Bezug auf die sozialen Sicherungssysteme 
nicht selektiv, sondern vergleichbar behan-
deln. Eine stärkere Gleichbehandlung von 
verschiedenen Erwerbsformen vermeidet Si-
cherungslücken beim Wechsel der Erwerbs-
form sowie die fi nanzielle Erosion der Kern-
systeme in einer sich rasch verändernden Er-
werbslandschaft. Unser heutiges Sozialver-
sicherungsmodell ist auf diese Entwicklungen 
(Stichwort Flexicurity) nur unzureichend ein-
gestellt (Klammer/Leiber 2007).

Insgesamt lässt sich feststellen, dass den gesamt-
wirtschaftlichen Auswirkungen von Reformmaß-
nahmen bei der Finanzierung sozialer Sicherung 
in der Regel kaum Aufmerksamkeit geschenkt 
wurde. Diskussionen über die Finanzierung des 
Sozialstaats  werden  häufi g  ausschließlich  aus 
der Perspektive einer internationalen Standort-
konkurrenz um möglichst niedrige Lohn(ne ben)-
kosten geführt. Beschäftigungseffekte zu erzielen 
ist aus unserer Sicht kein originäres Ziel der So-
zialversicherung. Es kann aber bei der Erfüllung 
sozialpolitischer Sicherungsziele zu Zielkonfl ikten 
mit der Beschäftigungssicherung kommen. Die 
voraussichtlichen Beschäftigungswirkungen von 
Reformoptionen werden daher von uns disku-
tiert. Beschäftigung soll durch den Sozialstaat 
nicht behindert werden. Es ist jedoch wichtig, die 
Perspektive nicht darauf zu verengen. Sozialpoli-
tische Ziele wie die Erfüllung des Versorgungsauf-
trages und die fi nanzpolitische Nachhaltigkeit 
des Sicherungssystems sind in die Diskussion ein-
zubeziehen, nicht zuletzt, um Planungssicherheit 
für die Versicherten zu gewährleisten. Ebenso von 
Bedeutung ist die Tatsache, dass sozialpolitische 
Regelungen nicht nur geschlechtsneutral formu-
liert sein müssen, sondern dass sie faktisch die 
Gleichstellung der Geschlechter nicht negativ 
 beeinfl ussen. Die gerechte Verteilung der Finan-
zierungslasten schließlich ist ebenfalls ein wich-
tiges Ziel, wenn wir über die Finanzierungsgrund-
lagen des Sozialstaats nachdenken. 

Insgesamt sollte unser Sozialversicherungs-
system so ausgestaltet werden, dass es auf hohem 
Niveau der sozialen Absicherung Wachstum und 

Beschäftigung nicht behindert, sondern fördert, 
angesichts der demographischen Entwicklung 
auch langfristig fi nanzierbar bleibt und dem Ein-
zelnen keinen Anreiz bietet, sich den Beitrags-
pfl ichten zu entziehen. Wie die Entwicklungen 
v.a. in den skandinavischen Ländern zeigen, ist 
ein gut  funktionierender Sozialstaat kein Hinder-
nis für Wohlstand und internationale Wettbe-
werbsfähigkeit.

Vor dem Hintergrund dieser normativen 
Rahmensetzung und erweiterten, über eine reine 
Lohnnebenkosten- und Demographiediskussion 
hinausgehenden Problemanalyse widmet sich 
unser Beitrag dem Thema „wirtschaftliche Rah-
menbedingungen und Finanzierungsgrundlagen 
des Sozialstaats“ in fünf Schritten. In Abschnitt 2 
wenden wir uns den makroökonomischen Rah-
menbedingungen und Implikationen von Sozial-
staatsreformen in Deutschland zu. Die beiden 
darauf folgenden Abschnitte befassen sich mit 
den gesamtwirtschaftlichen Wirkungen von zwei 
häufi g diskutierten Reformschritten: der Umfi nan-
zierung von Beiträgen auf Steuern (Abschnitt 3) 
und dem Umstieg von der Umlagefi nanzierung 
auf Kapitaldeckung (Abschnitt 4). Abschnitt 5 
widmet sich dem Themenkomplex „Sozialstaats-
fi nanzierung und Beschäftigung“ und präsentiert 
einige Befunde der international vergleichenden 
Wohlfahrtsstaatsforschung. Abschnitt 6 schließ-
lich bewertet aus aktuellem Anlass den Gesetzes-
entwurf der Großen Koalition in Bezug auf die 
dort gefundenen Lösungen zur künftigen Finan-
zierung der Gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV).

Deutschland: Makroökonomische 
Rahmenbedingungen und Implikationen 
beachten

Die derzeitige gesamtwirtschaftliche Entwicklung 
Deutschlands ist geprägt von 
a) den anhaltenden Arbeitsmarkt- und Finanzie-

rungsproblemen, zu einem großen Teil verur-
sacht durch die deutsche Wiedervereinigung,

b) den veränderten Rahmenbedingungen durch 
die europäische Währungsunion (EWU) und
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Abbildung 1

Quelle: Destatis, eigene Berechnungen
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c) den zunehmenden Lohn- und Wettbewerbs-
druck durch die fortschreitende Globalisie-
rung.

Insgesamt ist das gesamtwirtschaftliche Wachs-
tum seit langem zu niedrig und trägt damit we-
sentlich zur Arbeitslosigkeit und der Schiefl age 
der Sozialversicherung bei. Gleichzeitig ging der 
Anteil der Löhne am Volkseinkommen zurück.

Zu a): Seit der Wiedervereinigung vor über 
16 Jahren versucht Deutschland deren wirtschaft-
liche Auswirkungen zu verarbeiten. Ein starker 
Produktionseinbruch, hohe – politisch gewollte 
– Lohnsteigerungen und Massenarbeitslosigkeit 
markierten die ersten Jahre in Ostdeutschland. 
Die Abgabenquote – nicht die Steuerquote – ist 
anschließend deutlich gestiegen und noch immer 
bedarf es hoher Transferströme von West- nach 
Ostdeutschland. Die Arbeitslosigkeit ist in Ost-
deutschland heute immer noch etwa doppelt so 
hoch wie in Westdeutschland9.

Die Anpassungslasten haben sich im Nach-
hinein als deutlich höher erwiesen, als zu Beginn 
von vielen erwartet worden war. Vor allem die 
Entscheidung, das westdeutsche Sozialversiche-
rungssystem einen Großteil der Kosten der deut-
schen Vereinigung tragen zu lassen, hat sich ma-
kroökonomisch als gravierender Fehler erwiesen. 
In einer Zeit der Massenarbeitslosigkeit und ho-
her Lohnsteigerungen in Ostdeutschland wurden 
mit den Beitragssatzsteigerungen in den verschie-
denen Zweigen der Sozialversicherung die Arbeits-
kosten weiter deutlich erhöht. Damit wurde 
gleichzeitig der Spielraum für anschließende Ta-
rif- und Effektivlohnerhöhungen faktisch einge-
engt. Im Endergebnis sind die Arbeitskosten je 
abhängig Beschäftigten seit 1991 zwar um 36% 
gestiegen, die Nettolöhne der Beschäftigten leg-
ten aber nur um 27% zu. Nach Abzug des Infl a-
tionsanstiegs ergab sich eine Stagnation der Re-
allöhne in den letzten 14 Jahren. In diesem Zeit-
raum stiegen die Brutto- und Nettogewinne um 
jeweils rund 60%.

9 Wäre die absolute Lohnhöhe die entscheidende Determinante für die Arbeitsnachfrage, wie von vielen behauptet, dann müsste die Be-
schäftigungssituation in Ostdeutschland deutlich besser als in Westdeutschland sein und nicht umgekehrt. Denn die Stundenlöhne er-
reichen in Ostdeutschland nur etwa 70% des westdeutschen Niveaus.
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Angesichts dieser unsozialen Verteilungsent-
wicklung ist leicht zu verstehen, warum die Bin-
nennachfrage in Deutschland seit Jahren stag-
niert. Wären nicht die Beitragssätze zur Sozialver-
sicherung erhöht, sondern die Lasten der deut-
schen Vereinigung vollständig über direkte und 
indirekte Steuern fi nanziert worden, dann wären 
zunächst die Arbeitskosten deutlich geringer ge-
stiegen und gleichzeitig hätten die Nettolöhne 
kräftiger zugelegt.

In dieser Konstellation hätte die Chance zu 
höheren Tarifl ohnabschlüssen und Effektivlöh-
nen bestanden, ohne dass die Arbeitskosten ins-
gesamt stärker gestiegen wären. Die Einkommens-
entwicklung der sozialversicherungspfl ichtig Be-
schäftigten wäre dann deutlich besser ausgefal-
len, während die Beamten und Selbständigen 
ebenfalls im vollen Umfang an den Kosten der 
deutschen Vereinigung beteiligt worden wären. 
Eine reine Steuerfi nanzierung der Vereinigungs-
kosten hätte nicht die negativen Wirkungen auf 
die Wettbewerbsfähigkeit gehabt, wie sie von ei-
ner beitragsinduzierten Erhöhung der Arbeits-
kosten ausgegangen sind. So wären z.B. auch im-
portierte Produkte (und Dienstleistungen) über 
höhere indirekte Steuern belastet worden. Im 
speziellen Fall von Mehrwertsteuererhöhungen 
statt Beitragssatzanhebungen hätte sich die inter-
nationale Wettbewerbsfähigkeit noch besonders 

verbessert, weil die Exporte von den niedrigeren 
Arbeitskosten im Inland profi tiert hätten und 
gleichzeitig auch Mehrwertsteuer belastete im-
portierte Güter und Dienstleistungen in Konkur-
renz zu einer kostengünstigeren inländischen 
Produktion getreten wären. Eine Korrektur dieser 
falschen Finanzierung der deutschen Einheit ist 
noch heute möglich. 

Zu b): Die gewählten Rahmenbedingungen 
der europäischen Währungsunion haben eben-
falls Auswirkungen auf die Entwicklung der so-
zialen Sicherung in Deutschland. Die Europäische 
Zentralbank orientiert ihre Geldpolitik an der 
durchschnittlichen europäischen Infl ationsent-
wick lung, die deutlich über der deutschen liegt. 
Gleichzeitig nimmt sie keine Rücksicht auf das 
un terdurchschnittliche deutsche Wirtschafts-
wachs tum. Während insbesondere in früheren 
Hochinfl ationsländern durch die deutliche Redu-
zierung der Geld- und Kapitalmarktzinsen bei 
Eintritt in die EWU kräftige Wachstumsimpulse 
induziert wurden, leidet Deutschland unter einer 
insbesondere im Vergleich zu diesen Ländern zu 
restriktiven Geldpolitik. Gleichzeitig beschränk-
ten lange Zeit die Bestimmungen des Stabilitäts- 
und Wachstumspakts (SWP) die deutsche Finanz-
politik dabei, auf Konjunktur und Beschäftigung 
stabilisierend zu wirken. Diese Fehlentwicklun-
gen wurden noch verstärkt durch die zu niedrige 
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Abbildung 2

Quelle: Destatis
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Lohnentwicklung in Deutschland. Da die Ein-
nahmenbasis der Sozialversicherung komplett an 
die Bruttolohnentwicklung (unter Beachtung von 
Abschlägen für Mini- und Midi-Jobs am unteren 
Ende und die Beitragsbemessungsgrenzen am 
oberen Ende) gekoppelt ist, schlagen niedrige 
 Effektivlohnsteigerungen und ein Rückgang der 
sozialversicherungspfl ichtig Beschäftigten voll 
auf die Beitragseinnahmen durch. Auf der Aus-
gabenseite zeigte sich bei steigender Arbeitslosig-
keit, zunehmender Verrentung und – im Ver-
gleich zur Lohnentwicklung – überproportional 
steigenden Gesundheitsausgaben eine deutlich 
andere Tendenz bei den Sozialausgaben. Die Poli-
tik reagierte auf diese sich öffnende Schere von 
Einnahmen und Ausgaben vor allem mit Ausga-
benkürzungen, die ihrerseits die Einnahmebasis 
negativ beeinfl ussten. Diese Entwicklung zeigt 
deutlich, wie störanfällig die einseitige Einnah-
menorientierung der Sozialversicherungen an der 
Bruttolohn- und -Gehaltssumme ist. Eine stär -
kere Orientierung an einer breiteren Einnahmen-
basis, etwa dem Volkseinkommen, hätte nicht zu 
dieser Fehlentwicklung geführt. Eine solche brei-
tere Einnahmenbasis kann allein schon durch ei-
nen höheren steuerfi nanzierten Anteil in der So-
zialversicherung erreicht werden. Dies könnte 
mit ein Grund dafür sein, warum sich in den 
skandinavischen Ländern, die ihre Sozialsysteme 
zu einem erheblicheren Teil über Steuern fi nan-
zieren, Wachstum und Beschäftigung deutlich 
besser entwickelt haben als bei uns.

Zu c): Mit dem Hinweis auf die fortschreiten-
de Globalisierung und der Drohung, Arbeitsplät-
ze zu verlagern, nimmt der Druck auf die Lohn-
entwicklung derzeit noch zu. Dabei ist Deutsch-
land Exportweltmeister und äußerst wettbewerbs-
fähig. Aber selbst namhafte deutsche Ökonomen 
sind davon überzeugt, dass „hohe Löhne Deutsch-
land arm (machen)“ (Sinn/Wiegard 2006, S. 2).

Mit Verweis auf die vergleichsweise hohen 
deutschen (absoluten) Lohnkosten wird vor einer 
expansiveren Lohnpolitik gewarnt, weil diese die 
Rationalisierungsanstrengungen der Unterneh-
men verstärken, inländische Produktion durch 
Vorleistungsimporte aus dem Ausland ersetzen 
und Produktionsfaktoren aus den arbeitsintensi-
ven Binnensektoren in die kapitalintensiven Ex-

portsektoren überführen würde. Folgte man die-
sem Rat und würden weiterhin im Vergleich zum 
Ausland auch in den folgenden Jahren nur unter-
durchschnittliche Lohnzuwächse realisiert, dann 
würde Deutschland sicherlich noch wettbewerbs-
fähiger. Allerdings würde die Binnennachfrage 
dabei weiter auf der Strecke bleiben. Warum soll-
ten die Unternehmen deutlich mehr investieren, 
wenn die Nachfrage aus dem Inland nach ihren 
Produkten nur mäßig steigt? Sparkapital ist schon 
derzeit übermäßig vorhanden. Es mangelt nur an 
der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage, damit sich 
für die Unternehmen eine Ausdehnung ihrer Ka-
pazitäten auch lohnt. Und dafür bedarf es letzt-
lich einer robusten Konsumnachfrage, die ver-
nünftige, am gesamtwirtschaftlichen Produkti-
vitätsfortschritt und der Zielinfl ationsrate der EZB 
ausgerichtete Lohnsteigerungen voraussetzt. Ein 
Blick über die Grenzen zeigt, dass gerade in den 
angelsächsischen Ländern die deutlicheren Lohn-
erhöhungen die Binnennachfrage und damit 
auch die Investitionstätigkeit gestärkt haben. Als 
relativ große Volkswirtschaft bleibt Deutschland 
der Weg kleinerer Mitgliedsländer in der EWU 
verbaut, über relative Lohnreduktionen und ein 
dadurch induziertes Exportwachstum das Wachs-
tum anzukurbeln. In Deutschland hat die Bin-
nennachfrage noch immer das größere Gewicht. 
Somit kann diese Strategie bei uns nicht funk-
tionieren. In Bezug auf die Entwicklung der So-
zialversicherungen zeigt die aktuelle Diskussion 
allerdings auch, wie problematisch es ist, die Be-
messungsgrundlage der Einnahmen ausschließ-
lich an die Löhne zu binden. Auch dies spricht 
aus gesamtwirtschaftlicher Sicht für einen hö-
heren Steueranteil in der Sozialversicherung. 

Gesamtwirtschaftliche Wirkungen 
einer stärkeren Steuerfi nanzierung: 
Modellsimulationen im Vergleich

Will man das Sozialsystem langfristig stabil aus-
richten, führt kein Weg an einer stärkeren Steuer-
fi nanzierung vorbei. Ansonsten wäre man zu 
ständigen Leistungskürzungen, immer wieder 
neu en Beitragssatzsteigerungen und höheren Zu-
zahlungen gezwungen. Ein Umstieg auf einen 
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höheren Steueranteil bei gleichzeitiger Senkung 
der Beitragssätze würde – für sich genommen – 
die gesamte Abgabenquote in der Volkswirtschaft 
unverändert lassen.10 Allerdings würden die An-
reize deutlich verändert. So würde eine Reduzie-
rung der Beitragssätze die Lohnkosten für die Ar-
beitgeber senken und das verfügbare Einkommen 
der sozialversicherungspfl ichtigen Arbeitnehmer 
erst einmal erhöhen. 

Die Reduzierung der Arbeitskosten über nied-
rigere Beiträge würde ceteris paribus  sowohl be-
schäftigungsfördernd und preissenkend wirken 
als auch – im Endergebnis – die realen Nettoein-
kommen der sozialversicherungspfl ichtig Be-
schäftigten erhöhen. Die zu erwartenden Wachs-
tums-, Preis- und Beschäftigungseffekte, aber auch 
die Auswirkungen auf die Einkommensverteilung 
und den Staatshaushalt, lassen sich nur mit Hilfe 
von gesamtwirtschaftlichen ökonome trischen 
Modellen ermitteln. Zuvor muss allerdings ent-
schieden werden, welche Steuern als Kompen-
sation für die niedrigeren Beitragssätze angeho-
ben werden sollen. Grundsätzlich sollten auf-
kommensstarke Steuern gewählt werden, die in 
etwa so wie das BIP wachsen. An erster Stelle 
kommen dafür die Lohn- und Einkommensteuer 
und die Mehrwertsteuer in Frage. Die Mehrwert-
steuer hat leicht regressive Verteilungseffekte. 
Personen mit einem geringen Einkommen geben 
in der Regel einen höheren Anteil ihres verfüg-
baren Einkommens für Konsumgüter aus als Per-
sonen mit einem hohen Einkommen. Würde z.B. 
die Einkommensumverteilung in der GKV durch 
eine höhere Mehrwertsteuer ersetzt, dann wäre 
der Personenkreis mit geringen Einkommen stär-
ker belastet als bisher. 

Simulationsrechnungen mit einem makro-
ökonometrischen Modell zeigen, dass bei einer 
Kombination von Lohn-/Einkommenssteuer und 
Mehrwertsteuer zur Gegenfi nanzierung einer Sen-
kung der Beitragssätze insgesamt die besten ge-
samtwirtschaftlichen Wirkungen erreicht würden 
(Meinhardt/Zwiener 2005). 

Das verteilungspolitisch bessere Ergebnis 
zeigt allerdings die Lohn-/Einkommenssteuer. 

Wür de sie erhöht und würden die Mehreinnah-
men für die Senkung der Beitragssätze in der So-
zialversicherung verwendet, dann würde dem 
Leistungsfähigkeitsprinzip am ehesten Rechnung 
getragen. Der Sachverständigenrat (SVR) schreibt: 
„Da die Beitragsfi nanzierung bezogen auf das ge-
samte Haushaltsnettoeinkommen mit steigen-
dem Einkommen zunächst progressiv, die Ein-
kommenssteuer dagegen durchgehend und stär-
ker progressiv wirkt, nimmt die relative Belastung 
bei Verwirklichung der Umfi nanzierungsmaß-
nahme mit zunehmendem Einkommen zu“ (SVR 
2005, Ziffer 567).

Dagegen scheint die Mehrwertsteuer insbe-
sondere unter Wettbewerbsgesichtspunkten ein 
geeignetes Finanzinstrument darzustellen, unter-
scheidet sie doch nicht zwischen dem Konsum 
inländischer und ausländischer Produkte. Es 
spricht gleichwohl einiges dafür, nur den Regel-
satz der Mehrwertsteuer anzuheben. Dies ändert 
die Preise von Nahrungsmitteln und einigen Gü-
tern für Bildung, Unterhaltung und Freizeit, die 
mit einem ermäßigten Satz belegt sind, nicht di-
rekt. Damit werden insbesondere Haushaltsgrup-
pen nicht übermäßig belastet, die entweder gar 
nicht oder nur teilweise von einer Senkung der 
Beitragssätze zur Krankenversicherung profi tie-
ren. Dazu gehören in erster Linie Haushalte von 
Transfereinkommensbeziehern, deren Einkom-
men nicht regelmäßig und nicht vollständig an 
die Lohnentwicklung angepasst werden. Auch 
die Selbständigen profi tieren nicht von der Sen-
kung der Beitragssätze. Allerdings kann ein Teil 
der Selbständigen in dem Maße seine Einkom-
mensposition verbessern, wie er die gesunkenen 
Lohnkosten für seine Beschäftigten nicht voll in 
eine Preissenkung für ihre Produkte und Dienst-
leistungen weitergibt. 

Die Wirkung der Arbeitgeberbeiträge auf die 
Lohnkosten muss unter dem Gesichtspunkt des 
optimalen Einsatzes der Produktionsfaktoren in 
Betracht gezogen werden. So kann der reichlich 
vorhandene Produktionsfaktor Arbeit unter an-
derem auch deshalb unzureichend eingesetzt 
sein, weil sein Preis zuvor durch die Anhebung 

10 Formal kann dabei die Abgabenlast der privaten Haushalte zu- und die der Unternehmen abnehmen. Die effektive Abgabenlast hängt 
allerdings von den zur Gegenfi nanzierung gewählten Steuern und deren Überwälzungsmöglichkeiten ab.
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der Arbeitgeberbeiträge erhöht wurde. Eine Sen-
kung der Lohnkosten in Folge der Reduzierung 
der Arbeitgeberbeiträge kann so – für sich genom-
men – in neo-klassischer Sichtweise eine Substi-
tution von Kapital durch Arbeit auslösen. Die 
Stärke dieses Substitutionseffekts sollte allerdings 
nicht überschätzt werden. In Abweichung zu ei-
ner streng neo-klassischen Sichtweise gehen viele 
Ökonomen nicht davon aus, dass eine Umfi nan-
zierung starke Beschäftigungseffekte auslösen 
würde. Implizit heißt das, dass die Lohnelastizität 
der Beschäftigung nicht als sonderlich hoch ein-
geschätzt wird.

Zwar dürften Wachstum und Beschäftigung 
unterschiedlich stark angeregt werden, je nach-
dem, ob die Mehrwertsteuer oder die Lohn-/Ein-
kommenssteuer zur Gegenfi nanzierung einer Bei-
tragssatzsenkung eingesetzt wird, doch hebt sich 
in der Studie von Meinhardt/Zwiener (2005) eine 
Simulationsvariante deutlich ab. Diese Variante, 
in der sowohl Mehrwertsteuern wie Lohn- und 
Einkommenssteuern aufkommensneutral zur Re-
duzierung der Beitragssätze der Sozialversiche-
rung eingesetzt werden, zeigt auch die besten Er-
gebnisse bei den realen Nettolöhnen (pro Kopf) 
und löst mittelfristig keine Preiseffekte aus. Inso-
fern ist sie anderen Simulationsvarianten mit nur 
einer – direkten oder indirekten – Steuerart über-
legen. Gemäß den Modellergebnissen lässt sich 
bei einer aufkommensneutralen und symmet-
rischen Senkung der Beitragssätze der Arbeitneh-
mer und Arbeitgeber um 50 Mrd. € das Beschäf-
tigungsniveau dauerhaft um über eine halbe Mil-
lion Personen anheben (ebd., Tabelle 11, Variante 
VI). 

Andere Studien zeigen ebenfalls positive Be-
schäftigungseffekte (z.B. Kaltenborn et al. 2003a; 
Bach/Koch/Spitznagel 2004). Allerdings werden 
die zugrunde liegenden Annahmen insbesondere 
zum außenwirtschaftlichen Rahmen häufi g nicht 
deutlich. Die Studie von Bach/Koch/Spitznagel 
(2004) hat ebenfalls die Alternativen Erhöhung 
der Mehrwertsteuer oder direkter Steuern zur Ge-
genfi nanzierung einer Senkung der Sozialabga-
ben zum Gegenstand. Die Impulse sind dort im 

Vergleich zur DIW-Studie von Meinhard/Zwiener 
viel geringer angesetzt, es wird nur eine Erhöhung 
der Mehrwertsteuer um einen Prozentpunkt un-
tersucht. In einer Variante mit exogenen Tarifl öh-
nen und einer unterstellten Preisüberwälzung 
von 50% nähme die Zahl der Beschäftigten um 
durchschnittlich 81.000 Personen zu, das reale 
Bruttoinlandsprodukt stiege um 0,1% und der 
Preisindex der privaten Konsumausgaben um 
0,4%. Bei der entsprechenden Erhöhung der di-
rekten Steuern wären es ein Plus von 47.000 Be-
schäftigten, ein Anstieg des realen Bruttoinlands-
produkts um 0,1% und ein Rückgang des Preis-
index des privaten Verbrauchs um 0,2%. 

Verglichen mit den Ergebnissen von Mein-
hardt/Zwiener fallen die Wachstumseffekte gerin-
ger und die Preiseffekte höher aus. Eine Erklärung 
für diesen Unterschied könnte in der außenwirt-
schaftlichen Modellierung liegen. In der Studie 
von Bach/Koch/Spitznagel (2004) dürften die 
Veränderungen der Lohnstückkosten keine (oder 
keine nennenswerten) Auswirkungen auf die 
deutschen Exporte haben.11 Damit fehlt aber eine 
wichtige treibende Kraft für den Anstieg von 
Wachstum und Beschäftigung. Die Preiseffekte 
selbst können nicht direkt verglichen werden, 
weil – im Unterschied zur Realität – in den Mo-
dellsimulationen der Studie sämtliche Mehrwert-
steuereinnahmen über eine entsprechende Er-
höhung des Preisindex des privaten Verbrauchs 
erzielt werden. Damit fällt aber automatisch die 
für den Preisindex des privaten Konsums unter-
stellte Preisüberwälzung zu hoch aus. Die Zweit-
rundeneffekte zwischen Preisen und Löhnen wer-
den deshalb auch deutlich überzeichnet. 

Gemäß einer IAB-Studie von Feil und Zika 
(2005) könnte eine Absenkung der Sozialversi-
cherungsbeiträge pro Beitragspunkt längerfristig 
jeweils bis zu 150.000 neue Jobs bringen. Leider 
wurden die Wirkungen einer Erhöhung der Lohn-
/Einkommensteuer nicht untersucht. Im Ver-
gleich zu einer Reduzierung der Staatsausgaben 
oder einer Erhöhung der Mehrwertsteuer zeigte 
in der Studie die Einführung einer Kopfpauscha-
le die höchsten Beschäftigungseffekte. Die Auto-

11 Die Exporte werden in den Tabellen der Studie nicht ausgewiesen.



Friedrich-Ebert-Stiftung
WISO

Diskurs

96

ren betonen allerdings die damit verbundenen 
unerwünschten Verteilungswirkungen. 

Eine Studie von Kaltenborn et al. (2003b) 
kommt anhand des DGB-Freibetragsmodells zu 
dem Schluss, dass eine steuerfi nanzierte Senkung 
der Sozialabgaben in asymmetrischer Form, d.h. 
gezielt v.a. im unteren Einkommensbereich, noch-
mals höhere Beschäftigungseffekte ergibt als bei 
einer linearen Senkung mit demselben Entlas-
tungsvolumen. Da das DGB-Modell neben den 
kleinen auch alle anderen Einkommen entlastet, 
ist es allerdings sehr kostenintensiv. Das Progres-
siv-Modell von Bündnis 90/Die Grünen stellt eine 
günstigere Alternative dar, da es nur Einkommen 
bis 2000 € entlastet (vgl. auch IMK-WSI-Arbeits-
kreis Kombilohn 2006, S. 9). Auch der SVR kommt 
nach Auswertung einer Reihe von Studien zu dem 
Schluss, dass „die besten Ergebnisse von einem 
Finanzierungsmix aus Einkommenssteuer und 
Mehrwertsteuer zu erwarten sind, da sich bei ei-
ner solchen Kombination unterschiedlicher  Steu -
ern allokative und verteilungspolitische Nachteile 
der einen Steuer durch die Wirkungen der ande-
ren ausgleichen können“ (SVR 2005, Ziffer 568). 

Umstieg auf Kapitaldeckung ist keine 
Alternative

Nach der Aktienkrise der 90er Jahre waren die 
Forderungen nach einem Umstieg von der umla-
gebasierten Sozialversicherung hin zu einem ka-
pitalgedeckten System leiser geworden. Zuletzt 
gab es noch Vorschläge für einen entsprechenden 
Umstieg bei der Pfl egeversicherung. Es sind aber 
nicht nur fallende Aktienkurse, die die Risiken 
eines kapitalgedeckten Systems aufzeigen. Beson-
ders problematisch ist der eigentliche System-
umstieg, bei dem von der gegenwärtig arbei-
tenden Generation verlangt wird, dass sie neben 
der fi nanziellen Belastung durch eigene Kinder 
sowohl für die jetzigen Rentner die Beiträge im 
Umlageverfahren aufbringt als auch für die eige-
ne Rente einen Kapitalstock über zusätzliche Er-
sparnisse aufbaut (vgl. auch DIW 1999). Würde 

sie das tun, dann stiegen unweigerlich die Spar-
anstrengungen der Erwerbstätigen. Es sind aber 
für die derzeitige binnenwirtschaftliche Schwä-
che neben den geringen Lohnsteigerungen auch 
die Konsumzurückhaltung bzw. die gestiegene 
Sparquote mitverantwortlich. Wird im gesamt-
wirtschaftlichen Kontext versucht, mehr zu spa-
ren, dann sinkt im Wirtschaftskreislauf die Nach-
frage und in Folge die Produktion; die Einkom-
men fallen geringer aus und letztlich können so-
gar die Ersparnisse dadurch reduziert werden. Ein 
echter Systemumstieg verspricht auch langfristig 
– nach 45 Jahren Erwerbstätigkeit – keine Vor-
teile, weil er die Risiken der Lohnbasierung durch 
die Risiken der Kapitalbasierung einfach nur er-
setzt. Interessant hätte dagegen eine Ergänzung 
des Umlagesystems durch zusätzlich kapitalba-
sierte Elemente sein können, wie es eigentlich 
mit der Riester-Rente möglich gewesen wäre12. 
Eine solche Ergänzung koppelt die Gesamtrente 
teilweise von der seit Jahren rückläufi gen Lohn-
quote ab und bindet sie stärker an die allgemeine 
Wirtschaftsentwicklung und vermindert damit 
die Risiken. Aber auch dieser Weg einer Ergän-
zung zum umlagebasierten System ist in Zeiten 
einer binnenwirtschaftlichen Schwäche proble-
matisch, weil er – wenn auch deutlich schwächer 
als der Systemumstieg – auf zusätzliche private 
Sparanstrengungen setzt. Von der nicht obliga-
torischen Riester-Rente und den staatlichen Zu-
schüssen dürften auch noch höhere Einkom-
mensgruppen überproportional profi tieren. Als 
Alternative dazu würde ein höherer Steueranteil 
in der Sozialversicherung allein schon die Kopp-
lung an die seit langem rückläufi ge Lohnquote 
reduzieren, ohne dass auf – derzeit kontrapro-
duktive – verstärkte Sparanstrengungen der Pri-
vaten gesetzt werden muss.

Es ist ebenfalls eine Illusion zu glauben, dass 
man das Demographieproblem mit einer stärke-
ren Kapitaldeckung der Rentenversicherung bes-
ser lösen könnte. In einer geschlossenen Wirt-
schaft würde die Aufl ösung von Kapitalvermögen 
zur Finanzierung der Ausgaben einer wachsenden 
Zahl von Rentnern unweigerlich zu einem Kurs-

12 Allerdings wurde gleichzeitig das zukünftige Rentenniveau deutlich abgesenkt, so dass man nicht von einer Ergänzung, sondern viel-
mehr von einem Ersatz sprechen muss.
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verfall der Vermögenswerte und damit zu sinken-
den Rentenzahlungen führen. Einen – theoreti-
schen – Ausweg böte nur die Kapitalanlage in 
Ländern ohne ein Demographieproblem, also 
z.B. in Afrika oder im Nahen Osten. Dies sind al-
lerdings Regionen mit geringen Renditechancen. 
Bei einer Kapitalanlage im Ausland bestehen zu-
dem höhere Wechselkursrisiken zusätzlich zum 
grundsätzlichen Risiko von Kapitalanlagen.  

Sozialstaatsfi nanzierung und Beschäftigung: 
Deutsche und europäische Perspektiven

Es ist eine umstrittene Frage, ob bzw. in welchem 
Umfang Regelungen zur Sozialversicherung für 
arbeitsmarktpolitische Maßnahmen eingesetzt 
wer den sollen. Beschäftigung sollte aus unserer 
Sicht durch die Finanzierung der sozialen Siche-
rung zumindest nicht explizit behindert werden. 
Insofern kann durchaus bei bestimmten Tätig-
keiten und Entlohnungen ein hoher Beitragssatz 
zur Sozialversicherung die Nachfrage nach Arbeit 
bzw. das Angebot an Arbeit behindern. Dieses 
Problem wird in der Regel besonders bei Arbeits-
plätzen mit geringen Qualifi kationserfordernis-
sen und Entlohnungen und bei Personen mit 
(vermeintlichen) Handikaps gesehen. Hier gibt es 
immer wieder Vorschläge, durch eine Reduzie-
rung der Beitragssätze die Arbeitskosten für die 
Unternehmen zu senken und/oder die Nettoein-
kommen der gering entlohnten Beschäftigten zu 
erhöhen. Je nachdem, ob das Problem eher auf 
der Arbeitsangebotsseite oder der Arbeitsnach-
frageseite gesehen wird, sollen eher die Beschäf-
tigten fi nanziell besser gestellt oder die Unter-
nehmen bei den Arbeitskosten entlastet werden. 
Solange es in Deutschland keinen gesetzlichen 
Mindestlohn gibt und tariffreie Bereiche existie-
ren, lässt sich allerdings im vorhinein kaum aus-
machen, ob der Arbeitgeber oder der Arbeitneh-
mer begünstigt wird, weil sich die Höhe der Ent-
lohnung entsprechend anpassen kann. 

Unabhängig hiervon gilt es beim möglichen 
Einsatz der Sozialversicherung für die Arbeits-
marktpolitik noch eine Reihe weiterer Punkte zu 
beachten. Wie die Expansion der sozialversiche-
rungsreduzierten Mini-Jobs und der gleichzeitige 
Rückgang von sozialversicherungspfl ichtiger Be-
schäftigung  in  den  letzten  Jahren  zeigt,  dürfte 
in einigen Bereichen faktisch eine Substitution 
von sozialversicherungspfl ichtigen Arbeitsplät-
zen durch die 400 Euro-Jobs stattgefunden haben 
(vgl. Bäcker 2006). Dabei muss es im Einzelnen 
nicht zu Entlassungen gekommen sein. Das Aus-
nutzen von Fluktuationen und die anschließen-
de Aufspaltung von Arbeitsplätzen ermöglichte 
den Unternehmen – insbesondere im Einzelhan-
del und Gaststättengewerbe  – eine Kostensen-
kung. Mit den 400 Euro-Jobs wird nun in der 
Mehrheit eine Gruppe (Rentner, Studenten, Haus-
frauen, Personen mit einem Hauptberuf) begüns-
tigt, die anderweitig sozial versichert und teilwei-
se auch einkommensmäßig abgesichert ist, wäh-
rend der Verlust an sozialversicherungspfl ichtiger 
Beschäftigung die Zahl der Arbeitslosen erhöht 
haben dürfte. Sobald beitragsreduzierte und da-
mit kostengünstigere Beschäftigungsverhältnisse 
erlaubt sind, wird diese Form auch genutzt und es 
fi ndet – zumindest in bestimmten Segmenten – 
eine Verdrängung von sozialversicherungspfl ich-
tiger Beschäftigung statt. Dies kann aber nicht 
das Ziel der Arbeitsmarktpolitik sein. Gleichzeitig 
wird das System der Sozialversicherung massiv 
geschädigt: Einer geringeren Zahl von Beitrags-
zahlern stehen im Zweifel sogar eine erhöhte Zahl 
an Transfereinkommensbeziehern gegenüber. 
Selbst wenn die Beitragsausfälle durch steuerfi -
nanzierte Zuschüsse aufgebracht werden, ist das 
Ziel der Schaffung von zusätzlichen Arbeitsplät-
zen, die eine eigenständige Lebensführung ermög-
lichen, nicht erreicht, sondern verletzt worden. 

Freibetragsmodelle in der Sozialversicherung 
oder das Progressiv-Modell der Grünen (Deut-
scher Bundestag 2006) dürften tendenziell eine 
ähnliche Wirkung hinsichtlich unerwünschter 
Substitutionseffekte haben.13 Ob diese durch die 

13 Da in diesen Modellen – in Gegensatz zur heutigen Mini-Job-Regelung – die ausgefallenen Sozialversicherungsbeiträge durch Steuermit-
tel ausgeglichen werden, werden dagegen die negativen Wirkungen auf die eigenständige Absicherung geringfügig Beschäftigter (v.a. 
von Frauen) vermieden.
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14 Zumindest ergeben sich dann neue Missbrauchsmöglichkeiten, indem bei Teilzeitbeschäftigten offi ziell ein höheres Arbeitsvolumen 
vereinbart als tatsächlich geleistet wird. Beide, Arbeitgeber und Arbeitnehmer, vermeiden dann automatisch Sozialabgaben, was dieses 
Missbrauchsmodell attraktiv macht.

Umstellung der Sozialversicherungsbeiträge auf 
Stundenlöhne als Bemessungsgrundlage anstatt 
der Monatslöhne vermieden werden können, ist 
offen.14 Dafür werden die Beschäftigungseffekte 
aber – relativ zu einer linearen, allgemeinen Bei-
tragssatzsenkung – als höher angesehen, wobei 
die Kosten v.a. des DGB-Freibetragsmodells eben-
falls sehr hoch sind (vgl. Abschnitt 3).

Anstatt auf Beitragseinnahmen in der einen 
oder anderen Form zu verzichten, kann grund-
sätzlich auch das Steuersystem für die Arbeits-
markt- und Sozialpolitik genutzt werden (ebd.). 
Dies hätte den Vorteil, dass nicht eine Reduzie-
rung der Einnahmen der Sozialversicherung als 
Instrumentvariable eingesetzt wird. Vielmehr 
steigen die Einnahmen sogar in dem Maße, wie es 
gelingt, durch steuerpolitische Maßnahmen eine 
Ausdehnung der sozialversicherungspfl ichtigen 
Beschäftigung zu erreichen. 

Bei der Analyse von Sozialstaatsniveau und  
-strukturen und der jeweiligen Beschäftigungssi-
tuation im internationalen Vergleich kommt eine 
breit angelegte Vergleichsstudie von Fritz Scharpf 
und Vivien Schmitt (2000) zu dem Ergebnis, dass 
sich pauschal kein Gegensatz von Beschäftigungs-
erfolgen und einem ausgebautem Sozialstaat fest-
stellen lässt. Ein Zusammenhang zwischen dem 
Niveau der Gesamtbeschäftigung sowie den Steu-
ern und Sozialabgaben in % des BIP war nicht 
feststellbar. Wie Abbildung 3 zeigt, gilt dies im 
europäischen Vergleich bis heute: Hohe Beschäf-
tigungsquoten (gemessen als Anteil der tatsäch-
lich Erwerbstätigen an der Bevölkerung im Alter 
von 15-64 Jahren) fi nden sich in Ländern mit ho-
her und niedriger Steuer- und Abgabenlast. Ins-
besondere den Skandinavischen Ländern gelingt 
es, beides zu vereinen. Der dort beschrittene Weg 
schafft über hohe Steuern v.a. viele Arbeitsplätze 
im Bereich öffentlicher Dienstleistungen.

Abbildung 3

Quelle: OECD; Beschäftigungsquote NL; Wert v. 2003
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Ein weiterer Befund dieser Forschung lautet, 
dass der Zusammenhang von hohen Steuern und 
Abgaben mit Beschäftigung dort am schwächsten 
ist, wo man es am wenigsten vermutet (Scharpf 
2000, S.8 ff.): Unterschiede bei der Beschäftigung 
in von der Globalisierung betroffenen Branchen 
(Industrie, Landwirtschaft, Energieversorgung, 
Bauwirtschaft, Verkehr, Kommunikation, Ban-
ken, Versicherungen, Dienstleistungen für Un-
ternehmen) lassen sich nicht hinreichend mit 
Niveau oder Struktur des Sozialstaats erklären. 
Die USA schneidet beispielsweise trotz niedriger 
Abgabenlast in diesen Branchen in Bezug auf die 
Beschäftigung vergleichsweise schlecht, Länder 
wie Deutschland, Schweden, Dänemark oder 
 Österreich schneiden besonders gut ab. Erklären 
lässt sich dies voraussichtlich dadurch, dass auf 
produktiven Arbeitsplätzen mit mittleren und 
hohen Löhnen Steuern und Sozialabgaben ohne 
Schaden für die Beschäftigung auf die Löhne 
überwälzt werden können. Sozialstaatsniveau 
und Struktur sind in diesen Bereichen jedenfalls 
nicht ausschlaggebend für das Beschäftigungs-
niveau. Auf die Beschäftigung im Bereich kon sum-
orientierter Dienstleistungen, die lokal erbracht 
werden, wirkt die Sozialstaatsstruktur (v.a. hohe 
Sozialabgaben und in geringerem Maße auch Ver-
brauchssteuern) gemäß dieser Studie dagegen 
dämpfend. Tätigkeiten mit geringerer Qualifi kati-
onsanforderung und geringer Produktivität fi n-
den nur zu niedrigen Preisen und Arbeitskosten 
ihren Markt. Untersucht wurden hier etwa die Be-
reiche Groß- und Einzelhandel, Restaurants, Ho-
tels sowie andere konsumbezogene Dienstleis-
tungen. Für diesen Bereich ergibt sich ein hoher 
Zusammenhang zwischen Beschäftigungsniveau 
und Höhe der Sozialabgaben. Von der Belastung 
durch die Einkommens- und Körperschaftssteu-
ern wird das Beschäftigungsniveau in diesen Sek-
toren dagegen weit weniger beeinfl usst. Denn 
durch den Grundfreibetrag bei der Einkommens-
steuer spielt die steuerliche Belastung im Niedrig-
lohnbereich keine gewichtige Rolle im Gegensatz 
zu den Sozialabgaben (ebd., S. 9 ff). Vor allem aus 

diesen Gründen und für diese Sektoren wäre also 
eine Umfi nanzierung von Sozialbeiträgen auf 
Steuern erfolgversprechend.15 Deutschland ist da-
gegen in den letzten Jahren einen genau entge-
gengesetzten Weg gegangen. Dabei ist festzustel-
len, dass sich die staatlichen Einnahmen in 
Deutschland anders verteilen als in den meisten 
Nachbarländern. Bei seit 1995 insgesamt sinken-
der Abgabenquote wurden 2004 fast 13,9% des 
BIP für Sozialabgaben aufgebracht. Im Schnitt 
der OECD-Staaten waren es lediglich 9,3%. Die 
Steuern auf Unternehmensgewinne machten da-
gegen in Deutschland nur knapp 10% des BIP 
aus, während es im OECD-Schnitt etwa drei Pro-
zentpunkte mehr waren (Heiser 2006). 

Aus aktuellem Anlass: Finanzierung 
der Krankenversicherung im Lichte der 
Gesundheitsreform 2006

Würde man die Grundsätze der vorangegangenen 
Ausführungen anwenden auf die derzeit aktuelle 
Reform der GKV, wären aus unserer Sicht folgende 
Schritte notwendig gewesen:
• Die Einführung einer allgemeinen Versiche-

rungspfl icht;
• eine möglichst weitgehende Gleichbehand-

lung verschiedener Erwerbsformen in einem
• integrierten System von Privater und Gesetz-

licher Krankenversicherung und
• eine Verbreiterung der Einnahmebasis über 

zusätzliche Steuereinnahmen (z.B. die Steuer-
fi nanzierung versicherungsfremder Leistun-
gen).

Abbildung 4 knüpft an Abschnitt 3 an und zeigt 
die Bedeutung der Steuerfi nanzierung exempla-
risch für die Nachhaltigkeit der Finanzierung in 
der GKV. Es wird deutlich, dass in den letzten Jah-
ren die Bruttolohn- und -gehaltsumme im Ver-
gleich zum Bruttoinlandsprodukt unterdurch-
schnittlich wuchs. Die Gesundheitsausgaben ha-
ben sich dagegen ähnlich wie das BIP entwickelt. 
Allein aus diesem Grund ist es problematisch, die 

15 Aber auch die Stärkung öffentlicher (sozialer) Dienstleistungen auf der Basis sozial abgesicherter Beschäftigungsverhältnisse aus Steuer-
mitteln in für die Zukunft so wichtigen Sektoren der Erziehung, Bildung und Gesundheit, in denen hohe Anforderungen an qualifi -
ziertes Personal bestehen, gehört ebenso zum Erfolgsrezept des Skandinavischen Modells, von dem Deutschland lernen könnte.
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Abbildung 4

Quelle: Statistisches Bundesamt

90

140

130

120

110

100

150

1992 1994 1996 1998 2002 20042000

Ausgaben gesetzlicher Krankenkassen

Bruttolohn- und -gehaltssumme

Bruttoinlandsprodukt

Lohn- und Einkommenssteuer

Wachstum, Gesundheitsausgaben und alternative Bemessungsgrundlagen (1992 = 100)

Einnahmen der gesetzlichen Krankenkassen fast 
ausschließlich an die Bruttolohn- und -gehalt-
summe zu koppeln. Eine Verbreiterung der Steu-
erbasis könne dagegen Abhilfe schaffen.16

Die jetzige Reform schlägt allerdings gerade 
die gegenteilige Richtung ein. Die GKV-Beitrags-
sätze werden voraussichtlich erheblich steigen. 
In Bezug auf die Steuermittel erfolgt erst eine 
Rücknahme des Zuschusses aus der Tabaksteuer, 
dann ein sehr zögerlicher Ausbau der Steuerfi -
nanzierung der Kinder. Die Umstellung auf Steu-
ermittel geschieht also äußerst zaghaft und reicht 
bis 2009 kaum über das Niveau hinaus, das aus 
den Einnahmen der Tabaksteuer in die GKV fl oss, 
bevor sich die Große Koalition entschloss, diese 
Zuschüsse auslaufen zu lassen. Hinzu kommt, 
dass es rechtlich möglicherweise nicht haltbar 
sein wird, die Steuerfi nanzierung der Kinder auf 
die GKV-Versicherten zu begrenzen. In diesem 
Fall würde ein worst case scenario für den Wett-
bewerb zwischen GKV und PKV eintreten. Denn 
die beitragsfreie Mitversicherung von Kindern ist 
ein wichtiger Grund, warum für viele freiwillig 
Versicherte die GKV gegenüber der PKV über-

haupt attraktiv ist. Entfi ele nun auch noch dieser 
Vorteil, ohne dass eine Integration der beiden 
Systeme stattfi ndet, würden die unfaire Wettbe-
werbssituation und die Erosion der GKV-Finanz-
grundlage weiter verschärft.

Der Gesundheitsfonds bleibt im aktuellen 
Reformkonzept beschränkt auf die Mitglieder der 
GKV. Der Fonds hätte als Hebel zur Einbindung 
der PKV und GKV benutzt werden können. Hier 
hätte er Sinn gemacht, insbesondere wenn man 
die Trennung von PKV und GKV als Kernproblem 
des deutschen Krankenversicherungssystems an-
sieht (vgl. Leiber/Zwiener 2006a und 2006b). Nun 
aber bleibt zu fragen, was der Fonds dann über-
haupt bringt. Innerhalb der GKV gibt es derzeit 
schon einen Wettbewerb zwischen den Kranken-
kassen durch unterschiedlich hohe Beitragssätze. 
Die Trennung von PKV und GKV bleibt erhalten 
und von der Gleichbehandlung verschiedener 
 Erwerbsformen ist man weit entfernt. Die Chance 
auf eine substanzielle Umfi nanzierung und nach-
haltige fi nanzielle Stabilisierung wurde damit 
verpasst. 

16 Funktionales Äquivalent könnte unter Umständen – je nach konkreter Ausgestaltung – auch die Verbeitragung von Zins- und Kapitalein-
künften im Rahmen einer Bürgerversicherung sein. Auf Grund der Beitragsbemessungsgrenzen in der Sozialversicherung ist es jedoch 
nicht einfach, eine solche Lösung verteilungsgerecht zu gestalten und Versicherte, deren Einkünfte sich in unterschiedlicher Gewich-
tung aus Kapital- und Erwerbseinkommen zusammensetzen, nicht ungleich zu behandeln. Auch ist mit einem vergleichsweise hohen 
administrativen Aufwand zu rechnen. Einige Bürgerversicherungsmodelle schlagen daher als Mittel zur Einbeziehung zusätzlicher Ein-
kunftsarten in die Krankenversicherung eine Abgeltungssteuer auf Kapitalerträge vor, womit die Grenze zwischen einer steuer- und einer 
beitragsbezogenen Lösung verschwimmt.
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Kommentar zu Simone Leiber/Rudolf Zwiener

KOMMENTAR

Die Große Regierungskoalition ist angetreten, die 
Finanz- und Strukturprobleme der Sozialen Si-
cherung  zu lösen. Bislang klaffen Anspruch und 
Wirklichkeit weit auseinander. Wen kann es da-
her wundern, dass trotz verbesserter Rahmen-
daten in der  Wirtschaft, auf dem Arbeitsmarkt 
und in der Sozialversicherung  Verunsicherung 
und Politikverdrossenheit in der Bevölkerung an-
halten. 

Die gute Konjunktur mit einem spürbaren 
Rückgang der Arbeitslosigkeit hat der Bundesre-
gierung und den Sozialen Sicherungssystemen 
eine Atempause verschafft. Diese darf nicht unge-
nutzt  verstreichen. Die Angriffe der Privatisierer 
gegen die gesetzliche Sozialversicherung sind 
zwar zurückgegangen, aber keinesfalls gebannt. 
Bei den nächsten fi nanziellen Problemen  werden 
sie umso lautstärker auftreten: für die private Ka-
pitalanlage in der Altersversorgung und die Kopf-
pauschalen in der Krankenversicherung oder die 
Privatisierung der Arbeitsvermittlung. Die Große 
Koalition ist dringend aufzufordern, die notwen-
digen Reformen bei Finanzierung und Struktur 
der Sozialen Sicherungssysteme mit ihrer komfor-
tablen Zweidrittelmehrheit nicht gegen, sondern 
mit der großen Mehrheit der Bürger voranzu-
bringen.

Gemessen an anderen vergleichbaren Indus-
trieländern ist der Anteil der Sozialversicherungs-
beiträge am Bruttoinlandsprodukt in Deutsch-
land  überdurchschnittlich hoch und entspre-
chend der Steueranteil unterdurchschnittlich 
niedrig. Dies belastet untere und mittlere Ein-
kommen bis zur Beitragsbemessungsgrenze für 
die Erhebung von Sozialversicherungsbeiträgen 
sowie kleinere personalintensive Betriebe über-
proportional. Dies wiederum dämpft die Entwick-
lung der Binnennachfrage und der Beschäfti-
gung.

Eine nachhaltige Gestaltung der Finanzar-
chitektur der Sozialen Sicherungssysteme erfor-
dert die Erhöhung des Anteils von Steuern und 
damit die Begrenzung der Sozialversicherungs-
beiträge. Dabei darf aber das Kind nicht mit dem 
Bade ausgeschüttet werden, wie es in der öffent-
lichen Debatte um die „Lohnnebenkosten“ häu-
fi g geschieht. Erst einmal sind Sozialversiche-
rungsbeiträge nicht nur Lohnnebenkosten für die 
Unternehmen, sondern auch Beiträge von den 
Einkommen der Arbeitnehmer. Zum zweiten ste-
hen ihnen Leistungen gegenüber, die nicht nur 
für den sozialen Ausgleich und Zusammenhalt 
der Gesellschaft unerlässlich sind, sondern auch 
zur Produktivität und Nachfrage in unserer Wirt-
schaft einen entscheidenden  Beitrag leisten.

Unbestritten müssen die erheblichen gesamt-
gesellschaftlichen Leistungen in unseren Sozialen 
Sicherungssystemen weit mehr als bisher über 
Steuern fi nanziert werden. Dies gilt nicht nur für 
den immer noch hohen Anteil der Kosten für die 
Deutsche Einheit, sondern z.B. auch für die ho-
hen Kosten der Frühverrentung in der gesetz-
lichen Rentenversicherung und die Familien- und 
Kinderleistungen in der gesetzlichen Kranken-
versicherung.

Allerdings darf die Debatte um die Lohnne-
benkosten auch  nicht zum „Fetisch“  und damit 
zum Grundübel der hohen Arbeitslosigkeit hoch-
stilisiert  werden. Zur Bekämpfung der Arbeitslo-
sigkeit ist in erster Linie eine wirksame Wirt-
schafts-, Steuer-, Finanz-und Arbeitsmarktpolitik 
erforderlich. In diesem Rahmen können die Be-
grenzung der Sozialversicherungsbeiträge und ihr 
Ausgleich über Steuern einen Beitrag leisten.

Unabhängig davon gibt es gute Gründe, die 
Sozialen Sicherungssysteme auch in Zukunft vor-
rangig über Sozialversicherungsbeiträge von Ar-
beitgebern und Arbeitnehmern zu fi nanzieren. 
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Denn nur dann greift der in unserem Grund gesetz 
festgelegte  Eigentumsvorbehalt der durch eigene 
Beiträge erworbenen Ansprüche an soziale Siche-
rungsleistungen. Zudem gewährleistet die paritä-
tische Aufbringung der Beiträge  nicht nur die 
Beteiligung der Arbeitgeber an der Finanzierung. 
Entscheidend ist darüber hinaus die Sicherstel-
lung des eigenen Interesses der Wirtschaft an der  
Begrenzung der Risiken – insbesondere durch Ar-
beits- und Gesundheitsschutz in den Betrieben, 
aber auch bei anstehenden Umstrukturierungen 
und Massenentlassungen. Nicht zu unterschät-
zen ist zudem die Rolle der Wirtschaft bei der 
Kontrolle der Ausgaben in den Sozialen Siche-
rungssystemen (z.B. im Gesundheitswesen.)

Selten war die Finanzlage in der Arbeitslo-
sen- und Rentenversicherung so komfortabel wie 
2006. An Stelle der üblichen negativen Schlag-
zeilen über fi nanzielle Defi zite überschlagen sich 
die Meldungen über Milliardenüberschüsse. Al-
lerdings dürfte die Schonzeit bereits 2008 zu En-
de sein. Ein großer  Teil der fi nanziellen Entspan-
nung ist auf die vorgezogenen Beitragszahlungen 
der Arbeitgeber im Jahr 2006 zurückzuführen. 
Dieses Finanzpolster von insgesamt 20 Mrd. Euro 
wird 2008 aufgezehrt sein. Wie weit die bessere 
Konjunktur und der spürbare Rückgang der Ar-
beitslosigkeit anhalten, bleibt abzuwarten.

Sanierungsfall: Bundesagentur für Arbeit

Die Bundesagentur für Arbeit (BA) soll nach den 
Plänen der Großen Koalition  ihre Beiträge  gleich 
um 2,3 Prozent senken – 1,3 Prozent mehr, als sie 
durch die Mehrwertsteuererhöhung erhält. Die-
sen Sparbetrag von immerhin 10 bis 11 Mrd. Euro 
muss sie selbst erwirtschaften. Nun ist es ihr 
durch beherzte  Reformen und eine  umfassende 
Reorganisation  gelungen, die Ausgaben zu redu-
zieren. In diesem Jahr könnte sogar der  Über-
schuss der Ausgaben über die Einnahmen bei 
über 10 Mrd. Euro liegen, und dies ohne einen 
Bundeszuschuss. Dabei ist allerdings zu berück-
sichtigen:  Durch die vorgezogenen Beiträge der 
Arbeitgeber fl ießen einmalig 2006 zusätzlich rund  
3 Mrd. Euro in die Kassen der Bundesagentur. 
Dieser Betrag wird schon 2007 wieder fehlen. 

Und es ist mehr als nur ein Schönheitsfehler,  
dass die erfreulichen Einsparungen der Ausgaben 
für ALG I  teilweise zu Lasten  der berufl ichen 
Weiterbildung sowie der Eingliederung schwer 
vermittelbarer Arbeitsloser gehen.  

Der Politik wäre  dringend zu empfehlen, 
weitere Verschiebemanöver  zu  unterlassen und 
das Geld bei der BA zu belassen:  
• Vorrangig sollten daraus wirksame arbeits-

marktpolitische Maßnahmen zur Eingliede-
rung gerade der schwer vermittelbaren Ar-
beitslosen fi nanziert werden:

 Dies gilt genauso für unvermittelte Ausbil-
dungsplatzbewerber, wie ältere und/oder ge-
sundheitlich eingeschränkte sowie behinderte 
Arbeitnehmer oder Frauen mit Familienver-
pfl ichtungen – alles Personengruppen, die bis-
lang ungenügende Chancen bei der Arbeits-
marktförderung haben.

• Außerdem wäre es angebracht, einmal außer-
halb von Sandkastenspielen darüber nachzu-
denken, ob es der Bundesagentur nicht er-
möglicht werden sollte, fi nanzielle Reserven 
zu bilden. Zum einen könnte damit  eine mit-
telfristige Aufgaben- und Ausgabenplanung  
vorgenommen werden. Dies würde der Quali-
tät und Wirksamkeit der Arbeitsmarktpolitik 
im Interesse aller Beteiligten zugute kommen. 
Zum anderen könnte eher die konjunkturell 
wichtige antizyklische Aufgabe der Arbeitslo-
senversicherung und Arbeitsmarktpolitik er-
füllt werden. Das  übliche  öffentliche Geschrei 
über mögliche Defi zite und deren Ausgleich 
über einen Bundeszuschuß und damit die 
Existenzberechtigung  der BA könnte damit –
wenn schon nicht ganz vermieden – so doch 
in den Hintergrund gedrängt werden.

Aussteuerungsbetrag

Die Verschiebemanöver in der Arbeitsmarkt- und 
Sozialpolitik haben mit der „Operation Aussteue-
rungsbetrag“ einen bisherigen Höhepunkt er-
reicht. Völlig unverständlich ist diese bereits aus 
Zeiten von „Rot-Grün“  mitgeschleppte Verpfl ich-
tung  der Bundesagentur, für jeden nach 12 Mo-
naten nicht vermittelten Arbeitslosen einen „Aus-
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steuerungsbetrag“  von 10.000 Euro an den Bund 
leisten zu müssen. An Stelle dieser Strafsteuer  
noch weiter auf „sage und schreibe“ 14.000 Euro 
zu erhöhen – wie es regierungsamtlichen Plänen 
zu entnehmen war – sollte dieser Aussteuerungs-
betrag  möglichst schnell abgebaut werden.  Denn 
es ist  nicht zu begründen, dass  aus  Mitteln der 
Beitragszahler  zwischen 4 und 5 Mrd. Euro im 
Jahr aufzubringen sind, um die durch ALG II ge-
rissenen fi nanziellen Löcher zu stopfen. Niemand 
kann bestreiten, dass es sich bei ALG II um eine 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe handelt, die von 
allen Steuerpfl ichtigen deshalb auch zu tragen ist. 
Angesichts der Milliarden Euro, die im Wege des 
Aussteuerungsbetrages an den Fiskus zurückzu-
zahlen sind, entfällt  auch noch die letzte Begrün-
dung für Hartz IV – nämlich die Entlastung der 
Beitragszahler zur Arbeitslosenversicherung durch 
die Übernahme der Finanzierung der Langzeitar-
beitslosigkeit aus Bundessteuern. Die vom Ver-
waltungsrat der BA angekündigte Klage gegen die 
Verfassungswidrigkeit dieses Aussteuerungsbetra-
ges hat gute Aussichten auf Erfolg.

Kontroverse um ALG I

Beide Großkoalitionäre wären gut beraten – an 
Stelle populistischer Debatten der Rüttgers-Frak-
tion über ALG I  oder dogmatischer Verweigerung  
in Teilen der SPD gegenüber jeglicher Abwei-
chung von der Agenda 2010 – nach konstrukti-
ven Lösungen zu suchen. Der Aussteuerungsbe-
trag gibt hierzu genügend fi nanzielle Spielräume:
Die ab Februar 2006 in Kraft tretende Verkürzung 
der Bezugsdauer von ALG I für ältere Arbeitneh-
mer ist einer der neuralgischen Bereiche für viele  
Menschen in diesem Lande. Sie werden durch die 
sogenannten Arbeitsmarktreformen der vergan-
genen Jahre gleich zweifach in den „Schwitzkas-
ten“ genommen. Einmal bekommen Arbeitslose 
über 45 Jahre in Zukunft erheblich kürzere Zeiten 
Arbeitslosengeld als zuvor. Zum anderen sind ihre 
Bedingungen bei den anschließenden ALG II-
Leistungen anstelle der vorherigen Arbeitsenlo-
senhilfe drastisch verschlechtert. Der über 40-
jährige Baufacharbeiter, der über 45-jährige Ma-
schinenschlosser oder die über 50-jährige Bank-

angestellte sind bei Verlust ihres Arbeitsplatzes 
bereits nach einem Jahr Arbeitslosengeld  in Ge-
fahr, in Hartz IV und die soziale Ausgrenzung ab-
zustürzen. Mit dieser nicht nur gefühlten, sondern 
sehr realen Existenzbedrohung vieler älter wer-
dender Arbeitnehmer darf nicht gespielt werden.

Wenn Herr Rüttgers es mit seinen Vorschlä-
gen ernst meint, muss er zuallererst für die not-
wendige zusätzliche Finanzierung sorgen. Solan-
ge in der CDU allerdings propagiert wird, die 
Rüttgers-Vorschläge haben aufkommensneutral 
zu erfolgen – dürfen also nichts kosten – ist dies  
„Scharlatanerie“. Dann müssen die jüngeren Fa-
milien, Frauen und Arbeitslose in den neuen 
Bundesländern die Zeche bezahlen. Rüttgers soll-
te den DGB-Vorschlag aufgreifen und eine Ver-
längerung des Bezuges von ALG I für ältere Ar-
beitnehmer  vorsehen – und zwar ohne Leistungs-
verschlechterungen für Jüngere. Auch der SPD 
wäre anzuraten, ihre kategorische Ablehnung der 
Verlängerung von ALG I-Leistungen für ältere 
 Arbeitslose aufzugeben und in konstruktive Ver-
handlungen mit dem Koalitionspartner über ei-
nen gangbaren Weg einzutreten.

Sanierungsfall: 
Gesetzliche Rentenversicherung

Seit etwa 16 Jahren verfügt die Politik wechseln-
der Regierungskoalitionen Leistungskürzungen 
bei den gesetzlichen Altersrenten. Natürlich ist 
nicht in Abrede zu stellen, dass die Verände-
rungen in Wirtschaft und Demographie Anpas-
sungen auch der Beitrags- und Rentenleistungen 
erforderlich machen. Bedenklich ist nur, dass of-
fensichtlich jede neue Politiker-Generation die 
Rentner als „Sparschweine der Nation“ zu entde-
cken scheint. Das Ergebnis ist dementsprechend 
durchschlagend: Seit Anfang der 1990er Jahre ist 
das Rentenniveau bereits um ein Drittel gesenkt 
worden.

Dies war der Preis für die Deckelung der Bei-
träge zur gesetzlichen Rentenversicherung auf 20 
Prozent 2020 und 22 Prozent 2030 im Rahmen 
der rot-grünen Rentenreform von Walter Riester.  
Die Gewerkschaften konnten zusätzlich eine Si-
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cherung des Mindestniveaus der Nettorenten-
leistungen erreichen: auf 46 Prozent 2020 und 43 
Prozent 2030. 

Es dauerte nicht lange, da wurde deutlich, 
dass diese politische Kompromissformel eher ei-
ner „Quadratur des Kreises“ glich: Um das fi xier-
te Beitragsniveau zu halten, hätte das Renten-
niveau  weiter  abgesenkt  werden  müssen  oder: 
Bei Aufrechterhaltung des festgelegten Renten-
niveaus hätten die Beitragssätze weiter steigen 
müssen. Vorgenommen hat die Politik beides – zu 
Lasten der Rentner und Arbeitnehmer: sowohl  
Absenkungen des Leistungsniveaus der Alters-
renten wie auch eine Erhöhung des Beitragssat-
zes  zur gesetzlichen Rentenversicherung. Er soll 
ab 2007 um 0,4 Prozent auf 19,9 Prozent steigen. 

Daher ist mit Fug und Recht die jetzt von der 
Großen Koalition beschlossene Heraufsetzung 
des gesetzlichen Renteneintrittsalters von 65 auf 
67 Jahre ab 2012 bis 2029  in Frage zu stellen. Die 
zweijährige Heraufsetzung der Altersgrenzen soll  
im Übrigen auch für die Große Witwenrente so-
wie Renten für Erwerbsgeminderte und Schwer-
behinderte gelten. Die ebenfalls vorgesehene 
Sonderregelung des abschlagsfreien Bezuges der 
Altersrente  ab  65  Jahren  für  Arbeitnehmer  mit 
45 beitragspfl ichtigen Beschäftigungsjahren  reicht 
bei weitem nicht aus und schafft neue Ungerech-
tigkeiten – vor allem Lasten von Frauen und län-
gerfristig Arbeitslosen. Dies wird für viele Men-
schen nichts anderes bedeuten als eine weitere 
Absenkung der Altersrenten. Ob die gleichzeiti-
gen Initiativen der Bundesregierung zur Verbesse-
rung der Beschäftigungschancen älterer Men-
schen Erfolg haben, wird sich noch zeigen müs-
sen. Es wäre daher bei weitem besser gewesen, 
erst einmal den vorgesehenen Bericht zur Lage 
auf dem Arbeitsmarkt und die Beschäftigungs-
chancen für ältere Arbeitnehmer im Jahre 2010 
abzuwarten, bevor derartige, in das Leben vieler 
Menschen einschneidende Beschlüsse gefasst 
werden. Soll zusätzlich die in den letzten beiden 
Jahren nicht erfolgte Rentenkürzung (Nachhal-
tigkeitsfaktor) zumindest teilweise nachgeholt 
werden, führt dies zu weiteren  Ministeigerungen 
bei den Altersrenten.

Umso weniger verständlich ist die Entschei-
dung der Großen Koalition, die Beiträge zur ge-

setzlichen Rentenversicherung für Langzeitar-
beitslose auf die Hälfte zusammenzustreichen. 
Dies bedeutet nicht nur noch geringere Renten-
leistungen für Langzeitarbeitslose, sondern für 
die gesetzliche Rentenversicherung zunächst ei-
nen Beitragsausfall von 2 Mrd. Euro pro Jahr. Dies 
trägt mit  etwa der Hälfte zu der erforderlichen 
Erhöhung der Beiträge ab 2007 von 0,4 Prozent  
bei. Dies ist nichts anderes als kurzfristiger 
 Aktionismus zum Stopfen von Löchern im Bun-
deshaushalt.

Sanierungsfall: Gesundheitsreform

Weniger erfreulich ist trotz der vorgezogenen Ar-
beitgeberbeiträge und guter Konjunktur die Fi-
nanzsituation in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung. Die Reformen der Vergangenheit haben 
vor allem die Versicherten und Kranken belastet. 
Trotzdem haben die gesetzlichen Krankenkassen 
erhebliche Schuldenberge aufgehäuft. Ohne wei-
tere Reformen würden sich die Defi zite noch 
mehr auftürmen. Die von der Großen Koalition 
auf den Weg gebrachte Gesundheitsreform hat 
allerdings bislang lediglich Proteststürme aller 
betroffenen Gruppierungen verursacht:

Dabei hatten Rot-Grün mit ihrer letzten Ge-
sundheitsreform 2003 den Weg für Beitragssatz-
senkungen ebnen wollen. Belastet wurden vor 
allem die Versicherten und Patienten durch hö-
here Beiträge auf Zusatzrenten, einen einseitigen 
zusätzlichen Beitrag für alle versicherten Arbeit-
nehmer von 0,9 Prozent, höhere Zuzahlungen 
und die Einführung einer Praxisgebühr. Es ist von 
den Arbeitnehmern somit ein Belastungspaket 
von 10 Mrd. Euro im Jahr seit 2003 bereits zu 
schultern. Die so genannten Leistungsanbieter – 
vor allem Ärzte, Apotheker, Pharmakonzerne und 
Krankenhäuser – waren mit Einsparungen von 
„sage und schreibe“ 2 Mrd. Euro dabei.  

Die von der Politik versprochenen Beitrags-
satzsenkungen wurden von den Krankenkassen 
äußerst zögerlich durchgeführt. Jetzt ist alles 
„Schnee von gestern“ und die Versicherten müs-
sen erneut tiefer in die Tasche greifen. Besonders 
ärgerlich ist dabei, dass der zunächst verspro-
chene Steuerzuschuss zur Abdeckung der Fami-
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lienlasten von etwa 14 Mrd. Euro auf einen Mi-
nibetrag von etwa einem Drittel zusammenge-
dampft wurde.

Dabei ist das Polit-Geschacher um den Steu-
erzuschuss für die Bürger kaum mehr zu durch-
schauen. Erst sollte der Anteil der Tabaksteuer 
von bis zu 4,2 Mrd. Euro gestrichen und durch 
einen niedrigeren Zuschuss ersetzt werden. Dann  
bekamen die Koalitionäre vor dem Hintergrund 
sprudelnder Steuereinnahmen doch kalte Füße 
und machten die Streichung der Tabaksteuer wie-
der rückgängig. Dabei wäre ein ausreichender 
Steuerzuschuss ein Mindestmaß an Gerechtigkeit 
– z.B. für die ausfallenden Beiträge infolge der 
 gesetzlichen Ausweitung der nicht- oder nur ge-
ring sozialversicherungspfl ichtigen Arbeitsver-
hältnisse, der viel zu geringen Beiträge für die 
Langzeitarbeitslosen, der boomartigen Auswei-
tung der Ein-Euro-Jobs ohne Sozialversicherung  
und auch der Sozialversicherungsfreiheit der Ent-
geltumwandlung für die betriebliche Altersver-
sorgung, wenn auch zunächst begrenzt bis 2009. 

Haben die Koalitionäre bedacht, dass die Er-
höhung der Beiträge zur Gesetzlichen Kranken-
versicherung auch die Gesetzliche Rentenversi-
cherung zusätzlich mit 500 Mio. Euro belastet? 
Dies ist eine weitere Belastung der Finanzen der 
gesetzlichen Rentenversicherung – auch wenn 
dies derzeit durch den einmaligen „Geldsegen“ 
aus den vorgezogenen Arbeitgeberbeiträgen über-
lagert wird.

Diese einseitige Verschiebung der Lasten 
wird noch übertroffen durch die vorgesehene 
Konstruktion eines „Gesundheitsfonds“. Hierein 
sollen alle Beiträge fl ießen sowie der Steuerzu-
schuss. Die Krankenkassen erhalten daraus für 
ihre Versicherten eine Pauschale, die das Krank-
heitsrisiko abdecken soll. Es bestehen berechtigte 
Zweifel, ob der politische Wille für die analy-
tischen Vorarbeiten zu einem solchen morbi-
ditätsorientierten Risikostrukturausgleich über-
haupt vorhanden ist. Unabhängig davon soll 
nach dem Willen der Groß-Koalitionäre eine Lü-
cke zwischen Einnahmen und Ausgaben von 
etwa 7 Mrd. Euro zulässig sein. Dieses Defi zit soll 
dann wiederum den Versicherten und Patienten 
aufgebürdet werden, wenn auch gedeckelt bei 

einem Prozent des Haushaltseinkommens. Die in 
den Eckpunkten gelassene Auswahl für die Kran-
kenkassen, diesen zusätzlichen Obolus über Bei-
träge oder eine kleine Kopfpauschale einzufor-
dern, dürfte lediglich auf dem Papier stehen. Die 
Große Koalition hat damit den Weg in die Kopf-
pauschale und damit die weitere Privatisierung 
des Gesundheitswesens vorbereitet. Die paritä-
tische Finanzierung der Beiträge von Arbeitge-
bern und Arbeitnehmern wird damit weiter aus-
gehöhlt. 

Die Gegenleistung, nämlich die Einbezie-
hung der privaten Krankenversicherung in den 
krankheitsbedingten Risikostrukturausgleich so-
wie die Finanzierung von Familienleistungen 
über Steuern,  ist nicht gelungen. Ebenso wurden  
die überfälligen Verbesserungen bei den Ausga-
bestrukturen nur äußerst zögerlich angepackt. 
Die seit Jahrzehnten bekannten tatsächlichen 
 Ursachen für die unnötigen und unwirtschaft-
lichen Ausgabensteigerungen – vor allem bei den 
Arzneimitteln und dem Krankenhausbereich – 
werden mit den in den Eckpunkten vorgesehenen 
unzähligen Einzelmaßnahmen kaum wirksam be-
seitigt werden können. 

Nun sollte man zwar bei einem  Blick auf die 
vergangenen Reformen – gerade im Gesundheits-
wesen – die Erwartungen nicht unrealistisch hoch 
schrauben. Doch ist von einer Großen Koalition 
mit ihren politischen Mehrheiten zu erwarten, 
dass  sie der mächtigen Lobby im Gesundheits-
wesen endlich ihre Grenzen aufzeigt. Um dies zu 
erreichen, müsste bei der weiteren Ausgestaltung 
der Gesetzgebung noch viel mehr an politischer 
Kraft aufgewendet werden. 

Lehren aus der Vergangenheit

Eigentlich hätte man annehmen können, dass 
die Grosse Koalition aus den Sündenfällen der 
Vergangenheit bei den anstehenden Reformen 
der Finanzarchitektur der Sozialen Sicherung die 
notwendigen Lehren zieht. 
• Dass die  Deutsche Einheit weitgehend über 

Sozialversicherungsbeiträge fi nanziert wurde,  
hat die grossen Sozialkassen mit gesamtgesell-
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schaftlichen Aufgaben und Ausgaben in Höhe 
von inzwischen kumuliert  400 Mrd. Euro be-
lastet. Diese Ausgaben für die „Sozialversiche-
rungs-Einheit“ waren unabdingbar, hätten 
aber als gesamtgesellschaftliche Aufgabe über 
Bundessteuern fi nanziert werden müssen. 
Wäre dies erfolgt, würde heute kaum jemand 
über die zu hohen Lohnnebenkosten jammern 
können. Zudem wären die Nettoeinkommen 
der Arbeitnehmer erheblich höher und die 
 Belastung der personalintensiven Betriebe ge-
ringer. Das Wirtschaftswachstum und die Be-
schäftigung  hätten sich bei weitem günstiger 
entwickeln können und die Arbeitslosigkeit 
wäre niedriger.

• Bundesregierungen und Tarifparteien haben 
lange Jahre im „Konsens“ die Probleme der 
gravierenden Strukturumbrüche  in Wirtschaft 
und Beschäftigung bereits vor, aber mehr 
noch, nach der Deutschen Einheit über Früh-
verrentungsprogramme zu lösen versucht.

 Nun gab und gibt es gute Gründe dafür, bei 
an stehenden Massenentlassungen älteren und 
gesundheitlich eingeschränkten Arbeitneh-
mern den Übergang in den Ruhestand zu er-
leichtern und jüngeren Menschen somit Be-
schäftigungsmöglichkeiten  zu  geben. Dies 
war die erklärte „gute Absicht“ verschiedener 
gesetzlicher Regelungen zu Vorruhestand, Er-
werbs minderungs renten sowie Altersteilzeit. 
Ergänzt wurden sie durch tarifl iche und be-
triebliche Vereinbarungen – vor allem im Rah-
men von Sozialplänen – bei anstehenden Un-
ternehmenskrisen.

 Heute müssen wir erkennen, dass dabei die 
Rechnung sprichwörtlich vielfach „ohne den 
Wirt“ gemacht wurde: Mit „kreativem“ Ein-
satz wurden diese Frühverrentungsmöglich-
keiten immer weniger zur Beschäftigung jün-
gerer Arbeitnehmer eingesetzt – dafür aber 
umso wirksamer zur Personalverjüngungs-
politik auf Kosten der Sozialversicherung – vor 
allem der Arbeitslosen- und Rentenversiche-
rung. Notwendige Reformen zur Verbesserung 
der Beschäftigung älterer Arbeitnehmer müs-
sen daher vor allem die Unternehmen in die 
Pfl icht nehmen.

 Es wird sich erst zeigen müssen, ob der jetzt 
vom Bundeskabinett auf den Weg gebrachte 
Gesetzesvorschlag zur Verbesserung der Be-
schäftigungschancen älterer Menschen die 
poli tischen Kräfte zu diesem Paradigmen -
wech sel mobilisieren kann. Solange dies nicht 
erkennbar ist, geht die seit Februar dieses 
 Jahres in Kraft getretene Verkürzung der Be-
zugsdauer von ALG I  vor allem in Verbindung 
mit Hartz IV sowie die vorgesehene Heraufset-
zung des Rentenalters voll zu Lasten der be-
troffenen älteren Arbeitnehmer. Soll das Ver-
trauen in die Politik nicht weiter verspielt wer-
den, sind hier dringende Korrekturen erfor-
derlich.

• Ein weiterer schwerwiegender Sündenfall wa-
ren die Reformen  bei den Unternehmenssteu-
ern. Durch  immer weiter ausufernde Vor- und 
Rückträge der Verluste gegenüber den Unter-
nehmensgewinnen sowie die Steuerfreiheit 
bei der Veräußerung von Beteiligungen bei Ka-
pitalgesellschaften wurde die Körperschafts-
steuer  ab 2000 auf Minus-Null- und Mini-
malbeträge dezimiert. Die riesigen Ausfälle an 
Steuereinnahmen hat vor allem die Kommu-
nen schwer getroffen und zu dem gravie-
renden Aderlass bei öffentlichen Investitionen  
und damit der Beschäftigung beigetragen.

• Unabdingbare Voraussetzung der notwen-
digen Überführung gesamtgesellschaftlicher 
Kosten aus den Sozialen Sicherungssystemen 
in die Steuerfi nanzierung ist eine sozial und 
beschäftigungspolitisch ausgewogene Reform 
der Unternehmenssteuern. Keine der beiden 
„kleinen“ Regierungskoalitionen  waren dazu  
in der Lage. Die bisherigen Ankündigungen 
der Großen Koalition  gehen eher in die um-
gekehrte Richtung: Senkung der Sätze für die 
Körperschaftssteuer – wobei das Gelingen des 
Ausgleichs durch das Schließen der riesigen 
Steuerlücken zunächst „in den Sternen“ steht. 
Auch das „Loch“  der abgeschafften Vermö-
genssteuer soll offensichtlich nicht geschlos-
sen werden. 
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Welche Schlussfolgerungen sollte die 
Politik ziehen? 

Der Politik wäre dringend anzuraten, die fi nan-
ziellen Verschiebemanöver zu Lasten der Sozia-
len Sicherung und der großen Mehrheit der Be-
völkerung zu beenden. Zu der von vielen Seiten 
propagierten „Neuen Finanzarchitektur der So-
zialen Sicherung“ bedarf es grundlegender Re-
formen:
(1) Übernahme  der  Finanzierung  aus  Beitrags- 

in Steuerfi nanzierung gesamtgesellschaftli-
cher Aufgaben. Dazu gehören zu allererst die 
noch immer mit jährlichen West-Ost-Trans-
fers von zwischen 20–30 Mrd. Euro zu Buche 
schlagenden Kosten der deutschen „Sozial-
versicherungseinheit“. Hinzu kommen die 
milliardenschweren Familienleistungen vor 
allem in der Gesetzlichen Krankenversiche-
rung;  

(2) eine wirksame Beschäftigungspolitik und die 
Beendigung der „hausgemachten“ Aushöh-
lung der sozialversicherungspfl ichtigen Be-
schäftigung durch den übersteigerten Boom 
bei Mini- und Ein-Euro-Jobs;

(3)  eine  gerechte Besteuerung auch  hoher Ein-
kommen, Unternehmensgewinne, Vermö-
gen und Kapitalerträge; 

(4)  die Ausweitung der Einnahmebasis für die 
Erhebung der Sozialversicherungsbeiträge 
durch die Einbeziehung höherer Einkom-
men, der in unserer Volkswirtschaft immer 
wichtiger werdenden Kapitalerträge sowie 
der Einkommen von Selbständigen, Politi-
kern und Beamten; 

(5)  die Verpfl ichtung  der Unternehmen, nach 
dem „Verursacher- und Wertschöpfungsprin-
zip“ einen zusätzlichen Beitrag zur Sozialen 
Sicherung zu leisten. Nur auf diese Weise 
kann sichergestellt werden, dass nicht immer 
mehr grosse Börsengesellschaften zur Erhö-
hung ihres „shareholder value“ durch Mas-
senentlassung und Verjüngungspolitik die 
Menschen und die Sozialen Sicherungssys-
teme in unverantwortlicher Weise belasten.

 Wenn die Große Koalition mit ihrer „gro-
ßen“ parlamentarischen Mehrheit hierzu 
nicht die politische Kraft aufbringt – wer 
dann?
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Schon seit Jahren gibt es über das gesamte poli-
tische Spektrum der Bundesrepublik von rechts 
bis links in einem Punkt einen weitgehenden 
Konsens: nämlich dass es schlecht ist, das System 
der sozialen Sicherung überwiegend durch Beiträ-
ge der Arbeitnehmer und Arbeitgeber auf die Ar-
beitslöhne zu fi nanzieren. Dabei trifft man über-
wiegend auf drei Hauptargumente, die ebenfalls 
im gesamten politischen Spektrum von rechts bis 
links gebräuchlich sind:

Erstens arbeitsmarktpolitische Gründe: Hohe 
„Lohnnebenkosten“ gelten zumindest als wich-
tige, wenn nicht gar als entscheidende Ursache 
von Arbeitslosigkeit. Dieses Argument entstammt 
ursprünglich der Gedankenwelt der wirtschafts-
liberalen Orthodoxie, hat sich aber bis weit in die 
Sozialdemokratie durchgesetzt, so dass man es 
schon beinahe als eine Art bundesrepublikani-
sche Staatsdoktrin bezeichnen könnte.

Zweitens Akzeptanzgründe: Die hohen Sozial-
versicherungsbeiträge gefährden das Vertrauen 
der Arbeitnehmer in die Sozialsysteme, veranlas-
sen die Unternehmer zur Flucht aus der sozial-
versicherungspfl ichtigen Beschäftigung und be-
günstigen Schwarzarbeit.

Drittens Gerechtigkeitsgründe: Besonders in der 
Sozialdemokratie und in den Gewerkschaften 
wird kritisiert, dass Selbstständige, Kapitalbesitzer, 
Beamte sowie – wegen der Beitragsbemessungs-
gren ze – auch Arbeitnehmer und Arbeitneh-
merinnen mit hohen Einkommen nicht oder 
nicht angemessen an der Finanzierung des So-
zialstaats beteiligt würden.

Ich will auf diese drei Argumente im Folgen-
den nicht inhaltlich eingehen, sondern nur fra-
gen, auf welche Weise man ihnen Rechnung tra-

gen könnte, wenn sie zuträfen, und wie die Be-
lastung der Arbeitslöhne mit Sozialbeiträgen er-
leichtert werden kann. Nur soviel sei angemerkt: 
Das Lohnnebenkostenargument halte ich ökono-
misch für weitgehend unberechtigt. Seine theore-
tische Grundlage, die Theorie des so genannten 
„Abgabenkeils“, ist unzureichend; vor allem be-
ruht sie auf der vollständigen Vernachlässigung 
aller makroökonomischen Zusammenhänge.

Die anderen beiden Argumente gegen das 
heutige Finanzierungssystem der Sozialversiche-
rung, das Akzeptanzargument und das Gerech-
tigkeitsargument, sind indessen sehr wohl ernst 
zu nehmen. Mir scheint es offenkundig, dass die 
Beitragsbelastung der Arbeitslöhne eine politische 
Grenze erreicht hat: Die Beitragserhöhungen, die 
angesichts des demographischen Wandels und 
des medizinischen Fortschrittes zwingend inner-
halb des derzeitigen Finanzierungssystems erfor-
derlich wären, um auch künftig eine – nach bis-
herigen sozialstaatlichen Grundsätzen – ange-
messene soziale Sicherung zu gewährleisten, sind 
politisch nicht mehr durchsetzbar, auch nicht bei 
der Mehrheit der Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer.

Ein wichtiger Teilaspekt des Akzeptanzpro-
blems betrifft die Arbeitgeberbeiträge. Ökono-
misch gesehen sind sie ein Teil der Lohnkosten. 
Deshalb gibt es allenfalls – wenn überhaupt – ein 
allgemeines Lohnkosten-, aber kein spezielles 
Lohnnebenkostenproblem. Das ändert aber nichts 
daran, dass die Unternehmer und Kapitaleigner 
die Arbeitgeberbeiträge als besondere Belastung 
empfi nden und deshalb, nachdem die traditio-
nelle Sozialpartnerschaft in Deutschland weit-
gehend erodiert ist, am Abbau des Sozialstaats 

Wirtschaftliche Rahmenbedingungen und Finanzierungsgrundlagen 

des Sozialstaats – Die Finanzierung der sozialen Sicherung durch 

lohnbezogene Beiträge im Zentrum der Sozialstaatskritik
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materiell interessiert sind. Jedenfalls ist die Tat-
sache, dass die Arbeitgeber an der Finanzierung 
der beitragsfundierten Sozialversicherung betei-
ligt sind, eine maßgebliche Ursache des inten-
siven politischen Drucks, der auf dem deut schen 
Sozialstaat lastet.

Auch das Gerechtigkeitsargument, das gegen 
das heutige Finanzierungssystem vorgebracht 
wird, ist nicht von der Hand zu weisen. Tatsache 
ist nämlich, dass in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung und in der Arbeitslosenversicherung so 
gut wie keine solidarische Umverteilung stattfi n-
det und auch vom System her gar nicht gewollt 
wird. In der gesetzlichen Kranken- und Pfl ege-
versicherung ist die solidarische Umverteilung 
zwar gewollt, aber nur unvollkommen verwirk-
licht. Höhere Arbeitseinkommen und sämtliche 
Vermögenseinkünfte bleiben von der Umvertei-
lung systematisch verschont. Abgesehen davon 
brauchen privilegierte Gruppen nicht nur nichts 
zur solidarischen Umverteilung beitragen, son-
dern sie kommen vielfach auch zusätzlich in den 
Genuss einer qualitativ besseren medizinischen 
Versorgung.

Die Antwort der SPD im Entwurf 
ihres neuen Grundsatzprogrammes: 
Mehr Steuerfi nanzierung plus 
umfassende Versicherungspfl icht

Im „Bremer Entwurf“ für ein neues Grundsatz-
programm zeichnet sich ab, wie die SPD auf die 
Kritik am heutigen Finanzierungssystem der So-
zialversicherung zu antworten versucht, kluger-
weise ohne quantitative Festlegungen zu treffen. 
Dieses Konzept beruht im Wesentlichen auf vier 
Grundsätzen:

Ein wachsender Anteil der Ausgaben der So-
zialversicherung soll aus Steuern fi nanziert wer-
den. Der beitragsfi nanzierte Anteil soll entspre-
chend abnehmen.

Die Sozialversicherungspfl icht soll ausgewei-
tet werden, und zwar in der Rentenversicherung 
auf alle Erwerbstätige (einschließlich der Beam-
ten und Selbstständigen), in der Kranken- und 
Pfl egeversicherung auf die ganze Bevölkerung 

(Bürgerversicherung). Auf diese Weise will die 
SPD auch diejenigen Gruppen zur Finanzierung 
heranziehen, die sich bisher der Solidarität ent-
ziehen konnten.

Die SPD will, so weit es auch künftig bei der 
Beitragsfi nanzierung bleibt, weiterhin an der pa-
ritätischen Lastenverteilung auf Beschäftigte und 
Arbeitgeber festhalten.

Schließlich sollen – so die unausgesprochene 
Prämisse dieses Konzepts – die herkömmlichen 
Grundprinzipien und Strukturen des Leistungs-
rechts der Sozialversicherung, vor allem auch das 
Äquivalenzprinzip in der Rentenversicherung, 
auch künftig beibehalten werden.

Einwände gegen zu viel 
Steuerfi nanzierung des Sozialsystems

Ich will mich im Folgenden kritisch mit diesem 
Konzept auseinandersetzen. Es ist zwar richtig 
und zwingend, die Sozialversicherungspfl icht auf 
alle Erwerbstätigen bzw. auf die gesamte Bevöl-
kerung auszudehnen. Aber allein mit der Kombi-
nation aus verstärkter Steuerfi nanzierung und 
Heranziehung neuer Beitragszahler bei ansonsten 
unveränderter Leistungssystematik können die 
zentralen Probleme des sozialen Sicherungssys-
tems meines Erachtens nicht gelöst werden. Seine 
entscheidende Schwachstelle ist die partielle Um-
fi nanzierung von Beiträgen auf Steuern. Ich habe 
dagegen im Wesentlichen sechs Einwände:

Die soziale Sicherung wird abhängig von 
Haushalts- und Steuerpolitik, weil Steuern im 
 Unterschied zu Beiträgen nicht zweckgebunden 
sind und daher die Sozialversicherung in jedem 
Haushaltsjahr mit anderen Teilbudgets um die 
knappen Finanzierungsmittel konkurrieren muss. 
Dadurch entstehen neue Unsicherheiten und 
 zusätzliche Einschnitte ins Leistungsrecht werden 
wahrscheinlicher. Verlässlichkeit und Vertrauen 
in die Sozialsysteme, die als Folge der Reform-
politik der letzten Jahre ohnehin schon ram-
poniert sind, werden  auf diese Weise noch weiter 
geschwächt.

Die Umfi nanzierung von Beiträgen auf Steu-
ern beeinträchtigt den verfassungsrechtlich ge-
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sicherten Eigentumsschutz der Sozialversiche-
rungsleistungen, denn im Unterschied zur Bei-
tragszahlung begründet die Steuerzahlung keinen 
individuellen Gegenleistungsanspruch.

Die Umfi nanzierung von Beiträgen auf Steu-
ern garantiert keineswegs automatisch mehr Fi-
nanzierungsgerechtigkeit. Vielmehr ist es durch-
aus möglich und auch wahrscheinlich, dass da-
bei, entgegen der guten Absicht, zugunsten der 
oberen und zu Lasten der unteren Einkommens-
schichten umverteilt wird.

Änderungen des Finanzierungssystems ha-
ben, wenn sie wirklich quantitatives Gewicht ha-
ben, qualitative Konsequenzen für das Leistungs-
recht. Die Umfi nanzierung der Sozialversicherung 
von Beiträgen auf Steuern wird tendenziell zum 
Abbau des Solidarausgleichs führen und die 
Transformation des Sozialsystems im Sinne einer 
neoliberaler Ordnungskonzeption befördern.

Mehr Steuermittel und Ausweitung der Versi-
cherungspfl icht reichen nicht aus, um die prozen-
tuale Belastung der Arbeitslöhne wesentlich zu 
vermindern.

Es gibt zentrale Gerechtigkeitsprobleme der 
sozialen Sicherung, die weder durch mehr Steuer-
fi nanzierung, noch durch Ausweitung der Versi-
cherungspfl icht gelöst werden können.

Auf die ersten beiden Argumente muss ich 
nicht näher eingehen, nicht weil sie unwichtig 
oder zweitrangig wären, sondern weil sie auch 
ohne weitere Erläuterungen verständlich sind. 
Ich komme deshalb gleich zu der Frage, welche 
Umverteilungswirkungen zu erwarten sind, wenn 
die Sozialversicherung in größeren Dimensionen 
von Beiträgen auf Steuern umfi nanziert wird.

Mehr Steuerfi nanzierung 
garantiert nicht automatisch mehr 
Finanzierungsgerechtigkeit

Üblicherweise hält man Steuerfi nanzierung für 
„gerechter“ als Beitragsfi nanzierung, weil nicht 
nur die sozialversicherungspfl ichtigen Arbeitneh-
mer, sondern alle Einkommensbezieher heran-
gezogen würden. Ob aber dadurch niedrige Ein-
kommen wirklich entlastet und die hohen belas-

tet werden, ist keineswegs sicher, sondern hängt 
aber im Wesentlichen von zwei Faktoren ab:

Erstens davon, auf welche Weise der Staat sei-
ne höheren Zuschüsse an die Sozialversicherung 
fi nanziert, d.h. ob er direkte oder indirekte Steu-
ern erhöht (wenn ja, mit welchen Tarifänderun-
gen), ob er steuerfi nanzierte Sozialleistungen 
kürzt, ob andere staatliche Ausgaben gesenkt wer-
den (z.B. Investitionen) oder ob die Nettokredit-
aufnahme steigt.

Zweitens von den ökonomischen Anpas-
sungsreaktionen auf die Umfi nanzierung. Hier 
geht es um das so genannte „Inzidenzproblem“, 
das dadurch entsteht, dass bei Steuern und Ab-
gaben die formale rechtliche Zahlungsverpfl ich-
tung nicht mit der tatsächlichen ökonomischen 
Belastung identisch zu sein braucht. So kann z.B. 
die Senkung der Arbeitgeberbeiträge die Gewinne 
erhöhen oder durch Preissenkung an die Konsu-
menten weitergegeben werden. Eine dritte Mög-
lichkeit wäre, dass die Gewerkschaften, wenn die 
Bedingungen für sie günstig sind, höhere Lohn-
steigerungen durchsetzen und den Vorteil für die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer abschöp-
fen. Ähnlich unterschiedlich können sich Steu-
ererhöhungen für die Unternehmer auswirken; 
sie können die Gewinne schmälern, oder aber – je 
nach Situation – auf die Konsumenten ab- oder 
auf die Arbeitnehmer zurückgewälzt werden.

Wegen des Inzidenzproblems ist die Umver-
teilungswirkung der Umfi nanzierung von Beiträ-
gen auf Steuern extrem schwer abzuschätzen. Die 
Wirtschaftswissenschaft hat bisher keine taug-
lichen Erklärungsmodelle entwickeln können, 
und wir wissen darüber im Grunde nicht mehr, 
als dass es auf die jeweiligen ökonomischen Rah-
menbedingungen ankommt und dass die Über-
wälzungsprozesse nicht zuverlässig vorhergesagt 
werden können.

Nur zu den unmittelbaren Umverteilungsef-
fekten, d.h. ohne Berücksichtigung von gesamt-
wirtschaftlichen Rückwirkungen und Überwäl-
zungsvorgängen, sind einige Tendenzaussagen 
möglich, nämlich:

Die Unternehmer werden einigermaßen si-
chere Gewinner der Umfi nanzierung sein. Sie 
werden von Arbeitgeberbeiträgen entlastet, und 

111



Friedrich-Ebert-Stiftung
WISO

Diskurs

wenn die Refi nanzierung nicht ausschließlich 
durch Erhöhung von Steuern auf Gewinne er-
folgt, werden sie mit hoher Wahrscheinlichkeit 
in den Genuss eines positiven Umverteilungs-
saldos kommen.

Für alle anderen sozialen Gruppen hängen 
die Umverteilungseffekte der Umfi nanzierung 
von Beiträgen auf Steuern von der Art und Weise 
der Refi nanzierung ab, d.h. davon, wie der Staat 
die Mehrausgaben für die höheren Zuschüsse an 
die Sozialversicherung deckt. Auch hier sind nur 
Tendenzaussagen möglich: Positive Umvertei-
lungseffekte  (im Sinne der Verringerung der Ein-
kommensunterschiede) sind nur zu erwarten, 
wenn die Umfi nanzierung durch Erhöhung der 
 direkten Steuern (Einkommenssteuer, Körper-
schafts steuer, Erbschaftssteuer, Wiedereinführung 
einer Vermögenssteuer) fi nanziert wird. Bei Er-
höhung indirekter Steuern oder Kürzung anderer 
Sozialleistungen werden wahrscheinlich die Ar-
beitnehmer sowie generell die unteren Einkom-
mensschichten die Verlierer sein.

Dies sind, wie gesagt, lediglich die direkten 
Umverteilungseffekte. Mitentscheidend sind aber 
die zusätzlichen indirekten Umverteilungseffek-
te, die durch Überwälzung der Mehrbelastung 
bzw. Abschöpfung der Entlastungen sowie durch 
Anpassungsreaktionen (z.B. Rückgang der Kon-
sumnachfrage bei Erhöhung der Umsatzsteuer 
oder Erhöhung der Beschäftigung bei Senkung 
der Arbeitgeberbeiträge) entstehen können. Diese 
indirekten Effekte hängen sehr stark von der je-
weiligen makroökonomischen Konstellation ab 
und sind daher letztlich nicht generalisierend 
prognostizierbar. Die Tatsache, dass manche Wirt-
schaftsforschungsinstitute ökonometrische Be -
rechnungen der Effekte der Umfi nanzierung im 
Sozialsystem publizieren, kann allenfalls Leicht-
gläubige beeindrucken, denn die errechneten 
Prognoseergebnisse entstehen immer auf Grund 
der jeweils unterstellten Datenkonstellation und 
gelten keinesfalls für jede künftige Situation.

Die Einschätzung der mutmaßlichen Umver-
teilungseffekte der Umfi nanzierung von lohnbe-
zogenen Beiträgen auf Steuern kann man dem-
nach wie folgt zusammenfassen: Schon bei den 
direkten Umverteilungseffekten ist es nicht be-
sonders wahrscheinlich, dass sich die Einkom-

mensverteilung zugunsten der Einkommensstär-
keren verändert. Wenn man die indirekten Effek-
te zusätzlich ins Kalkül zieht, bleibt von der Hoff-
nung auf positive Umverteilungswirkungen kaum 
etwas übrig.

Die Umfi nanzierung führt tendenziell zum 
Abbau des Solidarausgleichs

Wie die meisten Vorschläge zur Umfi nanzierung 
in den sozialen Sicherungssystemen, so  hat auch 
das im Programmentwurf der SPD propagierte 
Konzept einen empfi ndlichen Mangel: Es wird 
nicht berücksichtigt, dass zwischen dem Finan-
zierungs- und dem Leistungssystem ein enger 
rechtlicher Zusammenhang besteht. Das Finan-
zierungssystem kann nicht beliebig verändert 
werden, ohne dass dies ab einem bestimmten 
Punkt Konsequenzen auf der Leistungsseite ha-
ben muss. Beiträge begründen einen Anspruch 
auf Gegenleistung, Steuern nicht. In beitragsfi -
nanzierten Systemen sind Personen mit gleichem 
Finanzierungsbeitrag (vorausgesetzt, der defi nier-
te Leistungsfall wie Alter oder Krankheit ist einge-
treten) gleich zu behandeln, solche mit unglei-
chem Finanzierungsbeitrag ungleich; dies ver-
bietet Einkommensanrechnung oder die Heran-
ziehung von Unterhaltsverpfl ichteten. Bei Steu-
erfi nanzierung bestehen im Prinzip bei gleichen 
Tatbeständen gleiche Leistungsansprüche unab-
hängig vom Finanzierungsbeitrag. Andererseits 
können bei Steuerfi nanzierung sonstige Einkom-
men auf die Leistungen angerechnet und Ange-
hörige zur vorrangigen Leistung verpfl ichtet wer-
den.

Deshalb ist die Finanzierung von Leistungen 
der Sozialversicherung durch Steuern nur dann 
unproblematisch, wenn es sich um „versiche-
rungsfremde“ Leistungen handelt, d.h. um sol-
che, auf die kein zwingender Anspruch als Ge-
genleistung zur Beitragszahlung besteht. Auch 
wenn der Gesetzgeber für die Defi nition dessen, 
was „versicherungsfremd“ und was „versicherungs-
konform“ ist, einen weiten politischen Spielraum 
hat, werden dadurch doch die Grenzen der Steu-
erfi nanzierung in der Sozialversicherung mar-
kiert. Werden sie überschritten, dann müssen in 
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der Konsequenz auch Nicht-Beitragszahlern Leis-
tungsansprüche eingeräumt werden; so haben 
z.B. die privaten Krankenversicherungen ange-
kündigt, auf dem Rechtsweg die kostenlose Kran-
kenbehandlung für die Kinder ihrer Versicherten 
einzuklagen, falls diese Kosten für die Mitglieder 
der gesetzlichen Krankenversicherung vom Bund 
übernommen würden. Eine weitere Konsequenz 
übermäßiger Steuerfi nanzierung könnte sein, 
dass die Sozialversicherungsleistungen von Ein-
kommensanrechnung abhängig gemacht wer-
den.

Auf diesem Hintergrund wird klar, in welche 
Richtung sich die Qualität des Sozialsystems ver-
ändern würde, wenn sie in wesentlich größerem 
Umfang durch Steuern statt durch Beiträge fi nan-
ziert werden soll: Es wäre dann zwingend, die So-
zialversicherung auf eine restriktiv verstandene 
„Versicherungskonformität“ zu reduzieren, d.h. 
auf Vorsorge, Risikoschutz und strenge Äquiva-
lenz, während der gesamte Solidarausgleich als 
„versicherungsfremd“ erklärt, aus der Sozialversi-
cherung ausgegliedert und zur Staatsaufgabe ge-
macht wird.

Bei einer solchen neuen Ordnungskonzep-
tion wird der Solidarausgleich nicht mehr als ori-
ginäre Aufgabe der Sozialversicherung betrachtet 
und stattdessen dem Staat übertragen. Dann be-
steht allerdings die große Gefahr, dass der Staat 
den Solidarausgleich nicht in bisheriger Form 
weiterführt, sondern dass er – besonders bei per-
manentem Spar- und Steuersenkungsdruck – im 
Vergleich zum Status quo allmählich abgebaut 
bzw. teilweise durch bedürftigkeitsabhängige Sys-
teme ersetzt wird. So programmiert die stärkere 
Steuerfi nanzierung die Umgestaltung der Sozial-
versicherung und des Sozialstaats im Sinne der 
ordnungspolitischen Vorstellungen des Neolibe-
ralismus: mehr Marktsteuerung, weniger Umver-
teilung, Privatisierung sozialer Risiken. Hier geht 
es keinesfalls allein um fi nanzierungstechnische, 
sondern um gesellschaftspolitische Fragen. Die 
Umfi nanzierung ist Teil eines Reformprogramms, 
das aus der Sicht seiner Befürworter Umvertei-
lung und kostenlose Sozialversorgung reduzieren, 
Eigenverantwortung und marktkonformes Ver-
halten fördern und auf diese Weise die wirtschaft-
lichen Antriebskräfte aktivieren soll.

Ein gutes Beispiel für die neoliberale Trans-
formation, die mit der Umfi nanzierung der So-
zialversicherung von Beiträgen auf Steuern ver-
bunden wäre, bietet der  Reformvorschlag, den 
der Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
 gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in seinem 
Jahresgutachten 2005/06 formuliert hat. Kern 
dieses Vorschlages ist eine extrem verengte Inter-
pretation des traditionellen Versicherungsprin-
zips der deutschen Sozialversicherung. Als „ver-
sicherungskonform“ sollen nur noch solche Leis-
tungen der Sozialversicherung anerkannt werden, 
die im Prinzip auch durch marktmäßige Versi-
cherungen abgedeckt werden können und die 
Äquivalenz von Beitrag und Leistung garantieren. 
Damit würde sich die legitime Aufgabe der Sozial-
versicherung auf die intertemporale und auf den 
Risikoschutz reduzieren, während ihr die inter-
personelle Umverteilung nicht mehr erlaubt 
wäre. Deshalb sollen der Sozialversicherung nur 
drei „sozialversicherungstypische“ Abweichungen 
von marktwirtschaftlichen Versicherungen ge-
stattet sein, nämlich die Versicherungspfl icht, der 
soziale Risikoausgleich (d.h. die Versicherung oh-
ne Risikoausschlüsse und Risikozuschläge auf die 
Beiträge) und das Umlageverfahren (das aller-
dings nur so weit akzeptiert wird, als der Über-
gang zu dem prinzipiell favorisierten Kapitalde-
ckungsverfahren nicht praktikabel ist).

Alle anderen Leistungen der Sozialversiche-
rung, die über diese enge Grenze hinausgehen, 
sind aus Sicht des Sachverständigenrates nicht 
sozialversicherungskonform. Sie dürfen nicht aus 
Beiträgen, sondern allenfalls (wenn überhaupt) 
aus allgemeinen Steuermitteln fi nanziert werden. 
Unter dieses Verdikt fallen vor allem drei wich-
tige Bestandteile der Sozialversicherung, die nach 
herkömmlicher Auffassung gerade ihre Eigenart 
im Vergleich zur kommerziellen Versicherung 
ausmachen:
• Die (allerdings nur in geringem Umfang vor-

handenen oder noch vorhandenen) Elemente 
der interpersonellen Umverteilung und des 
sozialen Ausgleichs im Leistungsrecht (z.B. 
Anrechnungszeiten und Mindestbewertungs-
vorschriften bei der Rentenberechnung und 
die Zuzahlungs befreiungen in der gesetzlichen 
Krankenversicherung); 
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• die solidarische Finanzierung in der gesetzli-
chen Kranken- und Pfl egeversicherung mit 
einkommensproportionalen Beiträgen. Sie soll 
dem Sachverständigenrat zufolge abgeschafft 
und durch ein System mit Pro-Kopf-Pauschal-
beiträgen ersetzt werden;

• alle kostenlosen familienbezogenen Leistun-
gen in der Sozialversicherung. Die Krankenver-
sicherung von Kindern und Ehegatten müsste 
vom Staat im Rahmen des Familienlastenaus-
gleichs übernommen werden, oder aber für 
diese Leistungen müssten zusätzliche Beiträge 
verlangt werden, die dann vom Staat bedarfs-
orientiert subventioniert werden könnten. Die 
Hinterbliebenensicherung müsste in letzter 
Konsequenz privatisiert werden.

Das Volumen der nach seinen Kriterien „ver-
sicherungsfremden“ Leistungen in der Sozialver-
sicherung beziffert der Sachverständigenrat für 
2003 mit insgesamt 130 Mrd. Euro, denen nur    
60 Mrd. Euro Bundeszuschüsse gegenüberstehen. 
Um diese „Fehlfi nanzierung von etwa 70 Mrd. 
Euro auszugleichen, schlägt der Sachverständi-
genrat als kurz- und mittelfristige Maßnahmen 
vor:

• Finanzierung der „versicherungsfremden Leis-
tungen“ der gesetzlichen Rentenversicherung 
durch einen höheren Bundeszuschuss (2003: 
6 Mrd. Euro = 0,7 Beitrags-%-Punkte);

• Finanzierung der arbeitsmarktpolitischen Leis-
tungen der Bundesagentur für Arbeit durch 
Bundeszuschuss und Wegfall des „Aussteue-
rungsbetrages“ (2003: 15 Mrd. Euro = 2,0 Bei-
trags-%-Punkte);

• Kopfpauschale statt lohnbezogener Beitrag in 
der gesetzlichen Kranken- und Pfl egeversiche-
rung, verbunden mit einer staatlichen Bei-
tragssubvention für niedrige Einkommen. Da-
bei soll die Belastung mit Krankenversiche-
rungsbeiträgen 13% des Nettohaushaltsein-
kom mens nicht übersteigen. Das Subventions-
volumen wird für 2003 mit 30 Mrd. Euro in 
der Krankenversicherung und 7 bis 10 Mrd. 
Euro in der Pfl egeversicherung beziffert.

• Zur Refi nanzierung der staatlichen Mehraus-
gaben schlägt der Sachverständigenrat eine 
Kombination aus Mehrwertsteuererhöhung, 
höherer Einkommenssteuer und Ausgaben-
kürzung vor, ohne sich auf nähere Einzel-
heiten festzulegen.

Tabelle 1

Umfi nanzierungs-

konzept des Sach-

verständigenrates

Geltendes Recht Differenz 

(%-Punkte)

Gesetzliche 

Rentenversicherung
18,80% 19,50% -0,70%

Gesetzliche 

Krankenversicherung
– 14,40% -14,40%

Gesetzliche 

Pfl egeversicherung
– 1,70% -1,70%

Bundesagentur 

für Arbeit
4,50% 6,50% -2,00%

Zusammen 23,30% 42,10% -18,80%

Reduktion der lohnbezogenen Sozialversicherungsbeiträge durch das Umfi nanzierungskonzept des 

Sachverständigenrates (Berechnung für 2003)
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Das Umfi nanzierungskonzept des Sachver-
ständigenrates würde nach seinen Rechnungen 
die lohnbezogenen Beitragssätze der Sozialversi-
cherung ganz erheblich reduzieren (s. Tabelle 1). 
Auf  den  ersten  Blick  ist  der  Entlastungseffekt 
von 18,8 Beitrags-%-Punkten eindrucksvoll; er 
entspricht einem Rückgang auf etwa 45% des 
Ausgangsniveaus. Allerdings gehen von diesen 
18,8%-Punkten nicht weniger als 16,1%-Punkte 
(d.h. zu mehr als 85%) auf die Einführung der 
Kopfpauschalen in den gesetzlichen Kranken- 
und Pfl egeversicherungen zurück.

Die Bewertung dieses neoliberalen Umfi nan-
zierungskonzeptes dürfte, jedenfalls  aus sozial-
demokratischer Sicht, eindeutig sein: Vor allem 
das Kopfprämienmodell ist wegen seiner nega-
tiven Umverteilungseffekte nicht vertretbar. Der 
wichtigste Einwand dagegen ist, dass es keinerlei 
Garantie dafür gibt, dass der Staat die soziale Bei-
tragssubvention für Bezieherinnen und Bezieher 
von niedrigen Einkommen auf Dauer in ange-
messener Höhe fi nanzieren wird. Es ist vielmehr 
äußerst wahrscheinlich, dass diese Subvention im 
Lauf der Zeit nicht oder nur unzureichend an die 
Beitragsentwicklung angepasst und damit schritt-
weise abgebaut wird. Aber selbst wenn die staat-
liche Beitragssubvention für Niedrigverdiener 
dau erhaft ausreichend wäre, ist das Kopfprämien-
modell mit einer einseitigen Besserstellung für 
Versicherte mit höheren Einkommen verbunden, 
die nicht zu rechtfertigen ist. 

Die Umfi nanzierung verringert die 
proportionale Abgabenbelastung der 
Arbeitslöhne nur geringfügig

Das Ziel aller Überlegungen zur Umfi nanzierung 
ist es, die prozentualen lohnbezogenen Sozial-
beiträge deutlich zu senken. Dabei sind die Mo-
tive, wie bereits erwähnt, unterschiedlich. Nach 
dem wirtschaftspolitischen Mainstream ist es aus 
arbeitsmarktpolitischen Gründen notwendig, die 
so genannten „Lohnnebenkosten“ zu senken. 
Auch wenn ich persönlich diese Begründung für 
weitgehend falsch halte, bin ich doch der Über-
zeugung, dass es, wenngleich nicht aus arbeits-
marktpolitischen, so doch aus Gründen der Ak-

zeptanz bei den Beschäftigten und Arbeitgebern 
dringend notwendig ist, die Beitragssätze zu be-
grenzen und nach Möglichkeit zu senken.

Die bisherigen Überlegungen haben aber be-
reits gezeigt, dass die direkte Abgabenbelastung 
der Arbeitslöhne nur dann im gewünschten Um-
fang reduziert werden kann, wenn in der gesetz-
lichen Kranken- und Pfl egeversicherung Kopf-
pauschalen eingeführt werden. Wenn jedoch an 
der solidarischen Finanzierung festgehalten wird, 
kann die Umfi nanzierung nicht annähernd zum 
erwünschten Effekt führen. Das wird durch das 
eben erwähnte Modell des Sachverständigenrates 
illustriert. Ohne die Kopfpauschalen beträgt die 
Entlastung der lohnbezogenen Beiträge gerade 
1,7 %-Punkte, also zu wenig, um das Sozialsystem 
entscheidend stabilisieren und seine Akzeptanz 
dauerhaft erhöhen zu können.

Zentrale Gerechtigkeitsprobleme des 
sozialen Sicherungssystems bleiben 
ungelöst

Die Zukunftsperspektive der sozialen Sicherungs-
systeme beschränkt sich nach dem Entwurf des 
Grundsatzprogrammes auf die (partielle) Umfi -
nanzierung von Beiträgen auf Steuern und auf die 
Einführung einer umfassenden Sozialversiche-
rungspfl icht. Die Leistungsstrukturen des her-
kömmlichen lohnbezogenen Systems sollen dem-
nach nach den Vorstellungen der SPD unverän-
dert bestehen bleiben. Mit diesem im Kern struk-
turkonservativen Konzept sind aber die Zu-
kunftsprobleme des deutschen Sozialversiche-
rungssystems nicht zu lösen. Denn das deutsche 
Sozialsystem hat keineswegs nur auf der Einnah-
me-, sondern vor allem auf der Leistungsseite 
zentrale Defi zite, auf die der „Bremer Entwurf“ 
der SPD keine Antwort hat.

Dieses Defi zit besteht darin, dass unser So zi-
alversicherungssystem nicht nur für die einkom-
mensschwächeren Bevölkerungsgruppen, son dern 
in Zukunft auch für die Arbeitnehmermitte keine 
ausreichende soziale Sicherung mehr gewährleis-
tet. Es gibt eine zunehmende strukturelle Unter-
versicherung, die vor allem zwei Wurzeln hat: 
erstens die Umbrüche in der Arbeitswelt und in 
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den Familienmustern und zweitens die Kollate-
ralschäden der rotgrünen Reformpolitik. In der 
gesetzlichen Rentenversicherung ist dies heute 
bereits offenkundig, wenn auch im derzeitigen 
Rentenbestand noch nicht sichtbar. In der Kran-
kenversicherung zeichnet sich eine ähnliche 
 Entwicklung als Folge zunehmender Leistungs-
ausgrenzung und Rationierung bereits ab.

An der Alterssicherung ist das Gemeinte am 
besten zu illustrieren. Als Folge des „Altersvermö-

gensgesetzes“, des „Nachhaltigkeitsgesetzes“ und 
der mit dem „Alterseinkünftegesetz“ schrittweise 
eingeführten vollen Rentenbesteuerung wird das 
Rentenniveau weitgehend erodieren, wie aus 
 Grafi k 1 ersichtlich ist17.

Wichtig ist es, sich vor Augen zu führen, dass 
bei der Berechnung des Rentenniveaus (in beiden 
Varianten) komplette Versicherungsverläufe von 
45 Jahren unterstellt werden. Zusätzlich ist also 
zu berücksichtigen, dass bei den künftigen Ren-

Grafi k 1

Entwicklung des Rentenniveaus 1990 bis 2040 (Westdeutschland)
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17 Für die Berechnung des Rentenniveaus gibt es zwei Varianten:
 Nettorentenniveau nach herkömmlicher Berechnungsweise: Verfügbare „Standardrente“ (45 Jahre Durchschnittsbeitrag, nach Abzug 

des Kranken- und Pfl egeversicherungsbeitrages, aber vor Abzug der Einkommenssteuer) im Verhältnis zum durchschnittlichen Nettolohn
 „Rentenniveau vor Steuern“: Verfügbare „Standardrente“ im Verhältnis zum Durchschnittslohn nach Abzug der Arbeitnehmer-Sozial-

versicherungsbeiträge, aber vor Abzug der Einkommenssteuer. Diese Berechnungsmethode wird seit dem so genannten „Nachhaltig-
keitsgesetz“ in den amtlichen Berichten verwendet, und zwar mit der Begründung, dass nach dem Übergang zur Vollbesteuerung der 
Renten ein generelles Nettorentenniveau als Maßstab für alle Rentner nicht mehr sinnvoll sei.

 Beim herkömmlich berechneten Nettorentenniveau wird das Versorgungsniveau überschätzt, weil die Rentenbesteuerung nicht erfasst 
wird. Beim „Rentenniveau vor Steuern“ wird es hingegen unterschätzt, weil die Steuerquote der Rentner niedriger ist als die der Arbeit-
nehmer. Die Wahrheit liegt also in der Mitte.
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tenzugängen die Versicherungslücken als Folge 
der Massenarbeitslosigkeit des letzten Jahrzehnts 
und der wachsenden Prekarisierung größer und 
die Renten entsprechend niedriger sein werden 
als im heutigen Bestand.

Wegen des Verfalls des Rentenniveaus wird 
die gesetzliche Rentenversicherung in Zukunft 
ihre beiden zentralen Sicherungsziele verfehlen: 
Sie kann weder den im Berufsleben erreichten 
 Lebensstandard garantieren noch vor Armut 
schüt zen. In einem Rentensystem wie dem deut-
schen, das auf dem Äquivalenzprinzip aufgebaut 
ist und keine Mindestrente kennt, ist Altersarmut 
für die unteren Einkommensgruppen sowie für 
Personen mit größeren Versicherungslücken 
zwangs läufi g, wenn das Rentenniveau zu weit ab-
sinkt. Das wäre nur vermeidbar gewesen, wenn 
zur sozialen Flankierung die umverteilenden Ele-
mente innerhalb des Rentensystems bedeutend 
verstärkt worden wären. Die fi nanzielle Förde-
rung der privaten und betrieblichen Altersvor-
sorge reicht jedenfalls nicht aus, um das sinken-
de Rentenniveau für die unteren Einkommens-
schichten zu kompensieren, weil Sicherungslü-
cken durch unterbliebene private Vorsorge wegen 
niedrigen Einkommens, Arbeitslosigkeit oder ge-
sundheitlicher Einschränkungen mehr oder we-
niger unvermeidbar sind. Selbst eine obligatori-
sche Zusatzvorsorge könnte Unterversicherung 
nicht zuverlässig ausschließen, denn sie kann für 
Personen mit unterbrochenen Berufsbiografi en, 
langer Arbeitslosigkeit, Behinderung oder vorzei-
tiger Erwerbsunfähigkeit keinen Ausgleich schaf-
fen.

Auch bei langjähriger Beitragszahlung wird 
es auf längere Sicht für Pfl ichtversicherte mit 
durchschnittlichem oder gar unterdurchschnitt-
lichem Einkommen nicht mehr möglich sein, 
mit ihren Rentenansprüchen deutlich die Ar-

mutsschwelle zu überwinden. Grafi k 2 zeigt dies 
für Haushalte mit Durchschnittslohn sowie für 
unterdurchschnittlich verdienende Haushalte 
mit 75% des Durchschnittslohnes18.

Die Grafi k illustriert, dass etwa ab 2030 der 
kritische Zustand erreicht wird, bei dem eine al-
leinstehende Person mit Durchschnittsverdienst 
selbst nach vollem Versicherungsleben mit 40 
Beitragsjahren im Alter arm sein wird, wenn sie 
allein auf die Leistungen der gesetzlichen Ren-
tenversicherung angewiesen ist (durchgezogene 
Linie). Für ein Ehepaar oder eine Lebensgemein-
schaft aus zwei Durchschnittsverdiensten (Linie 
mit Dreiecken) ist die Situation wegen des Kosten-
degressionseffektes im 2-Personenhaushalt etwas 
günstiger. Wenn sie zusammengerechnet 60 Jah-
re lang Durchschnittsbeiträge gezahlt haben, 
können sie mit ihren beiden Renten gerade die 
Armutsschwelle erreichen. Diese Bedingung wird 
in vielen Fällen gerade noch erfüllt werden kön-
nen.

Die volle Dramatik zeigt sich, wenn wir die 
Situation von Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern mit deutlich unterdurchschnittlichem 
Einkommen betrachten. Schon heute reichen 45 
Beitragsjahre bei 75% des Durchschnittsver-
dienstes für eine Rente wenigstens in Höhe der 
Armutsschwelle für alleinstehende Personen 
nicht mehr aus (Linie mit Punkten). Ab 2015 wer-
den 50, ab 2035 sogar 55 Jahre nötig sein. Für 
Ehepaare oder Lebensgemeinschaften dieser Ein-
kommensgruppe (Linie mit Rauten) ist die Situa-
tion auf die lange Sicht nicht wesentlich besser. 
Ab etwa 2030 ist für sie die Armutsschwelle prak-
tisch nicht mehr überwindbar, weil dafür zusam-
mengerechnet mehr als 80 Beitragsjahre erfor-
derlich wären.

Das gegenwärtig bestehende Sozialversiche-
rungssystem weist demnach, zumindest im Be-

18  Bei dieser Rechnung wird die Armutsschwelle entsprechend dem 2. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung für den Einper-
sonenhaushalt mit 50% und für den Zweipersonenhaushalt mit 75% des Median-Netto-Äquivalenzeinkommens angesetzt. Das ergibt 
für 2003 in Westdeutschland : 1.830,50 bzw. 1.245,75 Euro monatlich. Die Armutsgrenzen für die Folgejahre werden gegenüber 2003 
mit der Steigerungsrate der Nettolöhne extrapoliert. Weiterhin werden für die Berechnung der erforderlichen Beitragsjahre die Aktuellen 
Rentenwerte der gesetzlichen Rentenversicherung benötigt. Sie wurden einer Projektion der Deutschen Rentenversicherung  Bund ent-
nommen, die auf dem aktuellen Rechtsstand (einschließlich des RV-Altersgrenzengesetzes) beruht.
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Grafi k 2
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Zur Überwindung der Altersarmut erforderliche Beitragsjahre (GRV West)

reich der Alterssicherung, schwerwiegende Struk-
turdefi zite auf der Leistungsseite auf, nämlich 
eine systematische Untersicherung breiter Bevöl-
kerungsgruppen. Weder die Umfi nanzierung von 

Beiträgen auf Steuern noch die Heranziehung zu-
sätzlicher Beitragszahler sind allein geeignet, die-
se Probleme zu lösen.
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Die bessere Alternative zur stärkeren 
Steuerfi nanzierung: Beitragsfi nanzierung 
mit breiterer Solidaritätsbasis

Fassen wir zusammen: Die Umfi nanzierung des 
Sozialsystems von Beiträgen auf Steuern
• macht Sozialpolitik noch mehr als bisher zur 

abhängigen Variablen der Finanz- und Wirt-
schaftspolitik und verschärft dadurch die Ver-
trauens- und Akzeptanzkrise der Sozialsyste-
me,

• wird wahrscheinlich keine positive, sondern 
eher negative Umverteilungseffekte auslösen,

• wird eine Systemtransformation der Sozialver-
sicherung im neoliberalen Sinne (Reduktion 
der Komponente des sozialen Ausgleichs) be-
günstigen,

• schafft trotzdem keine wirklich entscheidende 
Entlastung der prozentualen Beiträge auf Ar-
beitslohn im erwünschten Ausmaß (es sei 
denn, man schafft die solidarische Finanzie-
rung in der gesetzlichen Kranken- und Pfl ege-
versicherung ab und ersetzt sie durch Kopfprä-
mien),

• beendet nicht den permanenten Druck der 
Unternehmer und Kapitaleigner auf den Sozi-
alstaat und

• löst auch nicht das neu entstehende Problem 
der massenhaften Unterversicherung der un-
teren Einkommensgruppen.

Die Sozialpolitik steht also vor einem 
schwierigen Problem:

Es muss – meiner Meinung nach weniger aus öko-
nomischen als aus zwingenden politischen Grün-
den – nach Wegen gesucht werden, die lohnbe-
zogenen Beitragssätze deutlich zu reduzieren, 
und zwar ohne die solidarische Finanzierung in 
der Kranken- und Pfl egeversicherung preiszuge-
ben.

Sozialpolitische Gründe verbieten es, zum 
Zwecke der Senkung der Beitragssätze einfach die 
Ausgaben innerhalb bestehender Strukturen zu 
kürzen, weil dann die heute bereits empfi ndli-
chen Defi zite des Sozialsystems auf der Leistungs-
seite noch weiter verschärft würden.

Umgekehrt kommt es, bei realistischer Ein-
schätzung der politischen Verhältnisse, auch 
nicht ernsthaft in Frage, das Problem der Unter-
versicherung der unteren Einkommensgruppen 
dadurch lösen zu wollen, dass man die Leistungs-
einschnitte der letzten Jahre einfach zurück- 
nimmt und die Beitragssätze entsprechend er-
höht.

Die Ausdehnung der Sozialversicherungs-
pfl icht auf alle Erwerbstätigen ist zwar sinnvoll 
und notwendig, löst aber als solche weder das 
Problem der lohnbezogenen Abgabenlast, noch 
das der Unterversicherung, weil langfristig den 
höheren Beiträgen mindestens ebenso hohe 
(wenn nicht gar höhere) Leistungsansprüche ge-
genüberstehen werden.

Auch die scheinbar bequeme Patentlösung, 
die Finanzierungsbasis des Sozialsystems durch 
vermehrte Steuerfi nanzierung zu erweitern, er-
weist sich, wie soeben gezeigt, als untauglich und 
riskant.

Die Lösung und die bessere Alternative zur 
Umfi nanzierung von Beiträgen auf Steuern liegt 
meines Erachtens darin, die (überwiegende) Bei-
tragsfi nanzierung des Sozialsystems beizubehal-
ten, dieses aber sowohl auf der Einnahmen- wie 
auf der Leistungsseite grundsätzlich neu zu ge-
stalten. 

Bei den sozialen Geldleistungen, d.h. in der 
Alterssicherung, läuft dies auf ein zweistufi ges 
System hinaus, wie es z.B. in unseren Nachbar-
ländern Schweiz und den Niederlanden erfolg-
reich praktiziert wird, erfolgreich zumindest in 
dem Sinne, dass es sich, im Unterschied zur deut-
schen Sozialversicherung, nach wie vor allgemei-
ner Akzeptanz erfreut. Ihr Grundprinzip besteht 
in einem beitragsfi nanzierten (nicht steuerfi nan-
zierten) Basissicherungssystem mit einer starken 
Komponente der solidarischen Umverteilung, 
das für die gesamte Bevölkerung eine angemes-
sene Mindestsicherung garantiert. Dieses Basis-
system wird durch eine individuelle obligato-
rische Zusatzversicherung für abhängig Beschäf-
tigte ergänzt.

Komplizierter ist die Situation bei den sozia-
len Sachleistungen, d.h. bei der Kranken- und 
Pfl egeversicherung. Hier ist der Grundsatz der 
umfassenden Solidarität und der unterpersonel-
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len Umverteilung bereits in der SPD-Program-
matik verankert, nämlich im Modell der Bürger-
versicherung. Allerdings ist man bei der Verbrei-
terung der Beitragsbemessungsgrundlage nicht 
konsequent genug. Deshalb sollten in der Bürger-
versicherung konsequent alle Einkommensarten 
herangezogen und die Beitragsbemessungsgren-
zen sehr hoch angesetzt bzw. ganz aufgehoben 
werden. Eine weitere Frage ist dann, ob nicht 
auch für die Sachleistungen der Kranken- und 
Pfl egeversicherung ein zweistufi ges Modell aus 
Basis- und Zusatzversicherung vorzuziehen wäre. 
Ich möchte dies an dieser Stelle nicht weiter er-
örtern, sondern gehe im Folgenden davon aus, 
dass eine Alternative zum heutigen sozialen Si-
cherungssystem im Wesentlichen aus zwei Kom-
ponenten bestehen wird, d.h. zum einen aus ei-
ner umfassenden einstufi gen Bürgerversicherung 
für Gesundheit und Pfl ege, zum anderen aus 
einem zweistufi gen System für Alter und Erwerbs-
minderung.

Im zweistufi gen System für Alter und 
Erwerbsminderung müsste die erste Säule, die 
Basis-Rentenversicherung, im Prinzip dann 
folgendermaßen aussehen:

• Die Basis-Rentenversicherung wird durch Bei-
träge im Umlageverfahren fi nanziert. Den-
noch ist eine ergänzende Stützung durch 
Staatszuschüsse weiterhin in gewissem Um-
fang wünschenswert.

• Alle Einkommensbezieher, d.h. unterschieds-
los alle Bürgerinnen und Bürger sind beitrags-
pfl ichtig (wobei solche ohne Einkommen und 
Vermögen beitragsfrei gestellt werden kön-
nen).

• Es werden unterschiedslos alle Einkommens-
arten zur Beitragszahlung herangezogen. Die 
Beitragsbemessungsgrundlage soll möglichst 
breit sein und idealtypisch das gesamte Volks-
ein kommen oder die gesamte Brutto wert-
schöpfung umfassen. Im letzteren Fall würde 
die Basis-Rentenversicherung also durch einen 
Wertschöpfungsbeitrag fi nanziert; das Gleiche 
würde dann auch für die Bürgerversicherung 
für Gesundheit und Pfl ege gelten.

• Es gelten sehr hohe oder gar keine Beitragsbe-
messungsgrenzen.

• Wegen der Verbreiterung der Beitragsbemes-
sungsgrundlage können die Beitragssätze für 
die Basis-Rentenversicherung bedeutend nied-
riger sein als die heutigen lohnbezogenen 
 Beitragssätze der gesetzlichen Rentenversiche-
rung. Damit gewinnt man die Vorteile, die 
man sich von der Steuerfi nanzierung erhofft, 
ohne ihre Nachteile in Kauf nehmen zu müs-
sen.

• Das Basisrentenversicherungssystem mit sei-
nem vergleichsweise niedrigen Beitragssatz 
schafft zugleich die Voraussetzung dafür, alle 
Selbstständigen in die Versicherungspfl icht 
ein beziehen zu können. In der bestehenden 
gesetzlichen Rentenversicherung wäre dies so-
zialpolitisch kaum vertretbar, weil gering ver-
dienende Selbstständige wegen des fehlenden 
Arbeitgeberbeitrages die hohe Abgabenbelas-
tung nicht tragen könnten.

• Alle Bürgerinnen und Bürger erwerben glei-
chermaßen den Anspruch auf eine zuverläs-
sige Basis, unabhängig von etwaigen prekären 
Berufsbiografi en und ohne sozialhilfeähnliche 
Bedürftigkeitsprüfung. Dieses Basissystem ist 
die angemessene Antwort auf das Problem der 
massenhaften Unterversicherung im Alter.

• Die Basis-Rentenversicherung bedeutet zu-
gleich den Abschied vom Äquivalenzprinzip 
der bisherigen Art. Die Altersrenten müssen 
aber nicht völlig einkommensunabhängig 
sein (wie es in den Niederlanden der Fall ist); 
es genügt auch ein durch Mindest- und 
Höchstrenten stark eingeschränktes Äqui-
valenzprinzip wie in der Schweiz.

• Die Beitragspfl icht auf alle Einkommen und 
auch auf sehr hohe Einkommen  bewirkt zu-
sammen mit den zumindest stark nivellierten 
Leistungen ein hohes Maß an solidarischer 
Einkommensumverteilung, das der deutschen 
Sozialversicherung bisher fremd ist.

• Das Niveau der Basissicherung soll relativ 
großzügig bemessen sein, jedoch im Prinzip 
über einen zuverlässigen Armutsschutz nicht 
hinausgehen, weil die weitgehende Abkehr 
vom Äquivalenzprinzip und die solidarische 
Umverteilung innerhalb des sozialen Siche-
rungssystems nur dann Akzeptanz fi nden 
können, wenn sie auf eine Mindestsicherung 
begrenzt ist.
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• Es gibt weder auf der Finanzierungs-, noch auf 
der Leistungsseite berufsständische Differen-
zierung (etwa nach Arbeitnehmern, Beamten, 
Freiberufl ern, sonstigen Selbstständigen, Be-
rufspolitikern usw.).

Auf der Basis-Rentenversicherung für die gesamte 
Bevölkerung sollte als zweite Säule eine obligato-
rische Zusatz-Rentenversicherung für abhängig 
Beschäftigte aufbauen, zumindest für untere und 
mittlere Einkommensgruppen und andere Perso-
nenkreise, bei denen ein besonderer Sicherungs-
bedarf anzunehmen ist (z.B. Arbeitslose). Nicht 
nur durch die starke Gewichtung der Einkom-
mensumverteilung in der ersten Säule, sondern 
auch durch die obligatorische zweite Säule unter-
scheidet sich das hier skizzierte zweistufi ge Mo-
dell von neoliberalen Konzeptionen. Wesentliche 
Elemente der zweiten Säule sollten sein:
• Die Finanzierung erfolgt ausschließlich durch 

Beiträge.
• Für abhängig Beschäftigte mit hohen Einkom-

men gibt es eine Versicherungspfl icht- und 
Beitragsbemessungsgrenze.

• Die Leistungen in der Zusatz-Rentenversiche-
rung sind, im Unterschied zur Basisversiche-
rung, strikt auf individuelle Äquivalenz aus-
gerichtet. In der zweiten Säule wird keine Ein-
kommensumverteilung angestrebt.

• In der Zusatz-Rentenversicherung kann, so-
weit es technisch realisierbar ist, das Kapital-
deckungsverfahren zum Zuge kommen.

• Während für das Basissystem ein einziger zen-
traler Träger sinnvoll ist, ist im Zusatzsystem 
Raum für eine Vielfalt von Trägern, Ausgestal-
tungsmöglichkeiten und individuellen Wahl-
möglichkeiten.

• Auch eine Beteiligung der Arbeitgeber an der 
Zusatz-Rentenversicherung ist möglich (z.B. 
ein Betriebsrentenobligatorium).

Ich fasse noch einmal fünf aus meiner Sicht ent-
scheidende Vorteile eines solchen zweistufi gen 

Systems der Alterssicherung gegenüber dem tra-
ditionellen deutschen System zusammen:
• Die Trennung von solidarischer Umverteilung 

und individueller Risikovorsorge ermöglicht 
eine höhere Akzeptanz für eine deutlich ver-
besserte Umverteilung, wenn diese auf den 
Bereich der Basisversorgung begrenzt wird.

• Die prozentualen Beitragssätze im Basissys -
tem der solidarischen Umverteilung könnten 
bei entsprechend verbreiterter Bemessungs-
grundlage gegenüber dem heutigen Stand je 
nach Ausgestaltung um 7,5 bis knapp 10%-
Punkte gesenkt werden. Im Gesamtsystem,  
d.h. einschließlich der Zusatz-Rentenversiche-
rung, ergibt sich, trotz des umfassenden Ar-
mutsschutzes durch die allgemeine Basisrente, 
immer noch eine gewisse, wenn auch nicht 
große Entlastung gegenüber der heutigen ge-
setzlichen Rentenversicherung.

• Im Bereich der Zusatzsicherung wird die Ak-
zeptanz steigender Beitragslasten größer, wenn 
die Äquivalenz von Beitrag und Leistung 
transparent ist und wenn individuelle Aus-
gestaltungen möglich sind.

• Die Finanzierungsgrundlage der Alterssiche-
rung wird unter Beibehaltung der Beitrags-
fi nanzierung und ohne die mit der stärkeren 
Steuerfi nanzierung verbundenen Risiken ge-
stärkt.

• Nur in einem Basisrentenversicherungssystem 
mit einem vergleichsweise niedrigen Beitrags-
satz ist es überhaupt möglich, alle Selbstständi-
gen in die Versicherungspfl icht einzubeziehen. 

Abschließend will ich an Hand einer ganz groben 
Überschlagsrechnung illustrieren, wie hoch in 
etwa die Beitragsbelastung in einem alternativen 
System der sozialen Sicherung sein müsste, das 
aus einer Bürgerversicherung für Gesundheit und 
Pfl ege und aus einem zweistufi gen Rentensystem 
besteht. Das Ergebnis zeigt die nachstehende Ta-
belle19.

19 Die Schätzung bezieht sich auf das Jahr 2005 und beruht auf folgenden Annahmen:
 Basisversicherung Gesundheit und Pfl ege mit 117,5% des heutigen Leistungsvolumens (wegen Ausdehnung des versicherten Personen-

kreises auf die gesamte Wohnbevölkerung).
 Basisversicherung für Alter und Erwerbsminderung: 850 Euro/Monat/Person + KV- und PfV-Beitrag auf die Basisrente für 21 Mio. Berech-

tigte (Renten an Hinterbliebene, die weder die Altersgrenze erreicht haben, noch erwerbsgemindert sind nicht eingerechnet). Es wird 
ferner angenommen, dass der heutige Bundeszuschuss zur GRV in das Basisrentensystem einfl ießt.

 Bei der Zusatzrentenversicherung wird unterstellt, dass die Zusatzrenten für Durchschnittsverdiener mit 45 Jahren zusammen mit der 
Basisrente gerade der Standardrente heutigen Rechts entsprechen.
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Im Rahmen einer solchen Umorganisation 
des sozialen Sicherungssystems wäre es dann 
auch sinnvoll und möglich, die Arbeitgeberbei-
träge durch eine einmalige Bruttolohnerhöhung 
abzulösen. Die Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer können dann die gesamten Beiträge aus 
den erhöhten Löhnen selbst bezahlen; dies wird 
durch die deutliche Senkung der prozentualen 
Beitragssätze wesentlich erleichtert. Der Vorteil 
einer solchen Ablösung der Arbeitgeberbeiträge 
besteht darin, dass die politischen Auseinander-
setzungen um die so genannten „Lohnneben-
kosten“ mit einem einzigen Befreiungsschlag 
 beendet werden können. Nachteile für die Be-
schäftigten sind von dieser Operation kaum zu 
erwarten, denn die funktionale Verteilung des 
Volkseinkommens auf Löhne, Vermögenseinkom-
men und Unternehmensgewinne wird zumindest 

mittel- und langfristig von den strukturellen 
Machtverhältnissen und den makroökonomi-
schen Rahmenbedingungen determiniert; sie ist 
unabhängig von der Aufteilung der Lohnkosten 
auf Direktlöhne und Arbeitgeber-Sozialbeiträge. 
Allenfalls kurzfristig ist die Beteiligung der Ar-
beitgeber an der Finanzierung der Sozialversi-
cherung verteilungsrelevant. Wenn nämlich die 
Beitragssätze steigen, sind die Arbeitgeber zu-
nächst automatisch mit betroffen und es kann 
einige Zeit dauern, bis sie die Erhöhung der Lohn-
kosten durch höhere Preise auf die Konsumenten 
oder in Form geringerer Lohnerhöhungen auf die 
Beschäftigten abwälzen können. Auf diesen – le-
diglich kurzfristigen – Vorteil müssten die Be-
schäftigten zugegebenermaßen verzichten, wenn 
die Arbeitgeberbeiträge durch eine einmalige 
Lohnerhöhung abgelöst werden. Dem steht aber 

Tabelle 2

Heutiges System

(ohne Arbeitslosenversicherung)

Alternatives System

(ohne Arbeitslosenversicherung)

Bemessungs-

grundlage

Arbeitslohn

Bemessungs-

grundlage 

Volkseinkom-

men

Bemessungs-

grundlage 

Bruttowert-

schöpfung

Gesetzliche

Krankenversicherung
13,8%

Bürgerversicherung 

Gesundheit und Pfl ege
11,3% 9,3%

Gesetzliche

Pfl egeversicherung
1,7%

Gesetzliche

Rentenversicherung 
19,5%

Basisrenten versicherung 12,0% 9,7%

Zusatzrenten versicherung

(Bemessungsgrundlage 

Arbeitslohn)

6,5% 6,4%

Zusammen 35,0% Zusammen 29,8% 25,4%

davon Arbeitgeber 17,5% davon Arbeitgeber 14,9% 12,7%

Überschlägige Schätzung: Beitragssätze eines alternativen Systems: 

Bürgerversicherung Gesundheit/Pfl ege plus Basissicherung Alter/Invalidität 

(Berechnung für den fi ktiven Beharrungszustand im Jahre 2005)
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der ausschlaggebende strategische Vorteil gegen-
über, dass die Kapitalseite kein materielles Inter-
esse mehr an der Demontage der sozialen Siche-
rung der Beschäftigten mehr hat.

Zum Abschluss sind einige ergänzende Be-
merkungen zu der skizzierten Umgestaltung des 
sozialen Sicherungssystems nötig. Erstens ist die-
se Skizze nicht als fertiges Modell, sondern als 
Denkanstoß zu verstehen. Im Detail gibt es viele 
Möglichkeiten, den entscheidenden Grundgedan-
ken zu realisieren, nämlich ein beitragsfi nanzier-
tes System mit möglichst breiter Bemessungs-
grundlage, solider sozialhilfeunabhängiger Min-
destsicherung, deutlicher interpersoneller Um-
verteilung und reduzierten prozentualen Beitrags-
sätzen.

Zweitens gibt es bei einem Systemwechsel sol-
chen Ausmaßes natürlich ganz erhebliche Über-
gangsprobleme, vor allem wenn – was selbstver-
ständlich sein sollte – bereits erworbene Rechts-
ansprüche so weit wie irgend möglich garantiert 
werden. Im Prinzip sind diese Übergangsprobleme 
aber technisch lösbar. Das Grundprinzip für die 
Lösung des Übergangsproblems besteht darin, 
dass ein beitragsfundiertes Mindestsicherungs-

system für Alter und Invalidität in den ersten 
Jahrzehnten nach seiner Einführung Überschüsse 
abwirft, aus denen die Kosten des Bestandsschut-
zes fi nanziert werden können.

Drittens gibt es selbstverständlich erhebliche 
politische Probleme; sie reichen bis zur Änderung 
des Grundgesetzes – die übrigens auch schon für 
das SPD-Modell der Bürgerversicherung erfor-
derlich wäre. Normalerweise würde man wegen 
der politischen Widerstände davon abraten, ein 
solches Projekt überhaupt in Angriff zu nehmen, 
wenn die Aussicht bestünde, durch Reparieren 
am Status quo unser soziales Sicherungssystem in 
 seinem Bestand zu erhalten. Aber genau dies ist 
nicht der Fall. Das Sozialsystem der Bundesre-
publik Deutschland ist bereits irreversibel beschä-
digt. Durch Einspeisen zusätzlicher Steuermil-
liarden und Heranziehung zusätzlicher Beitrags-
zahler ist es nicht mehr zu stabilisieren und nicht 
wieder in seiner Funktionsfähigkeit herzustellen. 
Jetzt ist nur noch die Flucht nach vorn möglich, 
und deshalb ist es unumgänglich, in der Politik 
der sozialen Sicherung grundsätzlich neue Wege 
zu beschreiten, die über die Perspektive des „Bre-
mer Entwurfes“ der SPD hinausgehen.
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Ralf Stegner

Kommentar zu Thomas Ebert

KOMMENTAR

Wirtschaftliche Rahmenbedingungen 
und „Finanzierungsgrundlagen des 
Sozialstaats“

Zunächst möchte ich mich für das interessante 
Referat bedanken. Wir haben viele Gemeinsam-
keiten und vor allem: identische Ziele. Es geht 
um eine bessere, sichere und ausreichende Leis-
tung für alle (gerade bei der Rente), eine solidere, 
breitere und gerechtere Finanzierung und vor 
allem: um ein solidarisches System.

Das ist nicht selbstverständlich, denn die 
These: „Soll doch jeder sehen, wo er bleibt“, 
scheint weit verbreitet. Dies gilt zumindest in der 
medialen Öffentlichkeit. In Wirklichkeit aber, das 
zeigen viele Untersuchungen sehr deutlich, sind 
Solidarität, Sozialstaat und das Bedürfnis nach ge-
rechter Entlohnung bei der Mehrheit der Bevöl-
kerung stark verankert und positiv besetzt!

Doch die Solidarsysteme sind in Gefahr: 
Wenn das, was aus den Beiträgen letztlich selber 
zurückbekommen wird, hochgradig unsicher und 
zunehmend lächerlich in der Höhe wird, wenn 
wesentliche Grundbedürfnisse zusätzlich abgesi-
chert werden müssen, wenn ein immer größerer 
Teil der Bevölkerung nicht an diesem Solidar-
system teilnimmt, dann läuft nicht nur etwas 
schief, dann sinkt auch die Akzeptanz – zu Recht! 
Umverteilung nur in einer Klasse kann kein so-
zialdemokratisches Projekt sein.

Ein funktionierender Sozialstaat ist die Vor-
aussetzung für eine gerechte, soziale und zu-
kunftsfähige Gesellschaft. Daher sollte das Sozial-
versicherungssystem so ausgestaltet werden, dass 
es bei einem hohem Niveau der sozialen Absiche-
rung Wachstum und Beschäftigung nicht behin-
dert, sondern fördert. Es sollte angesichts der de-
mographischen Entwicklung auch langfristig fi -

nanzierbar bleiben und dem Einzelnen keinen 
Anreiz bieten, sich den Beitragspfl ichten zu ent-
ziehen.

Die Grundprobleme der sozialen Sicherungs-
systeme sind richtig beschrieben. Zwar ist eine 
aktuelle Entspannung da, da sozialversicherungs-
pfl ichtige Arbeitsplätze zunehmen, aber einige 
wichtige Probleme sind nach wie vor nicht ge-
löst. Die sozialen Sicherungssysteme sind unge-
recht fi nanziert. Es gibt derzeit eine ungleiche 
Belastung verschiedener Bevölkerungsgruppen 
durch Steuern und Abgaben. Die Systeme haben 
eine labile fi nanzielle Basis. Auch wenn im Mo-
ment  die  Zahl  der  sozialversicherungspfl ichti-
gen Arbeitsplätze steigt, gibt es eine Erosion der 
sozialversicherungspfl ichtigen Beschäftigungsver-
hältnisse durch veränderte Beschäftigungsver-
hältnisse. Es gibt mehr (Schein-)Selbständige, Ar-
beitsunterbrechungen, Minijobs usw. Auch die 
demographische Entwicklung ist zu verkraften. 
Zusätzlich verteuert die jetzige Beitragsfi nanzie-
rung Arbeit und befördert so Arbeitslosigkeit und 
Schwarzarbeit. Wir haben ihn in den letzten Jah-
ren erlebt: den Teufelskreis von sinkenden Bei-
tragseinnahmen und steigenden Ausgaben. Mei-
ner Meinung nach sind die Sozialversicherungen 
auch nicht mehr effektiv. Die eigentlichen Auf-
gaben der Sozialversicherung werden immer we-
niger erfüllt. Es gibt keine ausreichende Absiche-
rung im Alter, eine zunehmende Privatisierung 
von Krankheitsrisiken, Arbeitslosigkeit wird im-
mer weniger und immer kürzer fi nanziell auf-
gefangen. Verstärkend wirkt hier wieder der Trend 
hin zu unterbrochenen Erwerbsbiografi en, die 
nicht nur die Einnahmeseite der Sozialversiche-
rung schmälern, sondern am Ende eben auch zu 
nicht auskömmlichen Renten im Alter und unzu-
reichender Krankenversicherung führen.
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Daher ist eine Reform der sozialen Siche-
rungssysteme notwendig. Zumindest bedenkens-
wert fi nde ich die Überlegung von Dr. Ebert, die 
Paritätische Finanzierung aufzugeben und damit 
eine Illusion der Mitverantwortung der Arbeit-
geber endgültig zu begraben – auch wenn ich hier 
und jetzt noch keine abschließende Meinung 
dazu habe. Wir würden dadurch den Zusammen-
hang zwischen Zahlung und Leistung verdeut-
lichen und erhöhen dadurch vielleicht Trans-
parenz und Akzeptanz. Außerdem scheinen Un-
tersuchungen darauf hinzuweisen, dass die Bei-
tragszahler und Nutznießer keineswegs dann nur 
Beitragssenkungen im Kopf haben, sondern ih-
nen vielmehr die mögliche Versicherungsleis-
tungen lieb und teuer sind (abgesehen davon 
gäbe es auf einen Schlag keine Lohnnebenkosten 
mehr). Andererseits ist die Parität ein Stück weit 
Sinnbild einer Gesellschaft, bei der die Arbeitge-
ber eine Mitverantwortung für den Sozialstaat 
tragen. 

Die von Thomas Ebert vorgeschlagene Ver-
breiterung der Solidaritätsbasis bei den Beitrags-
einnahmen und die Verbreiterung der Solidari-
tätsbasis auf der Leistungsseite, Abkehr vom stren-
gen Äquivalenzprinzip deutscher Tradition sind 
vom Grunde her wichtige Elemente, die die Pro-
bleme der Sozialversicherungen verringern kön-
nen. Im Gegensatz zu Thomas Ebert halte ich 
aber eine stärkere Steuerfi nanzierung für sinn-
voll und eine Leistungsteilung in Basis und Zu-
satzversicherung für gefährlich. Für mich sind 
Steuern der geeignetere Ort der Umverteilung. 
Lassen Sie mich dies kurz ausführen: 

Steuern sind die klassischen und die akzep-
tierten Umverteilungsinstrumente – wohin auch 
immer umverteilt wird, Sozialversicherungen 
 haben auch Umverteilungselemente, aber immer 
auch einen wichtigen Anteil des „Äquivalenz-
prinzips“. Ich sehe bei Steuern keine größere Ge-
fahr der Leistungsreduktion als bei Sozialversi-

cherungsbeiträgen – die Entwicklungen zeigen 
doch, dass bei beiden gekürzt wird. Im Moment 
sorgt die Einordnung der Beiträge als Lohnne-
benkosten sogar für einen stärkeren Druck.

Im Steuersystem gibt es vielfältige Möglich-
keiten, die richtige Verteilung zu erzielen. Inso-
fern ist die These falsch, dass sicher nur die Ar-
beitgeber entlastet werden: Man könnte die Ein-
kommenssteuer für Besserverdienende hochset-
zen oder, wie von Schleswig-Holstein vorgeschla-
gen, zwar den normalen Satz der Umsatzsteuer 
erhöhen, den ermäßigten Satz für Lebensmittel 
und Ähnliches aber senken.

Das Problem der Leistungskürzung sehe ich 
vielmehr in der Teilung von Basisversicherung 
und Zusatzversicherung. Auch dies erleben wir 
doch gerade in der Krankenversicherung: Weil 
die normale Krankenversicherung nicht mehr 
alle Gesundheitsrisiken abdeckt, braucht man ei-
gentlich diverse Zusatzversicherungen für Brillen, 
Zahnersatz und Ähnliches, die sich aber gerade 
die nicht leisten können, die auch nicht in der 
Lage sind, mal so eben 300 € für eine Brille aus-
zugeben, deren Gläser nicht an Flaschenböden 
erinnern. Ich glaube, dass eine weitere Verstär-
kung dieses Weges in die Irre und zu einem Zwei-
Klassen-System führen würde – auch wenn dies 
sicher nicht so intendiert ist.

Gleichwohl fi nde ich trotz dieser Befürch-
tung den Ansatz interessant, die Beitragsbemes-
sungsgrenze aufzuheben und stattdessen eine 
Leistungsbegrenzung einzuführen. Die Schweiz 
hat meines Wissens bei der Rente ein solches 
 System – ich fürchte nur, dass ebendies dort dazu 
geführt hat, dass die Basisleistung sehr gering ist. 

Und doch: Insgesamt scheint die Hysterie 
der Steuersenkungen und Steuervereinfachungen 
nachgelassen zu haben. Ich hoffe, dass wir daher 
zu einer vernünftigen Diskussion kommen kön-
nen. Für unser Grundsatzprogramm, für unser 
künftiges Regierungsprogramm und auch für die 
aktuelle Politik.
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Sozialstaatlichkeit ist Wesensmerkmal sozialer 
Demokratien. Dessen ungeachtet war der Sozial-
staat seit jeher um- und bekämpft. Während 
 heute die Konfl iktlinie – auch innerhalb der So-
zialdemokratie – vor allem entlang der Frage 
 schlanker oder umfassender Sozialstaat verläuft, 
war historisch der Sozialstaat als solcher inner-
halb der politischen Linken immer umstritten. 
Einerseits war man der Meinung, der Sozialstaat 
manifestiere und stabilisiere den Kapitalismus 
und verhindere somit einen Systemwandel. 
Gleichzeitig musste andererseits anerkannt wer-
den, dass er die Macht der Arbeiterklasse stärkte. 
Dieser Konfl ikt führte noch in den 1970er Jahren 
zu einer vitalen Auseinandersetzung um die Ge-
stalt eines sozialen Staates20. Auch die erstarkte 
Frauenbewegung ließ kein gutes Haar am bun des-
deutschen Sozialstaat21, der Geschlechterasym-
metrien verstärke und Frauen abhängig vom 
männlichen Familienernährer mache. 

Faktisch entwickelte sich der Sozialstaat ra-
sant. Von den Anfängen erster staatlicher sozialer 
Sicherungen bei Alter oder Krankheit zu Beginn 
des 20. Jahrhunderts bis hin zu den umfassen-
den Sozialstaaten der Nachkriegsära fand eine 
unvergleichliche Verbesserung der individuellen 
Lebensbedingungen  statt.  Diesem  Nachkriegs-
optimismus zum Trotz gerieten die westlichen 
Wohlfahrtstaaten im letzten Viertel des 20. Jahr-
hunderts in schweres Fahrwasser. Stagfl ation, 
Massenarbeitslosigkeit und eine sich verändernde 
Produktionsweise haben die Grundlagen der so-
zialstaatlichen Entwicklung tief erschüttert. Der 
Sozialstaat geriet in die Krise. Damit kam die lin-

ke Systemkritik wie auch die feministische Kritik 
in eine paradoxe Situation. Sie verteidigten das, 
was sie nie wollten.

Der Streit um die Zukunft des Sozialstaats 
traf die Sozialdemokratie tief ins Mark, da Wesen 
und  Bedeutung  des  Sozialstaats  untrennbar mit 
ihr verbunden sind. Die deutsche Sozialdemo-
kratie braucht aus diesem Grund eine über-
zeugende zukunftsfähige Konzeption des sozialen 
Staats im 21. Jahrhundert, um sowohl den Kür-
zungs- und Deregulierungsideologien als auch 
einer schlichten Bewahrungsstrategie etwas ent-
gegenstellen zu können. Im Rahmen ihrer aktu-
ellen Debatte um ein neues Grundsatzprogramm 
hat sie nun den Vorsorgenden Sozialstaat präsen-
tiert. Vorsorge klingt zunächst nahe liegend und 
positiv. Erst auf den zweiten Blick offenbart sich 
eine gewisse Ratlosigkeit mit dem Begriff. Was 
unterscheidet den Vorsorgenden Sozialstaat vom 
bisherigen, der ebenfalls vorsorgende Elemente 
beinhaltet? Entfällt die Sozialhilfe, da sie erst 
„nachsorgend“ greift, wenn das Individuum kei-
ne Möglichkeit (mehr) hat, ein Einkommen im 
Arbeitsmarkt zu erzielen? Gibt es im Vorsorgen-
den Sozialstaat noch eine gesetzliche Rente oder 
nur noch ein staatlich gefördertes privates Ren-
tensparen? Oder bricht der Vorsorgende Sozial-
staat mit der Sozialversicherung wie wir sie ken-
nen? Im Nachfolgenden sollen deshalb unter-
schiedliche Sozialstaatskonzeptionen, aktuelle 
Herausforderungen und zukünftige Perspektiven 
im Hinblick auf dieses neue Leitbild diskutiert 
werden. Grundlage des vorliegenden Beitrages 
sind Diskussionen im Rahmen eines Workshops 
zur „Zukunft des Sozialstaats“ im Oktober 2006, 

Die Zukunft des Sozialstaats – Ein Gang durch die Debatte

Claudia Bogedan
ZUSAMMENFASSUNG

20 Müller, Wolfgang/ Neusüß, Christel (1970): Die Sozialstaatsillusion und der Widerspruch von Lohnarbeit und Kapital. In: Sozialistische 
Politik 2 (6/7): 4-67.

21 Gerhard, Ute/ Schwarzer, Alice/ Slupik, Vera (Hg.) (1988): Auf Kosten der Frauen. Frauenrechte im Sozialstaat, Weinheim und Basel: Beltz.
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der mit diesem Band do kumentiert wird. Der Text 
versucht dabei die Diskussionsbeiträge entlang 
zentraler Aspekte sowohl aus der Diskussion 
selbst als auch aus der aktuellen wissenschaft-
lichen und politischen Auseinandersetzung zu-
sammenzufassen. 

Sozialstaat ist nicht gleich Sozialstaat

In den europäischen Ländern haben sich ver-
schiedene Typen von Sozialstaaten entwickelt, 
die sich unter anderem im Umfang der An-
spruchsrechte, der Art der Finanzierung und der 
Rolle des Staates in der Leistungserbringung un-
terscheiden. Üblicherweise werden drei große 
Gruppen unterteilt: Erstens die liberalen, angel-
sächsischen Sozialstaaten, zweitens die sozialde-
mokratischen, skandinavischen und drittens die 
konservativen, kontinentaleuropäischen Sozial-
staaten. Mit dieser Unterscheidung ist es möglich, 
verschiedene Entwicklungen erklären sowie Be-
dingungen und Möglichkeiten von sozialstaatli-
chem Wandel bestimmen zu können. 

Wenn in der politischen Auseinandersetzung 
beispielsweise die skandinavischen Staaten als 
Vorbild dargestellt werden, dann spielt das häufi g 
diffuse Wissen darüber, dass die Skandinavier es 
anders – und irgendwie auch besser22 – machen, 
eine zentrale Rolle. Tabelle 1 gibt einen systema-
tischen Überblick über einige der zentralen zur 
Klassifi kation genutzten Indikatoren und Erklä-
rungsvariablen. 

Neben diesen idealtypischen Beschreibun-
gen der sozialen Sicherungssysteme existieren in 
den europäischen Sozialstaaten häufi g Misch-
formen. Insbesondere die Reformmaßnahmen 
der letzten Jahre haben zu einem Verwischen der 
beschriebenen Sozialstaatstypen beigetragen. Bei-
spielsweise haben die kontinentaleuropäischen 
Staaten einen Ausbau der Kinderbetreuungsein-

richtungen vollzogen – auch wenn dieser nach 
wie vor quantitativ und qualitativ deutlich hinter 
den skandinavischen Ländern zurückfällt. Auch 
die im Rahmen der Europäischen Beschäftigungs-
strategie angestrebte Erhöhung der Frauener-
werbsquote führt zu Veränderungen in der insti-
tutionellen Gestalt der kontinentaleuropäischen 
Sozialstaaten. Diese Beispiele zeigen, Sozialstaa-
ten sind dynamische Gebilde, ihre konkrete Ge-
stalt ist abhängig von den jeweiligen politischen 
Kräfteverhältnissen und den damit verbundenen 
Zielen und Vorstellungen.

Das Nachkriegsmodell der BRD

Dass die Bundesrepublik23 ein sozialer Staat zu 
sein hat, ist seit 1949 in der Verfassung verbrieft. 
Was diesen sozialen Staat ausmacht, ist dagegen 
der Ausgestaltung der politischen Mehrheiten 
überlassen. Global als Erfolg der Sozialdemokratie 
gefeiert, war der bundesdeutsche Sozialstaat im-
mer schon Produkt zweier „Sozialstaatsparteien“ 
– von CDU und SPD. Wie in allen (west-)europä-
ischen Staaten begann nach dem Zweiten Welt-
krieg eine Phase massiver Expansion der Sozial-
leistungen. Zusammen mit der boomenden Welt-
wirtschaft und Vollbeschäftigung wuchs der 
Glaube an die Leistungsfähigkeit des sozialen 
Staates. Im Godesberger Programm der SPD von 
1959 wird dieser daher auch entsprechend glorifi -
ziert dargestellt, eingereiht in die Errungen-
schaften der Sozialdemokratie seit ihren Anfän-
gen als parteipolitischer Arm der Arbeiterbewe-
gung: „Der einst schutz- und rechtlose Proleta-
rier, der sich für einen Hungerlohn täglich 
sechzehn Stunden schinden mußte, erreichte den 
gesetzlichen Achtstundentag, den Arbeitsschutz, 
die Versicherung gegen Arbeitslosigkeit, Krank-
heit, Siechtum und für seinen Lebensabend. Er 
erreichte das Verbot der Kinderarbeit, der Nacht-
arbeit für die Frauen, den Jugend- und Mutter-

22 Die Wirtschaftslage in Dänemark und Schweden war in den vergangenen Jahren deutlich besser als im EU-Mittel. Beide Länder konnten 
ein kräftiges Wachstum des Bruttosozialproduktes verzeichnen. Trotz Kürzungen bei den Sozialleistungen konnte das im Verhältnis zu 
anderen Ländern generöse Leistungsniveau des Sozialstaats bewahrt und eine Öffnung der Einkommensschere verhindert werden.

23 Da nach der Wiedervereinigung das westdeutsche Sozialstaatsmodell auf die neuen Bundesländer übertragen wurde, wird im Folgenden 
ausschließlich diese Sozialstaatsform sowie deren Historie behandelt.
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Tabelle 1, Teil 1

Indikatoren/

Erklärungsvariablen

Angelsächsische/

Liberale Sozialstaaten

Kontinentaleuropä-

ische/Konservative 

Sozialstaaten

Skandinavische/

Sozialdemokratische 

Sozialstaaten

Modellländer Großbritannien Deutschland Schweden

dominante institu-

tionelle Gestalt der 

Systeme Sozialer 

Sicherung

bedarfsgeprüft, 

Staatsbürgerschaft, 

steuerfi nanziert, z.T. 

ergänzend freiwillige 

Zusatzversicherungen 

(vor allem USA), z.T. 

Grundsicherung mit 

pauschalen Leistungen 

versicherungsbasiert, 

beitragsfi nanziert, 

gebunden an Arbeits-

markteilhabe (Arbeit-

nehmer, basiert auf der 

kontinuierlichen Vollzeit-

Erwerbstätigkeit), 

staatskorporativ, Arbeit-

nehmer- und Arbeit-

geberrepräsentanz in 

den Sozialverwaltungen, 

Leistungen sind einkom-

mensabhängig. 

umfassend, Staatsbürger-

schaft, Leistungen sind 

sowohl pauschal in der 

Regel ergänzt mit ein-

kommensabhängigen 

Supplementen, steuer-

fi nanziert

zugrunde liegende 

Leitbilder und 

Paradigmen

Markt, Freiheit statt 

Gleichheit, Bedürftig-

keitsprinzip 

Selbstorganisation, 

generös und statuskon-

servierend (Äquivalenz-

prinzip), Subsidiaritäts-

prinzip (Familie)

Staat, Universalismus, 

Generosität, Gleichheit 

(Umverteilung)

Soziale Bürgerrechte24 wenig ausgeprägt, 

Inklusionsgrad ist in 

Systemen mit Grund-

sicherung hoch und 

in bedarfsgeprüften 

niedrig

Inklusionsgrad ist 

mittelstark, abhängig von 

Arbeitmarktteilnahme, 

ansonsten abgeleitete 

Ansprüche (z.B. Familien-

mitversicherung in der 

gesetzlichen Kranken-

kasse)

Inklusionsgrad ist 

umfassend. Alle Bürge-

rinnen und Bürger sind 

eingeschlossen

Sozialstaatstypen und ihre Konzeptionen

24 In Anlehnung an die Dreiteilung von T.H. Marshall (1950) in zivile (Freiheitsrechte), politische (Wahlrecht) und soziale Bürgerrechte 
(soziale Sicherung) wird hier die Ausdehnung der sozialen Bürgerrechte auf verschiedene Personengruppen untersucht. Der Inklusions-
grad beschreibt den Anteil der Bevölkerung, der eigenständige soziale Rechte besitzt. 
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Tabelle 1, Teil 2

Sozialstaatstypen und ihre Konzeptionen

Indikatoren/

Erklärungsvariablen

Angelsächsische/

Liberale Sozialstaaten

Kontinentaleuropä-

ische/Konservative 

Sozialstaaten

Skandinavische/

Sozialdemokratische 

Sozialstaaten

Modellländer Großbritannien Deutschland Schweden

Dekommodifi zierung 

und Stratifi zierung25

Dekommodifi zierungs-

effekte sind minimiert, 

Integration in den 

Arbeitsmarkt ist Ziel, 

Stratifi zierung ist hoch, 

wegen hoher Einkom-

mensungleichheit und 

geringer umverteilender 

Effekte von Steuer- und 

sozialer Sicherung

Dekommodifi zierungsef-

fekte sind hoch, Strati-

fi zierung ist gemässigt, 

da Statusunterschiede 

zwar erhalten bleiben, 

aber die Einkommens-

schere nicht so weit 

geöffnet ist

Dekommodifi zierung sehr 

stark, Gleichheitsorientie-

rung sowie generöse, 

universelle Sozialleistun-

gen führen zu geringer 

Stratifi zierung

Geschlechter-

arrangement26

- diese Unterscheidung 

liegt zum Teil etwas quer 

zur Typologie, z.B. fallen 

GB und BRD hier in eine 

Gruppe - 

Das starke Familienernährer-Modell (u.a. in der BRD, 

Großbritannien, Irland und den Niederlanden) 

ermöglicht Frauen nur eine geringe Anbindung an 

den Arbeitsmarkt. Männer dagegen üben eine 

kontinuierliche Erwerbsarbeit aus. Diese Arbeitsver-

teilung wird durch das System sozialer Sicherung 

(bspw. Familienmitversicherung) begünstigt.

Frauen und Männer sind 

kontinuierlich erwerbs-

tätig, Zwei-Verdiener-

Modell Staat übernimmt 

Betreuung von Kindern, 

Alten und Hilfebedürf-

tigen. 

Sozialausgaben 

[Anteil am BIP]
mittel hoch hoch

Rolle Arbeiter-

bewegung

bürgerliche Hegemonie Starke Einbindung der 

Gewerkschaften, 

Einheitsgewerkschaften, 

geringerer Regierungsan-

teil der Sozialdemokratie, 

starke Rolle der zweiten 

„christlich-sozialen“ 

Sozialstaatspartei

Sitzanteil linker Parteien 

im Parlament ist hoch, 

der Regierungsanteil der 

Sozialdemokratie liegt 

über 50%, hoher 

Organisationsgrad der 

Gewerkschaften, hohe 

Bedeutung ihrer Dachver-

bände in den Kollektiv-

verhandlungen, institutio-

nelle Verfl echtung 

zwischen Sozialdemokra-

tie und Gewerkschaften

 

25 Gøsta Esping-Andersen (1990) entwickelt als Bewertungsmaßstab für seine Analyse das Konzept der Dekommodifi zierung. Diese Katego-
rie defi niert den Grad, in dem eine Familie/ein Individuum ein angemessenes Einkommen unabhängig vom Arbeitsmarkt haben kann.

26  Ilona Ostner (1995) verwendet zur Analyse des Geschlechterarrangements in einem Land das Ausmaß der Vollzeit- oder Teilzeit-Mütterer-
werbstätigkeit, das Ausmaß eigenständiger oder abgeleiteter sozialer Sicherung von Frauen sowie das Ausmaß und die Art (Geld oder 
Dienste) öffentlicher Betreuungsleistungen.
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schutz und bezahlten Urlaub. Er erstritt sich die 
Versammlungsfreiheit, das Recht zum gewerk-
schaftlichen Zusammenschluss, das Tarifrecht 
und das Streikrecht. Er ist dabei, sein Recht auf 
Mitbe stimmung durchzusetzen. Der einst das 
bloße Ausbeutungsobjekt der herrschenden Klas-
se war, nimmt jetzt seinen Platz ein als Staats-
bürger mit anerkannten gleichen Rechten und 
Pfl ichten.“

Das „goldene Zeitalter“ des Sozialstaatsaus-
baus war geprägt von steigenden Sozialleistungen, 
erweiterten Arbeitsschutz- und Mitbestimmungs-
rechten sowie zunehmenden sozialen Dienstleis-
tungen. Letztere variieren indessen stark zwi-
schen den unterschiedlichen Sozialstaatstypen. 
Die skandinavischen Staaten haben einen aus-
nehmend stark ausgebauten Sektor öffentlicher 
Dienstleistungen vor allem in den Bereichen Bil-
dung und Betreuung. Viele der Tätigkeiten, die 
auf diese Weise in den skandinavischen Ländern 
staatlich und bezahlt erbracht werden, blieben in 
Westdeutschland Aufgabe der Familien. Der bun-
desdeutsche Sozialstaat folgte dem Subsidiari-
tätsprinzip. „Social insurance typically excludes 
non-working wives, and family-benefi ts en-cou-
rage motherhood. Day care, and similar family 
services, are conspicuously underdeveloped; the 
principle of ‚subsidiarity‘ serves to emphasize 
that the state will only interfere when the family’s 
capacity to serve its members is exhausted.” 
(Esping-Andersen 1990: 27). 

Außerdem wurde in der BRD auch nach dem 
Zweiten Weltkrieg am bismarckschen Sozialver-
sicherungsprinzip festgehalten. Demnach wird 
der Risikoausgleich zwischen beitragszahlenden 
Mitgliedern in den einzelnen Sozialversicherun-
gen organisiert. Das Äquivalenzprinzip begründet 
proportional zur Beitragszahlung stehende Leis-
tungen aus den Sozialversicherungen. Soziale 
Stratifi zierung wird folglich im Leistungsbezug 
fortgesetzt – wer viel verdient hat, erhält auch 
eine hohe Leistung. Diese Prinzipien spielen 
nicht nur in der Verwaltung der Programme eine 

wichtige Rolle, sie verdeutlichen eine bestimmte 
(politische) Vorstellung von Aufgabe und Funk-
tion des Sozialstaats. Solche Vorstellungen wer-
den immer dann virulent, wenn der zu vertei-
lende Kuchen schrumpft und dementsprechend 
die Verteilungskonfl ikte wachsen.

Krise des Sozialstaats – alte Probleme, 
neue Verwerfungen

Angesichts der Regierungszeiten von Ronald 
 Reagan und Margaret Thatcher hatten sich im 
Laufe der 1980er Jahre die neoliberalen Angriffe 
gegen den Sozialstaat verschärft. Der Sozialstaats-
konsens der Nachkriegsjahre war aufgelöst. Dem 
TINA27-Diktum Margaret Thatchers folgend, wer-
den Einschnitte ins soziale Netz als unausweich-
lich dargestellt. In der öffentlichen Debatte domi-
nieren dabei zwei Ursachenbündel – Globalisie-
rung und demographischer Wandel. Beide wür-
den den Sozialstaat alten Typs nicht mehr fi nan-
zierbar machen.

In den Sozialwissenschaften besteht dagegen 
eine lebendige Auseinandersetzung divergieren-
der Theorieschulen (oder schlicht Positionen) 
über Ursachen, Symptome und Wirkungen der 
Krise. In der politischen Debatte setzte sich aber 
das neoliberale Erklärungsmuster wirkungsvoll 
durch. „Hegemonial wirkt das neoliberale Politik-
modell insofern, als es suggeriert, dass die soziale 
mit der – nach allgemeiner Überzeugung not-
wendigen – Standortsicherung unvereinbar sei.“ 
(Butterwegge 2005: 235). Infolge dessen setzte in 
Westeuropa eine Politik der Leistungskürzungen 
und Konsolidierung der Staatsausgaben ein. Zu 
einem wesentlichen Rückgang der gesamten Sozi-
alausgaben in Relation zum Bruttoinlandspro-
dukt kam es hingegen nicht28. 

Wird die Perspektive auf andere Indikatoren 
und Theorien erweitert, stellt sich schnell ein 
ganzes Bündel von Krisenfaktoren heraus, aus de-
nen sich folglich weitere Handlungsbedarfe und 

27 TINA = „There Is No Alternative“. Mit diesem Satz beendete Margaret Thatcher einige ihrer Reden, um die freiheitliche Marktwirtschaft als 
globales Leitbild zu verankern.

28 Vielmehr stiegen die Sozialausgaben in allen Staaten Europas zwischen 1980 und 1998 an mit der Ausnahme der Niederlande und Irland 
(Obinger/Leibfried et. al. 2006). Gekennzeichnet ist die Entwicklung durch einen catch-up Effekt der Ausgabennachzügler. Dies legt 
insgesamt die These eines „Wachstum zu Grenzen“ (Flora 1986) nahe.
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-möglichkeiten ableiten lassen. In den Beiträgen 
in diesem Band wird vor allem auf folgende, hier 
nur angerissene Probleme und Herausforderun-
gen Bezug genommen. 
• Die stetig hohe Massenarbeitslosigkeit bleibt ein 

grundlegendes Problem bei der Finanzierung 
des Sozialstaats. Das Problem ist in beitrags-
fi nanzierten Sozialsystemen gravierender als 
in steuerfi nanzierten, da die Einnahmebasis 
grundsätzlich auf weniger Schultern verteilt 
ist. Eine Herausforderung für den bundes-
deutschen Sozialstaat ist deshalb die Verbrei-
terung der Finanzierungsbasis.

• Darüber hinaus wurde die Finanzierungsbasis 
durch die sinkende Zahl von sozialversicherungs-
pfl ichtiger Beschäftigung zusätzlich geschwächt. 
Dies wurde mit der Einführung beitragsre-
duzierter Mini- und Midijobs oder der För-
derung von neuer Selbständigkeit („Ich-AG“) 
politisch forciert. Die Hoffnung, durch die 
Senkung von Lohnnebenkosten neue Arbeits-
plätze zu schaf fen, hat sich nicht erfüllt. Viel-
mehr wurden reguläre sozialversicherungs-
pfl ichtige Arbeitsplätze verdrängt. 

• Der Strukturwandel der Erwerbsarbeit hat zu 
einer Flexibilisierung und Prekarisierung von 
 Arbeitsverhältnissen geführt. Die Ausrichtung 
des Sozialstaats am Normalarbeitsverhältnis 
bietet diesen Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern daher keinen ausreichenden Schutz. 

• Zu den Veränderungen in der Arbeitswelt ge-
hört auch eine Verkürzung der Halbwertzeit 
von Wissen. Lebenslanges Lernen ist daher 
nicht nur einem emanzipatorischen Anspruch 
geschuldet, sondern ist Maßgabe der fl exibili-
sierten Arbeitswelt. Das sozial sektierende, be-
rufsständische und wenig durchlässige deut-
sche Bildungssystem ist diesen Anforderungen 
nicht gewachsen. 

• Die Einkommensungewissheiten (durch be-
fristete Verträge oder sinkende Sozialleistun-
gen im Falle von Arbeitslosigkeit) gehen ein-
her mit einer wachsenden Spreizung der Löhne 
durch ein wachsendes Niedriglohnsegment. 
Erwerbsarbeit ist zwar nach wie vor der beste 
Schutz gegen Armut, aber die Gruppe so ge-
nannter „working poor“ wächst.

• Während in der populären Debatte um den 
demographischen Wandel immer wieder auf die 
zu niedrige Geburtenrate verwiesen wird, feh-
len bei nüchterner Betrachtung nicht Babys, 
sondern Beitragszahler/innen. Mit der altern-
den Gesellschaft entstehen jedoch neue An-
forderungen an den Sozialstaat. Angefangen 
vom Wohnen über die Pfl egeversicherung bis 
hin zum Ausbau sozialer Dienstleistungen in 
der Pfl ege und Unterstützung älterer Men-
schen. 

• Vor dem Hintergrund einer zunehmenden 
 Europäisierung wurden Wirtschafts-, Finanz-, 
Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik entkoppelt. 
Im Godesberger Programm der SPD von 1959 
hieß es noch: „Der moderne Staat beeinfl ußt 
die Wirtschaft stetig durch seine Entschei-
dungen über Steuern und Finanzen, über das 
Geld- und Kreditwesen, seine Zoll-, Handels-, 
Sozial- und Preispolitik, seine öffentlichen Auf-
träge sowie die Landwirtschafts- und Wohn-
baupolitik.“. Heute hat der Staat in diesen Be-
reichen durch die Europäisierung deutlich an 
autonomer Handlungsfähigkeit eingebüßt. 
Die EU wirkt einerseits durch die Wirtschafts- 
und Währungsunion unmittelbar auf vormals 
souveräne Politikfelder. Andererseits sind viel-
fältige mittelbare Zwänge und Nebeneffekte 
vor allem im Bereich der klassischen Felder 
des Sozialstaats zu beobachten. So schränkt 
die Rechtssprechung des EuGH zur Herstel-
lung der Binnenmarktkompatibilität die Sou-
veränität nationaler Sozialstaaten ein. Bei-
spielsweise können gesetzliche Krankenversi-
cherungen oder Nationale Gesundheitsdienste 
ihren Mitgliedern Leistungen in anderen Mit-
gliedsländern grundsätzlich nicht verwehren. 
Sie können diese allerdings im nationalen In-
teresse begrenzen. Angesichts dieser bedeu-
tenden Rolle des EuGH hat sich ein umfas-
sendes Netz regulativer Politiken in der Sozial- 
und Arbeitsmarktpolitik entsponnen. Diese 
folgen jedoch nicht der Logik der Befreiung 
vom Marktzwang, wie sie im Esping-Ander-
senschen Dekommodifi zierungsindikator be-
nutzt wurde, sondern zielen auf die Herstel-
lung von Marktlichkeit bzw. der Herstellung 
der Binnenmarktkompatibilität.
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Betrachtet man die aktuellen Finanzierungs- und 
Legitimationsprobleme des Sozialstaats, ergeben 
sich vielfältige politische Handlungsmöglichkei-
ten. Das eingeforderte Primat der Politik hieße 
nun, aus diesen unzähligen Möglichkeiten ein 
kohärentes politisches Leitbild zu entwickeln. In-
wieweit dies mit dem Konzept des Vorsorgenden 
Sozialstaats gelungen ist, soll im Folgenden dis-
kutiert werden. 

Der Vorsorgende Sozialstaat

Das neue Leitbild des Vorsorgenden Sozialstaats 
wird im „Bremer Entwurf“, der die Grundlage für 
das im Oktober 2007 beschlossene neue Grund-
satzprogramm der deutschen Sozialdemokratie 
ist, wie folgt umrissen. „Das Leitbild unserer Sozi-
alpolitik für das 21. Jahrhundert ist der Vorsor-
gende Sozialstaat. Er befähigt die Menschen, ihr 
Leben selbst bestimmt zu meistern, indem er 
 aktivierende, präventive und investive Ziele in 
den Mittelpunkt stellt. Er fördert existenzsi-
chernde Erwerbsarbeit, hilft bei der Erziehung, 
setzt auf Gesundheitsprävention und verhindert 
Armut. Er gestaltet den demographischen Wan-
del und begreift Bildung als zentrales Element der 
Sozialpolitik. Er fördert eine höhere Erwerbsquo-
te von Frauen und Älteren. Er verhindert Aus-
grenzung und erleichtert berufl iche Integration. 
Er entlässt nicht aus der Verantwortung für das 
eigene Leben.“ Klingt alles nicht neu. Richtig. 
Denn schon im derzeit noch gültigen Berliner 
Programm der SPD von 1989 heißt es, „Sozialpo-
litik, die sich darauf beschränkt, eingetretene 
Schäden zu beheben, ist inhuman und überdies 
fi nanziell rasch überfordert. Der wirksamste 
Schutz geschieht durch Vorbeugung [Hervorh. 
CB]. Sozialpolitik will nicht nur reparieren und in 
Notfällen einspringen, sondern vorausschauend 
gestalten. Sie soll Lebens- und Arbeitsbedin-

gungen menschenwürdig machen. Ökologische 
Politik zum Schutze der Gesundheit, Humanisie-
rung der Arbeit, Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
und gerechtere Einkommensverteilung sind zen-
trale Aufgaben vorbeugender Sozialpolitik.“

Während also der Aspekt der Vorsorge bereits 
im Berliner Programm der SPD von 1989 zu fi n-
den ist, ist die Unterscheidung von aktivierender, 
präventiver und investiver Sozialpolitik neu. Ak-
tivierende und investive Sozialpolitik gehören 
 indessen spätestens seit den Debatten um den 
„dritten Weg“ zum programmatischen Vorrat ei-
ner modernisierten Sozialdemokratie in Europa. 
Sprachlich an die Rhetorik der New Economy an-
gelehnt29, offenbaren die Begriffe einen deut-
lichen Paradigmenwechsel. Der Sozialstaat ist 
nicht länger „Soziales Netz“, das im Falle des 
Falles den Absturz verhindern soll, sondern soll 
nun wie ein „Trampolin“30 sein und Menschen 
zurück in den Arbeitsmarkt „befördern“. Die (aus-
schließlich) monetäre Kompensation des Er-
werbsausfalls sei in einer modernen, wirtschaft-
lich dynamischen Gesellschaft unzureichend. 
Diese Gesellschaftsvorstellung setzt ein Individu-
um voraus, das selbst dynamisch und fl exibel 
oder wie es im Bremer Programmentwurf heißt, 
eigenverantwortlich ist. Aktivierende und inves-
tive Sozialpolitik lassen sich je nach Lesart als An-
passung an die Marktbedingungen (Re-Kommo-
difi zierung) oder als emanzipatorisches Projekt 
verstehen. Der Vergleich unterschiedlicher sozi-
aler Demokratien, die in den vergangenen zehn 
bis 15 Jahren eine aktivierende Sozialpolitik im-
plementiert haben, zeigt daher auch beträcht-
liche Unterschiede in den konkreten Politiken. 
Während die Politik der AGENDA 2010 in 
Deutschland mit einer drastischen Kürzung von 
Sozialleistungen (Arbeitslosengeld) einherging, 
haben die Dänen Mitte der 1990er Jahre eine ex-
pansive Politik betrieben und Gelder in Jobrota-
tion31 und Weiterbildungsmaßnahmen „inves-

29  In Anthony Giddens Skizze des „dritten Weges“  heißt es sogar „Der Staat als Sozialinvestor (Giddens 1999: 117).
30 Das Bild des Trampolin ist verbunden mit der Argumentation einiger Sozialstaatsforscher, die den traditionellen Keynesianischen Sozial-

staat von einem Schumpeterschen “workfare state” abgelöst sehen (Torfi ng 1999), der vor allem auf Arbeitsmarktfähigkeit abzielt und 
statt Jobs und Gleichheit Wettbewerb und Flexibilität fördert. Damit verbunden ist die Kritik, dass ein Trampolin nur für jene Menschen 
dienlich ist, die von sich aus fl exibel und wettbewerbsfähig sind. Für Alte, Kranke oder Schwache bietet das Trampolin keine Hilfe.

31 Der Begriff Jobrotation bezeichnet ein Instrument der Arbeitsmarktpolitik, das zur Förderung der Weiterbildung vor allem in mittelstän-
dischen Betrieben entwickelt worden ist. Während ein Mitarbeiter des Unternehmens an einer Weiterbildungsmaßnahme teilnimmt, 
wird dieser durch eine zuvor arbeitslose Erwerbsperson an seinem Arbeitsplatz vertreten.
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tiert“. Es ist daher bemerkenswert, dass sich zur 
aktivierenden und investiven Sozialpolitik nun 
ein drittes Element gesellt, die Prävention. In die-
sem Aspekt vereinen sich der alte Anspruch, Ar-
mut zu verhindern, mit dem neuen Leitbild der 
fi nanziellen Stabilisierung der Sozialsysteme, um 
diese auch zukünftig funktionsfähig zu halten. 
Zudem erhält Bildung einen neuen Stellenwert 
innerhalb der Sozialpolitik.32 

Außerdem wird auch das enge auf den männ-
lichen Familienernährer bezogene Leitbild aufge-
geben, und der Vorsorgende Sozialstaat soll stär-
ker „am Bürgerstatus und weniger stark am Er-
werbsstatus anknüpfen“. Diesem Maßstab fol-
gend sollen „die paritätisch fi nanzierten Beiträge 
durch eine höhere und nachhaltige gesicherte 
Steuerfi nanzierung“ ergänzt werden (Bremer Pro-
grammentwurf S. 48). 

Würdigung

Legt man die unterschiedlichen in Tabelle 1 zu-
sammengefassten Sozialstaatskonzeptionen einer 
Würdigung des Konzepts, des Vorsorgenden So-
zialstaats zugrunde, so erscheint die Bewegung 
zunächst in Richtung eines skandinavischen So-
zialstaats  zu  gehen  –  wie  dies  aus  Kreisen  der 
SPD in den letzten Jahren auch immer mal wie-
der zu hören war. Bislang fehlt es allerdings an 
einem klaren Bekenntnis zu einer am skandina-
vischen Niveau gemessenen Staatsquote, Genero-
sität und Inklusionsgrad der Leistungen. Auch 
der Ausbau eines umfassenden Sektors öffent-
licher Dienstleistungen wie er in den skandina-
vischen Staaten bereits in den 1970er Jahren 
stattgefunden hat, ist bislang weder erfolgt noch 
versprochen worden. Während die familienpoli-

tischen Ausgaben in Deutschland zwar ähnlich 
hoch wie in den skandinavischen Ländern sind, 
wird über die Ausgabenart eine andere Wirkung 
erzielt. Beispielsweise fi ndet in Deutschland fami-
liäre Unterstützung vor allem durch monetäre 
Transfers statt33, die Skandinavier hingegen be-
vorzugen institutionelle Betreuungsangebote.

In der Debatte im Rahmen des durchgeführ-
ten Workshops ist zudem deutlich geworden, 
dass ein neues sozialstaatliches Leitbild vor allem 
Sicherheit in einer fl exibilisierten Arbeitswelt 
 garantieren muss. Das derzeit europaweit propa-
gierte Flexicurity-Konzept sei dazu nicht in der 
Lage. Mit diesem Konzept werde in der Regel die 
Notwendigkeit der Flexibilisierung der sozial-
staatlichen Arrangements verbunden (z.B. der 
Abbau von Kündigungsschutz34). Angesichts der 
in den Beiträgen dieses Bandes beschriebenen 
Veränderungen in den sozialen Lagen und der 
Struktur der Erwerbsarbeit muss die bereits er-
folgte Flexibilisierung zukünftig besser sozial ab-
gesichert werden. Während die Sozialdemokratie 
zwar abstrakt weiter am Konzept einer umfas-
senden sozialen Sicherung festhält, ist die Anpas-
sung der Instrumente zur Erreichung dieses Ziels 
unter den veränderten Bedingungen nur unzu-
reichend gewesen. Folglich konnten auch die 
Ziele nicht mehr erreicht werden.  

Die Politik der Leistungssenkungen im Be-
reich der Arbeitslosenunterstützung hat zu einer 
Verunsicherung in breiten Teilen der Bevölke-
rung beigetragen. Die Schaffung der Mini- und 
Midi-Jobs hat ebenso wie die Strategie der Aus-
weitung des Niedriglohnsektors keine signifi -
kanten Beschäftigungseffekte erzielt. Ihre Auswir-
kungen auf die soziale Lage führen angesichts des 
Äquivalenzprinzips in der Sozialversicherung 
auch langfristig zu unsicheren Einkommensver-

32 In der Sozialdemokratie hatte Bildung schon immer einen zentralen Stellenwert, angefangen bei den Arbeiterbildungsvereinen über die 
Bildungsexpansion der 1970er Jahre bis hin zu dem heutigen Bemühen, ein längeres gemeinsames Lernen bis zur 10. Klasse in den 
Bundesländern durchzusetzen. Während Bildung jedoch vormals als Möglichkeit galt, gesellschaftlichen Aufstieg und Teilhabe am 
wachsenden Wohlstand zu ermöglichen, liegt heute ein weiterer Schwerpunkt auf der Herstellung der Markt- bzw. Beschäftigungsfähig-
keit. Gegenüber dem emanzipatorischen Anspruch der Bildungspolitik wird nun die „präventive“ Wirkung gestärkt, die den Einzelnen 
in die Lage versetzen soll, ein eigenständiges Einkommen im Arbeitsmarkt zu erzielen.

33 Beispiel für die damit implizierten Fehlallokationen ist das Ehegattensplitting, das Ehe und nicht Familie im Sinne einer Lebensgemein-
schaft mit Kindern fördert.

34 In diesem Kontext wird häufi g auf das dänische Vorbild Bezug genommen. In Dänemark gibt es zwar einen geringen gesetzlichen Kün-
digungsschutz, allerdings bilden Kündigungsfristen in den Tarifverträgen ein Äquivalent zur deutschen gesetzlichen Regelung. Arbeits-
marktfl exibilität in Dänemark bedeutet vor allen eine hohe „turn-over“ Rate, d.h. häufi ge Arbeitsplatz- und Berufswechsel sind üblich.
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hältnissen. Dabei mangele es vor allem an einer 
ausreichenden Berücksichtigung weiblicher Le-
bensrealitäten. Frauen sind überproportonial von 
Niedriglöhnen betroffen – auch ohne unbedingt 
im klassischen Niedriglohnsektor zu arbeiten. In 
einigen Gebieten in Ostdeutschland liegt der ta-
rifl ich vereinbarte Lohn einer Friseurin unterhalb 
des defi nierten Armutslohns35. Dies wird zu einer 
Verschärfung des Problems von Armutsrenten 
beitragen. Schon heute haben Frauen fast ein 
Drittel weniger Rente als Männer. In der Debatte 
wurde daher sowohl eine Orientierung an der 
Doppelverdiener-Norm als auch an der Hoch-
lohnstrategie der skandinavischen Länder einge-
fordert.

Betont wurde ebenfalls, dass für eine an ge-
sellschaftlicher Gleichheit orientierte Sozialstaats-
perspektive die Leistungen nicht an Bedürftigkeit 
ausgerichtet sein dürften. Sozialstaaten, denen es 
gelingt, die Mittelklasse ebenfalls einzubinden, 
entfalten eine größere Legitimation, während an-
sonsten gilt, „welfare for the poor is poor welfa-
re“. Der Erfolg des skandinavischen Modells be-
ruhe daher auf der hohen Legitimität des Sozial-
staats, der in stärkerem Maße auch hohe Ein-
kommen zur Finanzierung der sozialstaatlichen 
Leistungen heranziehen könne. Eine hohe Legiti-
mation konnte vormals auch das Nachkriegsar-
rangement des westdeutschen Sozialstaats ent-
falten, der geringe Armutsquoten und eine Wohl-
fahrtssteigerung für breite Bevölkerungsschichten 
erzeugte. 

In diesem Kontext wurde auch dem Modell 
des bedingungslosen Grundeinkommens (BGE) 
eine Absage erteilt. Schon heute stelle die aufge-
regte Debatte um „Sozialschmarotzer“ eine Krise 
für die Akzeptanz des Sozialstaats dar. Das BGE 
bietet im Gegenzug nur „Teilhabe durch Konsum-
tion“. Eine wirkliche Antwort auf die Abstiegs-
ängste der Mittelschichten biete es nicht, da Sta-
tus und Teilhabe sich vor allem über den Arbeits-
markt defi niere. 

Scharfe Kritik wurde zudem an der unzurei-
chenden Auseinandersetzung mit der brüchigen 
Finanzierungsgrundlage des Sozialstaats geübt. 
Erstens handelt es sich in Deutschland um eine 
reicher werdende Gesellschaft. Es könne daher 
keine Rede davon sein, dass man sich einen um-
fassenden Sozialstaat nicht mehr leisten könne. 
Der Verteilungsbericht des Wirtschafts- und Sozi-
alwissenschaftlichen Instituts der Hans-Böckler-
Stiftung belegt sinkende Bruttolöhne bei gleich-
zeitig steigenden Gesamteinkommen und wach-
sender Einkommensungleichheit. Der Anteil der 
Einkünfte aus abhängiger Beschäftigung an allen 
Einkommensformen sinkt. Die Fixierung der So-
zialversicherung auf die Einkommen abhängig 
Beschäftigter schwäche daher unnötig die Finan-
zierungsbasis. Zweitens werde die Bedeutung der 
Arbeitskosten für die Beschäftigungsentwicklung 
zu hoch bewertet. Theoretisch bewerten unter-
schiedliche Denkschulen zwar die Beschäfti-
gungseffekte mit unterschiedlicher Richtung und 
Stärke. In der Praxis lasse sich die theoretisch ab-
geleiteten Effekte so eindeutig nicht fi nden. Auch 
der Sachverständigenrat empfi ehlt daher einen 
Finanzierungsmix mit Einkommens- und Mehr-
wertsteuer. Drittens bleibe in der politischen De-
batte der Blick zu sehr auf den deutschen Kontext 
fi xiert. Die Erfahrungen der skandinavischen 
Länder zeigen dagegen, dass auch unter den Be-
dingungen von Globalisierung und Europäisie-
rung eine hohe Abgabenlast und ein umfassender 
Sozialstaat kein Hindernis für wirtschaftliche 
 Prosperität sind. Stattdessen entziehe die konti-
nuierliche Kritik in Deutschland am überdimen-
sionierten Sozialstaat das notwendige Vertrauen 
der Beitragszahlenden in die Funktion der so-
zialen Sicherungssysteme.

Insbesondere jüngere Erwerbspersonen glau-
ben nicht daran, selbst einmal Nutzen aus ihren 
Beiträgen zu ziehen. „Während Männer traditio-
nell die Normalarbeitsverhältnisse und damit alle 
Vorteile, die an eine dauerhafte vollzeitige Be-

35 Nach allgemeiner Defi nition wird der Niedriglohn als Einkommen unterhalb der relativen Armutsgrenze (= 50% des Durchschnittsein-
kommens) angesetzt.
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schäftigung in einem Betrieb gekoppelt sind, für 
sich monopolisieren, waren Frauen – und junge 
Menschen – mehr oder weniger freiwillig Pio-
nierinnen fl exibler Beschäftigung. Die Flexibili-
sierung führt zur Ungewißheit zukünftiger Ein-
kommenschancen und zur Polarisierung der Ein-
kommen sowie der Arbeitsbedingungen.” (Leit-
ner/Ostner 2000: 42). Aufgrund der verzögerten 
Einstiege in sozialversicherungspfl ichtige Be-
schäftigung (Stichwort „Generation Praktikum“) 
und die Erfahrung von brüchigen Erwerbsbiogra-
fi en aufgrund der schlechten Arbeitsmarkt-
situation stellen die sozialen Sicherungssysteme 
nur einen unzureichenden Schutz für jüngere 
 Erwerbspersonen dar. Sonderregelungen, die zu-
dem Bezugsbedingungen für die unter 25-jäh-
rigen verschärfen bzw. für diese Altersgruppe be-
stimmte Schutzmechanismen aufweichen, unter-
höhlen die legitimatorische Basis zusätzlich. 

Begrüßt wurde daher ein Umbau der Arbeits-
losenversicherung in eine Arbeits- oder Beschäfti-
gungsversicherung. Diese soll nicht erst dann 
Leistungen erbringen, wenn der Risikofall Er-
werbslosigkeit eingetreten ist, sondern Übergän-
ge und Brüche in der Erwerbsbiografi e absichern. 
Dazu gehören individuelle Ansprüche auf Quali-
fi zierung ebenso wie Phasen verkürzter Arbeits-
zeit oder Auszeiten (Sabbatical). Damit entlastet 
die Arbeitsversicherung die Beschäftigten vor der 
privaten Organisation von Fort- und Weiterbil-
dung und nutzt gleichzeitig dem Arbeitgeber. Au-
ßerdem werden Optionen auch für Männer ge-
schaffen, Erwerbs- und Familienarbeit besser 
 miteinander zu verbinden. Damit wird dem An-
spruch, Arbeitszeitfl exibilisierung auch mit Ar -
beitszeitsouveränität für die Beschäftigten zu ver-
binden, ebenfalls Rechnung getragen. Begleitend 
sollten daher auch differenzierte Formen der Wo-
chen-, Jahres-, und Lebensarbeitszeitverkürzung 
in Angriff genommen werden.

Fazit

Entgegen der landläufi gen Meinung ist ein um-
fassender  Sozialstaat  auch  zukünftig  fi nanzier -
bar, so das Fazit der Teilnehmenden des Work-

shops. Mehr noch – so das Plädoyer – es gilt die-
sen (wieder) als Voraussetzung für wirtschaftliche 
Stärke zu begreifen. Ein sozialdemokratisches 
Leitbild sollte den Sozialstaat als Produktivfaktor 
identifi zieren und ihn zur Grundlage einer koor-
dinierten Makrosteuerung machen. Eine solche 
Makrosteuerung umfasst erstens eine unter den 
Bedingungen der Europäisierung wieder in Ba-
lance gebrachte und koordinierte Wirtschafts- 
und Sozialpolitik. Sie fragt aber, zweitens, auch 
nach der Rolle des Staates als solchem und dem 
Umfang seiner Staatstätigkeit. Wer soll künftig in 
dieser Gesellschaft Kinder erziehen und Alte pfl e-
gen? Bleibt die Verantwortung bei den Familien 
oder erbringt der Staat solche Aufgaben zukünftig 
selbst oder beauftragt er gar Private? Welche Ge-
staltungserfordernisse ergeben sich aus einer an 
Kurzfristigkeit und schnellem Profi t ausgerichte-
ten Wirtschaftsweise und den Arbeitsmarkt-
ängsten einer mehr oder weniger bedrohten Mit-
telschicht? Welche Antworten braucht eine al-
ternde Gesellschaft, welche Anforderungen erge-
ben sich aus den veränderten sozialen Lagen?

Vorbild dafür sollten die skandinavischen 
Sozialstaaten sein. Sei es wirtschaftliche Prosperi-
tät, Innovation, die Geburtenquote, gesellschaft-
liche Gleichheit, Armutsbekämpfung oder der 
Erhalt umfassender sozialer Sicherungssysteme, 
in allen diesen Bereichen sind uns die skandina-
vischen Länder derzeit überlegen. Hier müssen 
allerdings die unterschiedlichen sozialstaatlichen 
Traditionen unbedingt berücksichtigt werden. 
Denn ein Sozialstaatsprojekt funktioniert nicht 
wie ein kaltes Buffet, bei dem in beliebiger Zu-
sammenstellung und Reihenfolge Elemente kom-
biniert werden können. Es kommt daher auf die 
Stimmigkeit unterschiedlicher Politiken an, da 
ein sozialer Staat mehr als die Summe seiner Be-
standteile ist. Der Vorsorgende Sozialstaat ohne 
eine ihm entsprechende Vorstellung wirtschaft-
licher Steuerung und Regulation bleibt ein Pa-
piertiger. Die in diesem Band zusammengeführ-
ten Beiträge liefern eine umfassende Analyse der 
gegenwärtigen Gesellschaft und sind somit ein 
guter Ausgangspunkt für die Entwicklung einer 
neuen, kohärenten Konzeption einer sozialen 
Demokratie. 
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